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Tagesordnungspunkt:

Referentenentwurf zur Revision des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz)

Kenntnisnahme:

Die Vorlage Nr. 14/3402 zum Referentenentwurf zur Revision des 
Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) wird zur Kenntnis genommen.

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein

Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

In Vertretung
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Zusammenfassung: 

 

Der Referentenentwurf des „Gesetz(es) zur Einführung des Gesetzes zur frühen 

Förderung und Bildung von Kindern und zur Änderung des Schulgesetzes“ wurde am 

7. Mai 2019 von der Landesregierung vorgelegt. Bis zum 28. Mai 2019 hat die 

Landesregierung Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. Das Gesetz soll vor der 

Sommerpause des Landtags verabschiedet werden und zum 1. August 2020 in Kraft 

treten. 

 

Die Landesregierung beabsichtigt, mit der Gesetzesänderung die strukturelle 

Unterfinanzierung der Kindertagesbetreuung zu beheben und die Qualität der 

Kindertagesbetreuung zu verbessern. 

 

Diese Vorlage informiert über die Kernpunkte des Entwurfes und geht auf die 

Stellungnahme der Landesjugendämter ein. 
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Begründung der Vorlage Nr. 14/3402: 

 

 

Nach langen Vorverhandlungen, insbesondere mit den Kommunalen Spitzenverbänden 

(vgl. Vorlage Nr. 14/3150), wurde von der Landesregierung am 7. Mai 2019 der 

Referentenentwurf des „Gesetz(es) zur Einführung des Gesetzes zur frühen Förderung 

und Bildung von Kindern und zur Änderung des Schulgesetzes“ vorgelegt (Anlage 1). 

 

Ziele des Gesetzes sind die Beseitigung der strukturellen Unterfinanzierung der 

Kindertagesbetreuung sowie die Verbesserung der Qualität der frühkindlichen Bildung. 

Die mit den kommunalen Spitzenverbänden vereinbarten Eckpunkte für eine Reform des 

Kinderbildungsgesetzes werden mit dem Referentenentwurf vollumfänglich umgesetzt. 

 

Im Rahmen der Verbändebeteiligung hatten die Landesjugendämter Gelegenheit bis zum 

28. Mai 2019 zu dem Entwurf Stellung zu nehmen. Davon haben die Landesjugendämter 

Gebrauch gemacht (Anlage 2). Die Stellungnahme umfasst sieben Themenbereiche: 

 

1. Qualitätsstandards in der frühen Bildung 

Thematisiert wird unter anderem, inwieweit mit den zur Verfügung stehenden 

Fördermitteln Qualitätsverbesserungen erreicht werden können.  

2. Gemeinsame Bildung von Kindern mit und ohne Behinderung 

Die Landesjugendämter regen in ihrer Stellungnahme Verbesserungen für die 

gemeinsame Erziehung für Kinder mit und ohne Behinderung an. 

3. Flexible und am individuellen Bedarf ausgerichtete Angebote versus 

Sicherung der Qualität 

Der Entwurf sieht eine Förderung der Flexibilisierung der Öffnungszeiten vor. Die 

Landesjugendämter halten es für fachlich erforderlich, die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf unter die Prämisse des Kindeswohls zu stellen und die täglichen 

Betreuungszeiten auf maximal zehn Stunden täglich zu begrenzen. Ferner wird die 

geplante Reduzierung der erlaubten Schließtage kritisch beleuchtet. 

4. Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII), Qualitätsentwicklung 

(§ 79a SGB VIII) und Fachberatung 

Der Entwurf sieht konkrete Regelungen und Vorgaben für die Jugendhilfeplanung 

sowie die Stärkung der Fachberatung durch eine Neuausrichtung der finanziellen 

Förderung vor. Die Landesjugendämter halten die zum Teil sehr kleinteiligen 

Vorgaben für nicht angemessen. Darüber hinaus wird angeregt, die Aufgaben 

Jugendhilfeplanung, Qualitätsentwicklung und Fachberatung genauer inhaltlich 

abzugrenzen und die Bezuschussung von Qualitätsentwicklung und Fachberatung 

getrennt auszuweisen. 

5. Kindertagespflege 

Der Entwurf des Gesetzes enthält erstmalig detaillierte Regelungen auch für die 

Ausgestaltung der Kindertagespflege, die in der Stellungnahme kommentiert 

werden.  

6. Bürokratischer Aufwand in der Umsetzung des Kinderbildungsgesetzes 

Die Reduzierung des bürokratischen Aufwandes sollte eines der Ziele der Revision 

des Kinderbildungsgesetzes sein. Die Stellungnahme der Landesjugendämter 

hinterfragt dies. 
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7. Investitionsförderung, Belegung investiv geförderter Plätze 

Der Entwurf des Gesetzes sieht eine Vereinfachung des Nachweises der 

zweckentsprechenden Belegung investiv geförderter U3-Plätze vor. 

 

Das weitere Gesetzgebungsverfahren ist wie folgt geplant: 

Nach Abschluss der Verbändeanhörung soll der Gesetzentwurf noch vor der 

Sommerpause in den Landtag eingebracht und verabschiedet werden. Im Rahmen des 

Gesetzgebungsverfahrens wird der zuständige Fachausschuss des Landtags NRW mit an 

Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit zu einer Anhörung einladen und damit erneut 

Gelegenheit geben, zum Kabinettsentwurf Stellung zu beziehen. Das Gesetz soll zum 

1. August 2020 in Kraft treten. 

 

 

In Vertretung 

 

 

B a h r – H e d e m a n n 
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MKFFI

(Referentenentwurf)

Gesetzentwurf

der Landesregierung

Gesetz zur Einführung des Gesetzes zur frühen Förderung und Bildun  von Kindern

und zur Änderung des Schul esetzes

A Problem

Die finanzielle Situation der Kindertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen war bis

2017 äußerst angespannt. Der schwierigen Lage mit drohenden Einrichtungsschlie¬

ßungen, Gualitätsverlusten durch Personalabbau und der Gefährdung des notwendi¬

gen Platzausbaus hat die Landesregierun  unmittelbar nach Regierungsantritt ent¬

gegen gewirkt. Ursächlich für die Notsituation war vor allem  ie strukturelle Unterfi¬

nanzierung der Kindertageseinrichtungen. Bis zum Kindergartenjahr 2015/2016 er¬

höhten sich die Kindpauschalen jedes Jahr automatisch um 1,5 Prozent. Diese Er¬

höhung konnte besonders die deutlich schneller gestiegenen Personalkosten nicht

auffangen. 2017 hat  ie Landesre ierung deshalb die Kindertagesein ichtungen in

Nordrhein-Westfalen mit dem Kita-Träger-Rettungsprogramm deutlich entlastet und

zunächst für die Kindergartenjahre 2017/2018 und 2018/2019 Qualität in der Kinder¬

tagesbetreuung gesichert.

Auf Grundlage einer Verständigung mit den Kommunen konnte diese Stabilisierung

für das Kindergartenjahr 2019/2020 verlängert und gleichzeitig der Einstieg in eine

umfassende Reform begonnen werden. Ziel der Übergangsfinanzierung 2019/2020

war vor allem, eine angemessene Vorlaufzeit für Träger, Kommunen und Land zur

Neujustierung der Finanzierung zu erreichen. Darüber hinaus dienten die Mittel dazu,

die Qualität frühkindlicher Bildung, Betreuung und Erziehung durch die Finanzierung

des Personals insbesondere auch von Leitungszeit zu sichern und zu verbessern.

Damit ist eine dauerhaft tragfähige Finanzierung jedoch noch nicht erreicht.
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Die derzeitigen Rahmenbedingungen halten den hohen qualitativen Maßstäben an

eine zukunftsfähige Elementarbildung in der Fläche noch nicht Stand. Besonders seit

Inkrafttreten des Betreuungsanspruchs für ein- und zweijährige Kinder wächst der

Ausbaubedarf rasant. Hinzu kommen die demografische Entwicklung und die gestie¬

gene Erkenntnis, wie wichtig frühe Bildung für das Aufwachsen der Kinder und mehr

Chancengerechtigkeit in der Gesellschaft ist.

Sprache ist der Schlüssel in der Bildungsbiografie der Kinder. Um zu gewährleisten,

dass sprachliche Bildung flächendeckend qualitativ gut und verbindlich u gesetzt,

wird, muss die ailtagsintegrierte Sprachbildung weiterentwickelt werden.

Eine planungssichere Finanzierung ist zudem für die Sicherstellung und Weiterent¬

wicklung eines guten Personalschlüssels existentiell. Der quantitativ wie qualitativ

notwendige Ausbau des Betreuungsangebots muss von einer:  ontinuierlichen quali¬

fizierten Sicherung des Fachkräftebestands und einer Offensive für deren Neugewin¬

nung zur Deckung des Mehrbedarfs begleitet werden. Erhöhter Platzbedarf und län¬

gere Betreuungszeiten erfordern finanzielle  ittel, die es in den Kindertageseinrich¬

tungen und in der Kindertagespflege ermöglichen, die erforderlichen Personalres¬

sourcen zur Verfügung zu stellen.

Eine weitere Herausforderung auch in finanzieller Hinsicht liegt in den gestiegenen

Anforderungen der Arbeitswelt an  obilität und Flexibilität der Beschäftigten und den

damit verbundenen Anforderungen an die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Hier

müssen auch die Arbeitgeber ihrer Verantwortung für Familien gerecht werden. Auf-
i

grund der anhaltenden Veränderungen, aber auch vor dem Hintergrund größerer

Vielfalt familiärer Strukturen, erfordert die Bedarfsgerechtigkeit der Angebote für Ju¬

gendämter und Träger zusätzliche Anstrengungen.

Rund 30 Prozent aller unterdreijährigen Kinder in Nordrhein-Westfalen werden in

Kindertagespflege betreut. Besonders die Qualifikation der Kindertagespflegeperso¬

nen und ihre regelmäßige Unterstützung bei der erforderlichen Qualit tsentwicklung

erfordern flächendeckend mehr Qualifizierung und mehr Professionalisierung..
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Das Recht jeder Einrichtung und jeder Kindertagespflegeperson auf fachliche Bera¬

tung i t unterschiedlich entwickelt. Einrichtungsträger, Leitungskräfte und die p da¬

gogischen Kräfte in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege benötigen be¬

sonders in Zeiten des quantitativen und qualitati en Ausbaus Unterstützung bei der

Begleitung von Qualitätsentwicklungsprozessen und dem Transfer von Wissenschaft

und Fach raxis.

Familien in Nordrhein-Westfalen werden in Nordrhein-Westfalen mit Ausnahme des

letzten Kindergartenjahres mit Elternbeiträgen finanziell belastet.

B Lösung

Mit der grundlegenden Reform des KiBiz folgt nun der wichtigste Schritt für die Zu¬

kunft der Kindertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen. Zur Beseitigung der struktu¬

rellen Unterfinanzierung werden j hrlich zusätzlich rund 750  illionen Euro je hälftig

vom Land und den örtlichen Trägem der öffentlichen Jugendhilfe für die Kinderta¬

gesbetreuung in Einrichtungen zur Verfügung gestellt. Mit diesen Mitteln können die

von Anfang an im KiBiz vorgesehenen Standards wieder realisiert werden.

Die Finanzierung der Kindertagesbetreuung wird durch die dynamische Anpassung

nach einem Index auch für die Zukunft verlässlich. Damit wird sichergestellt, dass

sich die pauschalierte Finanzierung jedes Jahr entsprechend der tats chlichen Ent¬

wicklung der Personal- und Sachkosten erhöht.

Gleichzeitig kann so in Zukunft gewährleistet werden, dass in jeder Einrichtung die

Leitungskräfte mindestens anteilig von der unmittelbaren pädagogischen Arbeit mit

den Kindern freigestellt sind. Leitungskräfte haben eine Schlüsselrolle bei der Si¬

cherstellung und Weiterentwicklung der Qualität in Kindertageseinrichtungen. Die

strukturelle Verbesserung der Finanzierung sichert einen Mindestumfang dieser

wichtigen Leitungszeit.

Durch die neue Finanzierung der Kindertagesbetreuung, insbesondere die planungs¬

sichere Finanzierung einer insgesamt höheren Gesamtpersonalkraftstundenzahl,

werden die Zeiten, die für die pädagogische Betreuung der Kinder zur Verfügung
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stehen, nac haltig verbessert. Jede Kindertageseinrichtung in Nordrhein-Westfalen

erhält mehr finanzielle Mittel für mehr Personal.

Die Rahmenbedingungen für die alltagsintegrierte Sprachbildung werden verbessert.

Die Grundlage für eine qualitative Weiterentwicklung der Sprachförderung wird vor

allem dort erweitert, wo besonders viele Kinder mit besonderem Unterstützungsbe¬

darf betreut werden, sei es, weil sie mit einer nicht-deutschen Familiensprache auf¬

wachsen oder weil sie von Armut betroffen sind. Sprachförderung muss verbindlich,

gut und überprüfbar umgesetzt werden. Dies soll auch durch mehr Qualifizierung und

mehr fachliche Begleitung forciert werden.

Im Bereich der Kindertagespflöge wurden in vielen Jugendamtsbezirken vielfältige

Entwicklungen angestoßen. Es gibt sehr unterschiedliche Ansätze zur Qualifizierung

der Kindertagespflegepersonen und eine sehr unterschiedliche Ausgestaltung der

An ebote vor Ort. Mit der Gesetzesänderung werden  ezielt die Potenziale unter¬

stützt, die die Kindertagespflege als ortsnahes, flexibles Ang bot für die lokalen Be¬

darfslagen und gleichzeitig als qualifizierte, individuelle Betreuungsalternative in klei¬

nen Gruppen ausmachen. Die Finanzierung von mittelbarer pädagogischer Zeit der

Kindertagespflegepersonen, die Förderung der kompetenzorientierten Qualifizierung,

regelmäßige Fortbildungen und die Sicherung qualifizierter Fachberatung sollen dazu

beitragen, dass sich die Kindertagespflege flächendec end professionalisiert und

qualitativ  eiter entwickelt.

Die Kindertagesbetreuung ist in den letzten Jahren stetig angewachsen. Vor dem

Hintergrund der gestiegenen Geburtenzahlen, der Anzahl der nach Nordrhein-

Westfalen zugewanderten Familien und dem wachsenden Umfang an Betreuungs-

bedarfen, ist auch in den nächsten Jahren mit einer Expansion der Kindertagesbe¬

treuung zu rechnen. Die Reform des Gesetzes dient deshalb der Förderung  er Aus¬

bildung und damit der Fachkräftesicherung und -gewinnung. Um auch künftig flä¬

chendeckend eine qualitativ hochwertige Kindertagesbetreuung sicher zu stellen,

setzt das Gesetz einen wichtigen Akzent auf Maßnahmen zur attraktiveren Gestal¬

tung des Berufsfelds und der Beschäftigungsbedingungen von Anfang an. Mit zu¬

sätzlichen finanziellen Mitteln können am Lernort „Praxis  mehr Plätze für Berufs¬
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praktika und mehr Ressourcen für die Anleitung von Auszubildenden zur Verfügung

gestellt werden.

Für die Qualifizierung des gesamten Feldes und eine  erlässliche Qualitätsentwick¬

lung ist eine gute Fachberatung unerlässlich, nur mit qualifizierter Fachberatung kann

die Zukunftsfähigkeit der Kindertagesbetreuung gewährleistet werden. Mit der Re¬

form des Kinderbildungsgesetzes werden daher erstmalig Regelungen zur Fachbera¬

tung getroffen,  ittel zu deren Förderung gesetzlich zur Verfügung gestellt und die

Grundlage für eine fundierte Qualitätsentwicklung gelegt. Dabei wird die unterschied¬

liche strukturelle Anbindung be ücksichtigt.

In den letzten Jahren wurde das Angebot der Kindertagesbet euung immer vielfälti¬

ger und die Verweildauer der Kinder weitete sich zunehmend aus. Gleichwohl gibt es

darüber hinaus einen Bedarf an verlässlicher Betreuung zu atypischen Zeiten, dem

bislang nicht in ausreichendem Maße Rechnung getragen werden kann. Mit dem Ziel

der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf sollen mit dieser Gesetzesände¬

rung alle Eltern dabei unterstützt werden, ihrem Erziehungsauftrag nach ommen und

dabei gleichzeitig berufliche Ziele weiterverfolgen zu können. Es sollen geeignete

Angebote entwickelt und erprobt werden, damit Eltern und Familien mit längeren Öff¬

nungszeiten und Betreuungsmöglichkeiten zu besonderen Zeiten, das heißt in frühen

Morgenstunden, am Abend und an Wochenend - und Feiertagen unterstützt und ent¬

lastet werden können. Land und Kommunen stellen zusätzliche Finanzmittel zur Ver¬

fügung, um beispielsweise längere Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtungen, er¬

gänzende Betreuung in Kindertagespflege oder Betreuungsangebote bei unregelmä¬

igem Bedarf zu ermöglichen.

Mit der Gesetzesänderung werden Familien spürbar entlastet. Ab Inkrafttreten dieses

Gesetzes müssen Familien für die letzten beiden Jahre vor der Einschulung keinen

Kostenbeitrag mehr für die Kindertagesbetreuung aufbringen.

C Alternative

Keine.
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D Kosten

Die im Gesetz genannten Verbesserungen werden aus Bundesmitteln, Landesmitteln

und mit Mitteln der Kommunen finanziert.

• Zur Herstellung der Auskömmlichkeit und Beseitigung der strukturellen Unterfi¬

nanzierung in  en Kindertageseinrichtungen,

• für den Erhalt der Trägervielfalt und zur Stützung des quantitativen Ausbaus,

• für eine verbesserte Personalausstattung in Kindertageseinrichtungen,

• für  ehr Qualität in der Kindertagespflege,

• zur Erweiterung von Teilhabe für Eitern und Kinder,

• zur Unterstützung der verbindlicheren, gezielten Sprachförderung und der plus-

KITAs,

• zur verbesserten Finanzierung der Fa ilienzentren,

• zur Unterstützung der Ausbildung, der weiteren Qualifizierung und der Fachbera¬

tung,

• für mehr Flexibilität bei den Betreuungs- und Öffnungszeiten

• und zur Entlastung der Familien

• sollen für das Kindergartenjahr 2020/2021 im Landeshaushalt in den betreffenden

Haushaltsjahren insgesamt rund 808 Millionen Euro zur Verfügung gestellt wer¬

den. Hinzu kommen Mittel der Kommunen.

E Auswirkungen auf die Selbst erwaltung und die Finanzlage der Gemein¬
den und Gemeindeverbände

Durch die Gesetzesänderungen und die damit verbundene landesseitige Finanzaus¬

stattung werden die Kommunen als örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei

der Gewährleistung eines trägerpluralen Kindertagesbetreuungsangebotes vor Ort

unterstützt. Die Kom unen erhalten durch die finanziellen Unterstützun smaßnah¬

men und die ve besserte Refinanzierung der Tageseinrichtungen für Kinder mehr

Planungssicherheit und bessere Gestaltungsmöglichkeiten. Durch die erhöhten Pau¬

schalen für Kindertagespflege und die Landesfinanzierung im Bereich Fachberatung

werden sie entlastet. Die Örtliche Steuerungs- und Planungsverantwortung wird ge¬

stärkt. Die Kindertagesbetreuung bleibt pflichtige Selbstverwaltungsangelegenheit

der Kommunen. Allerdings erfahren die Kommunen eine deutliche Unterstützung bei
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der Pflicht zur Sicherstellung eines dem Subsidiaritätsprinzip entsprechenden Leis¬

tungsangebotes.

Zur Herstellung der Auskömmiichkeit der Kindpauschalen und zur Beseitigung der

strukturellen Unterfinanzierung in den Kindertageseinrichtungen werden sich die

Kommunen im Kindergartenjahr 2020/2021 mit rund 375 Millionen Euro beteiligen.

Darüber hinaus beteiligen sie sich an den Kosten für mehr Flexibilität bei den Betreu-

ungs- und Öffnungszeiten aufwachsend mit zunächst 10 Millionen im Kindergarten¬

jahr 2020/2021 bis mit 20 Millionen Euro jährlich ab dem Kin ergartenjahr

2022/2023..

Durch die hälfti e Aufteilung  er Mittel für die He stellung d r Auskö  iich eit zwi¬

schen Land und Kommunen werden insoweit Mehrbelastungen für alle, auch die

kommunalen Tr ger von Kindertageseinrichtungen und die Eltern vermieden; der

relative Finanzierungsanteil  on Elternbeiträgen und Tr geranteilen sinkt. Insoweit

werden dadurch auch indirekte Mehrbelastungen der Kommunen durch nicht reali¬

sierte Einnahmen aus Elternbeiträgen vermieden. Ferner werden Kommunen durch

die Teilfinanzierung des Anteils ko  unaler Träger entsprechend ihrem Anteil an

Einrichtungsplätzen in kommunaler Trägerschaft entlastet.

Die Einführung eines weiteren elternbeit agsfreien Kin  rgartenjahres führt bei Krei¬

sen, kreisfreien St dten und kreisangehörigen Gemeinden mit eigenem Jugendamt

zu Einnahmeausfällen. In Anerkennung der Konnexitätsrelevanz der entstehenden

Einnahmeausfälle haben sich Land und kommunalen Spitzenverbände auf eine An¬

hebung des entsprechenden Belastungsausgleichs verständigt. Das Land gleicht den

Einnahmeausfall entsprechend der beigefügten Kostenfolgenabschätzung aus und

entspricht damit dem Gebot des Artikels 78 Absatz 3 der Landesverfassung i. V. m.

dem Konnexjtätsausführungsgesetz (KonnexAG). Bei dem Ausgleich wird rechne¬

risch eine Elternbeitragsquote von 16,4 Prozent der Summe der im Jugendamtsbe¬

zirk anfallenden Kindpauschalen zugrunde gelegt. Die Zahl der ausgleichspflichtigen

Kindpauschalen für die beiden letzten Kindergartenjahre wird - wie bisher - aus der

Su me der Kindpauschalen aller in Tageseinrichtungen betreuten Kinder im Alter

von drei Jahren bis zur Einschulung dividiert durch 3,5 errechnet und nunmehr mit

zwei multipliziert. Im Einvernehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden wird
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dann eine Entlastung angerechnet, die die Kommunen aufgrund der Einsparung von

Verwaltungsressourcen haben.

F Zuständigkeit

Zuständig ist das Ministerium für Kinder, Familie, Flüc tlinge und Integratio , beteiligt

sind das Ministerium der Finanzen, das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So¬

ziales, das  inisterium für Schule und Bildu g und das Ministerium für Heimat,

Kommunales, Bau und Gleichstellung.

G Finanzielle Auswirkung auf U ternehmen und private Haushalte

Der quantitative und qualitative Ausbau der Kindertagesbetreuung sowie die Maß¬

nahmen zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten werden die Bedarfsgerechtigkeit

des Angebots und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nachhaltig verbessern.

Hiervon profitieren Eltern, die in der Ausbildung sind, berufstätige Eltern und Unter¬

nehmen. Sowohl der frühere Wiedereinstieg von Beschäftigten nach der Elternzeit

als auch der Aspekt der generellen Fachkräftesicherung wirken sich positiv auf den

Bestand und die Entwic lung  er Unternehmen aus.

Private Haushalte werden durch das weitere Jahr Elternbeitragsfreiheit entlastet.

H Gleichstellung von Frau und Mann

Bei den vorgesehenen Maßnahmen wird nicht nach dem Geschlecht unterschieden.

Eine Verbesserung des Kindertagesbetreuungsangebotes bewirkt allerdings eine

bessere Vereinbarkeit von Familie und Erwerbsarbeit für beide Geschlechter und

kann sich auf eine erhöhte Frauenerwerbstätigkeit und insoweit auf eine verbesserte

Gleichstellung von Frau und Mann auswirken. Da im Feld der Kindertagesbetreuung

überwiegend Frauen tätig sind, kommen Verbesserungen der Rah enbedingungen

des Tätigkeitsfeldes in erster Linie ihnen zugute.  ittel- und langfristig kann die Stär¬

kung der frühkindlichen Bildung aber auch zu einer Steigerung der gesellschaftlichen

Anerkennung und eine  weiteren Erhöhung des Anteils männlichen pädagogischen

Personals führen.
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216

Gesetz zur Einführung des Gesetzes zur frühen Förderun  und Bildung von

Kindern und zur Änderung des Schulgesetzes

Vom X. Monat 2019

Artikel 1
Gesetz zur frühen Förderung und Bildun  von Kinde n

(Kinderbildungsgesetz   KiBiz)

Der Landtag hat das folge de Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird:

Inhaltsüber icht

Teil 1
Allgemeine Be timmun en

§ 1 Geltungsbereich und Begriffsbestimmu  en
§ 2 Allgemeine G undsätze
§ 3 Wunsch- und Wahlrecht

§ 4 Bedarfsplanung un  Bedarf ermittlu  
§ 5 Bedarfsanzei e und Anmeldun 

§ 6 Fachberatung
§ 7 Diskriminierun sverbot
§ 8 Gemein ame Förderun   ller Kinder
§ 9 Zusammenarbeit  it den Eltern

§ 10 Elternmitwirkun  in  er Kinde  ageseinrichtung
§ 11 Elternmitwirkung auf Jugendamt bezirks- und Landesebene

§ 12 Gesundheitsvorsorge

§ 13 Kooperationen un  Übergänge
§ 14 Zus mmenarbeit zur Frühförderung und Komplexleistung
§15 Frühkindliche Bildung
§ 16 Partizipation
§ 17 Pädagogische Konzeption
§ 18 Beobachtung und Dokumentation

§19 Sprachliche Bildun 
§ 20 Datenerhebun  und -Verarbeitung

Teil 2
Förderung in Kindertagespflege
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§ 21 Qualifikationsanforderungen
§ 22 Erlaubnis zu  Kindertagespfle e
§ 23 Angebotsstruktur in der Kinde ta espflege

§ 24 Landeszu chuss für Kinder in Kinderta espflege

Teil 3
Förderung in Kindertageseinrichtungen

Kapitel 1 Rahmenbestimmungen

§ 25 Träge  von Kindertageseinrichtun en

§ 26 Angebotsstruktur in Kindertageseinrichtungen

§ 27 Öffnungszeiten in Kinderta eseinrichtungen

§ 28 Personal

§ 29 Leitun 
§ 30 Zusammenarbeit mit der Grundschule
§ 31 Evalu tion

Ka itel 2
Finanzier ng

§ 32 Allgemeine Voraussetzungen der Fin nzieru  

§ 33 Kind auschalenbudget
§ 34 Mietzuschuss
§ 35 Ein ruppige Einrichtungen und W ldkinde gartengruppen
§ 36 Jugendamtszuschus  und Trägeranteil

§ 37 Anpassung der Finanzierung
§ 38 L ndeszuschüsse für Kindertageseinrichtungen

§ 39 Verwendun snachweis

§ 40 Rücklagen
§  1 Planungsgarantie

Teil 4
Landesförderungen zur Qualitätseutwieklung

§ 42 Familienzentren
§ 43 Finanzielle Förde ung der Familienzentren
§ 44  lusKITAs
§ 45 Landeszuschuss für plusKITAs un   nde e Einrichtun en mit zusätzliche 

Sprachförderbedarf

§ 46 Landesförderung der Qualifizierung
§ 47 Landesförderun  der Fachberatung
§ 48 Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten
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TeilS
Verfahrens-, Überga gs- und Schiussvorschriften

§ 49 Inte kommunale  Ausgleich
§ 50 Elternbeitragsfreiheit
§ 51 Elternbeiträge
§ 52 Investitionen
§ 53 Erp obungen
§ 54 Ve waltungsverfahren und Verordnun sermächtigungen, Vereinba ungen

§ 55 Aufhebungs- und Übergan svorschriften

§ 56 Schlussbestimmung

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltun sbereich und Begriff bestimm n en

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bildung, Erziehung und Betreuung von Kindern in Kindertages-

einrichtungen und in der Kindertagespflege. Es findet keine Anwendung auf heilpädagogische
Einrichtungen.

(2) Dieses Gesetz gilt für Kinde , die einen Platz in eine  Kindertagesein ichtung oder in der
Kindertagespflege in Nordrhein-Westfalen in Anspruch nehmen.

(3) Elte n im Sinne dieses Gesetzes sind die jeweiligen Erziehungsberechtigten. Ein Kinder-

gartenjahr entspricht dem Schuljah , es beginnt am 1. August und endet am 31. Juli des fol¬

genden Jahres.

§2
Allgemeine Grundsätze

(1) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Bildung und auf Förde ng seiner Pe sönlichkeit. Sei¬

ne Erziehung liegt in der vorrangigen Verantwortung seiner Eltern. Die Familie ist der erste

und bleibt ein wichtiger Lern- und Bildungsort des Kindes. Die Bildungs- und Erziehungsa ¬

beit in den Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege e gänzt die Fördemng des Kin¬
des in der Familie und steht damit in de  Kontinuität des kindlichen Bildungsprozesses. Sie

orientiert sich am Wohl des Kindes. Ziel ist es, jedes Kind individuell zu fördern.

(2) Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege haben einen eigenständigen Bildungs-,
Erziehungs- und Betreuungsauftrag.

(3) Die Fördemng des Kindes in der Entwic lung seine  Pe sönlichkeit und die Be atung und
Infor ation der Elte   insbesondere in Fragen der Bildung un  E ziehung sind Kemaufgaben

>
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der Kindertageseinriclitu gen und der Kindertagespflege. Das pädagogische Persona  in den

Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflegepersonen haben den Bildungs- und Er¬
zie ungsauftrag im regelmäßigen Dialog mit den Elte n durchzufiihren un  deren erzie eri¬
sche Entscheidungen zu achten.

§3
Wunsch- und Wahlrecht

(1) Elte   haben das Recht, für die Betreuung ihrer Kinde  zwischen den im Rahmen der ört¬

lichen Jugendhilfeplanungen zur Verfügung stehenden Tagesbetreuungsangeboten zu wählen.

(2) Der Wahl nach Absatz 1 soll am Ort des gewöhnlichen Aufenthaltes und auch an einem

, anderen Ort entsprochen werden, sofern dies nicht mit unverhältnismäßigen Mehrkosten ver¬
bunden ist. Dabei sind die Bedürfnisse von Kinde   mit ode  mit drohender Behinderung an

einer wohnortnahen Bet euung in eine  Kinde tageseinrichtung ode  in Kindertagespflege zu
berücksichtigen. Bei der Feststellung der Ve hältnismäßigkeit de  Me rkosten sind alle für
die Wahl maßgeblichen Gründe ange essen zu berücksichtigen, insbesonde e der Wunsch
nach einem Betreuungsangebot mit besonderen Öffnungszeiten oder besondere  Lage zum

Arbeits- oder Ausbildungsplatz eines Eltemteiles.

(3) De  zeitliche Umfang des Betreuungsans ruchs richtet sich nach dem individuellen Be¬
darf. Die Elte   haben das Recht, die Betreuungszeit für ihre Kinder entsprechend ihrem Be¬

darf und im Ra men dieses Gesetzes zu wählen.

§4
Bedarfsplanimg und Bedarfsermittlung

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Jugendämte ) sind im Rahmen ihrer Jugendhilfe¬
planung unte  Einbeziehung der Träger der freien Jugendhilfe zur Entwicklung eines beda fs¬

gerechten Betreuungsangebotes in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege verpflichtet.
Dabei ist der Vo  ang der Trägerschaft anerkannter Träger de  freien Jugendhilfe gemäß § 4
Absatz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - in der1 Fassung de 

Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBl. I S. 2022) In der jeweils geltenden Fas¬

sung, so eit möglich zu berücksichtigen. Die Beda fe f r eine gemeinsame Förderung von
behinderten oder von Behinderung bedrohten und nicht behinderten Kindern sind zu beach¬

ten.

(2) Die Jugendämter erstellen für ihren Bezirk einen Bedarfsplan zur' Kindertagesbetreuung in

Tagesei ichtungen und in Kindertagespflege und schreiben diesen jährlich fort. De  Bedarfs¬
plan weist die im Jugendamtsbezrr  zur- Bedarfsdeckung bet iebsgenehmigten Plätze in Ta¬

geseinrichtungen und in Kindertagespflege aus. Er enthält die zur Realisierung eines bedarfs¬
gerechten Angebotes voraussehba e Entwicklung mit der Besch eibung erforderlicher Maß-

nalrmen unter Berücksichtigung besondere  sozialräumlicher und zielgruppenorientierter Be¬
lange für' die nächsten fünf Jahre.
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(3) Die Jugendämter sollen das Angebot an den Bedarfen der Familien ausrichte  und den
Wünschen für den Betreuungsumfang in Tageseimichtungen und in Kinde tagespflege e t¬
sprechen. Sie stellen sicher, dass in ih em Bezirk alle Betreuungszeiten in bedarfsgerechtem

Umfang und verlässliche Angebote in der Kindertagespflege vorgehalten werden. Bei der

Planung sind auch Bet euungsbedarfe i  den Morgen- oder Abendstunden sowie an Wochen¬

end- und Feiertagen und in Ferienzeiten zu berücksichtigen. Sozialräumliche Besonderheiten,

wie die adäquate Versorgung von sozial oder wirtschaftlich benachteiligten Bevölkerungs¬

kreisen, und besondere Angebote, wie Fa ilienzentren gemäß §§ 42 und 43 oder plusKITAs

gemäß §§44 und 45, sind zu berücksichtigen. In Ansehung de  Anliegen erwerbstätiger und
in Ausbildung stehender Elte   ist auch einem Bedarf an Plätzen'für wohnsitzfremde Kinder

Rechnung zu tragen.

(4) Um den örtlichen Bedarf an Plätzen nach Zahl, Alt und Ausgestaltung unter Berücksichti¬
gung der Wünsche, Bedürfnisse und Interessen zu ermitteln, sollen neben demografischen

Modellrechnungen oder anderen Verfahren, auch gerade im Hinblick auf benötigte Öffhungs-
und Betreuungszeiten, mindestens alle drei Jahre Befragungen der Elte   und ihrer Kinder

erfolgen.

(5) Bedarfspläne sollen in Abhängigkeit der öitlichen Erfordemisse und zur Erleichterung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit den benachbarten Jugendämte   abgestimmt we ¬

den, besonders sofe   Plätze notwendig sind, um den Bedarf aus verschiedenen Jugendamts¬

bezirken zu decken.

(6) Die  ugendämter können die Verpflichtung nach § 24 des Achten Buches Sozialgesetz¬

buch, für Kinder im schulpflichtigen Alter nach Bedarf Plätze in Tageseinrichtungen vorzu¬
halten, auch durch entsprechende Angebote in Schulen erfüllen. Dies gilt nach Ende des Kin-

dergartenjahres auch für Kinder, die im selben Kalenderjah  eingeschult we den. Hierbei sol¬
len die Jugendä ter mit den Trägem der freien  ugendhilfe Zusammenwirken. Die Eltern von
Kinde   im letzten Jah * vor der Einschulung sind zu Beginn des Kindergartenjahres auf die
Bet euungsmöglichkeiten für schul flichtige Kinder bis zum Schuleint itt hinzuweisen.

§5
Bedarfsanzeige und Anmeldun 

(1) Die Inanspruchnahme eines Bet euungsplatzes setzt g undsätzlich voraus, dass Eltern dem

Jugendamt spätestens sechs Monate vor Inanspruchnahme den für ihr- Kind gewünschten Be¬

treuungsbedarf, den gewünschten Betreuungsumfang und die Betreuungsart sch iftlich oder

elektronisch angezeigt haben. Die Anzeige kann auch über die Tageseimichtungen oder über
die örtlichen Fachvermittlungsstellen fü  Kinde tagespflege erfolgen. Soweit elektronische
Bedarfsanzeigeverfahren eingesetzt werden, sind die Fachvermittlungsstellen für Kinde ta¬

gespflege in geeignete  Weise aufzunehmen.
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(2) Eltern, bei dene  kurzfristig Bedarf für einen Betreuungsplatz entsteht, haben dies n ge¬
genüber dem Jugendamt unverzüglich anzuzeigen. Die Jugendämter sollen i  Rahmen ihrer
Planung auch dafü  Vorkehrungen t effen, wenn Eltern im Laufe des Kindergartenjahres oder
aus besonderen Gründen ausnahmsweise schneller als in der Sechsmonatsfrist nach Absatz 1

einen Betreuungsplatz benötigen.

(3) Die Jugen ämter müssen den Eltern den Eingang der Bedarfsanzeige spätestens nach ei¬
nem Monat bestätigen und sie gleichzeitig über die örtlichen Kostenbeiträge nach § 90 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch informieren. Wenn nicht bereits ein Bet euungsvert ag ab¬

geschlossen wurde, erhalten in den Fällen des Absatzes 1 die Elte   vom Jugendamt in de 

Regel bis acht Wochen, spätestens abe  sechs Wochen vor dem Zeitpunkt, für* den der Bedarf
angemeldet wurde, eine Benachrichtigung übe  die Zuweisung des Betreuungsplatzes.

(4) Wenn und soweit die vor Ort eingesetzten Bedarfsanzeigeverfahren auch vorsehen, dass
die Eltern den Betreuungsbedarf ih es Kindes in den Tagesein ichtungen ode  bei den ö tli¬

chen Fachvermittlungsstellen für Kindertagespflege persönlich anzeigen können, sind die
Träger von Kindertageseinrichtungen und die der örtlichen Fachvermittlungsstellen für Kin¬

dertagespflege verpflichtet, an den Bedarfsanzeigeverfahren mitzuwirken. Die Rechte der

Träger in Zusammenhang mit der Gestaltung der Anmeldung in der Eimichtung und der Auf¬

nahmeentschei ung bleiben unberührt.

(5) In Ergänzung des Bedarfsanzeigeverfahrens nach den Absätzen 1 bis 3 können die Ju¬

gendämter nach Absprache mit den betroffenen Trägern von Kinderta eseimfehtun en auch
Verfahren vorsehen, die eine Beda fsanzeige in den Kindertageseinrichtungen bereits neun
Monate vor Inanspruchnahme eines Tageseinrichtungsplatzes vo sehen. Die Sechsmonatsf ist

des Absatzes 1 bleibt unberüh t.

§6
Fachberatung

(1) Die Tageseinrichtungen und die Kindertagespflegepersonen solle  durch die örtlichen
T äger de  öffentlichen Jugendhilfe fachlich be aten werden. Zu den Aufgaben der Fachbe a¬

tung gehören i sbesondere:
1. die Siche stellung und Weiterentwicklung des Leistungsangebotes der Tageseinrichtungen

und de  Kindertagespflege,
2. die Unterstützung bei der Organisation und Planung eines notwendigen Platzausbaus,
3. die Beratung und Unte stützung de  Träger bei der Konzeptentwicklung, Qualitätssiche¬

rung und -entwic lung,

4. die Qualifizierung der pädagogisc en A beit auch durch Fort- und Weiterbildungen zu

übergreifenden pädagogischen und organisatorischen Fragestellungen,
5. die Organisation eines angebots-, eimichtungs- beziehungsweise trägerüberg eifenden

fac lic en Austauschs,
6. die Information der Träge  und Kindertagespflegepe sonen über fachpolitische Entwick¬

lungen und Regelungsänderungen,
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7. die Bereitstellung von angebots- und trägerübergreifenden Arbeitshilfen und
8. die Mitwirkung an übe örtlichen Evaluationen, überörtlicher Qualitätssiche ung und -

entwic lung.

(2) Die Träger bieten den von ihnen betriebenen Tageseinrichtungen in angemessenem Um¬

fang Fachberatung an. Diese unterstützt und berät das pädagogische Pe sonal der Tagesein¬

richtung in allen für die Qualität der Arbeit bedeutsamen Fragen einschließlich der konzeptio¬
nellen und strukturellen Weiterentwicklung.

(3) Die Jugendämter sind verpflichtet, eine den Aufgaben nach § 23 Absatz 1, Absatz 4 Satz 1
und § 43 Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch angemessene Fachberatung und -
Vermittlung vprzuhalten, vor allem um die Kindertagespflege als verlässliches und  ualifizier¬
tes Kindertagesbetreuungsangebot zu erhalten und weiter zu entwickeln. Soweit die im Ju¬

gendamtsbezirk tätigen Kindertagespflegepersonen im Rahmen des § 23 Absatz 4 Satz 3 des
Achten Buc es Sozialgesetzbuch eine gewählte Vert etung ihrer Interessen im Jugendamtsbe¬
zirk anstreben, umfasst die Fachberatung auch die Unterstützung bei dieser Wahl.

§?
Diskriminierungsverbot

Die Aufnahme eines Kindes in eine Kindertagesein ic tung darf nicht aus Gründen seiner

Rasse oder ethnischen Herkunft, seiner Nationalität, seines Geschlechtes, seiner Behinderung,

seiner Religion oder seine  Weltanschauung verweigert werden. Die verfassungsmäßigen

echte der Kirchen bleiben unberührt.

§8
Gemeinsame Förderung aller Kinder

Kinder mit Behinde ungen und Kinder, die von eine  Behinderung bedroht sind, sollen ge¬
meinsam  it Kinde   ohne Be in e ung gefo  ert werden. Die besonderen Bedürfnisse von
Kinde n mit Behinderungen und von Kinde n, die von eine  Behinderung bedroht sind, sind

bei der pädagogischen Arbeit zu berücksichtigen.

§9
Zusammenarbeit mit  en Eltern

(1) Das Personal der Kindertageseimichtungen und die Kindertagespflegepe sonen arbeiten
mit den Eltern bei der Förderu g der Kinder partne schaftlich und vertrauensvoll zusammen.
Die Eltern haben einen Anspruch auf eine regelmäßige Info mation über  en St nd  es Bil-

dungs- und Entwicklungsprozesses ih es Kindes. Dazu ist den Eltern mindestens einmal im
Kindergartenjah  ein Gespräch über die Entwicklung ihres Kindes, seine besonderen Interes¬
sen und Fähigkeiten so ie geplante Maßnahmen zur gezielten Förderung des Kindes anzubie¬

ten. Eltern, die Kom unikationsunterstützung benötigen un  deren Kinder in einer Kinderta¬
geseinrichtung oder in der Kindertagespflege betreut werden, haben die Rechte aus § 8 Absatz
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1 Satz 2 des Behinderte gleichstellungsgesetzes Nor rhei -Westfalen vom 16. Dezember

2003 (GV. NRW. S. 766) in Verbindu g mit der Kommunikationsunterstützungsverord ung

Nord hein-Westfalen vom 15. Juni 2004 (GV. NRW. S. 336) jeweils in der jeweils geltenden

Fassung.

(2) Das pädagogische Pe sonal be ät und unterstützt die Eltern und Familien im Rahmen sei¬

ner Kompetenzen zu wichtigen Fragen der Bildung, Erziehung und Betreuung des Kindes.

§10
Elternmitwirkun  in der Kindertagesein ichtun 

(1) In jeder Kindertageseinrichtung werden zur Förde ung der Zusammenarbeit von Eltern,
Personal und Trägem die Elternversammlung, der Eltembeirat und  er Rat der Kindertages-

eimichtung gebildet. Regelungen über die Zusammensetzung der G emien in der Tagesein¬
richtung und Geschäftsordnungen dieser G emien werden vom Träge  im Einve nehmen mit
den Eltern festgelegt, soweit in diesem Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist. Bei Wahlen
und Abstimmungen haben Eltern eine Stimme je Kind. Die Mitwirkungsg emien sollen die

Zusammenarbeit z ischen den Eltern, dem Träger und dem pädagogischen Pe sonal so ie
das Interesse der Elte   für die Ar eit der Einrichtung fördern.

(2) Die Eltern der die Einrichtung besuchenden Kinder bilden die Elte nve sammlung. Diese

wird mindestens einmal im Kindergartenjahr von dem Träger der Kindertageseinrichtung bis
spätestens 10. Oktobe  einberufen. Eine Einbe ufung hat außerdem zu erfolgen, wenn mindes¬
tens ein Drittel der Elte   dies ve langt. In der Elternve sammlun  informie t der Träge  über

personelle Veränderungen sowie pädagogische und konzeptionelle Angelegenheiten sowie die
angebotenen Öffhungs- und Betreuungszeiten. Zu den Aufgaben der Elte nversammlung ge¬

hört die Wahl der Mitgliede  des Elternbeirates. Die Elternversammlung soll auch für Ange¬
bote zur Stä kung der Bildungs- und Erziehungs om etenz der Eltern genutzt we den.

(3) Der Eltembeirat vertritt die Interessen der Elternschaft des aktuellen Kindergartenjahres

gegenübe  dem Träge  und der Leitung der Ein ichtung. Dabei hat er auch die besonde en
Interessen von Kindern mit Behinderungen in der Einrichtung und deren Elte   angemessen

zu berücksichtigen. Das Mandat des Eltembeirates gilt über das Ende eines Kinderga tenjah¬

res hinaus und endet mit der Wahl eines neuen Elternbeirates, wenn in den Verfahrensregeln

und Geschäftsordnungen nach Absatz 1 Satz 2 keine andere Regelung geftoffen wurde. Bei
einem Mandat über das Ende eines Kindergartenjahres hinaus, beraten und entscheiden die
Mitglieder des Eltembeirates im Interesse der neuen Elte nschaft, wie die Eltern i  a tuellen

Kinderga tenjahr, beispielsweise in der Versammlung der Eltembeiräte, vertreten werden.
Wenn die Betreuung der Kinder in der Einrichtung endet, scheiden ih e Eltern aus dem El¬

tembeirat aus.

(4) Der Elternbei at ist vom Träger und der Leitung der Einrichtung  echtzeitig und umfas¬
send über wesentliche Entscheidungen in Bezug auf die Einrichtung zu informieren und ins¬

besondere vor Entscheidungen über die pädagogische Kon eption der Einrichtung, über die
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personelle Besetzu g, die räumliche und sachlic e Ausstattung, die Hausordnung, die Öff¬
nungszeiten, einen Trägerwechsel sowie die Aufhahmekriterien anzuhören. Gestaltungshin¬

weise hat de  T äger angemessen zu berücksichtigen.

(5) Entscheidungen, die die Elte   in finanzieller Hinsicht berühren, bedürfen grundsätzlich
der Zustimmung durch den Elternbeirat. Hierzu zählen vor allem die Planung und Gestaltung

von Veranstaltungen für Kinder und Elte   sowie die Verpflegung in der Einrichtung, soweit
es sich dabei zum Beispiel nicht nur um geringfügige Preissteigerungen im Rahmen allge¬
meinüblicher Teuerungsraten handelt.

(6) Der Rat der Kindertageseim chtung besteht aus Vertreterinnen und Vertretern des Trägers,
des Personals und des Eltembeirates. Aufgaben sind insbesondere die Beratung der Grundsät¬

ze der Erziehungs- und Bildungsarbeit, die räumliche, sachliche und personelle Ausstattung
sowie die Vereinbarung von Krite ien fü  die Aufnahme von Kindern in die Einrichtung. Der

Rat der Kindertagesei ichtung tagt mindestens einmal jährlich.

§11
Elternmitwirkung auf Jugendamtsbezirks- und Landesebene

(1) Zur Wahrnehmung der Interessen von Eltern, de en Kinder in Kindertagespflege betreut
werden, ist im Sinne eines gemeinsamen integrierten Förderangebots anzustreben, dass zur

Vertretung dieser Elte   in der „Versammlung der Eltembeiräte  bis zum 10. Oktober eine
Wahl im Jugendamtsbezirk ermöglicht wi d.

(2) Die Eltembei äte der Tageseimichtungen für Kinder und gegebenenfalls eine Eltemvertre-

tung von Elte  , deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden, können sich auf örtlicher
Ebene zu der Versammlung von Eltembeiräten zusammenschließen und ih e Interessen ge¬
genüber den Trägem der Jugendhilfe vertreten. § 10 Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Sie
werden dabei von den  rtlichen und überörtlichen öffentlichen T ägem de  Jugendhilfe unte ¬
stützt. Die Versammlung der Elternbeiräte wählt in de  Zeit zwischen dem 11. Oktober und

dem 10. November aus ihrer Mitte einen Jugendamtselternbeirat. Die Gültigkeit der Wahl des
Jugendamtseltembeirates setzt voraus, dass sich 15 Prozent aller Elternbei äte im Jugend¬

amtsbezirk an der Wahl beteiligt haben. Das Mandat der Mitglieder des Jugendamtseltembei¬

rates gilt über das Ende eines Kindergarten  al es hinaus und endet mit der Wahl eines neuen

Jugendamtseltembeirates, wenn in den Ve fahrensregeln und Geschäftsordnungen nach Ab¬

satz 4 keine andere Regelung getroffen wu de. Wenn keine andere Regelung gefroffen wor¬

den ist, endet es mit der Wahl, auch wenn kein neuer Jugendamtselternbeirat zustande kommt,
in der Regel spätestens mit Ablauf des 10. November. In den Verfahrensregeln und Ge-.
schäftsordnungen kann geregelt werden, dass der Jugendamtselternbeirat für zwei Kindergar¬

tenjahre gewählt wird. Wenn ihre Kinde  nicht mehr in der Kindertagesbetreuung sind, schei¬
den Eltern aus dem Jugendamtseltembei at aus. Dem Jugendamtseltembeirat ist vom Jugend¬
amt bei wesentlichen die Kindertagesbet euung bet effenden F agen die Möglichkeit der
Mitwirkung zu geben.
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(3) Die Jugendamtseltembeiräte können sich auf Landesebene in der Versammlung der Ju-

gendamtseltembeiräte zusammenschließen. Die Jugenda tseltembeiräte wählen bis zum 30.
Novembe  eines jeden Jahres aus ihrer Mitte den Landeselternbeirat. Die Gültigkeit der Wald

des Landeseltembeirates setzt voraus, dass sich Jugendamtseltembei äte aus 15 Prozent aller
Jugendamtsbezi ke an der Wahl beteiligt haben. In den Verfahrensregeln und der Geschäfts¬

ordnung kann geregelt werden, dass der Landeseltembei at für zwei Kindergartenja re ge¬
wählt wird. Wenn ihre  inder nicht mehr in der Kindertagesbetreuung sind, scheiden Elte  
aus dem Landeseltembeirat aus. Dem Landeseltembeirat ist von der Obersten Landesjugend¬
behörde bei wesentlichen die Kindertagesbetreuung betreffenden F agen die Möglichkeit der

Mitwirkung zu geben.

(4) Näheres zum Verfahren und über die Zusa mensetzung de  Gremien auf Jugendamts¬
und Landesebene regeln die Versammlungen der Eltembeiräte und der Jugendamtseltembei¬

räte in einer Geschäftso dnung. Der Landeseltembeirat erhält für die mit de  Wah  eh ung
der Aufgaben verbundenen Ausgaben bis zu 25 000 Euro jährlich. Die Au zahlung des Betra¬
ges für die Wahlperiode des Landeseltembeirats, also vom 1. Dezembe  bis 30. November des

Folgejahres, erfolgt ab Januar- nach der Wahl. Die Ausgaben einer Wahlperiode sind dem
übe örtlichen Träger de  Jugen hilfe (Landesjugenda t) beim Landschaftsve band Rheinland
jährlich spätestens bis zum 31. Januar- des Folgej hres nachzuwei en. Abschlagszahlungen
sind zu verrechnen.

§ 12
Gesundheitsvorso ge

(1) Bei der Aufnahme in die Tageseimichtung ist der Nachweis übe  eine altersentsprechend

durchgeführte Gesundheitsuntersuc ung des Ki des nach § 26 des Fünften Buches Sozialge-
setzbuch   Gesetzliche K ankenversicherung   (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezembe 

1988, BGBl. I S. 2477, 2482) in de  je eils geltenden Fassung, du ch Vo lage des Kinde un¬
tersuchungsheftes ode  einer entsprechenden ärztlichen Bescheinigung zu e bringen.

(2) In den Kin ertageseinlichtungen und in der Kindertages flege ist die gesundheitliche
Entwicklung der Kinder zu fo dern. Bei Vorliegen gewichtige  Anhaltspunkte für eine Beein¬

trächtigung sind die Eltern frühzeitig zu informieren und geeignete Hilfen zu vermitteln, bei

fortbestehender Gefährdung ist das Jugendamt entsprechend § 8a des Achten Sozialgesetz¬
buch zu i formiere .

(3) Das Jugendamt arbeitet mit den für die Du chführung ärztlicher und zahnärztlicher Vor¬
sorgeuntersuchungen zuständigen Stellen zusamme  u d hat für jährliche ärztliche und zahn¬
ärztliche Untersuchu gen der Kinder in den Tageseimichtungen So ge zu t agen. Diese kön¬

nen nu  e tfall n, wen  sichergestellt ist, dass diese jähi-lichen Untersuchu gen für jedes Kind
anderweitig erfolgen.

(4) I  Kindertagesei richtunge  u d in Räume , die für die Befteuung von Kinde n in Kin¬

dertagespflege bestim t sind, ist das Rauchen  icht gestattet.
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§ 13
Kooperationen und Übergänge

(1) Zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz und zur Sicherung eines beständigen Bil-

dungs- und Erziehungsprozesses des Kindes sollen Träger von Kindertageseinrichtungen und
Anstellungsträger im Bereich Kindertagespflege, insbesondere das pädagogische Personal in

den Tagesein ichtungen und die Kinde tagespflegepersonen, unter Berücksichtigung klein 
räumiger Gebiets- und Sozialstrukturen miteinander, aber auch mit anderen Ei richtungen

und Diensten, die ihren Aufgabe bereich berühren, Zusammenarbeiten. Diese Zusammenar¬

beit soll zum Wohl des Kindes in einem gleichberechtigten, partnerschaftlichen Verhältnis
und unte  Beachtung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung der Kinder und ihrer
Elte   erfolgen.

(2) Zu  Ausgestaltung der örtlichen Kooperation zwischen Tageseinrichtungen und Kinderta¬

gespflegepersonen sollen Kooperationsvereinbarungen geschlossen werden, die beispielswei¬
se regelmäßigen Informationsaustausch sichern oder gemeinsame Fort- und  eiterbildungs¬
maßnahmen und Veranstaltungen im Sozialraum enthalten. Das Jugendamt fördert die Zu¬

sammenarbeit zwischen Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege.

§14
Zusammenarbeit zur Frühförderung u d Komplexleistung

Zur Unterstützung der Förderung von Kinde   mit oder mit drohender Behinde ung arbeiten

diejenigen Tageseim chtungen für Kinder und Kindertagespflegestellen, die Kinder mit und
ohne Behinderung ge einsam beüeuen, unter  egelmäßiger Einbeziehung de  Elte   mit den
Sozialhilfe-, den anderen Rehabilitationsträgem und den Leistungserbringern zusammen. Die

Leistungen der F ühforderung und Komplexleistung können auch in den Räumlich eiten der
Tageseimichtungen erbracht we den, soweit hierfü  Vereinbarungen getroffen wurden und die
Vo aussetzungen für die Leistungserbringung in der Kindertageseinrichtung gegeben sind.

§15
Frühkindliche Bildung

(1) Bildung ist die aktive Auseinandersetzung des Kindes mit seiner Umgebung auf der
Grundlage seiner bisherigen Lebenserfahrung. Sie ist ein konst uktiver P ozess, bei dem
Selbstbildung durch unmittelbare Wah  ehmung und aktives, expe imentierendes Handeln
einerseits und Einfluss der Umgebung andererseits im wechselseitigen Verhältnis zueinander
stehen. Bildung wirkt  araufhin, die Entwicldung des Kindes zu einer eigenständigen Persön¬

lichkeit und den Erwerb seiner sozialen Kompetenz unter Beachtung der in Artikel 6 und 7
der Verfassung für das Land Nordrhein-Westfalen genannten G undsätze zu fordern.

(2) Die Kinde tageseinrichtungen und die Kindertagespflege gestalten ihre Bildungsangebote
so, dass die individuellen Belange und die unterschiedlichen Lebenslagen der Kinder und ih¬
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rer Familien Berücksichtigung finden. Die Bildungsgelegenheiten sind so zu gestalten, dass
die Kinder neben Wissen und Kompetenzen auch Bereitschaften und Einstellungen entwi¬

ckeln beziehungsweise weiterentwickeln. Das pädagogische Personal in Kindertagesein ich¬
tungen und in Kindertagespflege beachtet, was die Kinder in ihren Bildungs- und Entwick¬
lungsprozess einbringen, welche Möglichkeiten sie besitzen, welche Zeit sie benötigen, wel¬

che Initiative sie zeigen und stimmt sein pädagogisches Handeln darauf ab. Es Schafft eine
anregungsreiche Umgebung, die jedem Kind Freiräume, Muße und Zeit gibt, um mit neuen

Erfahrungen und Lerngelegenheiten auf seine Weise umzugehen. Es trägt Verantwortung für
die Gestaltung von freien und altersgerechten Spielerfahrungen, die Kinder in ihrer Lernfreu¬
de und Lernmotivation unterstützen, sich aktiv und intensiv mit sich selbst und ih er Umwelt

auseinander zu setzen. Das Pe sonal beachtet dabei, dass verlässliche Bindung, Vertrauen und
emotionale Sicherheit den Bildungsp ozess des Kindes besonders unterstützen.

(3) Die Kindertageseinrichtungen und die Kindertagespflege bieten auf Basis der Eigenaktivi¬
tät des Kindes und orientiert an seinem Alltag vielfältige Bildungsmöglichkeiten, die die mo¬

to ische, sensorische, emotionale, ästhetische, kognitive, kreative, soziale und  prachliche
Entwicklung des Kindes ganzheitlich fördern und die Begegnung und Auseinande setzung

mit anderen Menschen einschließen. Wesentliche  Ausgangspunkt für die Gestaltung der pä¬

dagogischen Arbeit sind die Stärken, Inte essen und Bedürfnisse des Kindes.

(4) Das pädagogische Personal in der Kindertagesbetreuung verbindet gemeinsame Bildung
und Erziehung aller Kinder mit individueller Förderung. Es leistet einen Beitrag zu mein

Chancengleichheit de  Kinder, unabhängig von Geschlecht, sozialer ode  ethnischer Herkunft
und zum Ausgleich individueller und soziale  Benachteiligungen.

(5) Bildung und Erziehung sollen dazu beitragen, dass alle Kinder sich in ihren unterschiedli¬
chen Fähigkeiten und Lebenssituationen anerkennen, positive Beziehungen aufbauen, sich

gegenseitig unterstützen, zu Gemeinsinn und Toleranz befähigt und in ih e  inte kulturellen
Kompetenz gestärkt werden.

§ 16
Partizipatio 

(1) Die Bildungs- und Erziehungsa beit wirkt daraufhin, Kinder zu  gleichberechtigten ge¬

sellschaftlichen Teilhabe zu befähigen und damit ein demokratisches G undverständnis zu
entwickeln. Daher sollen Kinder ih em Alter, ihrem Entwicklungsstand und ihren Bedürfnis¬
sen entsprechend bei de  Gestaltung des Alltags in de  Kinde tageseinrichtung oder in der

Kindeitagespflege mitwirken. Sie sind vom  ädagogischen Personal bei allen sie befteffenden
Angelegenheiten alters- und entwicklungsgerecht zu beteiligen.

(2) Zum Wohl de  Kinder und zur Sicherung ihre  Rechte sind in Kindertageseimichtungen
geeignete Ver ahren der Beteiligung und Mitbestimmung sowie die Möglichkeit der Be¬
schwerde in persönlichen Angelegenheiten vorzusehen und zu praktizie en.
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§17
Pädagogische Konzeption

(1) Die Tageseimichtungen und die Kindertagespflege fuhren  ie Bildung, Erzie ung und
Betreuung nach einer eigenen pädagogischen Konzeption durch. Diese Konzeption muss Aus¬

führungen zur Eingewöhnungsp ase, zur Bil ungsforderung, insbeson ere zur- s  achlichen
und motorischen Förderung, zur Sicherung de  Rechte der Kinder, zu Maßnahmen der Quali¬

tätsentwicklung und -Sicherung und zur Erziehungspartnerschaft mit den Eltern enthalten.

(2) Die pädagogische Arbeit orientiert sich an den Grundsätzen zur Bildungsförderung für
Kinder.

§18
Beobachtun  und Dokument tion

(1) G undlage de  Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrages, insbesondere der indivi¬
duellen stä kenorientie ten ganzheitlichen Förderung eines jeden Kindes ist eine re elmäßige
alltagsinteg ierte wahmehmende Beobachtung des Kindes. Diese ist auch auf seine Möglich¬

keiten und auf die individuelle Vielfalt seiner Handlungen, Vorstellungen, Ideen, Werke und
Problemlösungen gerichtet. Die Beobachtung und Ausweitung mündet in die  egelmäßige

Dokumentation des Entwicklungs- und Bildungsp ozesses des Kindes (Entwicklungs- und

Bildungsdokumentation). Nach einem umfassenden Aufnahmegespräch mit den Elte n un 

eine  Eingewöhnungsphase, spätestens aber sechs Monate nach Aufnahme des Kindes in die
Kindertagesein ichtung, erfolgt eine erste Dokumentation. Ents rechen es ist für die Fö de¬

rung in Kindertagespflege anzustreben. Die Ent icklungs- und Bildungsdokumentation setzt
die schriftliche Zustimmun  de  Eltern vo aus.

(2) Die Entwicklungs- und Bildungsdokumentation ist auch Gegenstand von Entwicklungsge¬
sprächen mit den Eltern. Wenn die Eltern in zeitlicher Nähe zur Infonnationsweitergabe
schriftlich zugestimmt haben, wird sie den Grundschulen zur Einsichtnahme zur Verfügung

gestellt und von den Leh kräften des Primarbe eichs in die weite e in ividuelle Förderung
einbezogen. Die Eltern sind dabei da aufhinzuweisen, dass sie ihre Einwilligung zur Weite ¬
leitung der Dokumentation an eine Grundschule datenschutz echtlich jede zeit widerrufen

können. Endet die Betreuung des Kindes,  ird die Entwicklungs- und Bildungsdokumentati¬

on den Eltern ausgehändigt.

§19
Sprachliche Bildung

(1) Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungsauftrages gehö t die  ontinuie liche Förde¬
rung de  sprachlichen Entwicklung. Sp achbildung ist ein alltagsinteg ierter, wesentlicher
Bestandteil  er ffühkindlichen Bildung. Sprache ist schon in den e sten Lebensjah en das

wichtigste Denk- und VerständigungsWerkzeug.
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(2) Die sprachliche Entwicklung ist im Rahmen dieses  ontinuierlichen Prozesses regelmäßig
und begi nend mit de  Beobachtung nach § 18 Absatz 1 Satz 4 unter Verwendung geeigneter

Verfahren zu beobachten und zu dokumentieren. Die Beobachtungs- und Dokumentationser¬

gebnisse dienen der Förder lanung im päda ogischen Alltag. Sie sind maßgebliche Grundlage

für die individuelle alltagsintegrierte Sprachbildung und -förderung. Wird bei de  Beobach¬
tung und Dokumentation eines Kindes ein spezifischer Förderbedarf festgestellt, so ist abge¬

leitet aus diesen Ergebnissen eine gezielte individuelle Förderung und Lemanregung zu ge¬
währleisten.

(3) Die pädagogische Konzeption nach § 17 muss Ausführungen zur alltagsi tegrierten konti¬
nuierlichen Begleitung ünd Förderung der sprachlichen Bildung der Kinder und zur  gezielten

individuellen Sprachfo derung enthalten.

(4) Die Meh sp achigkeit von Kindern ist anzuerkennen und zu förde  . Sie kann auch durch
die Förderung in bilingualen Kindertagesein ichtungen oder bilingualer Kindertagespflege
unterstützt werden. Die Sprachentwicklung soll im Rahmen de  bestehenden Möglichkeiten

auch in anderen Familiensprachen beobachtet und gefördert werden.

(5) In den pädagogischen Konzeptionen der Tageseinrichtungen solle  über Absatz 3 hinaus

der Prozess von de  strukturierten Beobachtung zu  zielgerichteten Planung individueller Un¬
terstützungsangebote und die Umsetzung s rachlicher Bildungs- und Interaktionsangebote im

pädagogischen Alltag beschrieben werden. Außerdem sollen die Aufgaben der pädago ischen

Fachkr fte im Rahmen einer qualitativ hochwertigen Interaktionsbegleitung und sprachlichen

Lemanregung der Kinder aufgeführt werden. Der Träger der Tageseimichtung muss im Rah¬
men einer kontinuierlichen Qualitätsentwic lung auch in Bezug auf die Qualifizierung des

Personals dafür1 Sorge tragen, dass die alltagsintegrierte Sprachbildung aller Kinder und die
Förderung der Kinder mit sprachlichem Unterstützungsbedarf verbindlich sichergestellt wer¬

den.

§20
Datenerhebung und -Verarbeitun 

(1) Die Elte   sind ver flichtet, je nach Betteuungsangebot, dem Träger der Tageseim chtung
für* Kinder oder der Fachberatungs- und Vermittlungsstelle für Kindertagespflege zu  Erfül¬

lung von Aufgaben nach diesem Gesetz folgende Daten mitzuteilen:
1. Name und Vorname des Kindes,

2. Geburtsdatum,

3. Geschlecht,

4. Staatsangehörigkeit,
5. vor an ige Familiensprache sowie
6. Namen, Vornamen und Anschriften der Eltern.

(2) Die Träger der Tageseinrichtungen und die Fachberatungs- und Ve mittlungsstellen fü 
Kindeitagespflege haben die Eltern auf diese Mitteilungspflichten nach Absatz 1 hinzuweisen.
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Sie sind berechtigt und verpflichtet, die Daten nach Absatz 1 sowie die weiteren kindbezoge¬
nen Daten, die zur Erfüllung ihre  Aufgaben nach diesem Gesetz erforderlich sind, zu verar¬

beiten. Gespeicherte Daten dürfen nur denjenigen Personen zugänglich gemacht we den, die
diese zur Erf llung der Aufgaben nach diesem Gesetz benötigen. Die Träger von Tagesein¬

richtungen sind verpflichtet, dem Jugendamt die Zahl der Kinder, die in der Familie vorrangig

nicht Deutsch sprechen, zu Zwecken der Planung und Steuerung in anonymisierte  Fo m mit¬

zuteilen.

(3) Für Zwecke der Planung und Statistik im Bereich de  Kindertagesbetreuung dü fen ano¬
nymisierte Daten nach diesem Gesetz sowie nach § 47 und §§ 98 ff des Achten Buches Sozi¬

algesetzbuch an den Landesbetrieb Infor ation und Techni  Nordrhein-Westfalen, an die
Oberste Landesjugendbehörde u d an den überö tliche  T äge  der öffentlichen Ju endhilfe
(Landschaftsverband Rheinland und Landschaftsverband Westfalen-Lippe) übe mittelt sowie

für Maßnahmen der Qualitätsentwicklung und Qualitätssicher ng verarbeitet werden.

(4) Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses Gesetzes und zu seiner Fortentwicklung sind

jährliche Erhebungen übe  die Ein ichtung, die Belegung, die Leitungsstunden und die Zu¬
ordnung des pädagogischen Personals zu Gruppenbe eichen in den Tageseinrichtungen

durchzuführen. Erhebungsmerlanale sind
1. die Einrichtung, gegliede t nach Art des Trägers, Status als Familienzentrum (§ 42), Status

als plusKITA (§ 44) und Umfang und Lage der tatsächlichen Öffnungszeit,
2. die Belegung (Zahl der aufgenornmenen Kinder) zum 1. März, gegliedert nach Geschlecht,
Alter nach Monat und Jah , jeweiligem Betreuungsumfang und Zahl de  Kinder, die in de 

Familie vor angig nicht Deutsch sprechen,
3. die Leitungsstunden je Einrichtung sowie

4. die pädagogischen Gruppenbereiche, gegliede t nach Anzahl und mit Zuo dnung der Fach-
und Ergänzungskraftstunden sowie der Personalkraftstunden in de  Ausbildung und zusätzli¬
chen Personalkraftstunden im Bereich der Betreuung von Kinde n  it Behinderungen.

Teil 2
Förderung in Kindertagespfle e

§21
Qualifikationsanforderungen

(1) Zu  Kindertagespflege geeignete Pe sonen sollen über vertiefte Kenntnisse zu den beson¬

de en Anforde ungen der Kindertagespflege verfügen. Sofern Kinde tagespflegepersonen
nicht sozialpädagogische Fachkräfte mit Praxiserfahrang in der Betreuung von Kinder  sind,
sollen sie übe  eine Qualifikation auf der Grundlage eines wissenschaftlich entwickelten

Leh  lans verfügen, der inhaltlich und nach dem zeitlichen Umfang dem Standard des vom
Deutschen Jugendinstitut entwickelten Lehr lans zur Kinde tagespflege (im Folgenden DJI-

Curriculum genannt) entspricht. Mit dieser Qualifizierung soll spätestens ab der Betreuung
eines zweiten Kindes begonnen worden sein. Wegen de  Besonderheiten des Tätigkeitsfeldes

kö nen die Jugendämter bestimmen, dass auch sozialpädagogische Fachkräfte mit Praxise ¬
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fahrung über eine Qualifikation zur Kindertagespflege verfugen müssen. In diesen Fällen soll¬

ten die Qualifikationsanforderungen im Stundenumfang der Hälfte des DJI-Curriculums ent¬

sprechen.

(2) Die zuständigen Räte können in den Satzungen  egeln, dass in ihrem Jugendamtsbezirk

tätige Kindertagespflegepersonen zum Nachweis der pe sönlichen Eignung über eine Qualifi¬
kation auf der Grundlage eines wissenschaftlich entwickelten Leh plans verfugen müssen, der
inhaltlich und nach zeitlichem Umfang dem Standard des vom Deutschen Jugendinstitut ent¬

wickelten Kompetenzorientierten Qualifiziemngshandbuch Kindertagespflege (im Folgenden

QHB genannt) entspricht. Ab dem Kindergartenjahr 2022/2023 sollen alle Kindertagespflege¬
pe sonen, die erstmalig die e Tätigkeit aufnehmen, über eine QHB-Qualifikation nach Satz 1

verfügen.

(3) Zur Sicherung und Weiterentwicklung de  pädagogischen Qualität in Kindertagespflege
sind Kindertagespflegepersonen verpflichtet, mindestens fünf Stunden jähiiich Fortbildungs¬

angebote wahrzunehmen. Die zuständigen Räte können in den Satzungen  egeln, dass in ih¬
rem Jugendamtsbezirk tätige Kindeitagespflegepersonen sich in höherem Umfang regelmäßig
fortbilde  müssen.

§22
Erlaubnis zur Kindertagespflege

(1) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege ist schriftlich beim Jugendamt zu beantragen.

(2) Die Erlaubnis zur Ki dertagespf ege befugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig
anwesenden Kindern. Die Erlaubnis kann im Einzelfall zur Bet euung von maximal acht
fremden Kindern erteilt werden. Abweichend von Satz 2 kann die Erlaubnis fü  bis zu zehn

fremde Kinder erteilt werden, wenn die Kindertagespflegepe son regelmäßig mehrere Kinder
unte  15 Stunden wöchentlich betreut, gewählteistet ist, dass die betreuten Künde  immer in
denselben Grup enzusammensetzungen betreut werden und

1. die Kindertagespflegepe son eine kom etenzorientierte Qualifizierung zur Kindertages¬
pflege nach dem QHB absolviert hat oder
2. sie sozialpädagogische Fachkraft im Sinne der „Vereinba ung zu den Grundsätzen über die

Qualifikation und den Personalschlüssel  (Personalvereinbarung) mit einer Qualifikation zur

Kindertagespflege auf der Grundlage eines wissenschaftlich entwickelten Lehrplans entsp e¬

chend mindestens der Hälfte des Standards des DJI-Curriculums ist.
Sollen sechs oder mehr Kinder gleichzeitig oder insgesamt mehr als acht beziehungsweise
zehn fremde Kinder über die  oche von einer Kindertagespflegeperson betreut wer en, so

findet § 45 des Achten Buches Sozial esetzbuch Anwendung.

(3) Wenn sich Kindertages flegepersonen in einem Verbund zu einer Großtagespflege zu¬
sammenschließen, so können höchstens neun Kinde  gleichzeitig und insgesamt durch höchs¬

tens drei Kindertagespflegepersonen betreut werden. Jede dieser Kindertagespflegepersonen
bedarf einer eigenständigen Erlaubnis zur Kindeitagespflege. Abweichend von Satz 1 können
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in der Großtagespflege insgesamt bis zu 15 Betreuungsverträge abgeschlossen werden,  enn

die Voraussetzungen des § 22 Absatz 2 Satz 3 erfüllt werden.

(4) Ist die vertragliche und pädagogische Zuordnung des einzelnen Kindes zu einer bestimm¬

ten Kindeitagespflegeperson nicht gewährleistet oder sollen in der Großtagespflege zehn oder
meh ' Kinder gleichzeitig betreut werden, so handelt es sich um eine Tageseim chtung und

§ 45 des Achten Buches Sozialgesetzbuch findet Anwendung.

(5) Kindei agespflege kann auch in geeigneten Räumen geleistet werden, die weder zum

Haushalt der Kindertagespflegeperson noch zu dem der Eltern gehören. Sie kann ebenfalls in
Räumen von Kindertageseinrichtungen durchgefüh t werden.

(6) Kindeitagespflege kann in Einzelfällen auch mit angestellten Kindertagespflegepersonen
angeboten werden. Voraussetzung ist, dass de  Anstellungsträger ein anerkannte  Träger der
Jugendhilfe ist, dass bei freien anerkannten Trägern der Jugendhilfe ein Kooperationsvertrag

mit dem Jugendamt besteht und dass die vertraglic e und pädagogische Zuordnung des ein¬
zelnen Kindes zu einer bestimmten Kindeitagespflegeperson gewährleistet wird. In besonders

begründeten Ausnahmefällen kann Anstellungsträger auch sein, wer die Quali ikationsvoraus¬

setzungen des Absatzes 2 Satz 3 Nummer 1 oder Num e  2 erfüllt. Weitere Voraussetzungen

sind in diesen Fällen, dass ein Kooperationsvertrag mit dem Jugenda t besteht, der auch die
Vorgaben des § 8a Absatz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch erfüllt, und dass die ver¬
tragliche und pädagogische Zuordnung des einzelnen Kindes zu einer bestimmten Kinderta¬

gespflegeperson gewährleistet wird.

(7) Kindeitagespflegepersonen und Anstellungsträger haben den Beschäftigten so ie den
Beauf agten des Jugendamtes Auskunft über die Räume und die betreuten Kinder zu erteilen.
Den Beschäftigten und den Beauftragten des Jugendamtes ist der Zutritt zu den betreuten

Kindern und den Räumen, die zu ihrem Aufenthalt dienen, zu gestatten. Das Grundrecht der
Unverletzlichkeit der Wohnung gemäß Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes wird insoweit
eingesch änkt.

(8) Werden Kinder in Kindertagespflege betreut, ohne dass die Kindertagespflegeperson übe 
die eiforderliche Erlaubnis zur Kindertagespflege verfügt oder im Sinne des § 23 Absatz 3 des

Achten Buches Sozialgesetzbuch geeignet ist, so hat das Jugendamt die weitere Betreuung de 

Kinder zu untersagen. Die §§17 und 18 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und
Jugendhi fegesetzes - AG-KJHG - gelten entsprechend. §§ 104 f. des Achten Buches Sozial¬

gesetzbuch bleiben unberührt.

§23
Angebotsstruktur in der Kindertagespfle e

(1) Liegt de  Betreuungsbedarf eines Kindes aus familiären Gründen regelmäßig um mehr als
eine Stunde außerhalb der Öffnungszeit der öffentlich geförderten Kindertageseihrichtung

oder der Kindertagespflege, in der es regelmäßig betreut wi d, kann ergänzende Kindertages¬
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pflege gewähl  werden (ergänze de Kindertagespflege). Voraussetzung ist die Bewilligung

des Wohnsitzjugendamtes nach Beda fsfeststellung auf Ant ag de  Eltern. Erfolgt die ergän¬
zende Kindertagespflege in Tagesein ichtungen mit verlänge ter Öffnungszeit, kann die Kin¬
de tagespflegeperson über die  oche betrachtet meh  als zehn fremde Kinde   betreuen, es

dürfen jedoch auch in diesen Zeiten von einer Kindertagespflegeperson nicht mein als fünf
fremde Kinde  gleichzeitig betreut werden.

(2) Für Ausfallzeiten der Kinde tagespflegeperson hat das Jugendamt entsprechend § 23 Ab¬
satz 4 Satz 2 des Achten Buches Sozialgesetzbuch rechtzeitig eine andere Bet euungsmög¬

lichkeit für das Kind sicherzustellen. Im Interesse des Kindeswohls sollten Kindeitagespfle¬
geperson und Elte   Urlaub und andei eitig abzusehende Ausfallzeiten iii der Betreuung

rechtzeitig  iteinander abstimmen, um Anlässe zur Ersatzbetreuung gering zu halten.

§24
Landeszuschuss für Kinder in Kinde tages flege

(1) Das Land gewählt dem Jugendamt auf der Grundlage einer zum 15. Mä z für das im glei¬
chen Kalenderjahr beginnende Kindergartenjahr vorzulegenden verbindlichen Mitteilung jähr¬

liche Kindertagespflegepauschalen. Diese Kindeltagespflegepauschalen werden für jedesrin
öffentlich finanzierte  Kindertagespflege? vor dem Schuleintritt betreute Kind geleistet, soweit
nicht für dieses Kind im selben Kindergartenjahr ein Landeszuschuss nach § 38 gewäh t wird.

(2) Der jährliche Zuschuss nach Absatz 1 beträgt im Kindergartenjah  2020/2021 1 109 Euro
ro Kind. Für Kinde  mit Behinderung ode  Kinder, die von einer wesentlichen Behinderung

bedroht sind, und bei denen dies von einem Träger-der Eingliederungshilfe festgestellt wurde,

erhält das Jugendamt 3 182 Euro p o Kind. § 37 gilt entsprechend.

(3) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz 1 setzt bei Kindern, die außerhalb des Haushalts

der Eltern betreut we den, eine Bestätigung des Jugendamtes voraus, dass
1. die Kin eitagespflege erson übe  eine E laubnis zur Kindeitages flege nach § 43 des Ach¬

ten Buches Sozialgesetzbuch verfugt,
2. die Kinde tagespflegeperson ein Kind oder meh ere Kinder regelmäßig mindestens 15
Stunden wöc entlich un  länge  als drei Monate betreuen will,

3. die Kindeitagespflegeperson mindestens eine Qualifikation im Sinne des § 21 Absatz 1

oder 2 nachweisen kann,

4. die Kinde tagesptlegeperson jäh lich Fortbildungsangebote mit mindestens fünf Stunden
wahrnimmt,

5. für Ausfallzeiten de  Kindertagespflegeperson eine gleichermaßen geeignete Betreuung
durch transparente Regelung des Jugendamtes sic e gestellt wird,

6. die laufende Geldleistung nach § 23 Absatz 2 und Absatz 2a des Achten Buches Sozialge¬
setzbuch erfolgt und jeder Kindertagespflegeperson im Rahmen von § 23 Absatz 2 Num er 2
des Achten Buches Sozialgesetzbuch für jedes ihr zugeordnete Kind ein Betrag für mindes¬

tens eine Stunde p o Betreuungswoche für mittelbare Bildungs- und Bet euungsarbeit geleis¬

tet wird,

26



Stand 6.5.2019

7. die laufende Geldleistung bereits während der Eingewöhnungsp ase des Kindes gewählt

wird,
8. die laufende Geldleistung auf Grundlage des Betreuungsvertrages mit den Elte   und bei¬

spielsweise auch bei vorübergehender Krankheit beziehungsweise Abwesenheit des Kindes
weitergewährt wi d und

9. die Höhe der laufenden Geldleistung jährlich angepasst wird.
Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz 1 setzt bei Kinde n, die im Haushalt der Eltern be¬

treut we den, eine Bestätigung des Jugendamtes zu Satz 1 Nummer 2 bis 9 voraus.

(4) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz 2 setzt darüber hinaus voraus, dass die Kinderta¬

gespflegeperson über eine zusätzliche Qualifikation zu   Betreuung von Kindern mit Behinde¬

rung ode  drohender Behinderung verfügt oder mit einer solchen im Zeitpunkt der Übernahme
der Betreuung begonnen hat.

(5) Abweichungen zwischen der aufg und de  Ergebnisse der Jugendhilfeplanung zum 15.
März angemeldeten Anzahl jährlicher Pauschalen und der Inanspruchnahme sind bei der Fest¬

setzung der endgültigen Zahlungen zu berücksichtigen. Das Jugendamt stellt für das am 31.
Juli endende Kindergartenjahr die Ergebnisse der Abweichungen fest.und meldet sie dem

Landesjugendamt bis zum 30. November desselben Kalenderjahres.

(6) Die in diesem Rahmen gezahlten Mittel sind Jah espauschalen und zur E füllung von
Aufgaben nach § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung mit diesem Gesetz

zu verwenden. Das Jugendamt erklä t die entsp echende Mittelverwendung und legt diese
über hierfür einge ichtete elektronische Systeme du ch einen vereinfachten Verwendungs¬

nachweis bis zum 30. Juni des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalenderja res

dar. Dieser umfasst

1. die Zahl der Kindertagespflegepersonen, die Kinde  bis zum Schuleintritt betreuen, diffe¬

renziert nach Tätigkeit in Einzel- und Großtagespflege, und die Zahl der Großtagespflegestel¬

len, in denen Kinde  bis zum Schuleintritt bet eut werden,
2. die Art der Qualifikation der Kindertagespflegeperson,

3. den Umfang des wahrgenommenen Fortbildungsangebotes der Kindertagespflegeperson,
4. die Art der Regelung für Ausfallzeiten sowie
5. in den Fällen des Landeszuschusses nach Absatz 2 Satz 2 die Bestätigung zur - mindestens
begonnenen - zusätzlichen Qualifikation zur Betreuung von Kindern mit Behinderung oder

drohender Behinderung.

Teil 3
Förderung in Kindertageseinrichtungen

Kapitel 1
Rahmenbestimmungen

§25
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Träger von Kindertageseinrichtungen

(1) Träger einer Kindertagesei richtung sind die anerkan ten Trä er der freie  Jugendhilfe,
Jugendämter und die so stigen kreisangehörigen Gemeinden sowie Gemeindeverbände.

(2) Träger eine Kindertageseinrichtung können auch andere T äger, zum Beispiel Unterneh¬
men, p ivatgewe bliche Träger und nicht anerkannte Träge  de  freien Jugendhilfe, sein.

§26
Angebotsstruktur in Kindertageseinrichtungen

(1) Der Träger einer Tageseimichtung kann die pädagogische Angebotsst uktur und Grup¬
penbil ung nach sei er  o zeption festsetzen.

(2) Auch wenn in einer Ein ichtung Gruppen gebildet werden, die sich aus ve schiedenen

oder aus Anteilen der Gruppenformen nach der Anlage zu § 33 Absatz 1 zusammensetzen, hat

der Träge  die Anzahl der in einer Gruppe betreuten Kinder so festzulegen, dass jedes ent¬

sp echend seinem Alter un  seiner Entwicklung geför ert we den kann.

(3) We den in einer Eimichtung auch Kinder mit Behinderungen betreut, so ist der beson ere
Bedarf für die gemeinsame Fö derung von Kindern mit und ohne Behinde ungen bei der Per¬
sonalbemessung oder der Festlegung der Gruppeng öße zu berüc sichtigen.

(4) Wir  in der Tageseimichtung Mittagessen angeboten, so ist jedenfalls jedem  ind mit
einer wöchentlichen Bet euungszeit ab 35 Stunden grundsätzlich die Teilnahme zu ermögli¬
chen.

(5) Der Träger hat das pädagogische Angebot so zu gestalten, dass grundsätzlich alle Kinde 
unabhängig von der wöchentlichen Betreuungszeit an besonderen Angeboten zu ausgewählten
Anl ssen, beispielsweise zur Fö derung der Erziehungspartnerschaft zwischen Eltern und

pädagogischem Personal oder in Zusammenhang mit dem Übergang in die Grundschule, Fes¬
ten und Veranstaltungen teilnehmen können.

§27
Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtungen

(1) Jede Kindertageseinrichtung soll bedarfsgerechte Öffnungs- und Betreuungszeiten unter
Berücksichtigung des Kindeswohls und de  Elternwünsche anbieten. Unabhängig von den

regelmäßigen Öffnungs- und Betreuungszeiten einer Tageseimichtung soll die Verweildauer
er einzelnen Kinder ihrem Entwic lungsstand und den jeweiligen familiären Bedarfen ent¬

sprechen.

(2) Grundlage für die angebotenen Betreuungszeiten ist die örtliche Jugendhiifeplanung. In

der Regel ist eine du chgehende Betreuung über Mittag anzubieten. Die Tageseimichtung
ann nach Anhö ung des Elte nbeirates zu  Siche ung ih es Bildungs- und Erziehungsauft a¬
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ges Kernzeiten festlegen. Die wöchentliche Betreuungszeit eines Kindes ergibt sich aus der

Summe der regelmäßigen Betreuungszeiten je Wochentag, die unterschiedlich auf die Wo¬
chentage verteilt sein können. Un egelmäßige Bedarfe und unteijährige Änderungsbedarfe der
Familien sollen soweit möglich bemcksichtigt werden.

(3) Kindertageseinrichtungen sind verpflichtet, ganzjäh ig eine regelmäßige Bet euung und
Förderung aller aufgenommenen Kinder zu gewährleisten. Die Anzahl der Schließtage, ohne

Wochenend- und Feiertage, soll 20 und da f 25 Öffnungstage nicht überschreiten. Schließzei¬

ten bis zur  Hälfte der täglichen Öffnungszeit zählen grundsätzlich als halbe Schließtage und
darüber hinausgehende Schließzeiten zählen grundsätzlich als ganzer Schließtag.

(4) Kindertageseinrichtungen in Betrieben oder an Ausbildungsstätten bieten Öffnungs- und
Bet euungszeiten, die sich unter besonderer Beachtung des Kindeswohls an den Arbeits- und

Ausbildungszeiten der Elte   orientieren.

(5) Kinde tageseimichtungen sind verpflichtet, Eltern von Kindern, die bei Schließung der
Eimichtungen an Ferientagen weder von ihren Eltern noch auf andere Weise angemessen be¬
treut und gefö dert werden können, auf die Pflicht der Jugendämter hinzuweisen, eine ander¬

weitige Betreuungsmöglich eit siche zuste len und diese dabei soweit möglich zu unterstüt¬
zen.

§28
Perso al

(1) Als pädagogische Kräfte in den Tageseinrichtungen sollen sozialpädagogische Fachkräfte
und E gänzungskräfte im Sinne de  Personalverei barung eingesetzt werden. Die pädagogi¬

sche Ar eit muss vom Einsat  sozialpädagogische  Fachk äfte gep ägt sein. Während der
Bet euungszeiten sollen den G uppen  egelmäßig zwei pädagogische Kl fte zugeordnet sein.

In den Gruppenformen I und II sollen diese in de  Regel sozialpädagogische Fachkräfte, in
der Gruppenform III eine sozialpädagogische Fachkraft und eine Ergänzungskraft im Sinne
der Personalvereinbarung sein. Im Rahmen der Personalbemessung auf de  Grundlage der in

der Anlage zu § 33 Absatz 1 ausgewiesenen Gesamtstundenzahl hat der Träger sicherzustel¬
len, dass auch in Ausfallzeiten die Besetzung nach Satz 3 und 4 erfüllt werden kann.

(2) Die Zahl der Kinder pro Gruppe und der Personaleinsatz haben sich an den Vorgaben der
Anlage zu § 33 zu orientieren. Eine Überschreitung der in der Anlage zu § 33 Absatz 1 ge¬
nannten Zahl de  Kinder pro Gru pe soll nicht mein als zwei Kinder betragen, die zur Betreu¬

ung e forderlichen Personalkraftstunden sollen vorgehalten we den. Eine nicht nu  vorüber¬

gehende Übe schreitung ohne Anpassung des Personalschlüssels ist dem Jugendamt und dem

Landesjugendamt unverzüglich anzuzeigen.

(3) Das Kindpauschalenbudget ermöglicht die in der Anlage je Gruppenform ausgewiesene
Leitungszeit im Umfang von § 29 Absatz 2, die Besetzung nach Absatz 1 einschließlich der
ausgewiesenen Mindeststundenzahl für sozialpädagogische Fachk äfte im Sinne der Perso¬
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nalvereinbarung, in Gruppen, in denen Kinder unter drei Jahren bet eut werden, zusätzliche
Personalkraftstunden für Ergänzungsk äfte im Sinne der Personalvereinbarung, eine Verfü¬

gungszeit von mindestens zehn Prozent der Betreuungszeit pro Gruppe für Aufgaben nach
Absatz 4 und die Finanzierung sonstiger Personalkosten. Das Kindpauschalenbudget ist hin¬
sichtlich der vorgesehenen Gesamt ersonalkraftstundenzahl nach Maßgabe von Satz 1 einzu¬

setzen.

(4) Die Finanzierung aus dem Kindpauschalenbudget sichert auch die erforderlichen Perso¬
nalkraftstunden f r die individuelle Vor- und Nachbereitungszeit, einschließlich Bildungs¬

und Entwicklungsdokumentationen, für die Erziehungspartnerschaft mit den Elte  , fü  die
Praxisanleitung und für Kooperationen mit Frühförderung, Kindertagespflege, Schule und in

den Sozialraum, für die Teilnahme an Dienstbes rechungen, Fachberatungen  nd Qualifikati-
on'smaßnahmen.

(5) Für die bestmögliche Förderung der Kinder, zur Erweiterung des Handlungsspielraums in

den Eimichtungen und der Perspe tiven auf das einzelne Kind kann sich das pädagogische
Personal in Tageseimichtungen für Kinder, vor allem in Familien entren und plusKITAs, aus
multiprofessionelien Teams zusammensetzen, bei denen sic  die Fähigkeiten und Kenntnisse

der Teammitglieder ergänzen. Dies setzt voraus, dass die Standard  an die Besetzung der Per¬
sonalkraftstunden nach den Absätzen 1 bis 3 und der Anlage zu § 33 Absatz 1 eingehalten

werden.

§29
Leitung

(1) Die Leitung der Tageseinrichtung ist erfahrenen und besonders qualifizierten sozialpäda¬

gogischen Fachkl ften zu übertrugen. Für die Übertragung der Leit ng ist eine mindestens

zweijährige einschlägige pädagogische Berufserfahrung erforderlich, die in der Regel in einer

Tageseimichtung für Kinder oder einem vergleichbaren Arbeitsfeld er orben sein soll. P ak¬
tische Ausbildungszeiten bleiben unberücksichtigt. Als besonders qualifizierte Fachkl fte
gelten insbesondere  iejenigen, die über einen einschlägigen Hochschulabschluss, wie den der

Kindheitspädagogik oder der sozialen Arbeit verfügen und diejenigen staatlich anerkannten
Erzieherinnen und Erzieher, die eine Fortbildung für Leitungsaufgaben absolviert haben.

(2) Die Leitung einer Tageseinrichtung für Kinder soll anteili  oder vollständig von der un¬
mittelb ren pädagogischen Arbeit mit den Kindern frei gestellt sein. Der Einrichtungsleitung
stehen je Gr ppe mindestens fünf Stunden Leitungszeit wöchentlich zur Verfügung. Bei einer

regelmäßigen Betreuungszeit von 35 Stunden erhöht sich die Leitungszeit auf mindestens
sieben Stunden und bei einer regelmäßigen Betreuungszeit von 45 Stunden auf mindestens

neun Stunden je Gruppe.

§30
Zi mme arbeit mit der Grundschule
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(1) Kindertageseinrichtungen arbeite  mit der Schule in Wa rnehmung einer gemeinsamen
Verantwortung für die beständige Förderung des Kindes und seinen Übergang in die Grund¬
schule zusammen.

(2) Zur Sicherung gelingende  Zusam enarbeit und zur Gestaltung des Übergangs vom Ele¬
mentar- in den Primarbereich gehören insbesondere
1. eine kontinuierliche gegenseitige Information über die Bildungsinhalte, -methoden und -

konzepte,

2. die Kontinuität bei der Förderung der Entwicklung der Kinder,

3. regelmäßige gegenseitige Hospitationen,
4. die für alle Beteiligten erkennbare Benennung fester Ansprechpersonen in beiden Instituti¬

onen,

5. gemeinsame (Informations-)Veranstaltungen für die Eltern und Familien der Kinder,

6. gemeinsame Konferenzen zur Gestaltung des Übergangs in die Grundschule un 
7. gemeinsame Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen der Fach- und Lehrkräfte.

(3) Der Schulträger lädt gemeinsam mit den Leiterinnen und Leitern der Tageseimichtungen
für Kinder und der Grundschulen die Eltern, deren Kinder in zwei Jah en eingeschult werden,

zu einer Informationsve anstaltung ein, in der die Eltern über Fördermö lichkeiten im Ele¬
mentarbereich und Primarbereich, insbesondere auch über die Bedeutung kontinuierlich auf¬

einander aufbauender Bildungsprozesse beraten werden.

(4) Zur Durchfühlung der Feststellung des Sprachstandes nach § 36 Absatz 2 des Schulgeset¬
zes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 10 ) in der jeweils geltenden Fassung erhebt
der Träger der Tageseimichtung, die nach diesem Gesetz gefordert wird oder die der Obersten
Landesjugendbehörde oder einer von ihr beauftragten Stelle eine den Anforderungen des § 19

entsprechende Sprachstandsbeobachtung, -dokumentation und -förderung nachweist, bei den
Eltern, deren Kinder zur Teilnahme an der Sprachstandsfeststellung verpflichtet sind, die fol¬

genden Daten und übe mittelt, sie an das zuständige Schulamt:
1. Name und Vorname des Kindes;

2. Geburtsdatum;
3. Geschlecht;

4. vorrangige Familiensprache;
5. Aufnahmedatum in der Kindertageseimichtung;

6. Namen, Vo  amen und Anschriften der Elte n;
7. Vorliegen der Zustimmung nach § 18 Absatz 1 Satz 6.
Soweit Kinder im Rahmen der Pflichten nach § 36 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW in einer
Kindertageseimichtung zusätzlich sprachlich gefordert werden, ist der T äger der Einrichtung
verpflichtet, Angaben über die Teilnahme de  Kinder an dieser zusätzlichen Sprachförde ung

dem zuständigen Schulamt mitzuteilen.

§31
Evaluation
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(1) Zur Sicherung und Weiterentwicklung der pädagogischen Arbeit in den Kindertagesein-

richtungen ist eine kontinuierliche Evaluation erforderlich. Dafür sollen von den Trägem
Qualitätskriterien entwickelt werden, die Aussagen übe  die Begleitung, Förderung und Her¬

ausforderung f ühkindlicher Bildungsprozesse insbesondere auc  im Bereich der Sprachbil-
dung und -förderung enthalten. Qualitätsentwicklungsmaßnahmen werden von den T ägem

der Kindertagesein ichtungen in eigener Verantwortung durchgeführt. Zur Grundlage für die
Evaluation gehören insbesondere:
1. eine schriftliche Konzeption der Arbeit der Kindertageseinrichtung, in der Leitlinien für die

Arbeit und ein eigenes Profil formuliert sind,

2. ein träger- oder einrichtungsspezifisches pädagogisches Konzept und
3. eine Darstellung über die Durchführung des Qualitätsentwicklungsprozesses in der Kinder¬

tageseinrichtung.

(2) Die Oberste Landesjugendbehörde oder eine von ihr beauftragte Stelle kann mit Zustim¬
mung des Trägers der Ein ichtung eine exte  e Evaluation in der Kindertageseimichtung

durchführen.

K pitel 2
Fina zierun 

§32
Allgemeine Voraussetzun en der Finanzierun 

(1) Das Land beteiligt sich an den Kosten der Kindertagesein ichtungen in Kordrhein-
Westfalen nach Maßgabe dieses Gesetzes. Die finanzielle Fö deiung der Kindertageseinrich¬

tungen erfolgt pro Kindergartenjahr. Sie setzt eine Betriebserlaubnis nach § 45 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch und die Bedarfsfeststellung auf der Grundlage der örtlichen Jugend¬

hilfeplanung voraus.

(2) Grundlage für die Berechnung der finanziellen Fö derung ist de  Betreuungsvertrag zwi¬
schen Träger und Elte n. Eltern können beim Abschluss des Vertrages zwischen den in der

Anlage zu § 33 Absatz 1 genannten wöchentlichen Bet euungszeiten wählen, soweit diese als
Ergebnis de  kommunalen Jugendhilfeplanung von der Einrichtung als beda fsgerecht ange-

boten werden. Die Träger sollen ermöglichen, dass Eltern Bet euungsverträge für ihre Kinder

abschließen können, die ihrem tatsächlichen Bedarf entsprechen. Sie sollen unte  Wahmng

des G undsatzes de  Trägerautonomie alle in die kommunale Jugendhilfeplanung eingeflosse¬

nen Plätze belegen.

(3) Die finanzielle Förderung der Kindertageseinrichtung setzt voraus, dass
1. die Ein ichtung die Aufgaben nach diesem Gesetz und auf de  G undlage der örtlichen Ju-

gendhilfeplanung wahmimmt,
2. der Träger die Regelungen dieses Gesetzes und die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen

Rechtsvorsch iften beachtet,

3. die Anzahl de  Schließtage 25 Öffnungsta e nicht überschreitet,
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4. die Leitung der Einrichtung und die Leitung jede  Gruppe einer sozialpädagogischen Fach¬

kraft im Sinne der Personalvereinbarung übert agen sind und
5. § 28 Absatz 1 bis 3 und § 29 Absatz 2 als Grundlage für die Pe sonalbemessung eingehal¬

ten werden.

§33
Kindpauschaienbudget

(1) Die finanzielle Basisfördemng der Kindertageseim chtungen wird in Form von Pauscha¬

len für jedes in einer Kindertageseimichtung aufgenommene Kind (Kindpauschalen) gezahlt.

Die Kindpauschalen ergeben sich aus der Anlage. Nimmt ein Kin  den Platz in einer Ei rich¬
tung nach dem Betreuungsvert ag nicht während des gesa ten Kindergartenjahres in An¬

spruch, erhält der Träger eine anteilige Pauschale. Hierzu erfolgt eine monatliche Erfassung
durch den T äger der Einrichtung auf de  Grundlage des Betreuungsvertrages bis spätestens
zum Ende des übernächsten Monats.

(2) Im Rahmen de  Jugendhilfeplanung wird entschieden,  elche der in der Anlage genannten
Gruppenformen mit welcher Bet euungszeit in den Ein ichtungen angeboten werden. Grup-

penformen und Betreuungszeiten können kombiniert werden. Das Jugendamt hat zu gewähr¬
leisten, dass ein bedarfsentsprechendes Angebot auch für die Kinder zur Verfügung steht,
deren Eltern von einem Eltembeitrag bef eit sind.

(3) Die Jugendhilfeplanung hat sicher zu stellen, dass de  Anteil der Pauschalen für über drei¬
jährige Kinder, die in den Gruppenformen I und III nach der Anlage mit 45 Stunden wöchent¬
licher Betreuungszeit betreut werden, den Anteil, den das Jugendamt in der verbindlichen

Mitteilung zum 15. März des Vorjahres angemeldet hat, nicht um mehr als vie  Prozentpunkte

übersteigt. Darüber hinausgehende Überschreitungen kann die Oberste Landesjugen behör e

nu  in besonders begründeten Einzelfällen zulassen.

(4) Aus de  Entscheidung der Jugendhilfeplanung ergeben sich bis zum 15. März Höhe und

Anzahl der auf eine Einrichtung entfallenden Kindpauschalen (Kindpauschalenbudget). Das
Jugendamt ist berechtigt, bereits bewilligte Kindpauschalen zwischen dem 15. März und dem
Beginn des Kindergartenjahres im Einvernehmen mit den T ägern im Bedarfsfall auf ande e
Eim chtungen zu übertragen, wenn dies nicht zu einer Erhöhung des Zuschusses nach § 38

Absatz 1 fühlt.

(5) Abweichungen zwischen den Ergebnissen der Jugendhilfeplanung und der tatsächlichen

Inanspruchnahme sind bei der Festsetzung de  endgültigen Zahlungen zu berücksichtigen. Bei

Unterschreitungen ist die endgültige Zahlung mindestens in Höhe der Planungsgarantie ge¬
mäß § 41 festzusetzen. Das Jugendamt stellt für das am 31. Juli endende Kindergarten) ahr  ie

E gebnisse der Abweichungen zu den Anmeldungen zum 15. März fest und meldet sie  em
Landesjugendamt bis zum 30. November desselben Kalendeijahres.
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(6) Bei der Zuord ung der Kinder zu den Gruppenformen und der Be echnung de  Pauschalen
ist für das gesamte Kindergartenjahr das Alter zu Grunde zu legen, das die Kinder bis zum 1.
November des begonnenen Kindergartenjahres erreicht haben werden.

(7) Bis Schuleint itt werden die Kindpauschalen für eine Betreuung von schulpflichtigen Kin¬
dern auf Grundlage der vereinbarten wöchentlichen Betreuungszeit geleistet. Nach Schulein¬

tritt werden die Kindpauschalen für die Betreuung von Kindern nur bei Betreuung in einer
bestehenden Gruppe mit ausschließlich Kindern im schulpflichtigen Alter (Horte) gezahlt. Fü 
die Betreuung von Kindern in Horten werden nur Kindpauschalen für 25 oder 35 Stunden
wöchentliche Betreuungszeit gezahlt.

§34
Mietzuschuss

(1) Trägern gemäß § 25 Absatz 1, denen nicht das Eigentum am Gebäude  er Einr chtung
zusteht und die nicht wi tschaftlich dem Eigentüme  gleichgestellt sind, soll ein Mietzuschuss
geleistet werden, soweit eine aus Landesmitteln erfolgte Investitionsförde ung dem nicht ent¬

gegensteht. Von diesem Mietzuschuss sind ein Betrag von 3 059,60 Euro fü -jede Gr  pe in

der Tageseinrichtung und der zugrundliegende Finanziei ngsanteil des Trägers (Trägeranteil)
nach § 36 Absatz 2 abzuziehen, soweit der Mietzuschuss diese Summe übersteigt. Für den
Betrug gemäß Satz 2 gilt § 37 entsprechend. Wenn das Mietve hältnis am 28. Februar' 2007
bestand, soll der Mietzuschuss auf Grundlage der zu zahlenden Kaltmiete geleistet werden.

Für Mietve hältnisse, die nach diesem Zeitpunkt begr ndet werden, ist der Zuschuss auf der
Gr ndlage von Pauschalen zu leisten.

(2) Abweichend davon kann, wenn nach dem 18. Oktober 2007 im Rahmen des Investitions¬

programms „Kinderbetreuungsfinanzie  ng 2008 - 2013  oder den Folgeprogrammen neue

Plätze fü  unterdreijährige Kinder geschaffen wo den sind, auch bei Einrichtungen, die im

Eigentum eine  ju istischen Pe son stehen, an der der Träger mehr eitlich beteiligt ist, ein
Zuschuss zur Kaltmiete gewährt werden.

§35
Eingr p ige Einrichtungen und Waldkindergartengru pen

(1) Bei eingruppigen Einrichtungen, die am 28. Februar 2007 in Betrieb waren, kann unter
Berücksichtigung des Trägeranteils gemäß § 36 Absatz 2 ein weiterer Pauschalbet ag von bis
zu 15 000 Euro geleistet we den, wenn de  T  ger oline diesen zusätzlichen Bet ag die Ein¬
richtung nicht ausreichend finanzieren kann.

(2) Waldkindergartengruppen können unter Berücksichtigung des T ägeranteils gemäß § 36

Absatz 2 einen weiteren Pauschalbetrag von bis zu 15 000 Euro je Waldkindergartengruppe
erhalten, wenn ein Träger im Sinne des § 25 Absatz 1 ohne diesen zusätzlichen Betrag die
Einrichtung nicht ausreichend finanzieren kann.
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(3) Soweit die Voraussetzungen vorliegen, können für eine Einrichtun  Pauschalbeträge nach
den Absätzen 1 und 2 auch nebeneinander geleistet werden. Übe  die Gewährung  es Betra¬

ges entscheidet das Jugendamt im Benehmen mit dem Träger der Ei ichtung.

§36
Jugendamtszuschuss und Trä er nteil

(1) Das Jugendamt gewährt dem Träger der Eimichtung einen Zuschuss für die Aufgaben
nach diesem Gesetz, wenn der Finanzierungsanteil des T ägers an den Kindpauschalen gemäß

§ 33, an dem Mietzuschuss gemäß § 34, an dem Zuschuss für eingruppige Ei ichtungen ge¬
mäß § 35 Absatz 1 und an dem Zuschuss für Waldkindergartengrup en ge äß § 35 Absatz 2
erbracht wird.

(2) Der Finanzierungsanteil des Trägers beträgt:
1. wenn es sich um eine Kirche oder Religionsgemeinschaft des  ffentlichen Rechts handelt

(ki chliche Trägerschaft) 10,3 Prozent,
2. wenn es sich um einen anerkannten Träger der f eien Jugendhilfe nach § 25 Absatz 1 han¬

delt, de  nicht zugleich in kirchlicher Trägerschaft ist (andere freie Trägerschaft) 7,8 Prozent,
3. wenn es sich beim Träger um einen Verein handelt, dem Erziehungsberechtigte von min¬
destens 90 Prozent der die Eimichtung besuchenden Kinder a gehören, die nach ihrer Zahl

ode  der Satzung sowohl die für die laufende Beschlussfassung als auch die fü  die Änderung

der Satzung erforderliche Mehrheit haben (Elteminitiativen) 3,4 Prozent und

4. wenn es sich beim Träge  der Einrichtung um den ö tlichen Träger de  öffentlichen Ju¬

gendhilfe, eine sonstige k eisangehörige Gemeinde oder einen sonstigen Gemeindeverband

(kommunale Trägerschaft) handelt 12,5 Prozent.

(3) Der Zuschuss des Jugendamtes bet ägt bei einer Trägerschaft nach Absatz 2 Num er 1
89,7 Prozent, nach Absatz 2 Numme  2 92,2 Prozent, nach Absatz 2 Nummer 3 96,6 Prozent
und nach Absatz 2 Nu mer 4 87,5 P ozent. Führ  der Wechsel der T ägerschaft zu eine  Er¬

höhung des Zuschusses nac  Satz 1, so erhält der neue Träger den bisherigen Zuschuss. Aus¬
nahmen von Satz 2 bedü fen der Zustimmung der Obersten Landesjugendbe ö de.

(4) Eine nicht zweckentsprechende oder eine nicht an den Vorgaben der in §§ 28 und 29 und
in der Anlage zu § 33 A satz 1 genannten Standards (Personalausstattung und G uppenstär¬

ken) ausgerichtete Ve wendung der Mittel berechtigt das Jugendamt zur Rückforde ung der
Zuschüsse.

§ 7
Anpassung der Finanzierung

(1) Die Kindpauschalen gemäß § 33 werden jährlich unter Be ücksichtigung der tatsächlichen
Kostenentwicklungen angepasst. Die Anpassung erfolgt e stmals zum Kindergartenjahr

2021/2022.
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(2) Für die Anpassung veröffentlicht die Oberste Landesjugendbehörde jährlich im März un¬
ter Berücksichtigung der Entwicldung von Personal- und Sach osten eine einheitliche Fort¬
schreibungsrate. Die Fortschreibungsrate wird auf Basis von Vorjahreswerten für das jeweils

im folgenden Kalendeijahr beginnende Kindergartenjahr bestimmt und ausgewiesen.

(3) Die Fortschreibungsrate setzt sich zu neun Teilen aus  e  Kostenentwicklung für pädago¬
gisches Personal nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst, Sozial- und E ziehungs¬
dienst (TVöD - SuE) auf Grundlage der Berichte zu Kosten eines Arbeitsplatzes der Kommu¬
nalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement und zu einem Teil aus der Steigerung

der Kosten des allgemeinen Verbraucheipreisindex für Deutschland des Statistischen Bundes¬

amtes zusammen.

§38
Landeszuschüsse für Kindertageseinrichtungen

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt auf der G undlage einer zum 15. März für das im glei¬
chen Kalenderjahr' beginnende Kindergartenjahr vorzulegenden verbindlichen Mitteilung für
jedes Kind, das in einer im Bezirk des Jugendamtes nach diesem Gesetz geförderten Kinder¬

tageseinrichtung eines Trägers nach § 25 Absatz 1 betreut werden soll, einen pauschalierten

Zuschuss. Voraussetzung ist, dass das Jugendamt den Zuschuss an die Träger der Eimichtun-
gen seines Bezirks weiterleitet.

(2) Der Landeszuschuss beträgt im Fall des
1. § 36 Absatz 2 Numme  1: 40,3 Prozent,
2. § 36 Absatz 2 Numme  2: 40,0 P ozent,
3. § 3 6 Absatz 2 Nummer 3: 42,3 Prozent und

4. § 36 Absatz 2 Nummer 4: 40,2 P ozent.

(3) Die P ozentsätze gemäß Absatz 2 erhöhen sich um 19,01 Prozentpunkte f r nach Absatz 1
zu berücksichtigende Kindpauschalen für Kinder im Alter von unter drei Jahren zum Aus¬

gleich des aufgrund der Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch durch das Gesetz
vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2403) notwendigen Ausbaus der Kindertagesbetreuung.

(4) Das Land gewählt dem Jugendamt fü  Einrichtungen im Sinne von § 25 Absatz 1 die den
§§ 34 und 35 entsprechenden anteiligen Zuschüsse zu den Mietzuschüssen und den Zuschüs¬

sen für eingmppige Einric tungen und Waidkindergartengruppen. § 38 Absatz 1 Satz 2 gilt

entsprechend.

(5) Von den Landeszuschüssen an das Jugendamt werden drei Prozent der Summe aller Be¬

träge abgezogen, die im Jugendamtsbezi k zur Finanzierung der Kindpauschalen, Mietzu¬

schüsse, eingruppigen Einrichtungen und Waldkindergartengruppen in allen Eimichtungen
kommunaler Trägerschaft nach diesem Gesetz geleistet werden müssen.
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(6) Kommt das Jugendamt seinen Verpflichtungen aus § 33 Absatz 5, § 39 Absatz 3, § 45
Absatz 2, § 46 Absatz 2, 3 und 4, § 47 Absatz 3 oder § 48 Absatz 3 nicht innerhalb der vorge¬
gebenen Fristen nach, kann das Land die Zuschüsse für die folgenden Monate zu ückhalten.

Kommt das Jugendamt seiner Verpflichtung nach, werden die Zuschüsse für höchstens sechs
Monate nachträglich ausgezahlt.

§39
Verwendu gsnachweis

(1) Die im Rahmen dieses Gesetzes gezahlten Mittel einschließlich des sich aus § 36 Absatz 2
ergebenden Trägeranteils sind zu  Erfüllung von Aufgaben nach diesem Gesetz zu verwen¬

den. De  Träger der Einrichtung erklärt gegenübe  dem Jugendamt die entsprechende Mittel¬
verwendung und legt diese über hierfür eingerichtete elektronische Systeme durch einen ver¬

einfachten Verwendun snachweis bis zum 31. März des auf das Ende des Kindergartenjahres
folgenden Kalen erjahres dar. Dieser umfasst

1. die Erträge einschließlich des Träge anteils,
2. die Zuführung von anderen Einrichtungen,
3. die Zuführung aus Rücklagen,

4. die Aufwendungen, unterteilt in Personalkosten, Investitionen, Mieten, Sachkosten, Ver¬
waltungskosten in Höhe von maximal 3 P ozent der Gesamtjah es-Bäsisförderung und sonsti¬

ge Aufwendungen,
5. die Zuführung an andere Eimichtungen,

6. die Zuführ ng zu Rücklagen,
7. die Höhe der Rücklagen,

8. den Einsatz des Landeszuschusses für plusKITAs und für zusätzlichen Spracliforde bedarf

nach § 44
9. den Einsatz der Zuschüsse nach § 46 Absatz 1 bis 3 für Praktikumsplätze von Auszubil¬

denden, dif erenziert nach piAl-, piA2/3- und BP-Zuschuss, vergleiche § 46 Absatz 2 und 3,

10. den Einsatz des Zuschusses für Fachberatung gemäß § 47 und gegebenenfalls seine Wei¬
te leitung und
11. den Einsatz des Zuschusses zu  Flexibilisierung de  Betreuungszeiten, differenziert nach

den Einsatzarten und gegebenenfalls de  Kombination von Einsatzarten im Sinne des § 48
Absatz 1.
In den Fällen von Satz 3 Nummer 3, 6 und 7 ist bei Trägern, die zugleich Eigentümer der Ein¬

ichtung oder diesen wirtschaftlich gleichgestellt sind, nach Art der Rücklage zu differenzie¬
ren.

(2) Der Träger weist dem Jugendamt den Einsatz des Pe sonals nach Leitungsstunden und
Gruppenzuordnung nach. Die dem Ve wendungsnachweis zugrunde liegenden Belege sind

drei Jahre nach Abschluss des Kassenjahres aufzubewahren. Das Jugendamt und das Landes¬
jugendamt sind zu  stich  obenhaften und anlassbezogenen Prüfung der Nachweise im Hin¬

blick auf die o dnungsgemäße Verwendung nach Satz 1 be echtigt und verpflichtet.
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(3) Das Jugendamt stellt fiir das am 31. Juli endende Kindergartenjahr die Summe der nach

§ 36 Absatz 4 zurückgefo derten Mittel fest und meldet dem Landesjugendamt das Ergebnis
bis zum Ende des auf die Feststellung folgenden Monats, spätestens jedoch bis zum 30. Juni

des Folgejahres. Das Jugendamt erstattet dem Lan  den sich aus § 38 Absatz 2 ergebenden

prozentualen Anteil des zu ückgeforderten Betrages.

(4) Kommt der Träger seinen Verpflichtungen aus § 33 Absatz 1 Satz 4 oder aus § 39 Ab¬

satz 1 nicht innerhalb den vorgegebenen Fristen nach, kann das Jugendamt die Zuschüsse für
die folgenden Monate zurückhalten. Kommt der Träger seiner Ver flichtung nach, we den die

Zuschüsse für höchstens sechs Monate nachträglich ausgezahit

(5) Der Landesrechnungshof prüft das Vorliegen der Voraussetzungen für' die Gewährung der

Landesmittel und deren ordnungsgemäße Verwendung. Zu diesem Zweck ist er berechtigt,
auch örtliche Erhebungen bei dem Jugendamt und den übrigen Leistungsempfängem vorzu¬

nehmen.

§40
Rückla en

(1) In einem Kindergartenjah  nicht verausgabte Mittel sind einschließlich des Trägeranteils
gemäß § 36 Absatz 2 einer Betriebskostenrücklage oder bei Trägem, die Eigentümer oder
diesen wirtschaftlich gleichgestellt sind, einer Investitionsrücklage zuzuführen. Die Rückla¬

gen des Trägers sind nachweislich in den Folgejahren zur Erfüllung von Aufgaben nach die¬
sem Gesetz zu nutzen. Sie sind angemessen zu verzinsen. Die Berechnung der zulässigen

Rücklagenhöhe erfolgt einrichtungsbezogen, die Verwendung kann trägerbezogen erfolgen.

(2) Die Bet iebskostenrücklage darf den Bet ag von 10 Prozent der Einnah en nach diesem
Gesetz je Eimichtung des Trägers iiicht überschreiten. Einnahmen auf Gr ndlage von § 34

bleiben unberücksichtigt.

(3) Ergänzend zu Absatz 2 darf für- die Eim ichtung, die im Eigentu  des Trägers steht oder
bei der der T äger wirtschaftlich dem Eigentümer gleichgestellt ist, eine Rücklage  ür Investi¬
tionen (Investitionsrücklage) bis zu einer Höhe von 3 000 Euro pro in der Betriebserlaubnis

ausgewiesenem Platz gebildet werden.

(4) De  Bestand der Rücklagen ist j ährlich zu  Stichtag 31. Juli, differenziert nach Art de 
Rücklage, nachzuweisen. Bet äge, die den zulässigen Höchstbetrag der Rücklagen überstei¬

gen, sind dem Jugendamt in Höhe des prozentualen Anteils nach § 36 Absatz 2 zu erstatten.
Das Jugendamt erstattet dem Land den sich aus § 38 Absatz 2 ergebenden prozentualen Anteil

des überschießenden Betrages.

§41
Planungsgarantie
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(1) Jedem Träger wird zur- Finanzieru g der Tagesei  ichtung grundsätzlich mindestens die

Summe der Kindpauschalen abzüglic   es Trägeranteils gezahlt, die sich nach der Istbele-
gung des Vorjahres zuzüglich einer E höhung nach § 37 ergibt (Plammgsgarantie). Si kt die
Summe der Kindpauschalen, die eine Kindertageseinrichtung nach dem Amneidestand zum
15. März für die Monate August bis Januar des im selben Kalenderjahr beginnenden Kinder¬

gartenjahres zu e warten hat, unter den We t der Summe der Kind auschalen aufgrund der bis

Januar erreichten Istbelegung, so gewährt das Jugendamt dem Träger der Eimichtung zu¬
nächst Abschläge auf die Zuschüsse zu den Kindpauschalen in gleicher Höhe wie i  zurück¬
liegenden Kindergartenjahr. Sobald die Summe de  tatsächlichen Istbelegung des zurücklie¬

genden Kindergartenjahres festgestellt wurde, we den die Abschlagszahlungen entsprechend

de  Höhe der Planungsgarantie angepasst.

(2) Wir  im Laufe des Kindergartenjahres ein zusätzliches Kind in einer Einrichtung ange¬

meldet, bei der die Planungsgarantie Anwendung findet, und ist ein dem Bedarf entsprechen¬

der Betreuungsplatz verfügba , so ist dieses Kind unter Wahrung des Grundsatzes der Träge ¬

autonomie grundsätzlich aufzunehmen. Steigt die Summe der Kindpauschalen aus diesem

ode  einem anderem Grund, so erhöht sich de  Zuschuss des Jugendamtes erst wenn die Pla¬

nungsgarantie übe schr tten wi d.

(3) Die Planungsgarantie findet keine Anwendung bei Eim chtungs- oder Gmppenschließun-
gen. Die Planungsgarantie ist auch insoweit ausgeschlossen, als der T äger der Einrichtung
einzelne Gruppen ode  zehn Plätze oder meh - auf eine andere Eim ichtung überträgt. Dies gilt

auch für- Plätze, die nach einer Vereinbarung zwischen dem T äger und dem Jugendamt n r
vo übergehend belegt und dann von einer Eimichtung auf an ere Einrichtungen übertragen
wu den, Für die Berechnung der Pla ungsgarantie bei der Inbetriebnahme von neuen Eimich-

tungen kann die Obe ste Landesjugendbehö de abweichende Regelungen treffen.

Teil 4
Landesfördertmgen zur Qualitätsentwicklung

§42
Familienzentren

(1) Familienzentren sind Kindertageseimichtungen, die über die Aufgaben nach diesem Ge-.

setz liinaus insbesondere leicht zugängliche und am Bedarf des Sozialraums orientierte Ange¬
bote für die Beratung, Unterstützung und Bildung von Familien Vorhalten oder ver itteln.

Die Familienzentren haben in besonderer Weise die Aufgabe,
1. Eite n bei der Förderung ihrer Kinder umfassend zu unterstützen und die unte schiedlichen

Lebenslagen und Bedarfe de  Familien im Einzugsgebiet zu berücksichtigen,
2. mit verschiedenen Partne n zu kooperie en und familienunterstützende Angebote zu bün¬

deln und zu ve  etzen,

3. Angebote für Familien im Sozialraum zu öffnen, deren Kinder nicht in de  Tageseimich-

tung des Familienzentrums betreut werden,
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4. Sprachforderung für Ki der und i re Familien anzubieten, auch solche, die über § 19 hin-

ausgehtf, insbesondere sind dies Sp achfördermaßnahmen fü  Kinder im Alte  zwischen vier
Jahren und Schuleintritt mit zusätzlichem Sprachförderbedarf, die keine Kindertageseim ch-

tung besuchen,
5. an Präventionsangeboten mitzuwirken, die vor allem auf der Grundlage von Konzepten der

örtlichen Jugendhilfeplanung u gesetzt werden.
Familienzentren müssen als solche in die örtliche Jugendhilfeplanung aufgenommen worden

sein und ein vom Land ane kanntes Gütesiegel „Familienzentrum NRW  haben.

(2) Familienzentren können auf der Grundlage eines sozialräumlichen Gesamtkonzeptes auch
als Verbund unter Einbeziehung mehrerer Kindertageseinrichtungen oder auch anderer kin-
der- und familienorientierter Einrichtungen tätig sein.

§43
Finanzielle Förderung der Familienzen tre 

(1) Für jedes Familienzentrum im Sinne des § 42 Absatz 1 gewährt das Land dem Jugendamt
einen zusätzlichen Zuschuss von 20 000 Euro pro Kindergartenjah . Im Einzelfall können

auch Einrichtungen von Verbünden nach § 42 Absatz 2 die Förderung nac  Satz 1 erhalten,
auch wenn sie keine Tageseinrichtung für Kinder sind. §§ 37 und 38 Absatz 1 Satz 2 gelten

entsp echend.

(2) Kinde tageseinric tungen, die im Rahmen der örtlic en Jugendhilfeplanung auf Vorschlag
des Jugendamtes und der jährlich durch das Haushaltsgesetz festgelegten Höchstg enzen an
dem Verfahren f r das vom Land aner annte Gütesiegel „Familienzentrum NRW“ teilneh-

men, e halten einen zusätzlichen Zuschuss von 20 000 Eu o p o Kindergartenjahr. Die Lan¬

desregierung legt die Verteilung der in das Verfahren aufzunehmenden Eimichtungen auf die
Jugendämter fest. Die Verteilung kann sich nach der Zahl der Kinder im Jugendamtsbezirk im
Verhältnis zur Gesamtzahl de  Kinder in der gewählten Altersgruppe in No d hein-Westfalen
oder nach der sozialen Belastung im Jugendamtsbezirk richten. Im Einzelfall kann der Zu¬

schuss ein weiteres Kindergartenjahr gewäh   werden. §§ 37 und 38 Absatz 1 Satz 2 gelten

entsp echend.

§44
plusKITAs

(1) Die plusKITA ist eine Kindertageseim chtung mit einem hohen Anteil von Kindern mit

besonderem Unterstützungsbedarf des Bildungsprozesses, insbesondere mit sprachlichem
Förde bedarf. Sie muss als plusKITA in die örtliche Jugendhilfeplanung aufgenommen wor¬

den sein.

(2) Die plusKITA hat in besonderer Weise die Aufgabe,
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1. bei der individuellen Förderung der Kinder deren Potenziale zu stärken, die alltagskulturel¬

le Perspektive zu berücksichtigen und sich an den lebensweltlichen Motiv- und Problemlagen
der Familien zu orientieren,

2. zur Stärkung der Bildungschancen auf die Lebenswelt und das Wohnumfeld der Kinder

abgestimmte pädagogische Konzepte und Handlungsformen zu entwickeln,

3. auf Grundlage der Beobachtungsergebnisse individuelle Bildungs- und Förderangebote zur
gezielten Unterstützung der sprachlichen Bildung zu entwickeln und alltagsintegriert durchzu¬

führen,
4. im Team regelmäßig und mit Unterstützung der Fachkraft nach Absatz 3 die pädagogische

Arbeit zu reflektieren und  eiterzuentwickeln,
5. zur Stärkung der Bildungschancen und zur  Steigerung der Nachhaltigkeit, die Eltern durch
adressatengerechte Elternarbeit, -beratung und -Stärkung regelmäßig in die Bildungsforderung

einzubeziehen,
6. sich über die Pflichten nach § 13 hinaus in die lokalen Netzwerkstrukturen durch jeweils
eine feste Ansprechpe son aus der Kindeitageseinrichtung einzubringen,

7. sich zur Weiterentwicklung der individuellen zusätzlichen Sprachförderung, über die
Pflichten nach § 19 hinaus, zum Beispiel durch die regelmäßige Teilnahme an Fort- und Wei-
terbildungsmaßnahmen zu qualifizieren und die Bildungs-  nd Erziehungsa beit den speziel¬

len Anforderungen anzupassen und

8. die Ressourcen ihres pädagogischen Personals durch konkrete Maßnahmen, beispielsweise

regelmäßige Supervision, Schulung und Beratung, Fort- und Weiterbildung ode  größere Mul¬

tip ofessionalität im Team zu stä ken.

(3) Jede plusKITA soll im Tea  eine sozialpädagogische Fachkraft mit einem Umfang von
mindestens einer halben Stelle beschäftigen. Diese Fachkraft verfügt in der Regel über nach¬

gewiesene besondere Erfahrungen und Kenntnisse im Bereich de  Umsetzung alltagsintegrier¬
ter Sp achbildung und -förderung. Der Träger stellt sicher, dass diese Fachkraft durch die re¬

gelmäßige Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen und regehnäßigen Austausch
mit der Fachberatung die speziellen Anforderungen dieser Tageseimichtung systematisch
sichert und weiter entwickelt. Alle in einer plusKITA tätigen sozialpädagogischen Fachk äfte

und, soweit möglich, auch die übrigen pädagogischen Kräfte im Team sollen auf der Basis
des Curriculums zur „Alltagsintegrierten Sp achbildung und Beobachtung im Elementarbe¬
reich - Grundlagen  ü  No drhein-Westfalen  fortgebildet sein und sich kontinuierlich weiter

qualifizieren.

(4) Sofern Kindertageseimichtungen in Einzelfällen 5 000 Euro für zusätzliche Sprachförde¬

rung erhalten, stellt der Träger sicher, dass eine sozialpädagogische Fachk aft g uppenüber-

greifend für die Umsetzung der Anforderungen zur „Alltagsintegrierten Sprachbildung und
Beobachtung im Elementarbereich“ besonders durch engen Austausch mit der Fachberatung

und regelmäßige Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen Sorge trägt.

§ 5
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Landeszuschuss für plusKITAs und andere Einrichtungen mit zu ätzlichem Sprachför-
derbedarf

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt einen Zuschuss für plusKITAs und andere Einrichtun¬

gen mit zusätzlichem Spracliforderbedarf. Das Land stellt hierfür im Kindergartenjahr

2020/2021 einen Betrag von 100 Millionen Euro landesweit zu  Verfügung. Der Anteil des

Jugendamts ergibt sich
1. zu 75 Prozent aus der Anzahl der Kinde  im Jugendamtsbezirk unter sechs Jahren in Fami¬

lien mit Leistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozial¬
gesetzbuch (SGB II) - Grundsicherung für Arbeitssuchende - in der Fassung der Bekanntma¬

chung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850> 2094) in der jeweils geltenden Fassung, im Ver¬
hältnis zur landesweiten Gesamtzahl der Kinder unter sechs Jahren in Familien mit SGB-II-

Leistungsbezug und
2. zu 25 Prozent aus der Anzahl der Kinder unter sechs Jahren im Jugendamtsbezirk in Kin¬

dertageseinrichtungen, in deren Familien vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird im Ver¬
hältnis zu  landesweiten Gesamtzahl de  Kinder unter sechs Jahren in Kindertageseinrichtun¬

gen, in deren Familien vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird.
Der Zuschuss beträgt je Jugendamt mindestens 30 000 Euro. Grundlagen der Berechnung für

jeweils fünf Jahre sind
1. f r die Anzahl der Kinder unter sechs Jahren in Familien mit Leistungsbezug zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, die Angaben der Bunde¬

sagentur für* Arbeit für den Berichtsmonat März des dem Fünfjahreszeitraum vorausgegange¬

nen Kalenderjahres und

2. für die Anzahl der Kinder, in deren Familie vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird, die
Daten nach § 99 Absatz 7 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zum Stichtag 1. März des

dem Fünfjahreszeitraum vorausgegangenen Kale derjahres.

(2) Voraussetzung f r diesen Zuschuss ist, dass das Jugendamt die Mittel als Zuschüsse in
Höhe von mindestens 30 000 Eu o an plusKITAs im Sinne des § 44 weite leitet. Soweit es
innerhalb eines Jugendamtsbezirkes zu * kontinuie lichen Sicherung der pädagogischen Arbeit
bei einzelnen Tageseimichtungen auf Basis früherer Landeszuschüsse für zusätzlichen

Sprachförderbedarf e forde lich ist, kann in Ausnahmefällen ein Teil der auf das Jugendamt
entfallenden Mittel an Eimichtungen als Zuschuss für zusätzlichen Sprachförderbedarf in Hö¬
he von mindestens 5 000 Euro weiter geleitet werden. Die jeweiligen Tageseimichtungen

üssen als solche in die Jugendhiifeplanung aufgenommen worden sein. Die Zuschüsse sind
für pädagogisches Personal einzusetzen. Zuschüsse, die nicht zweckentsprechend verwendet

werden, sind zur ck zu zahlen, sie sind nicht rücklagefähig. Die Aufnahme in diese Förde¬

ung erfolgt in der Regel unbefristet, grundsätzlich aber mindestens f r fünf Jah e. Das Ju¬

gendamt erklärt gegenüber dem Land die zweckents rechende Verwen ung der nach diesem
Absatz an die Träger geleisteten Zuschüsse und legt diese du ch vereinfachten Verwendungs¬
nachweis spätestens zum 30. Juni des auf das Ende des Kindergartenjahres folgenden Kalen¬

derjahres vor. § 37 und § 38 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend.
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(3) Das Jugendamt stellt sicher, dass mit diesen Zusc üsse  auch die Kinder gefordert we ¬
den, bei denen nach § 36 Absatz 2 oder 3 des Schulgesetzes NRW ein zusätzliche  Sprachför-
derbeda f bescheinigt worden ist.

§46
Landesförderung der Qualifizierung

(1) Das Land gewählt dem Jugendamt für jedes im Sinne der Absätze 2 bis 4 vorgehaltene
Qualifiziemngsangebot, das im Bezirk des Jugendamtes tatsächlich umgesetzt wird, pauscha¬
lierte Zuschüsse auf der G undlage einer zum 15. März für das im gleichen Kalenderjahr be¬

ginnende Kindergartenjahr vo zulegenden Mitteilung.

(2) Das Land gewährt dem Jugendamt Zuschüsse für die Praktikumsplätze von Auszubilden¬

den in Kindertageseinrichtungen. Einen Zuschuss in Höhe von 8 000 Euro jährlich pro beleg¬
tem Praktikums latz (piAl-Zuschuss) erhält jedes Jugendamt für diejenigen Tageseinrichtun¬

gen, die Schüle innen und Schüle  im ersten Jahr ihrer praxisintegrieiten Ausbildung zur
staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise zum staatlich aner annten E zieher ausbil¬

den. Voraussetzung f r diesen Zuschuss ist, dass diese Schülerinnen und Sc üler in ihrer p a¬

xisintegrierten Ausbildung von dem Träger der Kindertageseinlichtung tariflich oder entspre¬

chend vergütet werden. § 38 Absatz 1 Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 5 und 7 gelten entspre¬
chend.

(3) Einen Zuschuss in Höhe von 4 000 E ro jährlich pro belegtem Praktikumsplatz (BP- i,
Zuschuss) e  ält jedes Jugendamt für diejenigen Kindertageseimichtungen, die Praktikums¬
plätze für das Anerkennungsj ahr von Schülerinnen und Schülern im letzten Jahr ihrer Ausbil¬

dung zu  staatlich anerkannten Erzieherin beziehungsweise zum staatlich anerkannten E zie¬
her bereitstellen und für jeden Praktikumsplatz von Schülerinnen und Schüle n im zweiten

oder d itten Ausbildungsjahr der praxisintegrierten Ausbildung ( iA2/3-Zuschuss). Absatz 2
Satz 3 und 4 gilt entsprechend.

(4) Das Land gewählt j edem Jugendamt einen Zuschuss in Höhe von 2 000 Eu o fü  j ede an¬

gehende Kindertagespflegeperson, die die Qualifi ation nach dem kompetenzorientieren Qua-

lifizierungshandbuch Kindertagespflege (QHB-Zuschuss) vollumfänglich absolviert. Vo aus¬
setzung ist, dass die Mittel zur Finanzie ung einer QHB-Qualifizierung eingesetzt werden.

Zuschüsse, die nicht zweckentsprechend ve  endet werden, sind zurück zu zahlen. Das Ju¬
gendamt e klä t gegenüber dem Land die zwec entsprechende Verwendung der nach diesem
Absatz geleisteten Zuschüsse und legt diese durch vereinfachten Verwendungsnachweis spä¬
testens zum 30. Juni  es auf  as Ende des Kindergartenjah es folgenden Kalenderjahres vor.

(5) Die Umsetzung des Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrages e fordert eine ständi¬
ge Fortbildung der mit dem Auft ag betrauten Personen. Das Land unterstützt diese kontinu¬

ie liche Qualifizier ng des pädagogischen Personals in den Tageseimichtungen und in der
Kindertagespflege mit einem jäh lichen Betrug von insgesamt zehn Millionen Euro im Rah¬

men de  Fortbildungsvereiribanmg für den Elementa be eich im Land Nord hein-Westfalen
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nach § 54 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2. In diese  Rahmen fördert die Oberste Landesjugend¬

behörde auch die Qualitätsentwicklung und die wissenschaftliche Weiterentwicklung de  In¬
halte und Methoden.

§47
Landesförderung der Fachberatun 

(1) Das Land gewählt dem Jugendamt einen Zuschuss zur Förderung der  ualifizierten Fach¬
beratung von Kindertagesein ichtungen und Kindertagespflege. Ziel ist die fachliche und sys¬

tematische Begleitung de  Qualitätssicherung und -entwicklung in der Kindertagesbetreuung.
Hierzu und zur Durchführung von Evaluationen im Sinne einer prozessorientierten Unterstüt¬
zung aller Träger  ird eine Qualitätsentwicklungsvereinba ng getroffen. In dieser wird fest

gelegt, wie die Träger von Tagesein ichtungen und die Fachberatungsstellen für Kindertages¬
pflege die fachliche Arbeit in der Kindertagesbet euung siche  , welche Maßnahmen getrof¬

fen werden, um sie regelmäßig zu übeiprüfen und kontinuierlich weite zuentwickeln. So eit

bei den Trägem Verfahren zur Qualitätssicherung und -entwicklung vorhanden sind, wird

davon ausgegangen, dass hierd rch in der Regel eine entsprechende fachliche Leistungser¬
bringung sichergestellt wird, die in diesen P ozess einbezogen we den kann.

(2) Der Anteil des Jugendamtes ergibt sich aus der Anzahl von' nach diesem Gesetz geforder¬
ten Kindertageseimichtungen im Jugendamtsbezirk und der Anzahl de  Kindertagespflegeper¬
sonen, die Kinder unte  sechs Jahren betreuen-und hierfür öffentlich gefö dert werden, im

Jugendamtsbezirk, auf der G undlage eine  zu  15. März fü  das im gleichen Kalenderjahr
beginnende Kindergartenjahr vorzulegenden verbin lichen Mitteilu g.

(3) Das Jugendamt leistet aus diesen Mitteln einen jäh lichen Zuschuss von 1 000 Euro je
Tageseinrichtung an den Träge  der Tageseimichtung. So eit bei Trägem in freier Träger¬
schaft die Aufgabe der Fachberatung und Qualitätssicherung überwiegend auf Ebene ihrer
regionalen Zusammenschlüsse oder überörtlichen Ve bände erfolgt, leiten die Träger die Zu¬

schüsse an diese weite . Fü  die Fachberatung im Bereich Kindertagespflege leitet das Ju¬

gendamt 500 Euro je Kindertagespflegeperson, die Kinde  unter sechs Jah en betreut, an die

zuständige Fachberatungsstelle weiter. § 38 Absatz 1 Satz 2 und § 45 Absatz 2 Satz 5 und
Satz 7 gelten entsp echend.

§48
Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreuungszeiten

(1) Das Land gewährt jedem Jugendamt einen pauschalierten Zuschuss für die Flexibilisie¬
rung der Kindertagesbetreuung. Die Bezuschussung dient der finanziellen Fö derung von

kind- und beda fsgerechten, familienunterstützenden Angeboten in de  Kindertagesbetreuung,
wie

1. Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtungen, die über eine Öffnungszeit von wöchentlich

50 Stunden hinausgehen,

2. Öffnungszeiten in Kindertageseim chtungen an Wochenend- und Feiertagen,
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3. Öf nungszeite  und Betreuungsangebote nach 17 Uhr und vor 7 Uhr,

4. bis zu 15 der Öffhungstage im Kindergartenjahr für Kindertageseinl chtungen, die nu  15
Öffnungstage oder .weniger jähi ich schließen,

5. zusätzliche Betreuungsangebote bei unregelmäßigem Bedarf oder für ausnahmsweise kurz¬

fristig erhöhten Bedarf de  Familien und Notfallangebote,
6. ergänzende Kindertagespflege gemäß § 23 Absatz 1.

(2) Das Land stellt hierfür im Kindergartenjahr 2020/2021 einen Betrag von 40 Millionen
E o, im Kindergartenjahr 2021/2022 von 60 Millionen Euro und ab dem Kindergartenjahr
2022/2023 von 80 Millionen jähi ich landesweit zur Verfügung. Der Anteil des Jugendamtes
ergibt sich in den Kindergartenjahren 2020/2021 bis 2024/2025 aus der Anzahl der im Ju¬
gendamtsbezirk nach der verbindlichen Jugendhilfeplanung gemäß § 19 Absatz 3 Kinderbil¬
dungsgesetz vom 30. O tober 2007 (GV. NRW. S. 462) in de  am 31.07.2020 geltenden Fas¬
sung, bis zum 15. März 2019  ür das Kindergartenjahr 2019/2020 beantragten Kindpauscha¬
len f r in Tageseinrichtungen bet eute Kinder im Verhältnis zur landesweiten Anzahl der be¬

antragten Kindpauschalen für in Tageseimichtungen betreute Kinder.

(3) Voraussetzung für den Zuschuss nach Absatz 1 ist, dass das Jugendamt diesen Zuschuss

mit einer Erhöhung des Betrages um 25 Prozent für zeitlich flexible Angebotsformen der

Kindertagesbet euung einsetzt und an Träger von Tageseimichtungen, Kindertagespflegeper¬
sonen oder Anstellungsträger von Kindertagespflegepersonen weiterleitet. § 45 Absatz 2 Satz
5 und Satz 7 gilt entsprechend. § 37 gilt ab dem l indergaitenjahr 2023/2024 entsprechend.

(4) Bei der Konzeptionierung und Inanspruchnahme der flexiblen Angebotsformen ist den
alters-und entwicldungsbezogenen Bedürfnissen der Ki der nach Kontinuität und Verläss¬

lichkeit sowie den Bindungs- und Bildungsprozessen de  einzelnen Kinde  Rechnung zu fra¬
gen. Werden im Rahmen der flexiblen Angebotsformen Kinder befr-eut, die das dritte Lebens-

jahr noch nicht vollendet haben ode  e folgt die Befreuung im Rahmen von Kindertagespfle¬
ge, dü fen nicht mehr- als fünf Kinder gleichzeitig von eine  pädagogischen Kraft bet eut wer¬

den.

(5) Die im Rahmen flexibler Angebotsfon en eingesetzten Personen sind mindestens als Be¬
schäftige in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen und Kinderpflegern mit staatliche  Aner¬

kennung zu vergüten.

Teil 5
Verfahrens-, Überg ngs- und Schlussvorschriften

§49
In erkommunaler Ausgleich

(1) Werden Kinder in einer Kindertagesei ichtung bet eut, die nicht im Jugendamtsbezirk
des Wohnsitzes des Kindes gelegen ist, so kann das Jugendamt der aufnehmenden Kommune

spätestens bis sechs Monate nach Aufnahme in die wohnsitzfremde Kindertageseinrichtung
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einen Kostenausgleich von dem Jugendamt des Wohnsitzes verlangen. In diesen Fällen er¬

folgt die Kostenbeitragserhebung nach § 51 im Jugendamt des Wohnsitzes.

(2) Der Ausgleich nach Absatz 1 beträgt 40 Prozent der Kindpauschale, sofe   die Jugendäm¬
ter keine andere Vereinbarung treffen.

(3) Wird ein Kind bei einer Kindertagespflegeperson außerhalb des Jugendamtsbezirk seines

ohnsitzes bet eut, so leistet das Jugendamt seines Wohnsitzes pausch l ein Drittel  er nach
§ 23 Absatzj 2 Nummer 3 und 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch monatlich e statteten

Versicherungsbeiträge an das Jugendamt, das diese Aufwendungen an die Kindertagespflege¬
person erstattet und in dessen Bezirk das Kind von einer Kindertagespflegeperson betreut
wird, soweit die betroffenen Jugendämter nichts Abweichendes vereinbaren. Die Zuständig¬
keit für die Kostenbeitragserhebung gegenüber den Elte n bleibt davon unberührt.

§50
Elternbeitragsfreiheit

(1) Die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseim chtungen oder Kinde tagespfle¬
ge durch Kinder, die bis zum 30. September das vierte Lebensjahr- vollendet haben werden, ist
ab Beginn des im selben Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjahres bis zur- Einschulung
beitragsfrei.

(2) Zum Ausgleich des Einnahmeausfalls nach Absatz 1 gewählt das Land dem Jugendamt
pro Kindergartenjahr einen  auschalen Zuschuss in Höhe von 8,62 Prozent der Summe de 

Kindpauschalen für in Tageseimichtungen betreute Kinder im Alter von drei Jahren bis zur
Einschulung, die sich auf de  Basis der verbindlichen Jugendhilfeplanung nach § 33 Absatz 2
bis zum 15. März für das in dem gleichen Kalenderjahr- beginnende Kindergar en]ahr ergibt.

§51
Elternbeiträge

(1) Soweit  ie Inans  uchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen o e  Kinderta¬
gespflege nicht gemäß § 50 beitragsf ei ist, können Teilnahme- oder Kostenbeiträge (Eltem-

beiträge) nach § 90 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch ausschließlich vom Ju¬

gendamt festgesetzt werden. In den Fällen des § 49 Absatz 1 und 2 können die Elte nbeiträge
nur durch das Jugendamt des Wohnsitzes erhoben werden. Für die Betreuung in Kindeitages¬
einrichtun en, die nach diesem Gesetz finanziell bezuschusst werden und soweit die Förde¬

rung in Kindeltagespflege gemäß § 23 des Ächten Buches Sozialgesetzbuch erfolgt, sind mit
Ausnahme von möglichen Entgelten für Mahlzeiten weitere Teilnahmebeiträge der Eltern

ausgeschlossen. Dies gilt auch im Verhältnis zu Anstellungsträgern im Sinne  es § 22 Absatz
6. Das Jugendamt kann die Zahlung eines angemessenen Entgelts für Mahlzeiten an die  in¬
dertagespflegepersonen oder einen Anstellungsträger zulassen.

46



Stand 6.5.2019

(2) Zu dem Zweck gemäß Absatz 1 teilt der Träger der Kindertageseinrichtung oder der Trä¬

ger, der die Kindei agespflege vermittelt hat, dem Jugendamt die Namen, Anschriften, Ge¬
burtsdaten, die Betreuungszeiten sowie die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie
die entsprechenden Angaben der Eltern oder der nach kommunalem Satzungsrecht gleichge¬

stellten Personen unverzüglich mit. In den Fällen des § 49 leitet das Jugendamt der aufneh¬
menden Kommune, das die Daten nach Satz 1 erhält, diese an das Jugendamt der Wohnsitz¬

kommune weiter.

(3) Der Träger der Kindertageseinrichtung kann ein Entgelt für Mahlzeiten verlangen.

(4) Erhebt das Jugendamt Eltembeiträge für die Inanspruchnahme von Kindertageseinrichtun¬
gen oder Kindertagespflege, hat es eine soziale Staffelung vorzusehen und die wi tschaftliche

Leistungsfähigkeit der Eltern sowie die Betreuungszeit zu berücksichtigen. Es kann ermäßigte
Beiü'äge ode  eine Beitragsf eiheit für Geschwisterkinde , unabhängig vom Jugendamtsbezirk

in dem sie betreut werden und auch wenn sie eine Ganztagsschule im Primaibereich besu¬

chen, vorsehen. Bei Geschwisterregelungen sind Kinder, deren Tagesbetreuung gemäß § 50
Absatz 1 eltembeitragsfrei ist, so zu berücksichtigen, als ob für sie ein Eltembeitrag zu leisten
wäre. Bei Ermäßigungsregelungen für Geschwiste  ist sicherzustellen, dass die Familie so¬

wohl in vollem Umfa g von diesen Ennäßigungen als auch von der Elternbeitragsbefreiung
nach § 5.0 profitiert. Die Höhe und Staffelung der Eltembeiträge für Kindertageseinlichtungen

und für Kindertagespflege sollten einander entsprechen.

(5) Der Schulträger oder das Jugendamt können für außerunterrichtliche Angebote im Rah¬
men offener Ganztagsschulen und für andere außerunterrichtliche Ganztags- und Betreuungs¬

angebote in Schulen Beiträge von den Elte   oder den nach kommunalem Satzungsrecht
gleichgestellten Personen erheben. Der Schulträger oder das Jugendamt sollen eine soziale

Staffelung der Beiträge vorsehen. Beiträge für Geschwisterkinder können ermäßigt werden.
Dies gilt auch für Kinde , deren Geschwister in einer Kindertageseimichtung oder in Kinder¬

tagespflege betreut werden, unabhängig von ihrem Wohnsitz und von dem Jugendamtsbezirk.

(6) Kreise als örtliche Träger  e  öffentlichen Jugendhilfe können durch Satzung ode  öffent¬

lich-rechtliche Vereinbarung Gemeinden, für die sie die Aufgaben der öffentlichen Jugendhil-
fe wahmehmen, mit der Durchf hrung von Aufgaben nach den Absätzen 1 und 3 beauftragen.

§52
Investitionen

Das Land gewählt dem Jugendamt nach Maßgabe des Haushaltsgesetzes Zuwendungen zu
den Investitionskosten für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege.

§53
Erprobungen
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Die Oberste La desjugendbehörde kann für besondere Betreuungsbedarfe, zur Erprobung
innovativer pädagogischer oder andere  Modelle Abweichungen von den Regelungen dieses
Gesetzes zulassen.

§54
Verwaltun sverfahren und Verordnungsermächti ungen, Vereinbarungen

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, gelten die Vorschriften des Zehnten Buches
Sozialgesetzbuch - Sozialverwaltungsve fahren und Sozialdatenschutz - in der Fassung der

Bekanntmachung vom 18. Januar- 2001 (BGBl. I S. 130) in der jeweils geltenden Fassung

entsprechend.

(2) Die Oberste Landesjugendbehörde wird er ächtigt, durch Rechtsverordnung

1. die Fortschreibungsrate nach § 37 Absatz 2 festzusetzen, sowie das Verhältnis von Perso¬
nal- zu Sachkosten gemäß § 37 Absatz 3 neu festzulegen,  enn eine An assung im Zuge der

Überprüfung gemäß § 56 erforderlich wird,
2. Art und Höhe zu den Mietzuschüssen sowie Ausnahmen zur* Gewäh ung festzusetzen,

3. das Nähere zum Verfahren zur Gewäh ung  er Lan eszuschüsse zu regeln,
4. die Verteilung der Mittel nach § 45 Absatz 1 und § 48 Absatz 2 ab dem Kindergarten]ahr
2025/2026 neu festzusetzen,

5. den Prozentsatz nach § 38 Absatz 3 neu oder entsprechende Einmalzahlungen festzulegen,
wenn sich, nach einer Überprüfung des Belastungsausgleichs nach § 3 Absatz 2 des Belas¬

tungsausgleichsgesetzes Jugendhilfe vom 13. No ember 2012 (GV. NRW. S. 510) in der je¬
weils geltenden Fassung oder einer Übe prüfung der gesamten Auswirkungen des Gesetzes in

Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden, das Erforder is einer Anpassung des

Kostenausgleichs ergibt,

6. Kriterien für das Gütesiegel „Familienzentrum NRW  und das Ve fa ren zu seiner Verlei¬
hung weiter zu entwickeln und neu festzulegen,
7. auf der Grundlage der Vereinbarnng nach Absatz 3 Nummer 3 das N here über die Quali¬

tätssicherung und -entwicklung einschließlich Qualifizierung und Fachberatung festzulegen
und
8. auf der Grundlage der Vereinbarung nach Absatz 3 Nummer 4 das Nähere über die Quali¬
fikation und den Personalschlüssel festzulegen.

Für die Rechtsverordnungen nach Satz 1 Numme  1 bis 5 ist die Zustimmung des Finanzmi¬

nisteriums erfo derlich. Für die Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nummer 5 und 8 ist die Zu¬

stimmung des für Kommunales zuständigen Ministeriums erforderlich.

(3) Die Oberste Landesju endbehör e t ifft mit den kommunalen S itzenverbänden, den Spit¬
zenverbänden der Freien Wohlfahrts flege und den Kirchen

1. eine Vereinbarung über die Bildungs- und E ziehungsarbeit der Kindertageseinrichtungen

(Bildun svereinba ung),
2, eine Vereinbarung über die Fort- und Weiterbildung der pädagogischen  räfte (Fortbil¬

dungsvereinbarung),
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3. eine Verei barung über die Qualitätssicherung und -entwicklung in de  Kinde tagesbetreu¬

ung einschließlich Qualifizieru g und Fachbe atung (Qualitätsentwicklungsvereinba ung) und
4. eine Vereinbarung über die Qualifikation und, bei den Kindertageseiniicht ngen, den Per¬
sonalschlüssel (Personalvereinbarung).

Dabei sind die Prinzipien der Pluralität, der Trägerautonomie und der Konzeptionsvielfalt zu
bemcksichtigen.

§ 55
Inkrafttreten, Außerkr fttreten, Über angsvorschriften

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2020 in Kraft. Zugleich tritt das Kinderbildungsgesetz
vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462), das zuletzt durch A tikel 1 des Gesetzes vom 21.
November 2017 (GV. NRW. S. 834) geändert worden ist, außer Kraft. Die Landesregie ung
berichtet dem Landtag bis zum 31. Dezember 2023 über die Erfahrungen mit diesem Gesetz.

(2) Die Träger von Kindertageseinrichtungen werden von allen Zweckbindungen aus einer
Investitionsförderung nach dem Gesetz über Tageseinrichtungen für Kinder und dem Kinder¬

gartengesetz befreit, wenn die mit den Landesmitteln gef rderten Einrichtungen weiterhin für
Kindertageseim chtungen, Kindertages flege oder Familienzentren nach diesem Gesetz
überwiegend genutzt werden. Zweckbindungen für Plätze, die seit 2008 im Rahmen der U3-

Investitionsprogramme geschaffen wurden, laufen über den ausgesprochenen Zeitraum weiter
und gelten als erfüllt, wenn im Rahmen der örtlichen Jugendhilfeplanung entschieden wird,

dass sie vorrangig mit Kinde   unter drei Jahren belegt werden.

(3) Für die finanzielle Förderung von Kindertageseinrichtungen (Kindpauschalen, Mietzu¬

schüsse, Ver ügungspauschale, zusätzliche U3-Pauschale, eingruppige, Waldkindergarten-

gmppen, Familienzentren, plusKITA-Einrichtungen, zusätzlichen Sprachförderbedarf und
Qualifizierung sowie die zusätzlichen Zuschüsse) und den Landeszuschuss für Kinder in Kin¬

dertagespflege bis zum Kindergartenjahr 2019/2020 gilt das Kinderbildungsgesetz in der bis
zum 31. Juli 2020 geltenden Fassung.

(4) Für pauschalierte Landeszuschüsse zum Erhalt der Trägervielfalt für die Jahre 2017/2018
und 2018/2019 ist § 21finderbiszum31. Juli 2019 geltenden Fassung anzuwenden.

(5) Die Landesregierung überprüft die Finanzierung der Kindertagesbetreuung und deren

Auswirkungen unter Mitwirkung der kommunalen Spitzenverbände, der Spitzenve bände der
Freien Wohlfahrtspflege sowie der Kirchen auf der Basis vorliegender Daten und weiterer

Datenerhebungen fortlaufend. Bei der Evaluation werden darüber hinaus auch die Eltern, die
Beschäftigten und ihre Verbände sowie der Landesverband für Kindertagespflege NRW ein¬
bezogen. Im Zuge dieser Überprüfung werden auch die Entwicklung und Wir ung de  Fort¬

schreibungsrate nach § 37 einschließlich des Verhältnisses zwischen Personal- und Sachkos¬
ten gemäß § 37 Absatz 3 evaluiert. Die Landesregierung bezieht die Ergebnisse dieser Über¬
pr fung in den gemäß Absatz 1 Satz 3 zu erstellenden Bericht ein.
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Anlage

Gruppenform I: Kinder im Alter von zwei Jahren bis zur Einschulung

Ki der-

zahl
Wöchentli¬

che
Betreuungs¬

zeit

Kindpau¬

schale

in Euro

Leitungsstun¬

den

je Gruppe

Gesamtperso-

nal-

kraftstunden-
zalil1

Mindestanzahl
Fachk aftstun¬

den

a 20 25 Stunden 6 355,47 5 71,5 55,0

b 20 35 Stunden 8 543,85 7 99,5 77,0

c 20 45 Stunden 10967,82 9 128,0 99,0

gen.

Gruppenform II: Kinder im Alter von unter drei Jahren

Kinder¬

zahl
Wöchentli¬

che
Betreuungs¬

zeit

Kind au-

schale

in Euro

Leitungsstu -

den

je Gruppe

Gesamt erso-

nal-

kraftstunden-
zahl

Mindestanzahl
Fachkraft stun¬

den

a 10 25 Stunden 13 474,78 5 76,5 55,0

b 10 35 Stunden 18 233,84 7 \ 107,0 77,0

c 10 45 Stunden 23 387,32 9 137,5 99,0

Gruppenform III: Kinder im Alter von  rei Jahren und älter

Kinder¬

zahl
Wöchentli¬

che
Betreuungs¬

zeit

Kindpau¬
schale

in Euro

. Leitungsstun¬

den

je Gruppe

Gesamtpe so-

nal-

kraftstunden-

zahl

Mindestanzahl
Fachk aftstun¬

den

a 25 25 Stunden 4 983,35 5 71,0 27,5

b 25 35 Stunden 6 705,92 7 99,0 38,5

c 20 45 Stunden 9 744,92 9 114,0 49,5

Kinder mit oder  it drohender Behin erungen

Kindpauschale in Euro

Ü3 21 856,29
U3 23 382,70

U3 IIc 25 237,93

1 einschließlich sonstiger Personalkosten
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Artikel 2
Änderung des Schulgesetzes NRW

In § 36 Absatz 2 Satz 2 des Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005 (GV. NRW. S. 102),

das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 404) geändert wor¬

den ist, werden die Wö ter „de  § 13c in Verbindung mit § 13b des Kinde bildungsgesetzes

vom 30. Oktober 2007 (GV.'NRW. S. 462)  durch die Wörter „des § 19 in Verbindung mit

§ 18 des Kinderbildungsgesetzes vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses

Gesetzes]“ ersetzt.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2020 in Kraft.

Düsseldorf, den X. Monat 2019

Die Landes egierung
Nordrhein-Westfalen

Der Ministeipräsident
Armin Laschet

Der Ministe  für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integ ation

Dr. Joachim Sta p

Der Minister de  Finanzen

Lutz Lienenkämper

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales

Karl-Josef L aum ann

Die Ministerin für* Schule und Bildung

Yvonne Gebaue 

Die Ministe in  ü   Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung
Ina Scharrenbach
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Begründung
A Allgemeiner Teil
Hauptziele dieser Reform sind die Herstellung der Auskömmlichkeit und die Schaf¬
fung einer zukunftssicheren finanziellen Grundlage für die Kindertagesbetreuung in
Nordrhein-Westfalen. Bei  ielen Einrichtungen hatten sich in den letzten Jahren er¬
hebliche Defizite aufgebaut. Die Folge waren Personalkürzungen und Qualitätsein¬
bußen. Auch der notwendige, bedarfsgerechte Platzausbau wurde dadurch ge¬
hemmt. Mit dem Gesetz für einen qualitativ sicheren Übergang zu einem reformierten
Kinderbildungsgesetz konnten die erheblichen finanziellen Belastungen der Träger,
die durch die strukturelle. Unterfinanzierung bedingt waren, abgefedert werden.
Gleichzeitig konnten erste Schritte zur Verbesserung der Qualität der frühkindlichen
Bildung in der Kindertagesbetreuung durch mehr Personal erfolgen. Ein wesentlicher
Baustein war und ist dabei die Leitung. Unabhängig von der trägerspezifischen Kon¬
zeption und der konkreten Ausgestaltung der Aufgaben spielen die Einrichtüngslei-
tungen eine maßgebliche Rolle bei der Führung des Personals, der Teamentwick¬
lung, der Zusammenarbeit mit Trägern und Eltern, bei der Umsetzung pädagogischer
Konzeptionen und der Anpassung an veränderte Herausforderungen. Mit dieser Ge¬
setzesänderung wird diese Schlüsselposition weiter gestär t: Für jede Einrichtung
wird ein Mindestumfang an Leitungsstunden sichergestellt, der mit der Größe der
Einrichtung korrespondiert.

Die zusätzlichen finanziellen Ressourcen dienen in erster Linie zur flächendecken¬
den Sicherung und Weiterentwicklung eines guten Personalschlüssels in der Kinder¬
tagesbetreuung. Nach Herstellung der Auskömmlichkeit kann und muss mit dieser
Reform endlich der Betreuungsschlüssel bei der unmittelbaren pädagogischen Arbeit

it den Kindern so verbessert werden,  ass in  er Regel immer zwei pädagogische
Kräfte anwesend sind. Dieser seit den Anfängen des KiBiz von allen Beteiligten an¬
gestrebte Standard kann mit den zusätzlichen finanziellen Mitteln in die Praxis umge¬
setzt werden.

Die verbesserte Refinanzierung von Personalkosten und die damit einhergehende
Planungssicherheit sollen nicht nur für die Basisförderung über die Kindpauschalen,
sondern für alle, besonders für alle personalrelevanten Fördertatbestände gelten.
Künftig gilt die Fortschreibungsrate, die zur besseren Berücksichtigung der tatsächli¬
chen Kostenentwicklung dynamisch ausgestaltet wird, deshalb besonders auch für
Kindertagespflege, für Sprachförderung und plusKITAs sowie für Familienzentren.

Die auskömmliche Finanzausstattung und die Erhöhung der Plapungssicherheit in
allen Bereichen sind zudem ein wesentlicher Baustein zur Unterstützung der Träger,
die sich am unverändert notwendigen quantitativen Ausbau engagiert beteiligen.

Mit der Refor  wird das KiBiz übersichtlicher und in zahlreichen Punkten einfacher
gestaltet. Mit einer neuen Aufteilung werden Themengebiete soweit möglich so zu¬
sammen geführt, dass alle Regelungen zu eine  Komplex oder einer Maßnahmenart
hintereinander stehen. Teilweise wurden Regelungen in verschiedene Paragrafen
oder Absätze getrennt, um schon anhand der Gliederung Strukturen und Parallelen
erkennen zu können. Gleichzeitig wird durch Ergänzungen an anderer Stelle mehr
Transparenz erzielt. Im Bereich der Basisförderung von Kindertageseinrichtungen
über Kin pauschalen wurde die Finanzierungssystematik erleichtert, vereinfacht und
entbürokratisiert:
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• Die zusätzliche U3-Pauschale für die Betreuung von unterdreijährigen Kindern,
die am 1. März unter drei Jahre alt waren, wird in das Finanzierungssystem mit
Kindpauschalen integriert.

• Der nach Gruppenanzahl differenzierte zusätzliche Zuschuss zur Unterstützung
des Personals (Verfügungspauschale) wird in das Finanzierungss stem mit Kind¬
pauschalen integriert.

• Verschiedene Fristen wurden verschoben, um die Einhaltung zu erleichtern.
• Alle Träger können pauschal in höherem Umfan  als bisher Verwaltungskosten

ansetzen.

• Bei der Rücklagenbildung für Personal- und Sachkosten wird nicht mehr nach
erfüllten Personalstandards differenziert.

• Für Eigentümer von Einrichtungen gibt es eine neue Rücklage mit mehr Möglich¬
keiten zur erhöhten Rücklagenbildung und erleichterten Planung und Finanzie¬
rung von erforderlichen Bauerhaltungs- und Investitionsmaßnahmen.

• Die Durchschnittsberechnung bei mehr aliger Abrechnung mit Planungsgarantie
entfällt ersatzlos.

• Tageseinrichtungen für Kinder können isoliert auf Grundlage der Basisförderung
über Kindpauschalen finanziert werden; zusätzliche Zuschüsse mit zusätzlichen
Nachweispflichten sind insoweit in der Regel nicht mehr notwendig. Zuschüsse
zur Ergänzung der Basisfinanzierung stehen für erweiternde Angebote zur Verfü¬
gung, müssen aber nicht für den regelm ßigen Betrieb in Anspruch genommen
werden.

Ein weiteres wichtiges Ziel der Änderung des KiBiz ist die Verbesserung und Weiter¬
entwicklung der ailtagsintegrierten Sprachbildung und der zusätzlichen Sprachförde-
rung, vor allem deren größere Verbindlichkeit, mehr Planungssicherheit und die Si¬
cherung der Nachhaltigkeit. Nach ersten Evaluationsergebnissen bedarf es hier einer
Veränderung der Verteilungs- und Verwendungsstrategien, die mit dieser Reform
umgesetzt wird: Die Mittel für die Sprachförderung werden verdoppelt und die Mittel¬
verwendung gebündelt Für eine bedarfsgerechtere Ressourcensteuerung vor Ort
wird die kleinräumige Datenbasis verbessert. Künftig werden deshalb den Jugend¬
ämtern anonymisierte Daten zur Zahl der Familien mit vorran ig nichtdeutscher Fa¬
miliensprache in den Einrichtungen zur Verfügung gestellt, damit Fehlailokationen
reduziert werden können. Die Befristung der Förderung wird zur Ausnahme. Die Mit¬
tel für plusKlTAs werden erhöht, um mindestens eine halbe Fachkraft beschäftigen
zu können. Die Höhe der jährlichen Fördersumme steigt entsprechend der tatsächli¬
chen Steigerung von Personal- un  Sachkosten und macht so eine kontinuierliche
unbefristete Stellenbesetzung möglich. Für die kontinuierliche und systematische
Sprachförderung werden durch weitere finanzielle Mittel mehr Qualifizierungen und
eine engere fachliche Begleitung ermöglicht.

Ein anderer Fokus der Gesetzesänderungen betrifft die Jugendhilfeplanung, begleitet
von Maßnahmen zur Erhöhung der Bedarfsgerechtigkeit des Angebotes vor Ort. Vor
dem Hintergrund fachlicher und rechtlicher Anforderungen einerseits und den konkre¬
ten, örtlich sehr unterschiedlichen Ausgangslagen andererseits, kommt der Jugend¬
hilfeplanung im Bereich der Kindertagesbetreuung eine sehr hohe Bedeutung zu.
Das Gesetz verbessert die Möglichkeiten zur Gewährleistung eines wirksamen, be¬
darfsgerechten, vielfältigen und aufeinander abgestimmten Angebotes vor Ort. Als
Beispiele sind hierzu besonders die Regelungen zum Wunsch- und Wahlrecht der
Eltern, zum Belegungsrecht freier Plätze, die Erleichterung des quantitativen Aus¬
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baus durch höhere Planungssicherheit, die finanzielle Unterstützung bei der Flexibili¬
sierung von Betreuungszeiten und die Stärkung der Fachberatung sowie der qualita¬
ti en Weiterentwicklung zu nennen.

Ein Schwerpunkt der Reform liegt auf der Stärkung der Kindertagespflege als beson¬
ders für unterdreijähräge Kinder wichtiger Säule der Kindertagesbetreuung. Die Lan¬
desregierung unterstützt mit diesem Gesetz besonders die Formen- und Angebots¬
ielfalt. Es wird in höherem Umfang Platzsha ing in der Kindertagespflege ermöglicht,

kompetenzorientiert qualifizierte Kindertagespflegepersonen können mehr Betreu¬
ungsverträge abschließen und damit einen wichtigen Beitrag zur Flexibilisierung der
Betreuungsangebote leisten. Die finanzielle Unterstützung der Jugendämter im Be¬
reich der Kindertagespflege wird mit dem Ziel von Qualitätsverbesserungen erhöht.
So ist bei allen landesbezuschussten Plätzen in Kindertagespflege auch mittelbare
pädagogische Zeit von Kindertagespflegepersonen für die Vor- und Nachbereitung
zu finanzieren. Für die leistungsgerechte Bezahlung der Kindertagespflege ist auf
den Betreuungsvertrag zwischen Eitern und Kindertagespflegeperson abzustellen.
Zur Steigerung der Verlässlichkeit des Angebotes sind auch die Eingewöhnungspha¬
se und vorübergehende Abwesenheitszeiten des Kindes zu finanzieren. Erstmalig
unterstützt das Land die Jugendämter bei der Qualifizierung und den regelmäßigen
Fortbildungen von Kindertagespflegepersonen.

Die Landesregierung leistet mit der Reform einen wichtigen Beitrag zur Fachkräftesi¬
cherung und Neugewinnung. Zus tzliche Betreuungsplätze, früherer Einstieg in die
Kindertagesbetreuung, steigende Geburtenzahlen, zugewanderte Familien und län¬
gere Betreuungszeiten bedingen einen ver ehrten Personalbedarf. Auch qualitative
Verbesserungen bei dem Personalschlüssel müssen eine anhaltende Steigerung der
Beschäftigten im gesamten Feld der frühen Bildung nach sich ziehen. Mit dem Ge¬
setz unterstützt die Landesregierung verschiedene Ausbildungs- und Qualifizie¬
rungsmöglichkeiten. Diese Fachkräfteoffensive soll den Trägern das Angebot von
Praktikumsplätzen erleichtern, eine tarifgerechte Vergütung für die Auszubildenden
und ausreichende Ressourcen für die Praxisanleitung sichern. In der Kindertages¬
pflege wird die kompetenzorientierte Qualifizierung nach dem Qualifizierungshand¬
buch Kindertagespflege unterstützt. Diese Qualifizierung bietet eine bessere Vorbe¬
reitung auf die gestiegenen frühpädagogischen Anforderungen an Bildung, Erzie¬
hung und Betreuung von Kindern in der Kindertagespflege und auf die anspruchsvol¬
le Tätigkeit als Kindertagespflegeperson. Mittelfristig sollen alle neuen Kindertages¬
pflegepersonen nach diesem Standard qualifiziert werden.

Weiteres Ziel der Gesetzes nderung ist die zeitliche Erweiterung und Flexibilisierung
des Betreuungsangebots. Alle Kommunen, die Träger der Tageseinrichtungen und
die. Kindertagespflege haben gemeinsam mit der Unterstützung des Landes eine
breite und vielf ltige Angebotsstruktur geschaffen. Mit den neuen Finanzierungs¬
grundlagen kann noch mehr Bedarfsgerechtigkeit erreicht werden, das Angebot noch
flexibler den veränderten Lebensbedingungen von Familien und Kindern angepasst
werden. Ein Beitrag, damit Eltern, Männer wie Frauen, sich die Erziehungs- und Er¬
werbsarbeit ihren Bedürfnissen entsprechend teilen können, sind Kindertagesbetreu¬
ungsangebote auch in den Abend- oder Nachstunden, an Wochenend- oder Feierta¬
gen und bei unregelmäßigen Bedarfen. Diese Unterstützung von besserer Verein¬
barkeit von Familie und Beruf ist auch im Hinblick auf wachsende Zahlen allein- oder
getrennterziehender Mütter und Väter und wachsende Zahlen atypischer Beschäfti¬
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gungszeiten, besonders im Gesundheitswesen und anderen Dienstleistungsberei¬
chen, notwendig.

Neue Finanzierungsbausteine des Gesetzes zielen auf die notwendigen Zukunfts¬
perspektiven für eine qualifizierte Qualitätssicherung und -entwicklung. Gezielte Qua¬
litätsentwicklungsprozesse und der Aufbau von diesen sichernden Strukturen sind für
die Zukunftsfähigkeät des Gesamtsystems e istentiell. Die Umsetzung von fachpoliti¬
schen Maßnahmen, die Anpassung an neue Herausforderungen, der Transfer von
Wissenschaft in die Fachpraxis etc. erfo dern eine kontinuierliche Ve zahnung von
Fachberatung und Qualitätsentwicklung in allen Themenbereichen und bei allen p ¬
dagogischen Kräften. Die finanzielle Unterstützung der Fachberatung und die neue
gesetzliche Grundlage für eine Vereinbarung über die Qualitätssicherung und
-ent icklung legen hierfür das Fundament.

Schließlich erweitert die Landesregierung mit dieser Gesetzesänderung die Eltern¬
beitragsfreiheit um ein Jahr. Diese Entscheidung ist eine bedeutende familienpoliti¬
sche  aßnahme und entlastet die Familien in  ordrhein-Westfalen erheblich.

B Besonderer Teil
Zu Artikel 1
Zur Inhaltsübersicht
Das Inhaltsverzeichnis wird aufgrund der folgenden Änderun en angepasst. Die
Neugliederung der nun insgesamt 55 Bestimmungen in einem neuen, thematisch
strukturierten Inhaltsverzeichnis macht das Gesetz für die Rechtsanwendung über¬
sichtlicher. Alle Einzelvorschriften sind fortlaufend nummeriert, die Buchstabenzusät¬
ze zur Z hlung der Einzelregelungen sind weg efallen.

Zu Teil 1
In diesem Teil werden alle Rahmenbestimmun en und Grundsätze zusammenge¬
führt, die sowohl in Kindertagespflege als auch  n Kindertageseinrichtungen zur Aus¬
gestaltung und Förderung der frühen Bildung aller Kinder zu ber cksichtigen sind.

Zu § 1
Zu Absatz 1
Der Absatz entspricht unverändert der bisherigen Regelung.

Zu Absatz 2
Die gegenüber der bisherigen Bestimmung unveränderte Regelung gewährleistet,
dass der B such von Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege auch grenz¬
überschreitend möglich ist. So kann Kindern mit deutscher Staatsangehörigkeit mit
gewöhnlichem Aufenthalt im EU-Ausland oder Kindern mit anderer EU-
Staatsangehörigkeit der Zugang zur Kindertagesbetreuung in Nordrhein-Westfalen
gewährt werden, auch wenn sie keinen hiesigen gew hnlichen Aufenthalt haben.

Zu Absatz 3
Die bisherige Regelung in Absatz 3 ist entbehrlich, da es sich vorliegend um ein Aus¬
führungsgesetz zum Achten Sozialgesetzbuch handelt und bundesrechtliche Rege-
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lungen auch ohne Verweis Geltung haben. Als redaktionelle Folgeänderung wird der
bisherige Absatz 4 nun Absatz 3. Satz 1 entspricht § 1 Absatz 4 a.F. Der zweite
Halbsatz des bisherigen § 1 Absatz 4 wird ersatzlos gestrichen, denn er ist wegen
der Begriffsbestimmungen und der Definition von Erziehungsberechtigten in höher¬
rangigem Recht entbehrlich (vgl. § 7 Absatz 1 Nummer 6 SGB VIII). Auch Satz 2 be¬
inhaltet im Kern eine grundlegende Begriffsbestimmung, weshalb die Regelung jetzt
rechtssystematisch klarer in § 1 aufgenommen wurde, inhaltlich entspricht sie volium-
fänglich der bisherigen Regelung des § 18 Absatz 2 Satz 3 a.F.

' Zu§2
Zu Absatz 1
Die Absatznummerierung ist eine redaktionelle Folgeänderung aus der Zusammen¬
führung mit dem bisherigen § 3; der Absatz entspricht dem bisherigen § 2.

Zu Absatz 2
- Die Absatzbezeichnung ist eine redaktionelle Folgeänderung; der Absatz entspricht
dem bisherigen § 3 Absatz 1.

Zu Absatz 3
Die Absatzbezeichnung ist eine redaktionelle Folgeänderung und entspricht dem
bisherigen § 3 Absatz 2. Die Begrifflichkeit „Tagespflegeperson !,wird durch „Kinder¬
tagespflegeperson  ersetzt. Diese Begrifflichkeit entspricht dem in der Fachöffentlich¬
keit üblichen Sprachgebrauch und reflektiert das professionalisierte Selbst erständ¬
nis. Mit der neuen Begrifflichkeit soll die gesellschaftliche Anerkennung dieser an¬
spruchsvollen Tätigkeit gestärkt und der deutlich gewachsenen Qualität dieses Be-
treuungssettings Nachdruck verliehen werden. Nicht zuletzt dient der Begrifflich-
keitswechsel einer besseren Abgrenzung zur Tagespflege in anderen Bereichen zum
Beispiel für Seniorinnen und Senioren.

Zu §3
Zu Absatz 1
Die Nummerierung ist eine redaktionelle Folgeän e ung. Der Absatz entspricht dem
bisherigen § 3a Absatz 1. -

Zu Absatz 2
Der Absatz entspricht mit Ergänzungen dem bisherigen § 3a Absatz 2. Der Absatz
wird im letzten Sat  zur Stärkung des Wunsch- und Wahlrechts der Eltern insbeson¬
dere nach besonderen Öffnungszeiten und im Hinblick auf die Nähe zum Arbeits¬
oder Ausbildungsplatz erg nzt. Eltern sollen, unter dem Vorbehalt freier Kapazitäten,
das Betreuungsangebot wählen können, das ihren Bedarfen entspricht. Dies kann
auch zu Mehrkosten bei der Kommune führen. Nach der Rechtsprechung (VG Düs¬
seldorf, Az.: 19 K 7683/14) können Mehrkosten für eine andere als vom Jugendamt
angebotene Betreuung insbesondere dann gerechtfertigt sein, wenn der Betreu¬
ungswunsch de  Eltern durch nachvollziehbare Motive belegt ist. Dies können zum
Beispiel flexiblere Betreuungszeiten oder beispielsweise die Nähe zur Arbeitsstelle
sein. Für die Berechnung der  ehrkosten wurde entschieden, dass eine Kommune
nicht die Vorhaltekosten berücksichtigen kann, die sie für einen frei gebliebenen, un¬
belegten Platz in einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege aufwendet.
Mit der Änderung wird diese Rechtsprechung aufgegriffen. Es wird deutlich heraus-
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gestellt, dass das Wunsch- und Wahlrecht nicht wohnortbezogen ist, sondern über
die kommunale Grenzen hinaus besteht. Die individuellen Bedarfe der Eltern, insbe¬
sondere auch hinsichtlich einer zeitlichen Flexibilität, sind zu berücksichtigen. Eltern
sollen dabei unterstützt werden, Familie und Beruf besser miteinander vereinbaren
zu können.

Zu Absatz 3
Die Sätze 1 und 2 des Absatzes entsprechen dem bisherigem § 3a Absatz 3 Satz 1
und 2. Die Regelung konkretisiert das Wunsch- und Wahlrecht bezogen auf den zeit¬
lichen Betreuungsumfang. Nach der Rechtsprechung haben Eltern, solange das
Wohl des Kindes gewährleistet ist, bei Kindern unter drei Jahren auch in zeitlicher
Hinsicht einen unbedingten Anspruch auf einen Betreuungsplatz; Ihr Betreuungs¬
wunsch ist insoweit maß eblich. Eltern haben einen Anspruch auf die Betreuungszeit
für ihr Kind, die sie wünschen. Eines Nachweises bedarf es zur Begründung des
Rechtsanspruches nicht. Die Regelung dient der Stärkung des Wunsch- und Wahl¬
rechts der Eltern. Dies gilt ausdrücklich auch für die Inanspruchnahme eines Betreu¬
ungsangebots im Rahmen von Kindertagespflege. Auch hier bedarf es eines Nach¬
weises grundsätzlich nicht. Eine Darlegung der Gründe für einen höheren Betreu¬
ungsumfang kann jedoch vom Jugendamt insoweit verlangt werden, als dies zu einer
gerechten Vergabe und zur Steuerung bei eingeschränkten Kapazitäten notwendig
ist. Für ein transparentes Verfahren kann die Vorlage eines Nachweises als ein Krite¬
rium bei der Verteilung der Betreuungsplätze erforderlich sein. Die Beachtung der
Wünsche der Eltern bezüglich des Betreuungsumfangs gilt insbesondere auch bei
dem Wunsch nach niedrigen Betreuungszeiten. Eltern sollen nicht Betreuungsverträ¬
ge abschließen müssen, die über die Betreuungszeitwünsche für ihre Kinder hinaus¬
gehen.

Zu §4
Zu Absatz 1
Absatz 1 hebt die Verpflichtung des Örtlichen Jugendhilfeträgers, im Rahmen seiner
Planungsverantwortung ein bedarfsgerechtes Betreuungsangebot zur Verfügung zu
stellen, hervor. Die Entwicklung dieses Angebots ist dabei als Prozess zu verstehen,
der auf die jeweiligen örtlichen Ausgangsbedingungen abstellt und von einer partner¬
schaftlichen Zusammenarbeit mit den anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe
ausgeht. In Anbetracht der auch quantitativen Bedeutung von Angeboten anerkann¬
ter Träger gerade im B reich der Kindertagesbetreuung wird deshalb noch einmal
betont, dass das im SGB VIII veran erte Subsidiaritätsgebot zu beachten ist. Ebenso
im Rahmen der örtlichen Jugendhilfeplanung zu gewährleisten ist die Verwirklichung
eines inklusiven Angebots für alle Kinder, ob mit oder ohne Behinderung. Dies ent¬
spricht dem Leitgedanken der UN-Behindertenrechtskonvention, nach der für Men¬
schen mit Behinderung in allen Belangen die gesellschaftliche Teilhabe sicherzustel-
ien ist. Insgesamt konkretisiert § 4 die in § 80 SGB VIII enthaltenen Regelungen  ur
Jugendhilfeplanung, die Anforderungen an die den Jugend mtern hiernach oblie¬
genden Aufgaben werden nicht verändert. Rechtzeitige und ausreichende Planung
gemäß § 80 Absatz 1 Nummer 3 Achtes Sozialgesetzbuch ist wesentliche Voraus¬
setzung für eine bedürfnisgerechte bedarfsadäquate Angebotsentwicklung (§ 80 Ab¬
satz 1 Nummer 2 SGB VIII) vor Ort. Jugendhilfeplanung ist wesentlicher Teil der
Wahrnehmung der Gesamtverantwortung. Di  in § 80 SGB VIII bundesgesetzlich
geregelten Aufgaben und Ziele werden durch die Hervorhebung einzelner Maßnah¬
men in der Neufassung des Kinderbildungsgesetzes nicht verändert, sondern ledig¬
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lieh bezogen auf die Notwendigkeiten für die Umsetzung der Rechtsansprüche im
Bereich der Kindertagesbetreuung aufgelistet.

ZU Absatz 2
Absatz 2 konkretisiert den Prozess der Jugendhilfeplanung, der die Erstellung eines
gemäß § 80 Absatz 1 SGB VIII rechtzeitigen und ausreichenden Bedarfsplans und
d e entsprechende Weiterent icklung voraussetzt. Maßgeblich ist dabei,  en Be¬
stand an betriebsgenehmigten Plätzen den jeweils festgestellten Bedarfen gegen¬
überzustellen und hierbei die  oraussehbaren Entwicklungsperspektiven ausreichend
zu berücksichtigen. Um angemessen auf Veränderungen in der demografischen
Entwicklung und bei den Bedarfen von Fa ilien reagieren zu können, soll eine jährli¬
che Fortschreibung erfolgen. Diese Jährlichkeit der Planung hinsichtlich der Kinder¬
tagesbetreuung ist nicht nur wesentlich für die bedarfsgerechte Umsetzung der
Rechtsansprüche der Kinder auf Betreuung, sie war auch bisher Grundlage der Fi¬
nanzierung, vgl. § 19 Absatz 3 KiBiz a.F. Vor dem Hintergrund ihrer Bedeutung für
die Gestaltung von Bildungs-, Erziehungs- und Betreuungsangeboten werden die
Belange des Sozialraums gemä  § 80 Absatz 2 SGB VIII und der Zielgruppenorien¬
tierung besonders herausgestellt. Als zeitlicher Rahmen für den Bedarfsplan werden
fünf Jahren als angemessen erachtet, da über diesen Zeitraum der Rechtsanspruch
auf Kindertagesbetreuung vor Schuleintritt zu gewährleisten ist.

Zu Absatz 3
Satz 1 entspricht wortgleich dem bisherigen § 3a Absatz 3 Satz 3 und konkretisiert
or allem § 80 Absatz 1 Nu mer 2 und Absatz 2 Nummer 4 SGB VIII. Die Besti ¬

mung korrespondiert mit dem Wunsch- und Wahlrecht der Eltern. Zur Realisierung
und Umsetzung bedarf es einer Planun  der Angebote, die auf die Wünsche und
Bedarfe der Eltern ausgerichtet ist. Die Regelung konkretisiert insoweit die in § 80
Absatz 2 SGB VIII genannten Zielvorgaben. Demnach sind Angebote der Kinderta¬
gesbetreuung so zu planen, dass insbesondere Familie und Beruf besser zu verein¬
baren sind. Hierfür bedarf es bedarfsgerechter und  erlässlicher Betreuungsangebo¬
te. Für  ie Fälle, in denen Eltern, vor allem Alleinerziehende, keine anderen Möglich¬
keiten für ihre Erwerbstätigkeit wahrneh en können, sollen auch ergänzende Ange¬
bote der Kindertagesbetreuung geplant und vorgehalten werden, die über Regelbe¬
treuungsangebote hinausgehen, um auch in diesen Fällen die Vereinbarkeit von Fa¬
milie und Beruf zu ermöglichen. Angesichts wachsender Anforderungen der Arbeits¬
welt an die Flexibilität der Beschäftigten, beispielsweise i  Pflege- und Gesund¬
heitswesen oder de  Einzelhandel u d der Gastrono ie, bei gleichzeitig größere 
Vielfalt familiärer Strukturen steigen die Betreuungsbedarfe außerhalb klassischer
Öffnungszeiten  on Tageseinrichtungen. Für die Planung eines bedarfsgerechten
An ebotes sind daher auch diese Zeiten einzubeziehen. Eine Änderung der Be¬
darfsentwicklung bedeutet keine Änderung der Planungsaufgabe; vielmehr ist es
Kernaufgabe jedweder Planung, geänderte Bedarfsentwicklungen zu ermitteln und
zu berücksichtigen, nur dann kann sie bedarfsadäquat erfolgen.

Auf die Bedeutung des Sozialraums wird entsprechend § 80 Absatz 2 SGB Vlil be¬
sonders Bezug genommen. Da, wo sich aufgrund der Herkunft des Kindes besonde¬
re F rderbedarfe für das Kin  und Unterstützungsbedarfe für die Familien ergeben
können, soll dem mit der entsprechenden Angebotsstruktur entsprochen werden. Mit
Familienzentren und plusKITAs stehen Einrichtungen zur Verfügung, die mit ihrem
Angebot, für das sie zusätzliche Landesför e ung erhalten, in besondere  Maße auf
diese Bedarfe ausgerichtet sind.
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Schließlich wird in Satz 5 noch einmal aufgegriffen, dass sich auch Betreuungsbedar-
fe für wohnsätzfremde Kinder beispielsweise bei einpendelnden erwerbstätigen Eltern
ergeben können, denen im Rahmen der Planung auch im Rahmen von § 80 Absatz 4
SGB VIII Rechnung getragen werden soll. Hier zeigt sich eine Korrespondenz mit
Absatz 5.

Zu Absatz 4
Dieser Absatz benennt die Aspekte, die bei der Bedarfsermittlung gemäß § 80 Ab¬
satz 1 Nummer 2 SGB VIII zu berücksichtigen sind und stellt klar, dass Eltern und
Kinder als diejenigen, für die die Angebote der Kindertagesbetreuung zur Verfügung
zu stellen sind, in den Prozess der Bedarfsermittlung einzubeziehen sind. Familie
und Beruf können nur dann von Eltern gut miteinander vereinbart werden, wenn die
Angebote insbesondere auch in Bezug auf die Öffnungs- und Betreuungszeiten ihren
Bedarfen entsprechen. Die Bestimmung dient der Umsetzung der Zielvorgaben ge¬
mäß § 80 Absatz 2 SGB VIII. Diese Bedarfe können nur in einer partnerschaftlichen
Zusammenarbeit der Jugendämter mit den Eltern ermittelt werden. Die sogenannte
Betroffenenbeteiligung ist gesetzliche Pflicht nach § 80 Absatz 1 und § 8 SGB VIII.
Befragungen sind hierfür geeignete Instrumente. In Anbetracht der unterschiedlichen
örtlichen Gegebenheiten entscheiden die Jugendämter in eigener Verantwortung,
wie und in welcher Form sie Befragungen von Eltern und Kindern durchführen. So
können beispielsweise mancherorts auch elektronische Anmeldesysteme hierfür ge¬
nutzt werden. In Anbetracht sich verändernder Bedarfslagen und örtlicher Unter¬
schiedlichkeit von Entwicklungen sollen die ents rechenden Befragungen mindes¬
tens alle drei Jahre durchgeführt werden.

Zu Absatz 5
Absatz 5 konkretisiert § 80 Absatz 4 SGB VIII. Vor dem Hintergrund zunehmender
Ansprüche an die Mobilität und Flexibilität von  ltern wird die Vereinbarkeit von Fa¬
milie und Beruf gestärkt, wenn Eltern Angebote in anderen Jugendamtsbezirken als
ihrem Wohnsitzjugendamtsbezirk wahrnehmen können.. Um solchen Bedarfen ent¬
sprechen zu können, bedarf es im Bereich benachbarter Jugendamtsbezirke insoweit
einer abgestimmten Planung, die über die ausschließlich örtliche Ebene hinausgeht.

Zu Absatz 6
Absatz 6 entspricht in großen Teilen dem bisherigen § 5 Absatz 1. Die Vorschrift trägt
dem Rechnung, dass in Nordrhein-Westfalen schulpflichtige Kinder im Primarbereich
ganz überwiegend Betreuungsangebote in offenen Ganztagsgrundschulen wahr¬
nehmen und der örtliche Träger der Jugendhilfe damit seiner Verpflichtung nach § 24
Absatz 4 SGB VIII nachkommt. Entsprechende Angebote können auch für Kinder,
die eingeschult werden, angeboten werden. In jedem Fall ist sicherzustellen, dass
der Rechtsanspruch nach § 24 Absatz 3 SGB VIII bis zum Schuleintritt, also bis zum
ersten Schultag, und nicht lediglich bis zum Schuljahresbeginn zu erfüllen ist. Zur
Vermeidung von Unsicherheiten sollen die Jugendämter Eltern bereits zu Beginn des
letzten Kindergartenjahres vor der Einschulung über bestehende Betreuungsmög¬
lichkeiten in der Übergangsphase von der Kindertagesbetreuung in die Grundschule,
die in der Regel in den Ferien liegt, informieren. Neben der Betreuung in der bisheri¬
gen Kindertageseinrichtung kommen dabei auch bereits Angebote in der offenen
Ganztagsgrundschule in Betracht. Wenn dies nicht möglich ist, sind alternative be¬
darfsgerechte Angebote zur Verfügung zu stellen.
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Z  § 5
Zu Absatz 1 .
§ 5 entsprichi im Wesentlichen dem bisherigen § 3b. In Absatz 1 wurden die Sätze 1
und 2 redaktioneli geändert und Satz 3 angefügt. Die Jugendämter setzen zuneh¬
mend webbasierte elektronische Bedarfsanzeige- bzw. Anmeldesyste e ein und tra¬
gen so dazu bei, dass die Vergabe von Betreuungsplätzen transparent erfolgt und für
die Eltern nachvollziehbar ist. Nach dem Sozialgesetzbuch Achtes Buch (SGB VIII)
ist die Betreuung von Kindern bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres in einer
Kindertageseinrichtung und im Rahmen von Kindertagespflege gleichwertig. Ein
Kind, das das erste Lebensjahr vollendet hat, hat nach § 24 Absatz Satz 1 SGB VIII
bis zür Vollendung des dritten Lebensjahres Anspruch auf frühkindliche Förderung in
einer Kindertageseinrichtung oder in Kindertagespflege. Eitern können im Rahmen
des Wunsch- und Wahlrechts z ischen den beiden Betreuungsformen wählen. Das
Wunsch- und Wahlrecht bezieht sich nur auf tatsächlich vorhandene Plätze und steht
unter dem Vorbehalt, dass in der gewünschten Kindertageseinrichtung oder bei der
ausge ählten Kindertagespflege erson auch tatsächlich Plätze zur Verfügung ste¬
hen. Da die Betreuungsangebote in Kindertageseinrichtung un  Kinderta espflege
dem Grunde nach gleichwertig sind, sollten auch die örtlichen Fachvermittlungsstel¬
len für Kindertagespflege in geeigneter Weise in das elektronische Bedarfsanzeige-
verfahren aufgenommen werden, sofern ein solches eingesetzt wir . Damit wird auch
der Zugang im Bereich der Kindertagespflege erleichtert. Wie die Fachvermittlungs¬
stellen konkret einbezogen werden, liegt in der Entscheidung der Jugendämter. Min¬
destens sind die Fachvermittlungsstellen zu benennen. Möglich ist aber auch die
Nennung der Anzahl oder die Beschreibung der Tagespflegestellen. Diese können
jedoch aus Gründen des Wettbewerbs, damit es nicht zu einer Bevorzugung zum
Beispiel von Trägerangeboten oder Großtagespflegestellen kommt, nur anonymisiert
aufgenommen werden. Sofern sie aufgenommen werden, müssen auch alle Tages¬
pflegestellen benannt werden.

Zu Absatz 2
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 3b Absatz 2. Die Ergänzung in Absatz 2
bekräftigt die unterjährige Aufnahme von Kindern in die Kindertagesbetreuung. Die
Jugendämter sollen bei ihrer Planung berücksichtigen,  ass Eltern grundsätzlich
auch ihren Bedarf für einen Betreuungsplatz im Laufe eines Kindergartenjahres an¬
melden können und insoweit auch einen Anspruch auf Erfüllung haben. Denn ein
Kind kann nicht nur zu Beginn eines Kindergartenjahres in einer Kindertageseinrich-
tung oder in Kindertagespflege aufgenommen werden, sondern ausdrücklich auch im
laufen en Kindergartenjahr. Der Rechtsanspruch auf Kindertagesbetreuung entsteht
in Abhängigkeit vom Geburtstag des Kindes, ab Vollendung des ersten Lebensjahres
(§ 24 Absatz 2 und 3 SGB VIII) und ist nicht vom Stichtagen oder dem Beginn des
Kindergartenjahres abhängig. Dies wird mit der Formulierung klargestellt. Im Übrigen
wird mit der Bestimmung § 80 Absatz 1 Nummer 3 SGB VIII  onkretisiert.

Zu Absatz 3
Absatz 3 entspricht dem bisherigen § 3b Absatz 3.

Zu Absatz 4
Die Ergänzung in Absatz 4 ist eine Folgeänderung. Aufgrund der Änderung in Absatz
1 sind auch Fachvermittlungsstellen für Kindertagespflege in geeignete  Weise in
elektronische Bedarfsanzeigeverfahren aufzunehmen, soweit diese eingesetzt wer¬
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den. Vor diesem Hintergrund werden mit der Ergänzung neben den Trägern von Kin¬
dertageseinrichtungen auch die Fachvermittlungsstelien für Kindertagespflege ver¬
pfl chtet, an diesen Anzeigeverfahren mitzuwirken.

Zu Absatz 5
Absatz 5 entspricht dem bisherigen § 3b Absatz 5.

Zu §6
Zu Absatz 1:
Die Regelung konkretisiert mit Regelbeispielen die Aufträge aus § 22a und § 23 SGB
VIII zur Sicherstellung der Qualität in den Tageseinrichtungen und Kindertagespfle¬
ge. Dies impliziert den gesetzlichen Auftrag, träger- und angebotsübergreifend, orien¬
tiert an den örtlichen Bedarfen und zur Stär ung der Steuerungsverantwortung
Fachberatung anzubieten. Absatz 1 konkretisiert insoweit § 22a Absatz 1 und 5 und
§ 23 Absatz 1 und 4 SGB VIII. Die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen
Fachberatung für die pädagogischen Kräfte in Kindertageseinrichtungen und Kinder¬
tagespflege trägerübergreifend anbieten. Satz 2 benennt hierzu beispielhaft, welche
Aufgaben dabei an sie gestellt und was im Rahmen von Fachberatung geleistet wer¬
den soll. Ihre dahingehenden Aufgaben werden nicht neu definiert oder erweitert,
sondern vielmehr transparent herausgestellt.

Zu Absatz 2
Die Bereitstellung  on Fachberatung liegt primär in der Verantwortung der Träger,
§ 79 SGB VIII. Absatz 2 hebt die Verantwortung der Träger hervor und stellt deutlich
heraus, dass sie ihren Einrichtungen Fachberatung in einem angemessenen Umfang
anzubieten haben. Gefordert ist eine individuelle auf die Einrichtung bezogene fachli¬
che Beratung von Leitungskräften und pädagogischen Kräften. Wegen der hohen
Bedeutung der Fachberatung für die qualifizierte Weiterentwic lung unterstützt das
Land künftig die Fachberatung finanziell.

Zu Absatz 3
Absatz 3 umfasst die Fachberatung im Bereich Kindertagespflege und konkretisiert
insoweit § 23 SGB VIII. Die Kin ertagespflege hat in  en letzten Jahren enorm, ins¬
besondere für die Betreuung der Kinder unter drei Jahren, an Bedeutung gewonnen.
Damit geht nicht nur eine qualitative Weiterentwicklung der Kindertagespflege einher,
sondern auch gestiegene Anforderungen an Unterstützungsleistungen und Qualitäts¬
sicherung. Im Bereich der Kindertagespflege ist die Unterstützung und Beratung der
Kindertagespflegepersonen  on besonderer Rele anz, da diese in der Regel selbst¬
ständig und häufig alleine arbeiten und nicht einem übergeordneten Träger angehö¬
ren. Insoweit obliegt es dem Jugendamt bzw. einem von ihm beauftragten Träger, die
Kindertagespflegepersonen zu unterstützen und die Qualität zu sichern und weiter¬
zuentwickeln. Aber nicht nur die Kindertagespflegepersonen haben gemäß § 23 Ab¬
satz 4 SGB  III Anspruch auf Beratung in allen Fragen, sondern auch  ie Erzie¬
hungsberechtigten. Die Eltern sollen insbesondere über die strukturellen und päda¬
gogischen. Gegebenheiten im Rahmen von Kindertagespflege informiert und bei der
Suche nach einem Betreuungsplatz unterstützt werden. Die Kindertagespflegeperso¬
nen werden in  ielen Bereichen von der Fachberatung unterstützt, sie ber t bei¬
spielsweise bei der Gründung einer Tagespflegestelle, koordiniert ein  erlässliches
Vertretungssystem für Ausfallzeiten, berät bei der Entwicklung von pädagogischen
Konzeptionen, informiert und berät über gesetzliche Vorgaben oder sorgt für den
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Transfer wissenschaftlicher Erkenntnisse. Darüber hinaus sorgt sie auch für Vernet¬
zung mit anderen Kindertagespflegepersonen und zu Kindertageseinrichtungen.
Möglichkeiten des Austauschs sind für Kindertagespflegepersonen wichtig, da sie
durch die Selbstständigkeit oftmals auf sich allein gestellt sind. Die Besonderheiten
der Kindertagespflege und die Information über die damit verbunden Anforderungen
stehen immer im Fokus. Daher beginnt die Beratung auch frühzeitig, in der Regel
noch  or Aufnahme der Tätigkeit.

Zu §§ 7 und 8
Beide Regelungen entsprechen ohne Änderung ihrer bisherigen Fassung.

Zu § 9
Änderung der Begrifflichkeit „Tagespflegeperson , vgl. Begründung zu § 2 Absatz 3.

Zu §10
Zu Absatz 1
Absatz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 9a Absatz 1. Die Änderung in
Satz 2 macht deutlich, dass nicht nur das Verfahren zur Zusammensetzung von El-
terhversammlung, Elternbeärat und Rat der Kindertageseinrichtung vom Tr ger im
Einvernehmen mit den Eltern geregelt werden kann, sondern auch andere Regelun¬
gen getroffen werden können. Zudem wird klargestellt, dass diese Gremien jeweils
eine eigene Geschäftsordnu g aufstellen können.

Zu Absatz 2
Dieser Absatz entspricht dem bisherigen § 9a Absatz 2.

Zu Absatz 3
Der Elternbeirat einer Kindertageseinrichtung vertritt die Interessen der Eltern eines
Kindergartenjahres. Die Ergänzung in Absatz 3 gegenüber dem bisherigen Absatz 3
dient der Klarstellung, dass immer nur die Interessen der Eltern des jeweils laufen¬
den Kindergartenjahres vertreten werden. Dies hat zur Folge, dass wenn das Mandat
des Elternbei ates über das jeweilige Kindergartenjahr hinaus geht, weil noch kein
neuer Elternbeirat gewählt wurde, dieser die für die verschiedenen Bereiche gewähl¬
ten Vertretungspersonen, zum Beispiel für die Vertretung im Jugendamtselternbeirat,
neu wählen muss. Denn jedes Kindergartenjahr geht mit einem Wechsel der Eltern¬
schaft einher, neue Eltern kommen hinzu und andere Eltern verlassen mit ihren Kin¬
dern die Einrichtung. Der über das Kindergartenjahr hinaus bestehende Elternbeirat
muss daher auch die Interessen der neu hinzugekommenen Eltern vertreten. Vor
diesem Hintergrund können auch nur Eltern Mitglied des Elternbeirates sein, die
selbst ein Kind in der Einrichtung haben. Mit Satz 5 wird klargestellt, dass das Man¬
dat für den Elternbeirat automatisch endet, wenn das Kind dje Einrichtung verlässt.

Zu den Absätzen 4 bis 6
Die Absätze 4 bis 6 entsprechen den bisherigen Absätzen 4 bis 6 von § 9a.

Zu §11
Zu Absatz 1
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Die Regelung dient der Stärkung der Rechte von Eltern, deren Kinder in Kinderta¬
gespflege betreut werden und ist Teil der Aufgaben nach SGB VIII (§§ 8, 23, 80 Ab¬
satz 1 Nummer 2). Ziel ist es, diesen Eltern flächendeckend eine Vertretung ihrer
Interessen auf Jugendamtsbezirks- bzw. Landesebene zu ermöglichen. Kindertages¬
pflege hat sich in den letzten Jahren zu einem wichtigen Teil eines qualifizierten, viel¬
fältigen und integrierten Systems der Kindertagesbetreuung entwickelt. Auch bei der
Elternmitwirkung soll deutlich werden, dass die Betreuung in Kindertageseinrichtun¬
gen und Kindertagespflege vor allem für Kinder unter drei Jahren gleichwertige An¬
gebote sind. Es wird angestrebt, dass mittelfristig in allen Jugendamtsbezirken Eltern
die Möglichkeit eröffnet wird, sich für die Interessen ihrer jeweiligen Elternschaft ein¬
zusetzen. Vor diesem Hintergrund soll auch zur Vertretung der Eltern, deren Kinder
in der Kindertagespflege betreut werden, in der „Versammlung der Elternbeiräte  bis
zum 10. Oktober eine Wahl im Jugendamtsbezirk ermö licht werden. Die Schritte zur
Einbeziehung dieser Eltern und die Ausgestaltung der Wahl liegen dabei in der Zu¬
ständigkeit der Jugendämter. Die Wahl kan  zum Beispiel über die örtlichen Fachbe-
ratungs- und Vermittlungsstellen für Kindertagespflege, deren Aufgaben im Rahmen
von § 47 nunmehr landesseitig bezuschusst werden, oder auch, wie die Wahl des
Landeselternbeirats, per Briefwahl durchgeführt werden.

Zu Absatz 2
Die Ergänzung in Satz 1 ist eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Änderung
in Absatz 1. In Satz 2 dient die Ergänzung der Klarstellung. Die Versammlung der
Elternbeiräte wählt aus ihrer Mitte einen Jugendamtselternbeirat. Das heißt, nur Mit¬
glieder der Versammlung der Elternbeiräte können.als Vertretung für den Jugend-
amtselternbeirat gewählt und in diesen entsendet werden. Zugleich bedeutet dies
aber auch, dass nur Eltern, die Mitglied in der Versammlung der Elternbeiräte sind,
eine Vertretung für den Jugendamtselternbeirat wählen dürfen.
Das Mandat der Mitglieder des Jugendamtselternbeirates endet, wenn kein neuer
Jugendamtselternbeirat zustande gekommen ist, spätestens mit Ablauf des 10. No¬
vember. In Satz 6 der Vorschrift wird dies ausdrücklich geregelt. Mit der Regelung in
Satz 7 kann hiervon eine Ausnahme  emacht werden. In den Verfahrensregeln und
Geschäftsordnungen kann geregelt werden, dass der Jugendamtselternbeirat immer
oder im Wechsel für zwei Kindergartenjahre gewählt wird. Dies ermöglicht dem Ju¬
gendamtselternbeirat eine längere Amtszeit und damit mehr Kontinuität bei der
Wahrnehmung der Aufgaben. Die Regelung in Satz 8 stellt klar, dass das Mandat für
die Jugendamtselternbeiräte nur solange Bestand hat, wie ihre Kinder in der Kinder¬
tagesbetreuung sind. Die Änderung in Satz 9 ist eine Folgeänderung, da nicht nur bei
Fragen, die die Kindertageseinrichtungen betreffen, der Jugendamtselternbeirat mit-
wirken soll, sondern im Hinblick auf Eltern, deren Kinder in Kindertagespflege betreut
werden, alle wesentlichen Fragen der Kindertagesbetreuung relevant sind.

Zu Absatz 3 .
Absatz 3 umfasst Regelungen, die den Landeselternbeirat betreffen. Die Ergänzung
stellt klar, dass auch der Landeselternbeirat eine zweijährige Amtszeit in seinen Ver¬
fahrensregeln und der Geschäftsordnung festlegen kann. Zude  gilt auch für den
Landeselternbeirat, dass das Mandat endet, sobald die Kinder nicht mehr in der Kin¬
dertagesbetreuung sind.

Zu Absatz 4
Die Bestimmung dient der Stärkung der Elternmitwirkung auf Landesebene. Für die
mit der Wahrnehmung der Aufgaben verbundenen Ausgaben erhält der Landesel¬
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ternbeirat künftig bis zu 25 000 Euro. Der Betrag wird aus Landesmitteln um 10 000
Euro erhöht.

Zu §12
Zu Absatz 1
Absatz 1 dient dem gesundheitlichen Schutz von Kindern in Kindertageseinrichtun¬
gen. Bei der Erstaufnahme in eine Kindertageseinrichtung muss der Nachweis über
eine altersentsprec end durchgeführte Gesun heitsuntersuchung nach § 26 Fünftes
Sozialgesetzbuch (SGB V) erbracht werden. Mit den Änderungen wird dieser nicht
inhaltlich  erändert, die Begrifflichkeiten „Gesundheits orsorgeuntersuchung  und
„Vorsorgeuntersuchungsheft  werden an die gegenwärtigen Bezeichnungen ange¬
passt. § 26 SGB V wird als gesetzliche Grundlage für die Gesundheitsuntersuchung
benannt. In  iesem Zusammenhang ist auch § 34 Absatz 10a  es Gesetzes zur Ver¬
hütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektions¬
schutzgesetz - IfSG) zu beachten, nach dem von den Personensorgeberechtigten vor
der Aufnahme nachzuweisen ist, dass eine ärztliche Beratun  in Bezug auf einen
vollständigen, altersgemäßen, nach den Empfehlungen der Ständigen Impfkommis¬
sion ausreichenden Impfschutz des Kindes erfolgt ist. Mit dem Nachweis soll mithin
auch gewährleistet werden, dass alle Eltern bei der Aufnahme ihrer Kinder in die
Kindertageseinrichtung auch die notwendigen Informationen zum Impfschutz haben
und die Kinder in der Regel altersentsprechend geimpft sind.

Zu Absatz 2
Der Absatz entspricht dem bisherigen § 10 Absatz 2.

Zu Absatz 3
Der Absatz entspricht § 10 Absatz 3 a. F. mit korrigierter Rechtschreibung.

Zu Absatz 4:
Der Absatz entspricht dem bisherigen § 10 Absatz 4.

Zu §13
Zu Absatz 1
Kooperationen sind für einen umfassenden Bildungsprozess von Kindern von beson¬
derer Bedeutung. Das  ädagogische Personal in Kindertageseinrichtungen und in
Kindertagespflege soll innerhalb der sozialen und örtlichen Strukturen, soweit es ih¬
ren Aufgabenbereich betrifft, Zusammenarbeiten. Ein  ertrauensvoller Austausch,
aber auch gemeinsame Fortbildungen und Veranstaltungen sind Elemente für eine
gelingende Bildungspartnerschaft. Gemeinsam können bestehende Kinderbetreu¬
ungsangebote gestärkt und die Bedürfnisse von Eltern und Kindern besser berück¬
sichtigt werden. Insbesondere ist dabei die Vernetzung von Kindertageseinrichtun¬
gen und Kindertagespflege von besonderer Bedeutung. Dabei sollen die Kinder und
ihre Eltern in den Fokus genommen werden. Die Kinder sollen das für sie optimale
Betreuungsangebot erhalten und Eltern dadurch unter anderem die Möglichkeit, Fa¬
milie und Beruf miteinander zu vereinbaren. Besonders Vertretungsregelungen sind
für Eltern unerlässlich. Die Vernetzung des pädagogischen Personals kann daher nur
ein Teil  on Kooperation sein. Auch die Träger  on Kin ertageseinrichtungen und
Anstellungsträger im Bereich Kindertagespflege müssen miteinander kooperieren
und sich vernetzen. Durch die Kooperation von Kindertagespflege und Kindertages-
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einrichtungen können beispielsweise verlässliche Vertretungsregelungen entwickelt
und in einem den Kindern gewohnten und vertrauten Umfeld umgesetzt werden. Die
Ergänzung in Absatz 1 macht deutlich, dass auch Träger und Anstellungsträger in
der Pflicht sind. Die Einfügung von Anstellungstr gern ist insoweit auch eine Folge¬
änderung im Hinblick auf die Neuaufnahme von Kindertagespflege in Anstellungs¬
verh ltnissen in § 22 Absatz 6.

Zu Absatz 2 ,
Die Änderung in Absatz 2 ist eine redaktionelle Folgeänderung, vgl. § 2 Absatz 3.

Zu § 14
Dieser Paragraf entspricht inhaltlich dem bisherigen § 14a mit redaktioneller Ände¬
rung. Geregelt wird die Zusammenarbeit der Kindertageseinrichtungen und Kinderta¬
gespflegestellen mit den rein heilpädagogisch und interdisziplinär arbeitenden Früh¬
förderstellen. Damit Kinder mit Behinderung und Kinder, die von einer Behinderung
bedroht sind, bestmöglich gefördert werden können, ist das Zusammenwirken der
verschiedenen Regelkreise unter regelmäßiger Einbeziehung der Eltern und im
Rahmen der rechtlichen Vorgaben erforderlich. Kinder können besser individuell ge¬
fördert werden, wenn die unterschiedlichen diagnostisch, medizinisch, therapeutisch
und pädagogisch tätigen Berufsgruppen interdisziplinär Zusammenarbeiten.
Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen leisten mit ihrer pädagogi¬
schen Arbeit wichtige Beiträge. Eitern sind auch hier im Rahmen der Erziehungs- und
Bildungspartnerschaft regelmäßig einzubeziehen. Zur Entlastung von Familien kön¬
nen die Leistungen der Frühförderung und der Komplexleistung auch in den Räum¬
lichkeiten der Tageseinrichtungen erbracht werden, soweit die notwendigen Voraus¬
setzungen zur Leistungserbringung in der Kindertageseinrichtung gegeben sind.

Zu §15
Zu Absatz 1
Dieser Absatz entspricht dem bisherigen § 13 Absatz 1.

Zu Absatz 2
Diese Regelung entspricht dem bisherigen § 13 Absatz 2. Sie wird zur Klarstellung
der wichtigen Bedeutung des Spielens für die Stärkung der frühkindlichen Bildung
um einen neuen Satz 5 ergänzt. Die Regelung des altersgerechten Spielens als Auf¬
gabe der Kinderbetreuung  ient der Förderung der Lernfreude und Lernmotivation
der Kinder. Das altersgerechte Spielen ist für Kinder die Grundlage eines jeden Lern-
und Bildungsprozesses. Das Spielen fördert und fordert die Entwicklung des Kindes,
insbesondere seiner Persönlichkeit. Spielen ist ein selbstbestimmtes Lernen mit
Spaß und allen Sinnen. Durch das Spielen in Räumen und an der frischen Luft kön¬
nen Lern- und Bildungsprozesse unter anderem in Kommunikation, Bewegung, Moto¬
rik und Wahrnehmung der Kinder verbessert und so die Entwicklung der Kinder un¬
terstützt werden. Die Kinder können durch individuell zugeschnittene Spiele gezielt in
verschiedenen Bereichen, wie im emotionalen, sozialen, kognitiven und motorischen
Bereich, gefördert werden.
Durch altersgerechte Spiele muss sich das Kind mit seiner Umwelt auseinander set¬
zen und kann wichtige Normen und Werte spielend erlernen.

Zu den Absätzen 3 bis 5
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Die Absätze entsprechen § 13 Absatz 3 bis 5 in der bisherigen Fassung.

Zu § 16
Zu Absatz. 1
Dieser Absatz entspricht weitestgehend dem bisherigen § 13 Absatz 6. Mit einem
eigenen Paragrafen zu Partizipation wird die Bedeutung der Regelung hervorgeho¬
ben. Absatz 1 greift den Inhalt des bisherigen § 13 Absatz 6 Sätze 1 bis 3 auf und
ergänzt diesen insoweit, dass bei der Bildungs- und Erziehungsarbeit auch ein de¬
mokratisches Grundverständnis vermittelt werden soll. Damit wird verdeutlicht, dass
die Förderung von Teilhabe eine wichtige Aufgabe darstellt und mithin bereits von
Kindheit an  ermittelt werden sollte. Mit dem frühzeitigen Erfahren demokratischer
Prozesse und der Wirksamkeit von gleichberechtigter Beteiligung wird ein wichtiger
Beitrag zur Demokratieför erung geleistet. Das demokratische Grundverstän nis
wird durch gemeinsame Entwicklung und entsprechende Einbindung der Kinder in
Entscheidungsprozesse gefördert. Bei allen sie betreffenden Angelegenheiten sind
die Kinder zu beteiligen und in den  ittelpunkt zu stellen.
Das Erlernen und Erleben der demokratischen Lebensform führt dazu, dass Kinder
zu verantwortungsbewussten, handlungs- und kritikfähigen Menschen heranwach¬
sen. Sie lernen dabei sich selbst und andere besser kennen und erfahren, dass sie
für ihre eigenen Rechte einstehen können.

Zu Absatz 2
Die Regelung greift den Inhalt der bisherigen Bestimmung des § 13 Absatz 6 Satz 4
auf und ergänzt diesen inso eit, dass Kinder nicht bloß zu beteiligen sind, sondern
ihnen ausdrücklich auch ein Recht auf  itbestimmung zusteht.  it der Bestimmung
wird eine akti e Einbringung der Kinder unte stützt und gewährleistet.  itwirkung ist
ein Interaktionsprozess, dessen Basis Gleichberechtigung ist. Gelebte Partizipation
ist daher auch ein Ausdruck von Wertschätzung.

Zu §17
Zu Absatz 1
Dieser Absatz entspricht überwiegend dem bisherigen § 13a Absatz 1. Er trifft Be¬
stimmungen zur p dagogischen Konzeption. Der bisherige Satz 1 wird dahingehend
ergänzt, dass die Bildung, Erziehung und Betreuung nach eigener pädagogischer
Konzeption auch in  er Kin ertagespfle e durchgeführt wird. In nahezu allen Kinder¬
tagespflegestellen ist das Erstellen einer Konzeption bereits lang geübte Praxis. An¬
gesichts der Gleichwertigkeit der Angebote kann .und muss daher inzwischen davon
ausgegangen werden, dass jede Kindertagespflegestelle über eine solche verfügt. In
vielen Punkten, zum Beispiel wegen verschiedener Alieinstellungsmerkmale oder der
Altersgruppen, unterscheiden sich die Betreuung in Kindertagespflege und Kinderta¬
geseinrichtung. Diese Unterschiede können und sollen nach Möglichkeit in der Kon¬
zeption Berücksichtigung finden. Die Anforderung eines pädagogischen Rahmens ist
insbesondere im Hinblic  auf die Qualitätsentwicklung unerlässlich und führt zu mehr
Transparenz gegenüber den Eltern. Die Streichung der Wörter „tr ger- oder einrich¬
tun sspezifischen  ist  ine re aktionelle Folge nderung aufgrund der Aufnah e der
Kindertagespflege. Mit der Nichtübernahme des bisherigen § 13a Absatz 1 Satz 3
wird die Regelung an die aktuellen Verhältnisse angepasst. Kinder unter drei Jahren
können grundsätzlich in Kindertagespflege und in Kindertageseinrichtungen betreut
werden. Die Betreuung unterdreijähriger Kinder in Kindertageseinrichtungen ist mit¬
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hin keine Besonderheit mehr, sodass es nicht mehr ausdrücklich einer Regelung im
Hinblick auf die pädagogische Konzeption bedarf.

Zu Absatz 2
Mit der Neufassung der Bestimmung des bisherigen § 13a Absatz 2 wird klargestellt,
dass sich die pädagogische Arbeit auch in der Kindertagespflege an den Bildungs¬
grundsätzen für Kinder orientiert, die gemeinsam mit dem Primarschulbereich und
den Trägern als „Bildungsgrundsätze von 0 bis 10 Jahren in NRW  verabredet und
veröffentlicht wurden. Die redaktionelle Anpassung dient dazu, die auch in der Bil¬
dungsarbeit praktizierte Gleichwertigkeit der Betreuungsangebote

Zu Absatz 3
Der bisheri e § 13a Absatz 3 ist aufgrund der Änderungen in den Abs tzen 1 und 2
entbehrlich.

Zu §18
Zu Absatz 1
Der Absatz entspricht i  Wesentlichen dem bisherigen § 13b Absatz 1. Die Begriff-
lichkeit „Bildungsdokumentation  wird durch „Entwicklungs- und Bildungsdokumenta¬
tion  ersetzt. Die Bedeutung einer ganzheitlichen Beobachtung wird damit hervorge¬
hoben. Es wird klargestellt, dass Teil der Beobachtung nicht nur Bildungsprozesse,
sondern auch Entwicklungsprozesse sind. Mit der Entwicklungs- und Bildungsdoku¬
mentation wird neben dem Bildungsweg der Kinder ihre Entwicklung begleitet und in
den Blick genommen. Sie ist eine wichtige Grundlage fü  das päda ogische Handeln
der Fachkräfte und unterstützt eine zi lgerichtete individuelle Förderung der Kinder.
Die Entwicklungs- und Bildungsdokumentation ist auch die Grundlage, um mit den
Eltern ins Gespräch zu kommen und mit ihnen die Entwicklung ihres Kindes zu erör¬
tern.

Zu Absatz 2
In diesem Absatz wird entsprechend Absatz 1 die Begrifflichkeit „Entwicklungs- und
Bildungsdokumentation : angepasst Im Wesentlichen entspricht Absatz 2 dem bishe¬
rigen § 13b Absatz 2. In Satz 4 werden die Wörter „in der Tageseinrichtung  gestri¬
chen. Damit wird klargestellt, dass die angefertigte Entwicklungs- und Bildungsdo¬
kumentation bei Beendigung der Betreuung des Kindes sowohl in der Kindertages¬
einrichtung als auch in der Kindertagespflege ausgehändigt werden muss. Das Inte¬
resse an der Erhaltung der Entwicklungs- und Bildungsdokumentation besteht inso¬
weit bei beiden Betreuungsformen gleichermaßen. Mit der Herausgabe der Doku- 
mentation bleibt die Entwicklung des Kindes nachvollziehbar und kann bei Bedarf
auch zu einem späteren Zeitpunkt - beispielsweise bei Betreuung durch eine andere
Person - zur Unterstützung herangezogen werden.

Zu §19
Zu Absatz 1
Absatz 1 entspricht den Sätzen 1 bis 3 des bisherigen § 13c.

Zu Absatz  
Die Sätze 2 und 3 werden gegenüber der bisherigen Fassung des § 13c Absatz 2
neu eingefügt. Satz 2 stellt klar, dass die Ergebnisse der in § 18 beschriebenen Be¬
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obachtung und Dokumentation der Förderplanung im pädagogischen Alltag dienen.
Satz 3 verdeutlicht, dass insbesondere die Ergebnisse der Beobachtung und Doku¬

entation die maß ebliche Grundla e für die individuelle alltagsinteg ierte Sp ach-
bildung und -förderung sind. Sprache ist ein wichtiger Schlüssel für den Entwick-
lungs- und Bildungsverlauf eines Kindes. Sie hat Einfluss auf den Bildungserfolg und
ermöglicht die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben. Im Rahmen frühkindlicher
Bildung  uss die Sprachentwicklung eines Kindes daher regelmäßig in den Blick
genommen wer en. Die Unterstützung der Sprachentwicklung ist insbesondere auch
im pädagogischen Alltag der Kindertagesbetreuung elementar und muss als eine
wichtige Bildungsaufgabe anerkannt werden. Sie hat alltagsintegriert zu erfolgen. In
jeder Kindertageseinrichtung und auch in Kindertagespflege findet dah r alltagsinte¬
grierte Sprachbildung und -förderung statt. Alle Kinder in der Kindertagesbetreuung
werden erreicht. Dementsprechend sind für die Beobachtung und Dokumentation der
kindlichen Sprachentwicklung und die Umsetzung einer alltagsintegrierten Sprachbil¬
dung alle p dagogischen Kräfte einer Kindertageinrichtung oder in Kindertagespflege
zuständig. Die Sprachbildung findet dabei in allen Bildungsbereichen statt.

Der bisherige.Absatz 4 Satz 1 fließt in den neuen Satz 4.

Zu Absatz 3
Absatz 3 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 13c Absatz 3.

Zu Absatz 4
Die Regelung in Absatz 4 hebt die Bedeutung des Themenkomplexes Mehrsprachig¬
keit hervor. Die bisherigen Sätze 4 und 5 von § 13c Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2
werden zu eine  eigenen Absatz. Die Förderung der Mehrsprachig eit ist wichti  für
die Identitätsent icklung der Kinder. Ihnen und ihren Eltern wird Wertschätzung ent¬
gegengebracht. Auch können Kooperationen mit Eltern gestärkt werden. Gleichzeitig
erleichtert die Förderung der Erstsprache den korrekten Erwerb der Zweitsprache.

Zu Absatz 5
Die Regelung dient der Steigerung der Verbindlichkeit der Sprachförderung in Kin¬
dertageseinrichtungen. In allen Einrichtungen soll alltagsintegrierte Sprachbildung
und -förderung qualitativ gut und verbindlicher umgesetzt werden. Dies erfordert eine
hohe Kompetenz der päda ogischen Kräfte, da die Wirksamkeit der  aßnahmen in
entscheidendem Maße von der Qualität und Quantität der Umsetzung von Sprach-
förder-/ Sprachbildungsangeboten abhängt. Alltagsintegrierte Sprachbildung und
-förderung ist ein kontinuierlicher Prozess. Grundlage einer gelingenden alltagsinte-
g'rierten Sprachbildung sind die strukturierte Beobachtung und Dokumentation. Hie¬
rauf aufbauend bedarf es der Planung und Umsetzung von gezielten Untersfützungs-
und Interaktionsangeboten im pädagogischen Alltag. Die Gestaltung des Förderpro¬
zesses bedarf sowohl in Bezug auf die Interaktionen als auch bezüglich der Schaf¬
fung eines lernanregenden Umfelds immer wieder der Ausrichtung am aktuellen
Entwicklungsstand des Kindes. Hierfür brauchen die Fachkräfte Zeit zur Reflexion
und zum Austausch im Team. Im Verantwortungsbereich des Trägers liegt eine kon¬
tinuierliche Qualitätsentwicklung, um die Erreichung der Ziele sicherstellen zu kön¬
nen.

Zu §20
Zu Absatz 1
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Mit der Änderung in Absatz 1 wird klargestellt, dass die Mitteilungspflichten auch für
Eltern gelten, deren Kinder in Kindertagespflege betreut werden. Die Mitteilungs¬
pflichten ergeben sich aus dem SGB VIII in Verbindung mit diesem Gesetz (vgl. insb.
§§ 97, 99 Abs. 7a f. SGB VIII). Die Ergänzung in Nummer 5 gegenüber der bisheri¬
gen Fassung des § 12 Absatz 1 ist eine Anpassung an die zu den Vorschriften des
SGB VIII ent ickelten Konkretisierungen der Erhebungsmerkmale.

Zu Absatz 2
Satz 1 wird gegenüber der bisherigen Bestimmung in § 12 Absatz 2 neu eingefügt,
Zwec  der Regelung ist die bessere Information der Eltern über ihre Mitteilungspflich¬
ten und Vereinfachung des Informationsaustausches. Die Bestimmungen in Satz 2
und 3 entsprechen im Wesentlichen dem bisherigen § 12 Absatz 2 Satz 1 und 2.
Satz 4 regelt zur Verbesserung der kleinräumigen Datenlage und Jugendhilfepla¬
nung, dass die Träger von Tageseinrichtungen verpflichtet sind, an die Jugendämter
die Zahl der Kinder, die in ihren Familien vorrangig nicht Deutsch sprechen, mitzutei¬
len. Übermittelt werden dabei stets anonymisierte, nicht personenbezogene Daten.
Zweck der Regelung ist es, dass Jugendämter zur besseren Wahrnehmung ihrer
Steuerungsverantwortung, wie zum Beispiel zur Verteilung der finanziellen Mittel für
plusKITAs, über diese Daten verfügen.

Zu Absatz 3
Absatz 3 entspricht bis auf eine redaktionelle Folgeänderung aufgrund der Einfügung
der Kindertagespflege dem bisherigen § 12 Absatz 3.

Zu Absatz 4
Die Änderungen gegenüber dem bisherigen § 12 Absatz 4 dienen im Wesentlichen
der besseren Verständlichkeit und führen zu mehr Transparenz. Die Reihenfolge im
ersten Satz entspricht der neuen Aufzählungsreihenfolge in den Nummern. Nummer
1 enthält eine redaktionelle Änderung im Hinblick auf die neue Finanzierung bei
plusKITAs. Darüber hinaus werden Umfang und Lage der tatsächlichen Öffnungszeit
als Erhebungsmerkmale explizit neu benannt. Die diesbezügliche Verbesserung der
Datenlage dient einer erleichterten Steigerung der Bedarfsgerechtigkeit des Angebo¬
tes und der besseren Beurteilung der Flexibilisierung der Betreuungszeiten nach
§ 48, Für mehr Klarheit in der Begrifflichkeit, um Verwechslungen mit Gruppenlei¬
tungsstunden auszuschließen, werden die „Leitungsstunden , die Teil der bisherigen
Nummer 3 sind, als „Leitungsstunden je Einrichtung  unter der neuen Nummer 3 ge¬
fasst. Die Neufassung der Begrifflichkeit in der nunmehrigen Nummer 4 zu „Perso¬
nalkraftstunden in der Ausbildung" berücksichtigt gegenüber der bisherigen Fassung
nicht nur die in Berufsanerkennungsjahren von den Auszubildenden, sondern auch
die in praxisintegrierter Ausbildung geleisteten Stunden. Die neue Beschreibung um¬
fasst jedoch nicht die Zeit, die vom bestehenden Einrichtungsteam für die Praxisan¬
leitung der Auszubildenden eingesetzt wird.

Zu Teil 2
In diesem Teil werden zur erleichterten Rechtsanwendung alle an unterschiedlichen
Stellen im KiBiz getroffenen Regelungen zur Kindertagespflege in einem Abschnitt
zusammengeführt. Zudem wird der Aufbau innerhalb dieses Teiles dem Aufbau des
Teiles zu Kindertageseinrichtungen parallel ausgestaltet.
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Zu §21
Zu Absatz 1
Absatz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 17 Absatz 1. Änderung der
Begrifflichkeit „Tagespflegeperson , vgl. Begründung zu § 2 Absatz 3. Kindertage¬
pflegepersonen sollen über eine Qualifikation auf der Grundlage eines wissenschaft¬
lich entwickelten Lehrplans verfügen, der inhaltlich und nach dem zeitlichen Umfang
dem Standard des vom Deutschen Jugendinstitut entwickelten Lehrplans zur Kinder¬
tagespflege mit 160 Unterrichtseinheiten entspricht. Zur begrifflichen Abgrenzung
gegenüber der ebenfalls vom Deutschen Jugendinstitut entwickelten kompetenzori¬
entieren Qualifizierung nach dem Qualifizierungshandbuch  urde in Satz 1 die Kurz¬
bezeichnung „DJI-Curriculum  ergänzt. Das DJI-Curriculum kann inzwischen als
bundes eiter Mindeststand rd angesehen werden und ist auch in Nordrhein-
Westfalen ein bewährtes Qualifizierungs erfahren, das auf die Bedürfnisse und An¬
forderungen von Kindertagespflegepersonen eingeht und Wissen insbesondere auch
über die Besonderheiten und qualitativen Alleinstellungsmerkmale dieses Tätigkeits¬
feldes vermittelt. Besonderheiten der Kindertages flege sind zum Beispiel die be¬
sondere Beziehung zu den Eltern, die Kooperation mit dem Jugenda t und der
Fachberatung oder die selbständige Tätigkeit, einschließlich der rechtlichen und fi¬
nanziellen I plikationen. Mit der Streichung in Satz 2 ge enüber der bisherigen Fas¬
sung des § 17 wird deutlich gemacht, dass eine Qualifikation nach diesem Standard
spätestens ab der Betreuung des zweiten Kindes begonnen worden sein soll. Die
bisherige Formulierung hat die Ausnahme eröffnet, die Qualifizierung zu einem spä¬
teren Zeitpunkt zu absolvieren. Mit der neuen Formulierung soll dem entgegenge¬
wirkt werden.

Zu Absatz 2
Mit der Regelung soll die Qualit t in der Kindertagesbetreuung insbesondere im
Rahmen von Kindertagespflege gestärkt werden. Die Kindertagespflege ist ein Be¬
treuungsangebot, das den gleichen Auftrag an Erziehung, Betreuung und Bildung hat
wie die institutioneilen Angebote der Kin ertagesbetreuung. Sie bietet mit dem fami¬
liennahen Bildungs- und Erziehungsangebot eine qualifizierte Betreuung, die gerade
für die Betreuung der Ein- und Zweijährigen attraktiv ist. .Die Kindertagespflege ist
daher eine wichtige Säule für die Kindertagesbetreuung. Insbesondere für die Be¬
treuung von Kindern unter drei Jahren hat sie an Bedeutung gewonnen. Vor diesem
Flintergrund haben in den vergangenen Jahren auch die Anforderungen an Kinderta-
gespflegepersonen weiter zugenommen. Eine entsprechend hohe Qualifizierung der
Kindertagespflegepersonen ist daher elementar für die Qualität in der Kindertages¬
pflege. Die Qualifizierung insbesondere neu in diesem Feld tätiger Kindertagespfle¬
gepersonen soll daher künftig kompetenzorientiert erfolgen.

Grundlage für eine  ompetenzorientierte Qualifizierung der Kindertagespflegeperso-
nen bietet das Kompetenzorientierte Qualifizierungshandbuch Kindertagespflege
(QFIB), das vom Deutschen Jugendinstitut entwickelt und im Juli 2015 veröffentlicht
wurde. Mit dem QHB wurde das DJI-Curriculum an entscheidenden Stellen weiter¬
entwickelt. Es erfolgt eine Orientierung am Kompetenzbegriff des Deutschen Qualifi¬
kationsrahmens (DQR). So wird eine bessere Anschlussfähigkeit an anerkannte pä¬
dagogische Ausbildungen ermöglicht. Die Kindertagespflegeperson und ihre Kompe¬
tenzen werden in den Fokus gestellt. Die Qualifi ierung o ientiert sich an den Kompe¬
tenzen, die eine Kindertagespflegeperson für die spezifischen Handlungsfelder der
Kindertagespflege benötigt. Neben der Vermittlung des erforderlichen Wissens wird
auf die Kompetenzen der Kindertagespflegepersonen geschaut und darauf, welche
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ihrer Kompetenzen noch gestärkt werden können. Die Qualifizierung nach dem QHB
u fasst 300 Unterrichtseinheiten (UE), 160 UE tätigkeitsvorbereitend und 140 UE
tätigkeitsbegleitend. Hinzu kommen 80 Stunden Praktikum sowie ca. 140 UE Selbst¬
lerneinheiten. Die QHB-Qualifizierung ist ein wichtiger Schritt zur Professionalisie-
rung des Tätigkeitsfeldes. Daher soll ab dem .Kindergartenjahr 2022/2023 die QHB-
Qualifikation für Ersteinsteigende verpflichtend sein, um die Qualit t in der Kinderta¬
gespflege flächendeckend zu steigern und sicherzustellen.

Neben einer qualitativen Steigerung gewährleistet die Regelung .den Anschluss an
das bereits abgeschlossene Bundesprog amm „Kindertagespfle e: Weil die Kleinsten
große Nähe brauchen  sowie an das in 2019 gestartete Bundesprogramm „ProKin-
dertagespflege: Wo Bildung für die Kleinsten beginnt . Mit beiden Programmen un¬
terstützt das BMFSFJ besonders die Qualifizierung von Kindertagespflegepersonen.
Mit Satz 1 wird eine gesetzliche Grundlage dafür geschaffen, um es beispielsweise
Modellkommunen im Rahmen der Bundesprogramme zu ermöglichen, das Vorliegen
einer QHB-Qualifizierung für alle Kindertagespflegepersonen über eine entsprechen¬
de Satzung als Voraussetzung für die Erlaubniserteilung verpflichten  zu installieren.

Zu Absatz 3
Die Regelung dient der Qualitätssicherung und -entwicklung in der Kindertagespflege
und konkretisiert die bundesrechtlichen Vorgaben nach § 23 Absatz 1 SGB VIII zur
„weiteren Qualifizierung“ und zur Eignung in § 23 Absatz 3 SGB VIII. Eine regelmä¬
ßige Fortbildung von Kindertagespflege ersonen ist wichtig, um die pädagogische
Qualifikation der Kindertagespflegepersonen zu sichern und weiterzuentwickeln und
damit auch die hohe Qualität in der Kindertagespflege. Mit Fortbildungen können und
sollen die persönlichen und fachlichen Kompetenzen von Kindertagespflegepe sonen
gefördert und gestärkt werden. Aktuelle Entwicklungen und vertiefte Kenntnisse in
einzelnen Themenbereichen, wie Kinder mit besonderem Förderbedarf und Behinde¬
rungen, Integration, einzelne Bildungsbereiche (Sprachförderung, Bewegungserzie¬
hung etc.), Frühförderung oder Hilfen zur Erziehung (Kindeswohl) können Inhalt von
Fortbildungen sein. Bei Fortbildungen besteht auch die Möglichkeit des Austausches
von Informationen und Erfahrungen der Kindertagespflegepersonen untereinander.
Die Kindertagespflegepersonen müssen mindestens in einem Umfan  von 5 Stunden
jährlich Fortbildungsangebote wahrnehmen. Auch nach den Gemeinsamen Empfeh¬
lungen der Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der öffentlichen Wohlfahrts¬
pflege Nordrhein-Westfalens (Landkreistag, Städte- und Gemeindebund und Städte¬
tag), des Landesjugendamtes beim Landschaftsverband Rheinland, des Landesju¬
gendamtes beim Landschaftsverband Westfalen-Lippe, des Landesverbandes Kin¬
dertagespflege NRW e.V. und der Obersten Landesjugendbehörde des Landes
Nordrhein-Westfalen ( inisterium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration des
Landes Nordrhein-Westfalen) ist eine regelmäßige tätigkeitsbegleitende Fort- und
Weiterbildung landesweiter Konsens. Kindertagespflegepersonen sollen danach jähr¬
lich Fort- und Weiterbildungen in einem Umfang von mindestens zwölf Stunden be¬
suchen, empfohlen werden 20 bis 24 Stunden. Entsprechend den bundesrechtlichen
Vorgaben zur „weiteren Qualifizierung  in § 23 Absatz 1 SGB VIII und zur „Eignung“
in § 23 Absatz 3 SGB VIII brauchen Kindertagespflegepersonen über die bereits bei
der Tätigkeitsaufnahme nachzuweisende Grundqualifizierung hinaus regelmäßige
Fortbildung. Eine Konkretisierung dieser bundesrechtlichen Vorgaben und die ge¬
setzliche Festschreibung von fünf jährlichen Fortbildungsstunden verändern die An¬
forderungen an die Jugend mter nicht und sind daher nicht konnexitätsrelevant. Im
Übrigen entsteht bei den Kommunen keine wesentliche Belastung, da das Land den
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jährlichen Zuschuss an die Jugendämter für Kindertagespflege im Hinblick auf Quali¬
fizierung der Kindertagespflegeperson um 50 Euro je Kind erhöht und damit die Kos¬
ten für fünf Fortbildungsstunden vollumfänglich finanziert. Die Regelung in Satz 2
ermächtigt Kommunen von der Vorgabe abzuweichen und einen höheren Umfang an
Fortbildungsstunden zu verlangen.

Zu §22
Zu Absatz 1
Die Vorschrift regelt die Erlaubnis zur Kindertagespflege. Absatz 1 entspricht § 4 Ab¬
satz 3 in der bisherigen Fassung.

Zu Absatz 2:
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 4 Absatz 1. Maximal fünf Kinder dürfen
nach den Vorschriften ,des SGB VIII gleichzeitig betreut werden. Eine Betreuung von
mehr als fünf fremden Kindern ist dementsprechend nicht erlaubt. Die Betreuung von
gleichzeitig mehr als fünf fremden Kindern ist auch zur vorübergehenden Sicherstel¬
lung der Ersatzbetreuung in Ausfallzeiten einer Kindertagespflegeperson nicht zuläs¬
sig.  it der Ergänzung in einem neuen Satz 3 wird unter Einhaltung der genannten
qualitativen Vorgaben die  öglichkeit eröffnet, zehn Betreuungsverträge abzuschlie¬
ßen, statt bislang acht. Das heißt über die Woche betrachtet ist die Betreuung von
bis zu zehn Kindern möglich. Dies soll zu einer Erleichterung bei der Teilung von Be¬
treuungsplätzen und zu mehr Flexibilität bei der Kindertagespflegeperson führen.
Zum Wohle der Kinder soll allerdings sichergestellt werden, dass die mitbetreute
Kindergruppe nicht ständigen Wechseln ausgesetzt ist. Denn nur durch Kontinuität
wird Familiennähe als ein wesentliches Mer  al von Kindertagespflege gewährleis¬
tet. Darüber hinaus ist das Alter der Kinder zu berücksichtigen. Je kleiner die Kinder
desto weniger Kinder sollten gleichzeitig betreut werden. Nach Möglichkeit sollen zur
Sicherstellung der Betreuungsqualität nicht mehr als vier unterdreijährige Kinder
gleichzeitig betreut werden. Darüber hinaus wird die Steuerungsverantwortung der
Jugendämter gestärkt. Insbesondere bei der Prüfung der Geeignetheit müssen die
sich aus dem Abschluss mehrerer Betreuungsverträge ergebenden Anforderungen
Berücksichtigung finden. Wird die Erlaubnis für eine hohe Vertragszahl erteilt, erfor¬
dert dies zur Sicherung des Kindeswohls eine engmaschige Begleitung der Tages¬
pflegeperson durch die örtliche Fachberatung. Auch bei hoher Vertragszahl muss zur
Verlässlichkeit des Angebotes für jedes der Betreuungsverhältnisse eine Vertretung
in Ausfallzeiten sichergestellt werden können, mit der das Kind und die Eltern schon
vor dem Eintritt des Vertretungsfalls eine Vertrauensbeziehung aufbauen konnten.

Zu Absatz 3
it der Regelung in Satz 3 wird unter Einhaltung der genannten qualitativen Vorga¬

ben die Möglichkeit eröffnet, im Rahmen von Großtagespflege fünfzehn Betreuungs¬
erträge abzuschließen, statt bislang neun. Dies soll auch hier zu einer Erleichterung

bei der Teilung von Betreuungsplätzen und zu mehr Flexibilität bei den Kindertages¬
pflegepersonen führen. Mit der Änderung wird gleichzeitig die Steuerungsverantwor¬
tung bei den Jugendämtern gestärkt. Die persönliche Zuordnung eines Kindes zu
einer Kindertagespflegepersonen bleibt weiterhin Voraussetzung und muss daher
eingehalten und insbesondere von den Jugendä tern im Rahmen der Prüfung der
Geeignetheit anhand des vorgelegten Konzepts und der Ausgestaltung der Verträge
mit den Eltern geprüft sowie regelmäßig überprüft werden. Die persönliche Zuord¬
nung zu den Kindern muss durchgängig gewährleistet sein. Entsprechend müssen
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auch die Vertretungsregelungen mit einer persönlichen Zuordnung für Ausfallzeiten
geregelt werden. Diese müssen für Eltern und Kind transparent gestaltet sein. Zum
Wohle der Kinder soll sicher estellt werden, dass die mitbetreute Kindergrup e nicht
ständigen Wechseln ausgesetzt ist. Denn nur durch Kontinuität wird Familiennähe als
ein wesentliches Merkmal von Kindertagespflege gewährleistet. Die Kindertagespfle¬
ge weist  it der Betreuung in kleinen Gruppen und der persönlichen Zuordnung ei¬
nen besonderen Charakter auf, der bewahrt werden muss. So muss zum Beispiel die
enge Erziehungspartnerschaft mit den Eltern des zugeordneten Kindes gewährleistet
bleiben. Ganz entscheidend ist, dass trotz der (Möglichkeit mehr Betreuungsvertr ge
abzuschließen, immer nur neun Kinder gleichzeitig betreut werden dürfen. Diese Re¬
gelung gilt unverändert.

Um mehr Betreuungsverträge abschließen zu können, ist die Umsetzung der qualita¬
tiven Vorgaben unerl sslich. Für die Qualifizierung nach dem QHB'mit einem Um¬
fang von 300 Unterrichtseinheiten genügen im Flinblick auf diese Regelung auch eine
160-stündige Qualifizierung nach dem DJI-Curriculum.plus 140 Stunden kompetenz¬
orientiert nach dem QHB, so enannte „Anschlussqualifizierung 160+".

Zu Absatz 4
Neben redaktionellen Änderungen entspricht.dieser Absatz dem bisherigen § 4 Ab¬
satz 2 Satz 3. Die persönliche Zuordnung muss aus Verträgen mit den Eltern und
aus  er Konzeption der Tagespflegestelle für jeden transparent sein, das heißt auch
für die Vertretung, und im Rahmen der Prüfung der Geeignetheit durch das Jugend¬
amt geprüft werden. Im Rahmen von Kindertagespflege ist es auch bei Großtages¬
pflege nicht möglich, dass sich mehrere Kindertagespflegepersonen die Bet euung
aller Kinder teilen; ohne das Wesensmerkmal der persönlichen Zuordnung handelt es
sich um eine Einrichtung, für die eine Betriebserlaubnis erforderlich ist.

Zu Absatz 5
Änderung der Begrifflichkeit „Tagespflegeperson ,  gl. Begründung zu § 2 Absatz 3.

Zu Absatz 6
Mit der Einfügung dieses Absatzes wird ermöglicht, auch im Rahmen eines Anstel¬
lungsve hältnisses Kindertagespflege auszuüben. In der Regel sind Kindertagespfle¬
gepersonen selbstständig t tig. Um den Kindertagespflegepersonen jedoch eine
Wahlmö lichkeit zwischen Selbstständigkeit und Angestelltenverhältnis zu geben,
kann in Einzelfällen unter den genannten Voraussetzungen Kindertagespflege auch
mit angestellten Kindertagespflege ersonen angeboten werden. Voraussetzung ist,
dass der Anstellungsträger ein anerkannter Tr ger der Jugendhilfe ist. Mit dieser
Vorgabe wird die pädagogische und dem des SGB VIII entsprechende Qualität in der
Kindertagespflege sichergestellt. Gleichzeitig kann so Kindeswohl und Kinderschutz¬
vorschriften angemessen Rechnung getragen werden. Allerdings kann hiervon in
besonders begründeten Einzelfällen abgewichen werden, sofern eine Qualifizierung
nach dem QHB mit einem Umfang von 300 Unterrichtseinheiten absolviert wurde
oder eine sozialpädagogische Fachkraft im Sinne der „Vereinbarung zu den Grunds¬
ätzen über die Qualifikation und den Personalsehlüssel  (Personalvereinbarung) mit
einer Qualifikation zur Kindertagespflege auf  er Grundlage eines wissenschaftlich
entwickelten Lehrplans entsprechend mindestens der Hälfte des Standards des so¬
genannten DJl-Curriculums als Anstellungsträger tätig wird, sofern der Kinderschutz
ausdrücklich  urch einen entsprechenden Kooperations ertrag sichergestellt wir . In
jedem Fall muss auch der familiennahe Charakter der Kindertagespflege gesichert
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sein. Die enge Bindung und die direkte Zusammenarbeit mit den Eltern ist in der Kin¬
dertagespflege wesentliches Alleinstellungs erkmal. Das heißt, die Erziehungspart¬
nerschaft muss zwischen den Eltern des betreuten Kindes und dem diesem Kind zu¬
geordneten Kindertagespflegeperson insoweit ohne Weisungsrechte des Arbeitge¬
bers gepflegt werden. Die enge Bindung muss bei Vorliegen eines Anstellungsver¬
hältnisses ebenso gewährleistet werden wie die persönliche Zuordnung zu den Kin¬
dern. Dies ist zum Beispiel insbeson ere bei  er Planung der Arbeitszeit zu berüc ¬
sichtigen. So sind Schichtdienste grundsätzlich nicht realisierbar, da die Betreuung
der Kinder durch die persönlich zugeordnete Kindertagespflegeperson in der Regel
nicht sichergestellt werden kann. Vor diesem Hintergrund sind auch Vertretungsrege¬
lungen bei Anstellungsverhältnissen so zu gestalten, dass keine regelmäßige Vertre¬
tung eingesetzt wir . Es ist auch nicht möglich, dass die angestellten Kindertages¬
pflegepersonen sich die Betreuung aller Kinder teilen; ohne das Wesensmerkmal der
persönlichen Zuordnung handelt es sich um eine Einrichtung, für die eine Betriebser¬
laubnis erforderlich ist. Nur in Ausfallzeiten (Urlaub, Krankheit etc.) darf ausnahms¬
weise von dem Grundsatz der persönlichen Zuordnung abgewichen werden. In die¬
sen Fällen ist Transparenz gegenüber Eltern und dem betreuten Kind unerlässlich.
Insbesondere bei der Betreuung von Kindern unter drei Jahren, die vorwiegend in
Kindertagespflege betreut werden, ist besonders darauf zu achten, dass die Kinder¬
gruppe keinen regelmäßigen Wechseln ausgesetzt  st. Ein familiennahes Um eld mit
vertrauten Kindern in der Gruppe muss zum Wohle der Kinder gewährleistet werden.

Zu Absatz 7
Die Bestimmung enthält eine redaktionelle Änderung gegenüber dem bisherigen § 4
Absatz 5 im Hinblick auf den neu eingefügten Absatz 6.

Zu Absatz 8
Änderung der Begnfflichkeit „Tagespflegeperson , vgl. Begründung zu § 2 Absatz 3.

Zu § 23
Zu Absatz 1
Mit der ergänzenden Kindertagespflege soll ein weiteres flexibles Betreuungsange¬
bot für mehr Bedarfsgerechtigkeit sichergestellt werden. Die Vereinbarkeit von Fami¬
lie und Beruf zu besonderen Zeiten zum Beispiel bei Schicht- und Nachtarbeit wird
unterstützt. Bei der erg nzenden Kindertagespflege handelt es sich nicht um eine
neue oder eigenständige Betreuungsform. Auch diese muss die gesetzlichen Vorga¬
ben zur Kindertagespflege u.a. ge äß § 22 einhalten, sodass auch im Rahmen die¬
ser Betreuung zum Beispiel nicht mehr als fünf fre de Kinde  gleichzeitig betreut
werden dürfen. Dies sichert die qualitative und individuelle Betreuung der Kinder in
einem familiennahen Umfeld auch zu besonderen Zeiten bzw. im Rahmen einer er¬
gänzenden Betreuung. Um Kindertagespflegepersonen die Möglichkeit zu geben, im
Rahmen ergänzender Kindertagespflege zusätzlich zu ihrem regelmäßigen Betreu¬
ungsangebot zum Beispiel an Samstagen in einem Familienzentrum tätig zu werden,
erlaubt Satz 3 den Abschluss von mehr als zehn Betreuungsverträgen. Auch im
Rahmen ergänzender Kindertagespflege kann das Jugendamt einen Nachweis für
den Bedarf  erlangen.

Zu Absatz 2
Der Absatz regelt die Sicherstellung der Betreuung der Kinder zu Ausfallzeiten der
Kindertagespflegeperson und nimmt dabei auf § 23 Absatz 4 Satz 2 SGB VIII Bezug.
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Ziel ist, die Verlässlichkeit der Kindertagespflege zu stärken, die sowohl für berufstä¬
tige Eltern oder Eltern in der Ausbil ung als auch fü  die Sicherstellung der Betreu¬
ung von Kindern in den Kommunen eine wichtige Rolle spielt. Bei der Auswahl der
Vertretungsperson soll sichergestellt werden, dass es sich um eine geeignete Er¬
satzkraft handelt, die sich insbesondere auch  or dem Vertretungsfall mit den Kin¬
dern und deren Elte n vertraut ge acht hat. Die Vertretungskraft soll auch über ein 
den Anforderungen an die Kindertagespflege genügende Qualifikation und eine Er¬
laubnis zur Kindertagespflege verfügen. Von der Kommune sind für den Vertretungs¬
fall im Vorfeld Regelungen zur Zahlung der Geldleistung an die zu vertretende Kin¬
derta espfle e erson als auch an die Vertretungsk aft zu t effen, die die Finan ie¬
rung der Betreuung gewährleistet. Die Finanzierung der Vertretungsmodelle ist ab¬
hängig von dem jeweiligen Vertretungsmodeii und dessen Organisation. Die Vertre¬
tung kann beispielsweise durch den Einsatz eines S ringerkräftepools oder durch
eine gegenseitige Vertretung von Kindertagespflegepersonen untereinander ermög¬
licht werden.
Die Eltern und Kindertagespflegepersonen sind gehalten, die Anzahl der abzusehen¬
den Ausfallzeiten durch vorherige Absprachen gering zu halten. So sollten zwischen
der Kinderta espflege erson und den Eltern frühzeitig Urlaub und anderweitig abzu¬
sehende Ausfallzeiten miteinander abgestimmt werden. Diese Regelung dient auch
der Sicherung des Kindeswohls. Auch in Ausfallzeiten sollen Kinder grundsätzlich in
ihrem gewohnten Umfeld bzw. in einem ihnen bekannten Umfeld nach Möglichkeit
von vertrauten Personen betreut werden. Durch eine frühzeitige Planung der Vertre¬
tung kann dies in .der Regel gewährleistet werden.

Zu §24
Zu Absatz 1
Mit der Bestimmung wird der Landeszuschuss für Kinder in Kindertagespflege neu
geregelt. Der Zuschuss wird dem Jugendamt als Jahrespauschale für jedes in der
Kindertagespflege betreute Kind gewährt. Die Ausgestaltung als Kindertagespflege-
pauschale erfolgt im Hinblick auf die Gleichwertig eit der Betreuungsformen. Auch
vor diesem Hintergrund ist die Kindertagespflege in die Jugendhilfeplanung aufzu¬
nehmen. Für Kinder, die noch im selben Kindergartenjahr eine Kindertageseinrich¬
tung besuchen, wird keine Kindertagespflegepauschale gewährt. Grund hierfür ist,
dass bei unterjährigen Belegungswechseln der Landeszuschuss nicht mehrfach ge¬
währt wird.

Zu Absatz 2
In der Regelung wird die Höhe des Zuschusses für das Kindergartenjahr 2020/2021
neu ausgestaltet In der Pauschale sind auch Kosten für die von den Kindertages¬
pflegepersonen wahrzunehmenden Fortbildungsstunden sowie Kosten für mittelbare
Bildungs- und Betreuungsarbeit enthalten. Mit diesen Erhöhungen soll sichergestellt
werden, dass je er Kindertagespflegeperson für jedes von ihr betreute Kind wö¬
chentlich mindestens eine Stunde für mittelbare Zeit durch die Jugendämter finan¬
ziert wird. Darüber hinaus enthält die neue Pauschale einen Kostenbeitrag des Lan¬
des für die Jugendämter für die in Zusammenhang mit 5 Stunden jährlicher Fortbil¬
dung der Kin ertagespflegepersonen entstehen en Kosten. Die erhöhte Pauschale
für Kinder mit Behinderung in Kindertagespflege wird im Hinblick auf ein inklusives
Angebot geleistet. Aufgrund erhöhter Anforderungen an die Fachberatung und Ver¬
mittlung und erhöhter Qualifizierungsanforderun en an die Kindertagespflegeperso¬
nen erhält das Jugendamt  ie Pauschale in genannter Höhe. Die Jugendämter sind
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nach den bundesgesetzlichen Vorgaben verpflichtet, die Geldleistung an die Kinder¬
tagespflegepersonen so auszugestalten, dass Eltern nur im Rahmen des § 90 SGB
VIII an den Kosten beteiligt werden. Nach § 23 Absatz 2a SGB VIII ist der Betrag zur
„Anerkennung der Förderleistung  leistungsgerecht auszugestalten. Dabei ist auch
der Förderbedarf der betreuten Kinder zu berücksichtigen.

Zu Absatz 3
Absatz 3 enthält unter Bezugnahme auf die Reglungen im SGB VIII, insbesondere
§ 23 Absatz 2a SGB VIII, die Voraussetzungen für die Gewährung des Landeszu¬
schuss.

Die Nummern 1 bis 3 sowie Nummer 5 sind gegenüber der bisherigen Fassung des
§22 Absatz 2 inhaltlich unverändert, enthalten lediglich redaktionelle Änderungen
aufgrund der Änderung der Begrifflichkeit „Tagespflegeperson , vgl. Begründung zu
§ 2 Absatz 3.

Nach Nummer 2 wird vorausgesetzt, dass die Kindertagespflegeperson, länger als
drei Monate betreuen will. Das heißt aber nicht, dass eine tatsächliche dreimonatige
Betreuung Voraussetzung für die Gewährung des Zuschusses ist, sondern vielmehr,
dass die Kindertagespflegeperson entsprechend § 43 SGB VIII länger als drei Mona¬
te betreuen will und es sich nicht lediglich um ein vorübergehendes Betreuungsan¬
gebot handelt.

Nummer 4 wird neu eingefügt. Der Landeszuschuss an die Jugendämter setzt nun¬
mehr voraus, dass Kindertagespflegepersonen jährlich Fortbildungsangebote in ei¬
nem Umfang von fünf Stunden wahrnehmen. In den Jugendämtern ist die regelmäßi¬
ge weitere Qualifizierung entsprechend § 23 Absatz 1 SGB VIII bereits gelebte Praxis
und erfolgt in der Regel entsprechend den Gemeinsamen Empfehlungen der Ar¬
beitsgemeinschaft der Spitzenverbände der öffentlichen Wohlfahrtspflege Nordrhein-
Westfalens, der Landesjugendämter, des Landesverbandes Kindertagespflege NRW
e.V. und des MKFFI seit 2016 (Handreichung Kindertagespflege in Nordrhein-
Westfalen) auch in höherem Umfang. Die regelmäßige Wahrnehmung von Fort- und
Weiterbildungsangeboten sind wichtige Ergänzungen zur Qualifizierung von Kinder¬
tagespflegepersonen und zur  eiterentwicklung des Angebots. Bei Fortbildungen
besteht die Möglichkeit des Austausches von Informationen und Erfahrungen der
Kindertagespflegepersonen untereinander. Kindertagespflegepersonen erhalten In¬
formationen über neue wissenschaftliche Erkenntnisse sowie zu p dagogischen
Themen. Ihre persönliche und fachliche Kompetenz wird gefördert und gestärkt. Dies
führt zu einer Siche ung und Steigerung der Qualität in der Kindertagespflege. De 
Landeszuschuss gleicht die den Jugendämtern entstehenden Kosten für die Wahr¬
nehmung der Fortbildungen aus.

Nummer 5 enthält die Vorgabe, dass für Ausfallzeiten der Kindertagespflegeperson
eine gleichermaßen geeignete Betreuung durch eine transparente Regelung des Ju¬
gendamtes sichergestellt wird und konkretisiert damit die Vorgabe des § 23 Absatz 4
Satz 2 SGB VIII. Diese Verpflichtung ist für die Verlässlichkeit der Kindertagespflege
von elementarer Bedeutung. Nicht nur für berufstätige Eltern ist es wichtig, dass bei
Ausfall der Kindertagespflegeperson (z. B. bei Krankheit) eine qualifizierte Betreuung
sichergestellt ist. Mit Blick auf das Wohl der in der Regel sehr kleinen Kinder sollte
sichergestellt sein, dass eine geeignete Ersatzkraft eingesetzt wird, die nach Mög¬
lichkeit den Kindern und Eltern bereits vor Eintritt einer Ausfallzeit vertraut ist. Grund-
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sätzüch sind zur Sicherstellung der Betreuung in Ausfallzeiten verschiedene Modelle
möglich, die  on den Jugendämtern herangezogen werden können. Wichtig ist, dass
bei allen Modellen die Jugendämter auch die Finanzierung der Vertretung sicherstel-
len,  gl. Begründung zu § 23 Absatz 3.

Mit der neuen Nummer 6 wird sicher estellt, dass an Kindertagespflegepersonen für
jedes ihnen zugeordnete Kind ein Betrag für mindestens eine Stunde pro Betreu¬
ungswoche für mittelbare Bildungs- und Betreuungsarbeit geleistet wird. Die gebote¬
ne Finanzierung  on Vor- und Nachbereitungszeiten in der Kin ertagespflege bedeu¬
tet vor dem Flintergrund der Gleichwertigkeit der Betreuungsangebote keine Verän¬
derungen der Anforderungen an die Förderun  in Kindertagespflege nach § 23 SGB
VIII. Auch diese Kosten werden mit 230 Euro von dem erhöhten Landeszuschuss
umfasst. Mittelbare Bildungs- und Betreuungszeit ist notwendig, um das Betreuungs¬
angebot in ividuell auf  ie Bedürfnisse der betreuten Kinder anzupassen. Um päda¬
gogisch wertvoll mit den Kindern arbeiten zu können, benötigen Kindertagespflege¬
personen Zeit, um qualitativ vor- und nachbereiten zu können. Kindertagespflegeper¬
sonen brauchen diese außerhalb der tatsächlichen Betreuungszeit, um beispielswei¬
se die Entwicklungsprozesse der Kinder und das eigene pädagogische Flandeln re¬
flektieren zu können. Darüber hinaus zeichnet sich die Kindertagespflege insbeson¬
dere auch durch eine enge Erziehungspartnerschaft mit den Eitern aus. Für die Ge¬
spräche mit den Eltern und die Vorbereitung auf diese Gespräche beispielsweise
benötigt sie ebenfalls Zeit.

Die neu eingefügte  ummer 7 soll'sicherstellen, dass Kindertagespfle e ersonen
auch während der Eingewöhnungsphase eines, Kindes die laufende Geidleistung
gewährt wird. Für Kinder und auch deren Eltern ist der Einstieg in die Kindertagesbe¬
treuung nicht immer einfach. Ein neües Umfeld muss kennengelernt und erkundet
werden, Vertrauen zur neuen Bezügspersonen aufgebaut und neue Eindrücke  erar¬
beitet werden. Es gibt keine festen Regeln, ab wann sich ein Kind in der Kinderta¬
gespflege wohlfühlt und das zu Beginn Fremde zum vertrauten Umfeld wird. Kinder
brauchen Zeit und diese Zeit soll ihnen auch ohne Druck gelassen werden. Daher ist
es wichtig, dass Kindertagespflegepersonen auch während der Eingewöhnungspha¬
se die laufende Geldleistung gewährt wird.

Die neu eingefügte Nummer 8  egelt, dass die laufende Geldleistung auf Grundlage
des Betreuungsvertrages gewährt wird und gewährleistet darüber hinaus, dass die
laufende Geldleistung auch bei Krankheit bzw. Abwesenheit des Kindes weiterge¬
währt wird  Kindertagespflegepersonen sind in der Regel selbstständig tätig und
brauchen Planungssicherheit. Auch die Eltern brauchen die  amit  erbundene Si¬
cherheit, damit die Kindertagespflegeperson nicht in Zeiten  on Erkrankung ihres
Kindes aus wirtschaftlichen Gründen den Betreuungsplatz anderweitig vergibt.

Die neu eingefügte Nummer 9 enth lt die Voraussetzung, dass die laufende Geld¬
leistung jährlich angepasst wird. Die Kindertagespflegepauschale des Landes  ird
jährlich anhand der in § 37 Absatz 1 bis 3 festgelegten Fortschreibungsrate dynami¬
siert. Auch die laufende Geldleistung soll daher die tats chliche Kostenentwicklung
berücksichtigen und jährlich angepasst werden. Dies erfordert auch § 23 Absatz 2a
SGB VIII.

Zu Absatz 4
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Absatz 4 regelt die zusätzlichen Vo aussetzungen fü  die Ge ährung einer erhöhten
Pauschale in Kindertagespflege bei einer Betreuung von Kindern mit oder  it dro¬
hender Behinderung. In Ergänzung zu den Voraussetzungen des Absatzes 3 setzt
der erhöhte Zuschuss eine zusätzliche Qualifikation zur Betreuung  on Kindern mit
Behinderung voraus. Dies kann beispielsweise eine heilpädagogische Qualifikation,
aber auch eine spezifische Aufbauqualifikation für Kindertagespflegepersonen sein,
die Kinder mit und ohne Behinderung gemeinsam betreuen. Der Umfang dieser Qua¬
lifikation sollte jedoch mindestens 100 Stunden betragen. Die Kindertagespflegeper¬
sonen werden dabei unterstützt, auf die Bedürfnisse von Kindern mit Behinderung
und die Bedürfnisse ihrer Eltern kompetent und einfühlsam eingehen zu können. Die
Grundlagen inklusiver Pädagogik sowie die daraus resultierenden Anforderungen
werden erarbeitet und die Kindertagespflegeperson auf die besonderen Erfordernis¬
se vorbereitet.

Zu Absatz 5
Die Regelung macht deutlich, dass Abweichungen zwischen der gemeldeten Anzahl
zum 15. März und der tatsächlichen Inanspruchnahme bei der Festsetzung der end¬
gültigen Zahlungen zu berücksichtigen sind. Anders als die Kindpauschale nach § 33
Absatz 1 ist die Kindertagespflegepauschale eine Jahrespauschale, das heißt eine

onatsdatenerfassung ist insoweit nicht notwendig. Die zum 15. März ermittelte An¬
zahl der Pauschalen wird am Ende des Kindergartenjahres von den Jugendämtern
überprüft und die Ab eichung an die Landesjugend  ter übermittelt.

Zu Absatz 6
Die Regelung dient dem Nachweis der zweckentsprechenden Ver endung durch die
Jugendämter. Die Jugendämter sind verpflichtet eine Mittelverwendung durch verein¬
fachten Verwendungsnachweis vorzulegen. Die in den vorherigen Absätzen benann¬
ten Anforderungen sind darzuiegen. Die entsprechenden Daten sind dazu in dem zur
Verfügung gestellten elektronischen System KiBiz.web zu erfassen. Dort ist der Ver¬
wendungsnachweis integriert.

Zu Teil 3
In diesem Teil werden alle Rahmenbestimmungen und Grundsätze für die Basisför¬
derung in Kindertageseinrichtungen zusammengeführt.

Zu Kapitel 1
In diesem die §§ 25 bis 31 umfassenden Kapitel werden die Rahmenbestimmungen
für eine Förderung in Kindertageseinrächtungen geregelt.

Zu § 25
Zu Absatz 1
Absatz 1 entspricht dem bisherigen § 6 Absatz 1 ohne Änderung und nennt die mög¬
lichen Träger von Kindertageseinrichtungen.

Zu Absatz 2
Dieser Absatz entspricht mit einer redaktionellen Änderung inhaltlich § 6 Absatz 2
a.F.

Zu §26
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Die Norm entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 13d. Der bisherige § 13d Ab¬
satz 2 Satz 1 wird zu Absatz 2 n. F. und § 13d Absatz 2 Satz 2 zu Absatz 3. Diese
neue Aufgliederung dient der besseren Überschaubarkeit. Der bisherige § 13d Ab¬
satz 3 wurden in § 28 n.F. verschoben, da diese Regelung das pädagogische Perso¬
nal betrifft. Die Absätze 4 und 5 n.F. entsprechen ohne Änderung den bisherigen Ab¬
sätzen 4 und 5 in § 13d.

Zu §27
Zu Absatz 1
Satz 1 entspricht § 13e Absatz 1 a.F. Mit der Regelung wird sichergestellt, dass die
Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtungen bedarfsgerecht ausgestaltet werden. Mit
bedarfsgerechten Öffnungszeiten soll grundsätzlich auch ermöglicht werden, dass
Eltern Ausbildung, Erwerbstätigkeit und Kindererziehung besser miteinander verein¬
baren können. Die Vorschrift korrespondiert insoweit mit dem Wunsch- und Wahl¬
recht der Eltern gemäß § 3. Insbesondere berufstätige Eltern, aber beispielsweise
auch Alleinerziehende in der Ausbildung, brauchen ein hohes Maß an Flexibilität und
Sicherheit bei der Kindertagesbetreuung. Die Angebote sollen so ausgestaltet sein,
dass diese Flexibilität ermöglicht wird, aber gleichzeitig die Sicherung des Kindes¬
wohls im Mittelpunkt der Betrachtung steht. Dabei ist den individuellen Bedürfnissen
und dem jeweiligen Entwicklungsstand der Kinder Rechnung zu tragen. Dies wird mit
dem neuen Satz 2 verdeutlicht.

Zu Absatz 2
Absatz 2 entspricht § 13e Absatz 1 Satz 2 a.F. Satz 2 wird insoweit ergänzt, dass die
regelmäßigen Betreuungszeiten je Wochentag, unterschiedlich auf die Wochentage
verteilt sein können. Dementsprechend ist eine regelmäßige ungleichmäßige Vertei¬
lung auf die verschiedenen Wochentage möglich, das heißt, die regelmäßige tägliche
Betreuungszeit kann an den einzelnen Wochentagen unterschiedlich lang verabredet
werden. Wenn Eltern beispielsweise regelmäßig nur einen bestimmten Tag in der
Woche eine neunstündige Betreuung benötigen, der wöchentliche Gesamtbetreu¬
ungsbedarf aber unterhalb 35 Stunden liegt, soll ihrem Kind ein 35-Stunden-Platz
angeboten werden. Die Kindertageseinrichtungen brauchen für den Einsatz des Per¬
sonals Planungssicherheit, sodass von dieser Klarstellung in Satz 4 kurzfristige wö¬
chentliche Änderungen nicht u fasst sind. Allerdings soll mit dem neuen Satz 5 si¬
chergestelltwerden, dass auch unregelmäßige Bedarfe und unterjährige Änderungs-
bedarfe der Familien, soweit möglich Berücksichtigung finden sollen.

Zu Absatz 3
Satz 1 entspricht § 13 Absatz 2 Satz 1 a.F. und stellt sicher, dass Kindertageseinrich¬
tungen ganzjährig eine regelmäßige Betreuung und Förderung aller aufgenommenen
Kinder zu gewährleisten haben. Inbegriffen sind auch schulpflichtige Kinder bis zum
Schuleintritt, das heißt Kinder, die nach dem jeweiligen Kindergartenjahr in die Schu¬
le wechseln. Sie haben grundsätzlich einen Betreuungsanspruch bis zum Einschu¬
lungstag und können, soweit der Betreuungsvertrag zwischen Eltern und Einrichtung
dem entspricht, bis Schuleintritt in der Kindertageseinrichtung betreut werden, vgl.
§ 24 Absatz 3 Satz 1 SGBVIII.

Mit Satz 2 wird der Umfang und die Höchstzahl der Schließtage von Kindertagesein¬
richtungen geregelt. Maßgebend für die Schließtage ist die Eiternsicht, das heißt,
diese umfassen Schließzeiten für pädagogische Konzepttage, Fort- und Weiterbil-
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düngen oder Teambildungstage. In der Regel sollen Kindertageseinrichtungen nicht
länger als 20 Tage pro Kalenderjahr schließen, maximal dürfen Einrichtungen 25 Ta¬
ge schließen. Schließzeiten bis zur Hälfte der täglichen Öffnungszeit zählen dabei
grundsätzlich als halbe Schließtage und darüber hinausgehende Schließzeiten zäh¬
len grundsätzlich als ganzer Schließtag. Mit dem Wort „grundsätzlich  soll zum Aus¬
druc  gebracht werden, dass gerin fügige Abweichun en hiervon ausgenom en
sind. Das heißt beispielsweise, dass kein halber Schließtag anzunehmen ist, wenn
die Kindertageseinrichtung lediglich eine Stunde früher schließt oder später öffnet.

Zu Absatz 4
Der Absatz entspricht dem bisherigen § 13e Absatz 3.

Zu Absatz 5
Die Regelung stellt sicher, dass die Eltern ausdrücklich über die Pflicht der Jugend¬
ämter, in Ferienzeiten und zu anderen Schließzeiten der Kindertageseinrichtung eine
anderweitige Betreuungsmöglichkeit sicherzustellen, informiert werden. Eltern stehen
bei Schließzeiten immer wieder vor dem Problem, dass sie ihre Kinder zum Beispiel
a fgrund beruflicher Verpflichtungen nicht selbst betreuen können und sich oft als
einer vermeintlichen Betreuungslücke ausgesetzt sehen. Dem steht allerdings § 22a
Absatz 3 Satz 2 SGB VIII entgegen, der besagt, dass das Jugendamt in diesen Fäl¬
len die Betreuung sicherzustellen hat. Kindertageseinrichtungen sollen die Eltern mit
entsprechenden Informationen unterstützen. Insbesondere ini letzten Kindergarten¬
jahr sollen die Einrichtungen über die Möglichkeiten der Betreuung bis zum Schulein¬
tritt informieren, vgl. § 24 Absatz 3 Satz 1 SGB VIII und § 4 Absatz 6 Satz 4 n.F.
KiBiz.

Zu § 28
Zu Absatz 1
Mit der Besti  ung wird die qualitative und quantitative Personalausstattung in Kin¬
dertageseinrichtungen neu geregelt und verbessert. In Verbindung mit der Personal¬
vereinbarung  ird sichergestellt, dass nur hinreichend pädagogisch qualifiziertes
Personal in der Betreuung, Bildung und Erziehung in den Einrichtungen tätig ist. Satz
2 entspricht wörtlich der mit allen Trägerzusammenschlüssen getroffenen Vereinba¬
rung in § 1 Absatz 6 der Personalvereinbarung und sichert das darin niedergelegte
Fachkräfteprinzi . Satz 3 beinhaltet die Personalbemessung, die den Gruppen für
eine gute Betreuung in der pädagogischen Arbeit mit den Kindern zugeordnet wer¬
den soll. Für eine optimale Entwicklungsförderung der Kinder ist ein guter Betreu¬
ungsschlüssel wesentlich. Eine qualitativ hochwertige Kindertagesbetreuung erfor¬
dert mehr Fachkräfte in den Kindertageseinrichtungen, die sich individuell mit den
Kindern beschäftigen können. Satz 4 beschreibt die hierfür in den unterschiedlichen
Gruppenformen erforderliche Mindestpe sonalbesetzung mit den dazu ehörigen
Qualifikationsanforderungen. In Satz 5 wird klargestellt, dass die Träger durch das
über die Kindpauschalen finanzierte Personal in die Lage versetzt werden, die in
Satz 3 und Satz 4 geregelten Vorgaben an die Besetzung auch dann einzuhalten,
wenn pädagogisches Personal aufgrund Krankheit, Fortbildung oder Urlaub nicht in
der Kindertageseinrichtung anwesend sein kann.

Zu Absatz 2
Absatz 2 entspricht § 18 Absatz 3 Nummer 5 und Absatz 4 in bisheriger Fassung. Er
regelt den Personaleinsatz. Die Regelung dient der Personalressou cenzumessung
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im Verhältnis zur gesetzlich definierten maximalen Gruppengröße. Der Absatz stellt
klar, dass die in der Anlage zu § 33 Absatz 1 ausgewiesenen Personalkraftstunden,
vorzuhalten sind und auch bei Überschreitungen der Gruppenbelegung entspre¬
chend zu berücksichtigen sind. Der neue Satz 3 dient dazu, dass erkannt werden
kann, wenn die Personalbesetzung nicht nur vorüber ehend, das heißt, absehbar
mehr als sechs Wochen von den Vorgaben der Anlage zu § 33 abweicht und ermög¬
licht damit bei Bedarf zeitnahes Tätigwerden. Mit dieser Regelung sollen in Konkreti¬
sierung der Meldepflichten nach §,47 SGB VIII der Personaleinsatz und möglicher¬
weise kritische Unterbesetzungen in den Kindertagesein ichtungen nicht erst bei der
Prüfung der Verwendungsnachweise nach Ablauf des Kindergartenjahres für Ju¬
gendämter und Landesjugendämter transparent werden. Diese Transparenz ist auch
für die Umsetzbarkeit von § 36 Absatz 4 n.F. erforderlich. Die Regelung trägt damit
zu einer Verbesserung und Weiterentwicklung der Betreuungsqualität bei.

Zu Absatz 3
In dem Absatz wird der Einsatz der Kindpauschalen für die aufgelisteten Personal¬
kraftstunden geregelt und die Zusammensetzung aller in den Gruppen vorzuhalten¬
den und nun auskömmlich finanzierten Stunden entsprechend dem bisherigen zwei¬
ten Wert aufgezählt. Die mit dem Kindpauschalenbudget finanzierte Gesamtperso¬
nalkraftstundenzahl umfasst neben der Grundbesetzung für die  ädagogische Arbeit
mit den Kindern nach Absatz 1 und der Leitungszeit besonders den Mindestumfang
für Vor- und Nachbereitungszeiten für das pädagogische Personal und den Einsatz
von Ergänzungskraftstunden für Kinder unter drei Jahren.  it der Verwendung der in
der Anl ge zu § 33 Absatz 1 ausgewiesenen Kindpauschalen für die Ausstattung  it
Personalkraftstunden ist aufgrund ihrer neuen Höhe eine auskömmliche Finanzie¬
rung des dieser Regelung zum Personal zugrunde liegenden Personalschlüssels im
Kindergartenjahr 2020/2021 gewährleistet (siehe Begründung zu § 33). Der Absatz
dient der Absicherung von  orzuhaltender Verfü ungszeit i  Höhe von  indestens
10 Prozent der Betreuungszeit und verdeutlicht, dass diese und die in § 29 Absatz 2
definierten Leitungsressourcen finanziell in den Kindpauschalen hinterlegt sind. Die
Regelung in Satz 3 sichert zusätzlich den Einsatz von Kinderpflegerinnen und Kin¬
derpflegern in der Betreuung von Kindern unter drei  ahren entsprechend der nach
bisherigem Recht (§ 21 Absatz 4 a.F.) finanzierten zusätzlichen U3-Pauschale ab
und stellt weiterhin klar, dass auch diese im Kindpauschalenbudget finanziell aus¬
kömmlich hinterlegt sind. Die finanzielle Förderung mit dem Kindpauschalenbudget
umfasst darüber hinaus die sonstigen Personalkosten.

Zu Absatz 4
Die Regelung zeigt auf, dass in der mit den Kindpauschalen finanzierten Personal-
zumessung auch die Finanzierung der erforderlichen Personalkraftstundenzahl für
mittelbare pädagogische Arbeit mit ihren verschiedenen Facetten enthalten ist. Die
Aufzählung von Regelbeispielen dient der Klarstellung der wichtigsten Aufgaben in
diesem Zusam enhang.

Zu Absatz 5
Die Bestimmung entspricht § 13d Absatz 3 Satz 1 a. F. und fordert die Träger von
Tageseinrichtungen auf, mit der Finanzierung  urch Kindpauschalen, aber  or allem
auch in Familienzentren und pIusKITAs, den Rahmen für multiprofessionelles Arbei¬
ten zu schaffen. Die Zusammensetzung der Teams mit unterschiedlichen Professio¬
nen, verschiedenen Kompetenzen und Perspektiven dient der qualitätsvollen Weiter¬
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entwicklung von Kindertageseinrichtungen, erhöht die Zukunftsfähigkeit bei neuen
Herausforderungen und trägt zur Ausweitung der Fachlichkeit bei.

Zu § 29
Zu Absatz 1
Die Regelung dient der Klarstellung der besonderen Rolle der Leitungskräfte von
Kindertageseinrichtungen. Die Klarstellung erfolgt durch die Definition der Qualifikati¬
onsanforderungen an die sozialpädagogischen Fachkräfte, welche mit Leitungsauf¬
aben betraut werden, sowie der Festsetzung der für Leitungsaufgaben mindestens

notwendigen Zeitressourcen. Die Vorschrift trägt dem erweiterten Anforderungs- und
Aufgabenprofil de   eitungskräfte und der Notwendigkeit einer stärkeren strukturellen
Verankerung von Leitung in Kindertageseinrichtungen Rechnung. Durch den ge¬
wachsenen Stellenwert von frühkindlicher Bildung, die damit verbundenen Qualitäts¬
anforderungen und durch die zunehmende Ausdifferenzierung de  Angebotsstruktu¬
ren von Kindertageseinrichtungen kommen einer Professionalisierung von Leitung
und einer strukturellen Absicherung von Leitungsressourcen eine zentrale Rolle zu.
Die Sätze 2 und 3 entsprechen der Verständigun  zu den Qualifikationsanfo derun¬
gen für Leitungskräfte, auf die sich die Trägerzusammenschüsse in § 5 Absatz 1 der
Personalvereinbarung verständigt haben. In Satz 4 wird hervorgehoben, welche pä¬
dagogischen Kräfte, unter anderem Kindheits äd goginnen und Kindheitspädago¬
gen, besonders für die Leitung von Kindertageseinrichtungen geeignet sind.

Zu Absatz 2
Satz 1 entspricht im Wesentlichen § 5 Absatz 2 der Personalvereänbarung. In den
Absätzen 3 und 4 wird der Mindestumfang der wöchentlichen Leitungszeit in Relation
zur regelmäßigen Betreuungszeit definiert. Danach sind Leitungskräfte mindestens
im zeitlichen Umfang von 20 Prozent der regelmäßigen Betreuungszeit für die Lei¬
tungsaufgaben  on der unmittelbaren p dagogischen Gruppenarbeit frei zu stellen.
Mit dieser Regelung wird für die bislang nu  in der Personalvereinbarung geregelten
Qualifikationsanforderungen und ein Mindeststundenkontingent Rechtssicherheit ge¬
schaffen.

Zu §30
Zu Absatz 1
Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 14b. Die veränderte Begrifflichkeit „Schu¬
len des Primarbereichs  statt bisher „Grundschule  zielt darauf, die im Interesse der
optimalen För erung notwendigen Kooperationen zwischen Elementar- und Primar¬
bereich auch auf Förderschulen mit ihren unterschiedlichen Förderschwerpunkten zu
erstrecken.

Zu Absatz 2 und Absatz 3
Diese Absätze entsprechen ohne Änderung § 14b Absatz 2 und 3 a.F.

Zu Absatz 4
Die Aktualisierung der Veröffentlichungsdaten des Schulgesetzes und die veränder¬
ten Paragrafenzitate (neue Num erierungen: § 19 statt § 13c und § 18 Absatz 1
Satz 6 statt § 13b Absatz 1 Satz 6) gegenüber der bisherigen Fassung des § 14b
Absatz 4 sind redaktionelle Folgeänderungen. Absatz 4 Satz 1 Nummer 4 wird da¬
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hingehend ergänzt, dass die vorrangige Familiensprache mitzuteilen ist, siehe Be¬
gründung zu § 20 Absatz 1.

Zu §31
Zu Absatz 1 und Absatz 2
Die Regelung dient der Qualitätssicherung und-entwicklung. Absatz 1 entspricht dem
bisherigen § 11 Absatz 2, Absatz 2 dem bisherigen Absatz 3. Zur Vereinheitlichung
der Begrifflichkeit wird nunmehr das Wort „Evaluierung  durch „Evaluation“ ersetzt.
Für eine weitere Professionalisierung des. frühpädagogischen Feldes ist eine syste¬
matische Qualitätsentwicklung einschließlich regelmäßiger Evaluation unabdingbar.
Mittelfristig wird daher angestrebt, dass die Grundlagen für eine solche systemati¬
sche Qualitätssicherung und -entwicklung zwischen den Trägerzusammenschlüssen
der Kindertageseinrichtungen in einer Qualitätsentwicklungsvereinbarung verabredet
werden (vgl. § 54), auch um eine bessere Verzahnung von Fachberatung, kontinuier¬
licher Qualifizierung, Wissenschaft und Praxis zu gewährleisten. Deshalb stellt das
Land mit diesem Gesetz zusätzliche Finanzmittel für die Fachberatung und die Quali¬
fizierung zur Verfügung. Die Regelung in Absatz 2 steht in einem engen Zusammen¬
hang mit der neuen Regelung in § 46 Absatz 5. Gegenstand der Qualitätsentwick¬
lungsvereinbarung sollten dann auch konkretere Verabredungen mit den Trägern zu
externen Evaluationen zu bestimmten Bildungsbereichen - insbesondere der alltags¬
integrierten Sprachbildung und  örderung - oder anderen Aspekten sein, wie bei¬
spielsweise Instrumente der pädagogischen Arbeit,  ethodik, Prozessbegleitung o-
der Bedarfsgerechtigkeit. Da mit dieser Gesetzesänderung auch Mittel des Bundes
aus dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualität in der Kindertagesbetreuung ge¬
nutzt werden, ist eine trägerübergreifende kontinuierliche und systematische Evalua¬
tion und Qualitätsentwicklung auch unter diesem Aspekt erforderlich.

Zu Kapitel 2
In diesem die §§ 32 bis 41 umfassenden Kapitel werden die Grundlagen zur Finan¬
zierung der laufenden Betriebskosten von Tageseinrichtungen für Kinder in Nord¬
rhein-Westfalen geregelt.

Zu § 32
Zu Absatz 1
Mit Absatz 1 wird klargestellt, dass sich das Land zukunfts icher an der Finanzierung
der Kosten von Kindertageseinrichtungen beteiligt. Er entspricht § 18 Absatz 1 und
Absatz 2 Sätze 1 und 2 a.F. Die Finanzierung erfolgt nach Kindergartenjahren, s. § 1
Absatz 3 n.F. Voraussetzung ist, dass die Kindertageseinrichtung über eine Be¬
triebserlaubnis gemäß § 45 SGB VIII verfügt. Mit festgelegten  indeststandards wird
das Wohl der Kinder präventiv sichergestellt. Insbesondere werden, neben räumli¬
chen Voraussetzungen, Anforderungen an das pädagogische Personal überprüft.
Insoweit wird mit der Betriebserlaubnis sichergestellt, dass die gemeinsam mit den
kommunalen Spitzenverbänden, den Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege
und den Kirchen getroffene „Vereinbarung zu den Grundsätzen über die Qualifikation
upd den Personalschlüssel nach § 26 Abs. 3 Nummer 3 des Gesetzes zur frühen
Bildung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz KiBiz)  (Personalverein¬
barung) oder eine Nachfolgevereinbarung Beachtung findet. Erteilt wird die Betriebs¬
erlaubnis durch den zuständigen überörtlichen Träger. Dies sind die Landesjugend¬
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ämter. Neben der Betriebserlaubnis setzt eine finanzielle Förderung nach diesem
Gesetz voraus, dass die Kindertageseinrichtung in die örtliche Jugendhilfeplanung
aufgenommen wurde. Eine Bedarfsermittlung und entsprechend aufgestellte Ju¬
gendhilfeplanung ist die Basis für die Finanzierung und die Umsetzung eines be¬
darfsgerechten Angebots. Im Rahmen des Jugendhilfeausschusses werden auch die
Träger der freien Jugendhilfe, die Kirchen und Eltern in die Jugendhilfeplanung ein¬
bezogen. Der hohen Bedeutung der Bedarfsplanung und -ermittlung wird durch den
neuen § 4 Rechnung getragen. Redaktionell wird die Norm im Hinblick auf den bishe¬
rigen § 18 insoweit geändert, dass die Finanzierung von Kindertageseinrichtuhgen
abgebäldet wird. Die Finanzierung von Kindertagespflege wird gesondert geregelt,
vgl. hierzu § 24.

Zu Absatz 2
Die Bestimmung entspricht im Wesentlichen § 18 Absatz 2 a.F., der bisherige Satz 4
wird Satz 1, der bisherige Satz 5 wird Satz 2, der bisherige Satz 7 wird Satz 3 n.F.
Die neue Sortierung ist zum einem redaktionelle Folge der neuen Ausgestaltung im
Allgemeinen Teil und den Regelungen zur Jugendhilfeplanung in Teil 1, zum anderen
dient sie größerer Transparenz bei der Rechtsanwendung. Der Absatz betont das
Wunsch- und Wahlrecht der Eltern und stellt ein bedarfsgerechtes Angebot sicher.
Der der Betreuung zugrunde liegende Betreuungsvertrag zwischen Eltern und Träger
stellt die Grundlage für die finanzielle Förderung dar. Die Eltern können aus den un¬
ter § 33 Absatz 1 genannten wöchentlichen Betreuungszeiten wählen, soweit diese
als Ergebnis der Jugendhilfeplanung von der Einrichtung angeboten werden. Dabei
sollen die Tr ger ermöglichen, dass Eltern im Hinblick auf ihren zeitlichen Bedarf ei¬
nen bedarfsgerechten Betreuungsvertrag abschließen können. Insbesondere sollen
die Wünsche der Eltern auch nach einem geringeren Betreuungsumfang berücksich¬
tigt werden. Daher soll ausdrücklich eine Betreuung mit einem Umfang von 25 Stun¬
den angeboten werden, denn besonders Eltern von ganz jungen Kindern wünschen
sich oft nur eine sogenannte Halbtagsbetreuung. Zur Stärkung der Eltern ist bezüg¬
lich der Betreuungszeiten eine wöchentliche Betrachtung anzulegen. Es ist eine Ver¬
teilung der Betreuungsstunden über die Woche anzunehmen. Damit soll vermieden
werden, dass bei einem längeren Betreuungsbedarf an einem Tag, der Betreuungs¬
umfang an diesem ausgerichtet und für jeden Tag eine Betreuung in diesem zeitli¬
chem Umfang angenom en wird. Wenn zum Beispiel insgesamt eine Betreuung mit
35 Stunden ausreicht, müssen nicht aufgrund des längeren Tages 45 Stunden ge¬
wählt werden, vgl. hierzu § 27. Für die Ausgestaltung eines bedarfsgerechten Be¬
treuungsvertrages kann dies beispielsweise auch bedeuten, dass die Träger für die
Zeit zwischen Beginn des Kindergartenjahres und Einschulungstag einen Vertrag mit
den Eltern schließen, damit die Betreuung in späten Sommerferien entsprechend
dem Rechtsanspruch nach § 24 Absatz 3 Satz 1 SGB VIII bis zum Schuleintritt ge¬
währleistet werden kann.
Der neue Satz 4 stärkt die Steuerungsmöglichkeit der Jugendämter. Die Träger sol¬
len alle in die kommunale Jugendhilfeplanung eingeflossenen Betreuungsplätze be¬
legen. Im Hinblick auf den hohen Bedarf an Bet euungsplätzen, erhalten die Jugend¬
ämter die Möglichkeit, unter Berücksichtigung der Trägerautonomie, nicht vergebene
Betreuungsplätze zu belegen.  it der Regelung soll sichergestellt werden, dass die
Kapazitäten in den Kindertageseinrichtungen ausgeschöpft werden.

Zu Absatz 3
Die Regelung benennt die Voraussetzungen für eine finanzielle Förderung. Die
Nummern 1 und 2 entsprechen dem bisherigen § 18 Absatz 3 Nummern 1 und 2. Die
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Änderung in Nummer 3 ist eine redaktionelle Folgeänderung in Bezug auf § 27 n.F.
Nummer 4 stellt die fachliche Qualifikation von Einrichtungs- und Gruppenleitungen
sicher. Sie wird insoweit ergänzt, dass auf die Definition der sozialpädagogischen
Fachkraft in der Personalvereinbarung Bezug genommen wird. In der Personalver¬
einbarung ist der Einsatz von Personal in den Kindertageseinrichtungen in Nord-
rhein-Westfaien  eregelt. In § 1 der Vereinbarung wir  benannt,  er als sozialpäda¬
gogische Fachkraft in einer Kindertageseinrichtung eingesetzt werden kann und wel¬
che Qualifikationen Voraussetzung für den Einsatz als Fachkraft in den Kindertages¬
einrichtun en sind. Die die Personalbemessung betreffenden Regelungen der bishe¬
rigen Nummer 5 finden sich im neuen § 28. Auf diese Anspruchsvoraussetzungen
wird nunmehr verwiesen.

Zu Absatz 4
Der bisherige § 18 Absatz 4 wird in den neuen § 28 verschoben.

Zu §33
Zu Absatz 1
Absatz 1 entspricht § 19 Absatz 1 in der bisherigen Fassung. Mit dieser Regelung
wird die bewährte kindbezogene pauschalierte Bäsisfinanzierung der Kindertagesein¬
richtungen im Grundsatz fortgeführt. In Satz 1 wird nun explizit darauf hingewiesen,
dass die Kindpauschalen der Basisförderung zur Deckung aller Betriebskosten von
Kindertageseinrichtungen dienen. Durch die neue Begrifflichkeit „Basisförderung 
wird klargestellt, dass neben diesen Kindpauschalen die Finanzierung von Kinderta¬
geseinrichtungen zwar aus weiteren Zuschüssen und Pauschalen nach diesem Ge¬
setz bedarfsspezifisch erfolgen kann, dass aber in Abkehr von bisherigem Recht
nicht bei jeder Kindertageseinrichtuhg darüber hinaus weitere und zusätzliche Pau¬
schalen notwendig sind, um die tatsächlichen Personal- und Sachkosten überhaupt
finanzieren zu können. Die Regelung in Satz 3 stellt klar, dass unterjährige Verände¬
rungen möglich und gewollt sin . Kinder werden entsprechend ihrem Alter oder ihrer
Entwicklung und der Bedarfslagen der Familien auch im laufenden Kindergartenjahr
aufgenommen und Schulkinder, die in den Schulferien bis zum Schuleintritt nur im
ersten Monat des Kindergartenjahres betreut werden, oder wegziehende Kinder ver¬
lassen die Kindertageseinrichtung. In diesen Fällen erfolgt die Förderung über eine
anteilige Pauschale.

Zu Absatz 2
Die Sätze 1 und 2 entsprechen Satz 1 und 2 des § 19 Absatz 3 a.F., Satz 3 § 21 Ab¬
satz 9. Die Regelung korrespondiert mit der Bedarfsfeststellung ge  . § 4 n.F. und
unterstreicht die besondere Bedeutung der kommunalen Jugendhilfeplanung bei der
Schaffung bedarfsgerechter Betreuungsangebote, bei der auch Kinder von Eltern,
die von Elternbeiträgen befreit sind, ihrem tatsächlichen Bedarf entsprechen  zu be¬
rücksichtigen sind.

Zu Absatz 3
Diese Regelung entspricht den Sätzen 3 und 4 in § 19 a.F. Sie dient der Sicherstel¬
lung und Steuerung des bedarfsgerechten zeitlichen Umfangs der Betreuung für Kin¬
er über d ei Jahren auch in Verbindu g  it der erweiterten Elternbeitragsfreiheit

nach § 50 Absatz 1.

Zu Absatz 4
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Dieser Absatz entspricht § 19 Absatz 4 Sätze 1 und 2 a.F. Er ist die rechtliche Grund¬
lage für die kommunale Steuerungsverantwortung und die Maßgeblichkeit der Zu¬
schussanmeldung zum 15. März. Er stellt die Bedeutung der kommunalen Jugendhil¬
feplanung bei der bedarfsgerechten Festlegung der Anzahl der Kindpauschalen her¬
aus und ermöglicht aber durch Satz 2 eine bedarfsgerechte und kostenneutrale
Übertragung von Kindpauschalen zwischen einzelnen Einrichtungen zwischen dem
15. März und dem Beginn des Kindergartenjahres.

Zu Absatz 5
Dieser Absatz ist die Rechtsgrundlage für die Endabrechnung und die endgültigen
Zahlungen je Kindergartenjahr. Er entspricht den Sätzen 5 bis 7 des § 19 Absatz 4
a.F. und sichert die Finanzierung entsprechend der tatsächlichen Inanspruchnahme.
Bei demografischen Schwankungen oder, zeitlich geringeren Betreuungsumfängen
als im Vorjahr sichert Satz 2 die Finanzierung nach der Planungsgarantie, damit Trä¬
ger und Personal überjährig Sicherheit für die Personalplanung haben. In Satz 3 wird
die Frist „15. Oktober  des bisherigen § 19 Absatz 4 Satz 6 auf „30. November  ver¬
schoben. Diese Fristverlängerung von 6 Wochen soll den Jugendämtern die Einhal¬
tung erleichtern.

Zu Absatz 6
Dieser Absatz entspricht unverändert dem bisherigen § 19 Absatz 5 und dient der
Regelung des Altersstichtages der Kinder für die Zuordnung nach der Anlage.

Zu Absatz 7
Dieser Absatz verdeutlicht in Satz 1  egenüber der bisherigen Regelung in § 19 Ab¬
satz 6 noch stärker, dass Schulkinder bis zum Schuleintritt (Einschulungstag) wäh¬
rend der Schulferien im ersten oder ersten und zweiten Monat des Kindergartenjah¬
res entsprechend § 24 Absatz 3 Satz 1 SGB VIII noch in der Kindertageseinrichtung
betreut werden können und in diesen Fällen entsprechende Kindpauschalen auch
bei einer wöchentlichen Betreuungszeit von 45 Stunden finanziert werden.

Zur Anlage zu § 33
Die Anlage zu § 33 wird gegenüber der Anlage zu § 19 erheblich geändert und bein¬
haltet einen wesentlichen Kern der qualitativen Verbesserungen dieser Gesetzes¬
neufassung.

Die in der Anlage ausgewiesenen Gruppenformen mit Kinderzahlen und den jeweili¬
gen Betreuungszeiten in den S alten eins bis drei entsprechen der bisherigen Fas¬
sung der Anlage zu § 19. Da Gruppenformen und Betreuungszeiten kombiniert wer¬
den können vgl. § 33 Absatz 2, stellen sie in erster Linie eine Berechnungsgrundlage
dar. Im Rahmen ihrer Konzeption und der örtlichen Jugendhilfeplanung können die
Träger di  Betreuungsverträge mit den Familien und das konkrete Angebot in der
Einrichtung entsprechend der erforderlichen Bedarfs ausgestalten.

Mit den neuen Beträgen in Spalte 4 wird die strukturelle Unterfinanzierung in den
Kindertageseinrichtungen beseitigt. Mit den neuen Pauschalen, für die vor allem er¬
hebliche Finanzmittel des Landes und der Kom unen zur Verfügung gestellt werden,
wird dem größten Problem der vergangenen Jahre begegnet, dass die Entwicklung
der finanziellen Förderung nicht mit der Steigerung der realen Kosten Schritt hielt.
Die Spalte 4 ist die Grundlage für ein auskömmliches Finanzierungssystem, das die
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tatsächliche Tarifentwicklung des Personals berücksichtigt. Allein im Kindergartenjahr
2020/2021 werden rund 750 Millionen Euro hierfür in die Kindertageseinrichtungen
fließen. Mit diesen Mitteln wird der sogenannte 2. Wert nach dem bisherigen System
ausfinanziert. So wird die personelle Ausstattung in den Einrichtungen gestärkt. Lei¬
tungszeiten können finanziert und Ausfallzeiten aufgefangen werden. Durch die in
der Spalte vier der Anlage zu § 33 für das Kindergartenjahr 2020/2021 ausgewiese¬
nen Kindpauschalen wird die auskömmliche Finanzierung der in der Spalte sechs
ausgewiesenen Gesamtpersonalkraftstundenzahl inklusi e den in Spalte fünf aus¬
ewiesenen Leitungsstunden auf Basis realistischer Personal- und Sachkosten ge¬

währleistet. Durch die Integration von Finanzmitteln in diese Anlage, die in der bishe¬
rigen Fassung nach den Anlagen 1 und 2 des § 21 geregelt wurden, wird eine Ver¬
waltungsvereinfachung erreicht und zugleich eine planungssichere Finanzierung mit
insgesamt höheren Gesamtpersonalkraftstunden ermöglicht. Die Einfügung des zu¬
sätzlichen Zuschusses zur Unterstützung des Personals (Verfügungspauschale) und
des zusätzlichen Zuschusses für jedes unterdreijährige Kind, das am 1. März unter
drei Jahre alt ist (zusätzliche U3-Pauschale) in die neue Basisfinanzierung ist gegen¬
über dem bisherigen System ein wesentlicher Beitrag zum Bürokratieabbau.

Durch die Ausweisung der Leitungsstunden in Spalte fünf und ihrer finanziellen Flin¬
terlegung im Kindpauschalenbudget in Verbindung mit der Regelung zur Leitungszei¬
ten in § 29 Absatz 2 wird rechtlich der besonderen Bedeutung von notwendigen und
explizit von anderen pädagogischen Aufgaben freige teliten Zeitressourcen für Lei¬
tungsaufgaben nachgekommen.

ln Verbindung mit der jährlichen finanziellen Anpassung der Kindpauschalen nach
§ 37 ermöglichen die Kindpauschalen somit eine planungssichere dauerhafte Finan¬
zierung dieser insgesamt höheren Gesamtpersonalkraftstunden. Die auskömmlich
finanzierten Gesamtpersonalkraftstunden ermöglichen unter Berücksichtigung von
sonstigen Personalkosten  ie Vertretungskosten, Kosten für Berufspraktikariten/-
innen, Fort- und Weiterbildung u. ä. folgende rechnerische Personalschlüssel in den
Gruppenformen:

Gruppenform I
Personalschlüssel

25 h 1 : 7,0
35 h 1 :7,0
45 h 1:7,0

Gruppenform II
Personalschlüssel

25 h 1 : 3,3
35 h 1 : 3,3
45 h 1 : 3,3

Gruppenform III
Personalschlüssel

25 h 1 : 8,8
35 h 1 : 8,8
45 h 1 : 7,9
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Durch diese Personalschlüssel kann unter Berücksichtigung von Leitungsressourcen,
Ausfallzeiten, Zeiten für mittelbare pädagogische Tätigkeiten sowie sonstige Perso¬
nalkosten ermöglicht werden, dass in der direkten pädagogischen Arbeit mit den Kin¬
dern in den Gruppen regelmäßig zwei pädagogische Kräfte anwesend sind (s. § 28
Absatz 1 Satz 3).

Die in Spalte sieben ausgewiesene Mindestanzahl an Fachkraftstunden soll durch
sozialpädagogische Fachkräfte im Sinne der Personalvereinbarung zu diesem Ge¬
setz erbracht werden.

Die neuen Pauschalen für die Kinder mit Behinderung sind berechnet auf Basis aus¬
kömmlich finanzierter Kindpauschalen nach der bisherigen Anlage zu § 19 und be¬
rücksichtigen Finanzmittel der aus den ausgewiesenen Anlagen 1 un  2 des § 21 in
der bisherigen Fassung (Verfügungs- und zusätzliche U3-Pauschalen).

Zu § 34
Zu Absatz 1
Die Bestimmung regelt isoliert den Mietzuschuss. Mit der Regelung in einem eigenen
Paragrafen soll die Transparenz des Finanzierungssystems erhöht werden. Im We¬
sentlichen entspricht § 34 n.F. dem bisherigen § 20 Absatz 2 Sätze 1 bis 5. Mit ver¬
änderten Formulierungen wird die Sprache vereinfacht und damit die Lesbarkeit und
Rechtsanwendung erleichtert. In dem neuen Betrag für die sogenannte Erhaltungs¬
pauschale in Satz 2 wird die Steigerungsrate des bisherigen § 20 Absatz 2 Satz 4
von jährlich 1,5 Prozent berücksichtigt. In Satz 3 wird anders als nach § 20 Absatz 2
Satz 4 a.F. geregelt, dass auch der in Satz 2 genannte Betrag entsprechend der
nach § 37 festgelegten Fortschreibungsrate dynamisiert wird. Näheres zum Mietzu¬
schuss wird durch Rechtsverordnung geregelt, siehe die entsprechende Verord¬
nungsermächtigung in § 54 Absatz 2 n.F.

Zu Absatz 2
Dieser Absatz entspricht dem Regelungsgehalt des bisherigen § 20 Absatz 2 Satz 6.
Die veränderte Formulierung bedeutet keine inhaltliche Änderung, sondern dient
ausschließlich der Klarstellung und besseren Verständlichkeit.

Zu § 35
Zu Absatz 1
Die neue Eigenständigkeit dieser Regelung zu eingruppigen Einrichtungen und
Waldkindergartengruppen und die Aufteilung des § 20 Absatz 3 a.F. in drei Absätze
dienen der Übersichtlichkeit und Klarheit. Inhaltlich entspricht dieser Absatz § 20 Ab¬
satz 3 Satz 1 der bisherigen Fassung. Eine redaktionelle Änderung erfolgt im Hinblick
auf den Begriff „des...zugrundeliegenden Eigenanteils des Träger . Zur besseren
Lesbarkeit und zur Transparenz der Höhe wird auf die neue ausdrückliche Regelung
des Trägeranteils in § 36 Absatz 2 verwiesen.

Zu Absatz 2
Die Regelung entspricht im Wesentlichen Satz 2 des bisherigen § 20 Absatz 3. Mit
dem Verweis auf Träger im Sinne des § 25 Absatz 1 wird klargestellt, dass Waldkin¬
dergartengruppen von anerkannten Trägern der Jugendhilfe diesen Pauschalbetrag
erhalten können.
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Zu Absatz 3
Dieser Absatz entspricht § 20 Absatz 3 Satz a.F. ohne inhaltliche Änderung.

Zu § 36
Zu Absatz 1
Die Regelung zum Zuschuss des Jugendamtes und zum Trägeranteil setzt auf den
bisherigen § 20 auf. Satz 1 wird gegenüber § 20 Absatz 1 Satz 1 a.F. erweitert und
zählt nun in diesem Absatz zur besseren Transparenz alle Tatbestände auf, für die
jeweils ein Finanzierungsanteil des Trägers zu leisten ist. Die Bestimmung stellt klar,
dass der Anteil des Trägers zu erbringen ist In den anderen Absätzen der bisherigen
Fassung des § 20 wurden neben den Kindpauschalen die Zuschüsse für eingruppige
Einrichtungen, Waldkändergartengruppen und für Mieten jeweils in Absätzen gere¬
gelt. Dies erfolgt nun zur erleichterten Lesbarkeit und Rechtsanwendung in separa¬
ten Paragrafen, den §§ 33, 34 und 35.

Zu Absatz 2
Mit diesem Absatz wird mehr Transparenz hergestellt, indem die Höhe der unter¬
schiedlichen Trägeranteile erstmals explizit ausgewiesen wird. In der bisherigen Fas¬
sung des Gesetzes wurden diese nicht aufgeführt, sondern konnten nur rechnerisch
hergeleitet werden. Für eine bessere Übersicht werden die einzelnen Positionen
nummeriert.

Gleichzeitig enthält diese Bestimmung mittelbar ein Kernstück der Reform: Die jahre¬
lange strukturelle Unterfinanzierung der Kindertageseinrichtungen wird beseitigt, dies
wird an der neuen Flöhe der Trägeranteile sichtbar. Da sich Land und Kommunen die
Kosten der Flerstellung der Auskömmlichkeit hälftig teilen, werden die Träger inso¬
weit nicht belastet. Dies schlägt sich in reduzierten Finanzierungsanteilen für alle
Träger nieder. Darüber hinaus werden die Anteile der kommunalen Träger zusätzlich
abgesenkt. Diese Absenkung wird zu drei Prozent mit Mitteln des Landes und zu drei
Prozent mit Mitteln der Kom unen mit Kindertageseinrichtungen in kommunaler Trä¬
gerschaft finanziert vgl. § 38 Absatz 5.

Zu Absatz 3
Diese Regelung entspricht § 20 Absatz 1 Satz 2 ff. a.F. In diesem Absatz werden die
prozentualen Zuschusshöhen aufgelistet, die auf die jeweili en Trägergruppen ent¬
sprechend der Nummerierung in Absatz 2 entfallen. Der Jugendamtszuschuss erhöht
sich gegenüber dem bisherigen KiBiz bei allen Trägern, da sich Land und Kommu¬
nen die Kosten zur Flerstellung einer Finanzierungslage auf Grundlage der tatsächli¬
chen Kostenentwicklung teilen (siehe Begründung zu Absatz 2). Satz 2 und 3 ent¬
sprechen § 20 Absatz 1 Satz 5 und Satz 6 a.F. und stellen unverändert den Träger¬
wechsel unter einen Finanzierungsvorbehalt. Führt der Wechsel in der Trägerschaft
zu Erhöhungen des Zuschusses zulasten der Landes- und der Jugendamts-
Finanzierungsanteile, bedarf es für eine Änderung des Zuschusses der Zustimmung
der Obersten Landesjugendbehörde. Im Zweifel bleibt es bei der Flöhe des Finanzie¬
rungsanteils des bisherigen Trägers und entsprechend bei der bisherigen Zuschuss¬
höhe.

Zu Absatz 4
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Diese Regelung entspric t dem bisherigen § 20 Absatz 5. Änderungen betreffen le¬
diglich die Verweise auf andere Paragrafen.

Zu §37
Zu Absatz 1
Die Regelung dient der Sicherstellung eines zukunftssicheren Finanzierungssystems.
Sie ist neben  e  Herstellung der Auskö mlichkeit der Kindpauschalen ein Hauptan¬
liegen dieser Gesetzesneufassung. Für eine strukturelle und dauerhafte Verbesse¬
rung der Finanzierung ist die Verlässlichkeit der Refinanzierung gemäß der tatsächli¬
chen Kostenentwicklung notwendig. Das größte Problem bei der bisherigen Finanzie¬
rung war, dass die Entwicklung d r finanziellen Förderung durch die Kindpauschal n
und die Steigerung der realen Kosten deutlich auseinandergegangen ist. Die tatsäch¬
liche Tanfentwicklung des Personals wurde nicht berücksichtigt. Diese Problematik
wird mit der neuen Anpassun sregelun  behoben. Mit der Besti  ung wird festge¬
legt, dass die Kindpauschalen jährlich entsprechend der tatsächlichen Kostenent¬
wicklungen angepasst werden. Damit wird von einer starren Steigerungsrate abge¬
sehen. Dies führt zu einem stabilen und zukunftssicheren Finanzierungssystem.

Zu Absatz 2
Die Bestimmung regelt den Zeitpunkt der  rmittlung und die Veröffentlichung der je¬
weiligen Fortschreibungsrate. Die Basis für die jährliche An assun  wird auf Grund¬
lage von Vorjahreswerten ermittelt, das heißt, nachlaufend bestimmt. Mit der Veröf¬
fentlichung im März jeden Jahres für das jeweils folgende Kindergartenjahr erhalten
die Träger Planungssicherheit.

Zu Absatz 3
Der Absatz benennt die Bestandteile, wie sich die Fortschreibungsrate zusammen¬
setzt und dient der Transparenz. Mit der Regelung wird die gesetzliche Grundlage für
die Ermittlung bzw. Berechnung der Fortschreibungsrate geschaffen. Die Kostenent¬
wicklung für pädagogisches Personal nach dem TVöD - SuE wird anhand der Ent¬
geltgruppe 8a ermittelt. Hierzu werden die jeweils beiden letzten Berichte des jährlich
erscheinenden Berichts der KGSt (Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwal-
tungsmanagement) zu den „Kosten eines Arbeitsplatzes  herangezogen. Der in der
Finanzierungsystematik zugrundgelegte Sachkostenanteil wird entsprechend dem
Verbraucherpreisindex gestei ert. Im Zuge der in § 56 n.F. geregelten fortlaufenden
Evaluation dieses Gesetzes werden ausdrücklich auch die Fortschreibungsrate und
das ihr zugrundliegende Verhältnis von Personal- und Sachkosten überprüft.

Zu §38
Zu Absatz 1
Der Absatz entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 21 Absatz 1 Satz 1. Mit der
Bestimmung wird die Landesbezuschussung auf Basis des Ergebnisses der örtlichen
Jugendhilfeplanung zum 15. März vor Beginn des jeweiligen Kindergartenjahres ge¬
regelt und zur verbindlichen Grundlage des Finanzierungssystems gemacht. Förder¬
empfänger sind die Jugendämter, die den Zuschuss, ergänzt um ihren Finanzie-
fungsanteil, gemäß § 36 an die Träger im Jugendamtsbezirk weiterleiten.

Zu Absatz 2
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Die Bestimmung entspricht dem bisherigen § 21 Absatz 1 Satz 2. In den neuen Pro¬
zentwerten spiegeln sich entscheidende Maßnahmen der Novellierung wider. So er¬
folgt eine Anpassung der Prozentwerte, weil Land un  Kommunen sich darauf ver¬
ständigt haben, die Kosten zur Herstellung der Auskömmlichkeit der Kindpauschalen
jeweils zur Hälfte zu tragen. Mit diesen Kosten werden damit weder Träger noch El¬
tern belastet. Dies führt zu einer relativen Absenkung der Trägeranteile sowie des
rechne ischen Elternbeitragsanteiles und damit zu neuen Kostenanteilen. Zudem
zeigt sich in den neuen Prozentwerten auch, dass die bisherigen Mittel der Verfü¬
gungspauschale (§ 21 Absatz 3 a.F.) und der zusätzlichen U3-Pauschale (§ 2T Ab¬
satz 4 a.F.), die bislang als gesonderte Landespauschalen geleistet wurden, künftig
in die Kindpauschalen integriert sind und damit den Landesanteil an der Finanzie¬
rung erhöhen. Damit entsteht insgesamt in der Verteilung der Kostenanteile eine
neue Finanzierungsgemeinschaft.

Zu Absatz 3
Die Regelung entspricht dem bisherigen § 21 Absatz 1 Satz 3. Die Anpassung des
Vom-Hundert-Satzes von bisher 22,46 Prozent auf 19,01 Prozent ergibt sich aus der
Veränderung der Finanzierungsanteile durch die Herstellung der Auskömmlichkeit
sowie die Integration der Verfügungspauschale nach § 21 Absatz 3 a.F. und der zu¬
sätzlichen U3-Pauschale nach § 21 Absatz 4 a.F. (Vgl. §§ 36 Absatz 2 und 3, 38 Ab-,
s tz 2 n.F.). Der Höhe des a tuellen Belastungsausgleichs nach dem BAG-JH liegen
Summen zur Kostenfolgeabschätzung zugrunde, die mit diesem Gesetz nicht verän¬
dert werden, die sich in einem insgesa t höher bezuschussten System allerdings in
einer Absenkung des Prozentsatzes für den Betrag des Beiastungsausgleiches für
den notwendigen U3-Platzausbau abbilden. Zwischen den kommunalen Spitzenver¬
bänden und dem Land besteht Einvernehmen darüber, dass im Jahr 2019 eine auf¬
grund der KiBiz-Novellierung vorgezogene Überprüfung des BAG-JH erfolgen soll,
um eingetretenen Entw cklungen Rechnung zu tragen. Wenn eine Überprüfung die¬
ses Belastungsausgleichs in Abstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden
eine Anpassung des Kostenausgleichs erforderlich machen wird, dann enthält § 54
Absatz 2 Nummer 5 die entsprechende Verordnungsermächtigung, um die Anpas¬
sung umzusetzen.

Zu Absatz 4 .
Mit der Regelung wird die finanzielle Beteiligung des Landes an den Zuschüssen zu
Mieten, eingruppigen Einrichtungen und Waldkindergartengruppen nunmehr auch im
Rahmen der neuen Finanzierungsgemeinschaft verdeutlicht.

Zu Absatz 5
Im Rahmen der Vereinbarung mit den kommunalen Spitzenverbänden über Eckpunk¬
te für eine Reform des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz) vo  8. Januar 2019 haben
sich die Vereinbarungspartner auf eine Absenkung des kommunalen Trägeranteils
um 6 Prozentpunkte verständigt. Das Land trägt die Kosten für 3 Prozentpunkte. Die
Bestimmung gewährleistet, dass die sechsprozentige Absenkung, die in der Finan¬
zierungsgemeinschaft zunächst durch das Land finanziert wird, hälftig aus dem Ge¬
samtbudget der Kommune getragen wird.

Zu §39
Zu Absatz 1
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Absatz 1 stellt klar, dass die im Rahmen des Gesetzes zur Verfügung gestellten Mit¬
tel einschließlich des zu erbringenden Trägeranteils zweckentsprechend zu verwen¬
den sind und das hierzu jeweils bis zum 31. März des Folgejahres ein vereinfachter
Verwendungsnachweis vorzulegen ist. Absatz 1 führt auf, für welche Leistungen im
Einzelnen der Verwendungsnachweis zu erstellen ist. Die gesonderten Nachweise
für die zusätzliche U3-Pauschale und die Verfügungspauschale entfallen künftig.
Nachweise sind zu führen für die neuen Zuschüsse zur Qualitätsverbesserung (Aus¬
bildung, Fachberatung und Flexibilisierung der Betreuungszeiten). Erstmals gesetz¬
lich geregelt ist die Möglichkeit zur Abrechnung von Verwaltungskosten, die bislang
lediglich im Rahmen einer Empfehlung zur Umsetzung des Verwaltungs- und Ab¬
rechnungsverfahrens geregelt waren. Damit erhalten die Träger Rechtssicherheit für
die Abrechnung dieser Kostenart. Zudem wird der Finanzrahmen, in dem nachge¬
wiesene Verwaltungskosten für Personalverwaltung, Finanzverwaltung und Betriebs¬
kostenverwaltung bislang abgerechnet werden konnten,  on bis zu 2 % auf bis zu
3 % erhöht. Der Vorlagezeitraum für den Verwendungsnachweis wird im Vergleich
zur bestehenden Regelung um einen Monat verlängert. Zur Klarstellung wird aus¬
drücklich darauf hingewiesen, dass die Verwendungsnachweise im Rahmen der vor¬
gesehenen elektronischen Systeme vorzulegen sind.

Zu Absatz 2
Absatz 2 regelt den Nachweis zum Einsatz des Personals. Vor dem Hintergrund der
künftig verbindlichen Regelungen zu Leitungszeiten ist dabei nach Leitungsstunden
und Gruppenzuordnung zu unterscheiden. Zudem werden Aufbewahrungspflichten
der Träger und Prüfberechtigungen und Prüfpflichten der Jugendämter und Landes¬
jugendämter geregelt.

Zu Absatz 3
Soweit das Jugendamt von seiner Berechtigung Gebrauch macht, nicht zweckent¬
sprechend oder nicht an den Vorgaben zu den in der Anlage zu 33 genannten Stan¬
dards verwandte Mittel zurückzufordern, regelt Absatz 3 den Zeitraum für die zu tref¬
fenden Feststellungen und Meldungen. Zudem regelt Absatz 3 die Erstattung des
entsprechenden Landesanteils.

Zu Absatz 4
Das Kinderbildungsgesetz regelt umfassend die finanzielle Förderung der Tr ger von
Kindertageseinrichtungen. Die Träger sind im Gegenzug im gesetzlich vorgegebenen
Rahmen zur Mitwirkung und zur Vorlage des vereinfachten Verwendungsnachweises
verpflichtet. Dies verpflichtet zur Eintragung der Monatsdaten als Grundlage für die
Abrechnung der Kindpauschalen sowie zur Vorlage des Verwendungsnachweises in
einem angemessenen zeitlichen Rahmen. Soweit der Träger seinen Verpflichtungen
nicht nachkommt, erhält das Jugendamt mit Absatz 4 die rechtliche Ermächtigung,
Zuschüsse für die kommenden Monate zurückhalten zu können. Aus Gründen der
Rechtssicherheit wird klargestellt, dass eine nachträgliche Auszahlung zurückgehal¬
tener Zuschüsse nur in einem Zeitraum von sechs Monaten erfolgen kann.

Zu Absatz 5
Absatz 5 regelt wie bisher § 20 Absatz 7 die Prüfungsbefugnisse des Landesrech¬
nungshofs und stellt klar, dass auf örtlicher Ebene Erhebungen vorgenommen wer¬
den können.
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Zu § 40
Zu Absatz 1
Die Regelung ermöglicht den Trägern die Bildung von Rücklagen. In einem pauscha¬
lierten Finanzierungssystem ist eine angemessene Rücklage notwendig, um bei¬
spielsweise besondere Ausgaben decken oder Ausgabeschwankungen kompensie¬
ren zu können. Es wird nunmehr zwischen einer Betriebskostenrücklage und eine 
Investitionsrücklage unterschieden. Nicht verausgabte Mittel sind einschließlich des
Trägeranteils einer Betriebskostenrücklage oder bei Trägern, die Eigentümer oder
diesen wirtschaftlich gleichgestellt sind, einer Investitionsrücklage zuzuführen. Mit der
Betriebskostenrücklage wird ein finanzieller Handlungsrahmen für den laufenden Be¬
trieb sichergestelit. Ergänzend kann die Investitionsrücklage zum Erhalt des Gebäu¬
des genutzt werden.

Zu Absatz 2
Absatz 2 konkretisiert die Rüc lagenhöhe im Rahmen der Betriebskostenrücklage.
Die Rücklagenbildung für Betriebskosten ist in einem Umfang von zehn Prozent der
Einnahmen möglich. Die Höhe der Rücklage wird nicht mehr auf das Kindpauscha¬
lenbudget bezogen, sondern vielmehr auf das Gesamtbudget. Damit werden auch
andere personalrelevante Faktoren berücksichtigt. Die neue Regelung erhöht die
Rücklagengerechtigkeit zwischen den Einrichtungen, da Einrichtungen, die bei¬
spielsweise zus tzliche Fördermittel als Familienzentru  oder eine plusKITA erhal¬
ten und dementsprechend höheren Betriebskosten haben, diese Zuschüsse eben¬
falls anteilig bei der Rücklagenbildung berücksichtigen können. Die bisherige Staffe¬
lung der Rücklagenhöhe in Abhängigkeit von der jeweiligen Personalausstattung wird
abgeschafft. Dies führt zu einer Entbürokratisierung. Einnahmen aufgrund eines ge¬
währten Zuschusses zur Miete bleiben unberücksichtigt.

Zu Absatz 3
Die Bestimmung regelt die neu eingefügte Investitionsrücklage und unterstützt die
Träger, die Eigentümer oder diesen wirtschaftlich gleichgestellt sind, bei der Erhal¬
tung ihrer Gebäude. Die In estitionsrücklage darf bis zu einer Höhe von 3 000 Euro
pro in der Betriebserlaubnis ausgewiesenem Platz gebildet werden. Diese Summe
ergibt sich daraus, dass gemäß der „Richtlinie über die Gewährung von Zuwendun¬
gen für. Investitionen für zusätzliche Plätze in Kindertageseinrichtungen und Kinder¬
ta espflege  eine Förderhöhe für die Schaffung neuer Betreuungsplätze in Höhe von
30 000 Euro angesetzt und ein Nutzungszeitraum von 50 Jahren angenommen wird.
Hieraus ergibt sich ein jährlicher Betrag in Höhe  on 600 Euro je Betreuungsplatz.
Mit der Möglichkeit der Bildung von Rücklagen sollen mittelfristig Vorkehrungen für
einen erforderlichen In estitionsbedarf getroffen werden können. Die Höhe  on 3 000
Euro leitet sich von einem rechnerisch angesetzten Fünfjahreszeitraum ab

Zu Absatz 4
Absatz 4 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 20a Absatz 4. Im Hinblick auf
die Einführung einer Investitionsrücklage ist eine redaktionelle Änderung erfolgt.

Zu §41
Zu Absatz 1
Dieser Absatz entspricht ohne Änderung dem bisherigen § 21e Absatz 1.

Zu Absatz 2
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Diese Regelung entspricht ohne Änderung § 21e Absatz 2 a.F.

Zu Absatz 3
Dieser Absatz entspricht ohne Änderung dem bisheri en § 21e Absatz 3.
Die Nichtübernahme des bisherigen Absatzes 4 dient der Vereinfachung und Entbü¬
rokratisierung, die aufwendige Überprüfung bei mehrjähriger Inanspruchnahme der
Planun sgarantie entfällt.

Zu Teil 4
In diese  Teil werden die zusätzlichen Fördermöglichkeiten mit Landesmitteln zur
Qualitätsentwicklung und die Rahmenbestimmungen aufgeführt.

Zu § 42
Zu Absatz 1 .
Die Regelung beschreibt die besonderen Aufgaben von Familienzentren. Diese tra¬
gen flächendeckend wesentlich zu einer erfolgreichen Prävention bei und sind nach
wie voreines der effektivsten Instrumente, um Kindern bestmögliche Startchancen zu
eröffnen und gleichzeitig die Erziehungs- und Bildungskompetenz der Eltern zu stär¬
ken. Bei der frühen Förderung junger Familien kommt ihnen daher eine Schlüssel¬
stellung zu.

Die systematische Auswertung der Zertifizierun sverfahren zur Verleihung des Güte¬
siegels „Familienzentrum NRW  der letzten Jahre sowie die bisherigen Erkenntnisse
und Anregungen aus der Umsetzung des Landesprogramms insgesamt, lassen er¬
kennen, dass eine Aktualisierung der bisher in § 16 Absatz 1 a.F. formulierten Anfor¬
derungen an Familienzentren erforderlich ist. Darüber hinaus wurde deutlich, dass
der gesetzliche Rahmen so zu gestalten ist, dass auch künftig E aluationsergebnis¬
se, gesellschaftliche Entwicklungen, veränderte familiäre Bedarfe und andere Er¬
kenntnisse im Prozess der qualitativen Weiterentwicklung von Familienzentren Be¬
rücksichtigung finden können.

Mit den Formulierungen in Satz 1 und Satz 2 Nummern 1 bis 3 soll eine entspre¬
chende Öffnung der Angebote von Familienzentren ermöglicht werden. Dabei soll
unter Beibehaltung wesentlicher Inhalte des bisherigen § 16 Absatz 1 Nummer 1 bis
3 eine klarer strukturierte und progressive Aufgabenbeschreibung erreicht werden.
Ziel ist es, der weiteren Entwicklung gerecht werden zu können un  eine Anpassung
der Familienzeritren an die festgestellten tatsächlichen Bedarfe in einem sich wan¬
delnden gesellschaftlichen Umfeld auch in den vielfältigen Sozialräumen vor Ort ge¬
währleisten zu können. In einer auf dieser Grundlage anzustrebenden Weiterentwick¬
lung des Gütesiegels „Familienzentrum NRW  sollen weiterhin vielfältige Kooperatio¬
nen - wie z.B. mit den Angeboten der Kindertagespflege - möglich sein. Neben über¬
greifenden Leistungsmerkmalen aller Familienzentren sollen die speziellen Angebo¬
te, eine stärkere Orientierung der einzelnen Einrichtungen an den erkannten Erfor¬
dernissen vor Ort zulassen. Die aktualisierte Aufgabenbeschreibung soll unter grund¬
sätzlicher Aufrechterhaltung der bewährten Struktur eine, die Weiterentwicklung der
letzten Jahre berücksichtigende, zielgerichtete Förderung von Familien ermöglichen.
Im Rahmen der familienunterstützenden Angebote nach Satz 2 Nummer   können
künftig bei entsprechendem Bedarf vor Ort beispielsweise auch Maßnahmen zur Fle-
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xibilisierung von Betreuungszeiten im Sinne des § 48 durch Familienzentren vermit¬
telt oder angeboten werden.

Die Regelungen in Satz 2 Nummer 4 zur Sprachförderung entspricht dem bisherigen
§ 16 Absatz 1 Nummer 4.

Mit der Aufgabenbeschreibung in Satz 2 Nummer 5 wir  eine dichtere Vernetzung
mit Präventiönsangeboten, wie z.B. den Frühen Hilfen, angestrebt. Dabei soll insbe¬
sondere die Einbeziehung von Angeboten auf der Grundlage von übergreifenden
Konzepten der örtlichen Jugendhilfeplanung erfolgen, um einen möglichst großen
Wirkungsgrad zu erzielen und gleichzeitig zu verdeutlichen, dass Familienzentren
Präventionsangebote in der Regel nicht isoliert umsetzen können und sollen, son¬
dern auf der Grundlage kommunaler Konzepte agieren.

Zu Absatz 2
Die Regelung entspricht ohne inhaltliche Änderung dem bisherigen § 16 Absatz 2.

Zu § 43
Zu Absatz 1
Mit der Bestimmung wird die finanzielle Förderung von Familienzentren geregelt. Ab¬
satz 1 entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 21 Absatz 5. Der Zuschuss für
ein Familienzentrum wird von 13 000 Euro auf 20 000 Euro erhöht Die Zuschusser-
höhung dient der Absicherung von Leitungsstunden und der Weiterentwicklung der
Familienzentren. Satz 5 wird neu eingefügt. Danach wird auch der Zuschuss für Fa¬
milienzentren anhand der in § 37 festgelegten Fortschreibungsrate dynamisiert.

Zu Absatz 2
Absatz 2 entspricht dem bisherigen § 21 Absatz 7. Mit dem neu eingefügten Satz 5
wird auch der benannte Zuschuss anhand der nach § 37 festgelegten Fortschrei¬
bungsrate dynamisiert.

Bei Familienzentren, die keine plusKITA-Einrichtung sind, fin et künftig keine Diffe¬
renzierung mehr zwischen Familienzentren und Familienzentren mit besonderem
Unterstützungsbedarf statt. Dies dient der Reduzierung von Fördertatbeständen.
Gleichzeitig sollen mit einer auf weniger Tatbestände konzentrierten Erhöhung von
Fördermitteln (Fa ilienzentren einerseits und plusKITAs andererseits), die Verteil¬
mechanismen verbessert werden. Nach wissenschaftlichen Erkenntnissen ist eine
gelingende Steuerung mit der Konzentration von Fördermitteln ein wichtiger Baustein
um eine qualitative Weiterentwicklung und die Nachhaltigkeit der Mittel zu sichern.

Zu § 44
Zu Absatz 1
Die Regelung umfasst die Beschreibung der neuen plusKITAs. Allen Kindern sollen
gerechte Bildungschancen von Anfang an - unabhängig von ihrer Herkunft - ermög¬
licht werden. Kindertageseinrichtungen erreichen fast alle Kinder in Nordrhein-
Westfalen und leisten daher einen erheblichen Beitrag dazu, Benachteiligungen ab¬
zubauen und allen Kindern gleiche Startchancen zu geben. Vor diesem Hintergrund
werden Kindertageseinrichtungen  it einem hohen Anteil von Kindern mit besonde-
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rem Unterstützungsbedarf, insbesondere mit einem sprachlichen Förderbedarf, mit
eine  zusätzlichen Zuschuss finan iell unterstützt, vgl. hierzu § 45.

Zu Absatz 2
Mit Absatz 2 erhalten die plusKITAs einen akzentuierteren Aufgabenzuschnitt. Die
plusKITAs zeichnen sich insbesondere dadurch aus, dass sie bei der Bildung ihres
Profils einen besonderen Fokus auf die gennannten Aufgaben legen.
Die Nummern 1 und 2 entsprechen dem bishe igen § 16a Absatz 2 Nummer 1 und 2.
Nach Nummer 3 gehört zu den Aufgaben einer plusKITA die Entwicklung von För¬
derangeboten zur gezielten Unterstützun  der sprachlichen Bildung sowie die all¬
tagsintegrierte Durchführung. Eine gute Sprachförderung in den Kindertageseinrich¬
tungen soll allen Kindern ermöglichen, von Anfang an am Unterricht teilzuhaben. Für
die Kinder, die eine besondere Unterstützung in der deutschen Sprache benötigen,
soll daher eine gezielte Sprachförderung nach dem individuellen Bedarf gewährleis¬
tet werden. Die alltagsintegrierte Sprachbildung soll weiterentwickelt und die Sprach¬
förderung verbindlich r umgesetzt werden. So wird sichergestellt, dass jedes Kind
eine qualitativ gute Sprachförde ung erhält.

ach Absatz 3 ist eine sozialpädagogische Fachkraft, die übe  besondere Kenntnis¬
se im Bereich der alltagsintegrierten Sprachbildung verfügen soll, einzusetzen. Im
Team soll regelm ßig und mit Unterstützung dieser Fachkraft die pädagogische Ar¬
beit reflektiert und weiterentwickelt werden.
Nummer 5 entspricht neben der Einfügung des Begriffs „Elternberatung  dem bishe¬
rigen § 16a Absatz 2 Nummer 3. Die Nummern 6, 7 und 8 entsprechen den bisheri¬
gen Nummern 4, 5 und 6.

Zu Absatz 3
Mit Absatz 3 wird sichergestellt, dass der Zuschuss für plusKITAs für den Einsatz
zusätzlichen Personals verwendet wird. Denn jeder Träger, der Mittel als plusKITA
erhält, soll im Team eine zusätzliche sozialpädagogische Fachkraft mit einem Um¬
fang von mindestens einer halben Stelle beschäftigen. Der hohen Bedeutung der
Sprachförderung wird insoweit Rechnung getragen, dass diese Fachkraft in der Re¬
gel über nachgewiesene besondere Erfahrungen und Kenntnisse im Bereich der
Umsetzung alltagsintegrierter Sprachbildung und -förderung verfügt.
Da alle pädagogischen Kräfte in einer Kindertageseinrichtung grundsätzlich auch für
aütagsintegrierte Sprachbildung und -förderung zuständig sind, ist eine grundlegende
Qualifizierung und eine regelmäßige Weiterqualifizierung für die Umsetzung dieser
Aufgabe vorgesehen. Alle in einer plusKITA tätigen sozial ädagogischen Fachkräfte
und soweit  öglich auch die übrigen pädagogischen Kräfte im Team sollen daher auf
der Basis des Curriculums zur „Alltagsintegrierten Sprachbildung und Beobachtung
im Elementarbereich - Grundlagen für Nordrhein-Westfalen  fortgebildet sein und
sich kontinuierlich weiter qualifizieren.

Zu Absatz 4
Die Regelung stellt sicher, dass Träger, wenn sie im Sinne des bisherigen § 21b
5 000 Euro für die Sprachförderung erhalten, fachliche Voraussetzungen erfüllen.

Zu § 45
Zu Absatz 1
Die Regelung dient der Weiterentwicklung der plusKITAs. Nach dem bisherigen
§ 21a hat das Land den Jugend  tern einen Zuschuss für plusKITA-Ei  ichtungen in
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Höhe von 45 Millionen Euro und für zusätzlichen Sprachförderbedarf einen Zuschuss
gemäß des bisherigen § 21b in Höhe von 25 Millionen Euro zur Verfügung gestellt.
Diese Mittel werden zusa mengeführt und die Fördersu  e erhöht.  it einem Ge¬
samtbetrag in Höhe von 100 Millionen Euro stärkt das Land die Bildungschancen der
Kinder, unterstützt Familien, die einen besonderen Bedarf haben und sorgt für mehr
Chancengerechtigkeit.  it dem erhöhten Betrag wird gewährleistet, dass mindestens
eine halbe Fachkraftstelle für die besonderen Aufgaben gemäß § 44 eingerichtet
werden kann. Die Vergabe der Mittel an die Jugendämter orientiert sich zu 75 Pro¬
zent an dem Leistungsbezug zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II
und zu 25 Prozent an der Anzahl der Kinder, in deren Familien vorrangig nicht
Deutsch gesprochen wird. Die Merkmale haben sich bei der Verteilung der Mittel
nach § 21a und § 21b bewährt. Der Leistungsbezu  nach dem SGB II ist ein geei ¬
neter Indikator für die Ermittlung eines besonderen Unterstützungsbedarfs. Das
Merkmal der Anzahl der Kinder unter sechs Jahren, in deren Familien vorrangig nicht
deutsch gesprochen wird, hebt insbesondere die Bedeutung der Sprachförderung im
Rahmen der plusKITAs hervor.

Zu Absatz 2
Das Jugendamt verteilt die Mittel, die das Land gemäß § 45 für plusKITAs und ande¬
re Einrichtungen mit zusätzlichem Sprachförderbedarf zur Verfügung stellt, in eig ner
Verantwortung. Mit der Voraussetzung, dass die Mittel als Zuschüsse mindestens in
Höhe von 30 000 Euro an plusKITA-Einrichtungen weitergeleitet werden, wird sicher¬
gestellt, dass die Einrichtungen eine halbe Stelle einrichten können.
Den Landeszuschuss für zusätzlichen Sprachförderbedarf nach dem bisherigen
§ 21b haben die Jugendämter mindestens in einer Höhe von 5 000 Euro an die Kin¬
dertageseinrichtungen ausgezahlt. Satz 2 eröffnet insoweit die Möglichkeit, dass in
Ausnahmefällen die Jugendämter einen Zuschuss in Höhe von 5 000 Euro weiterlei¬
ten dürfen. Damit können die Jugendämter in den Fällen, in denen zum Beispiel pä¬
dagogische Prozesse es erfordern, geringere Tranchen weiterleiten. Die Formulie¬
rung in Satz 2 macht deutlich, dass die Jugendämter nur in Ausnahmefällen hiervon
Gebrauch  achen sollen und nicht ein grundlegender Bestandsschutz für alle Ein¬
richtungen, die einen früheren Landeszuschuss in Höhe von 5 000 Euro erhalten ha¬
ben, gilt.  it der Einteilung und Weiterleitung in größeren Tranchen wird eine nach¬
haltige Verwendung für den Einsatz pädagogischen Personals gewährleistet. Satz 6
gibt den plusKITA-Einrichtungen Planungssicherheit. Grundsätzlich sollten sie die
Mittel über einen Zeitraum von fünf Jahren hinaus erhalten. Die Jugendämter haben
allerdings die Möglichkeit, sofern notwendig, die Mittelvergabe auch zu befristen und
bereits nach fünf Jahren neu zu verteilen. Mit Satz 7 wird eine zweckentsprechende
Verwendung der Mittel gewährleistet. Satz 8 stellt sicher, dass die plusKITAs in Be¬
zug auf die Einstellung von neuem Personal Planungssicherheit haben und steigen¬
de Personalkosten decken können, indem der Zuschuss entsprechend der in § 37
festgelegten Fortschreibungsrate dynamisiert wird.

Zu Absatz 3
Absatz 3 macht deutlich, dass auch die Kinder, bei denen ein zusätzlicher Sprachför¬
derbedarf nach § 36 Absatz 2 oder 3 Schulgesetz NRW festgestellt wurde, in die
Förderung einzubeziehen sind.

Zu §46
Zu Absatz 1
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Für die Berechnung der Zuschüsse nach den Absätzen 2 bis 4 ist die Situation im
jeweiligen Jugendamtsbezirk am Stichtag 15. März des laufenden Kindergartenjahres
entscheidend. Nachmeldungen sind grundsätzlich möglich.

Zu Absatz 2
Absatz 2 hebt die Bedeutung der praxisintegrierten Ausbildung hervor. Qualifizierte
Fachkräfte sind für eine qualitati  hochwertige Kindertagesbetreuung unerlässlich.
Einen wichtigen Ausbildungszweig stellt die praxisintegräerte Ausbildung (piA) dar.
Durch die Verzahnung von Praxis und Theorie stößt sie bei vielen jungen Menschen
auf Zuspruch und gewinnt daher immer mehr an Bedeutung. Zur Stärkung der Aus¬
bildung sollen ausbildende Einrichtungen mit einer finanziellen Förderung unterstützt
werden. Für Schülerinnen und Schüler im ersten Jahr der piA erhält  as Jugendamt
einen Zuschuss in Höhe  on 8 000 Euro. Mit diesem wird eine qualifizierte Praxisan¬
leitung für den Theorie-Praxis-Transfer für die Auszubildenden gesichert. Mit Satz 2
wird darüber hinaus eine an emessene Vergütung sichergestell  Die zweckentspre¬
chende Ver endung ist entsprechend § 45 Absatz 2 Sätze 5 und 7 nachzuweisen.
Der Zuschuss ist nicht rücklagefähig. Satz 3 gewährleistet, dass die Jugendämter die
Mittel an die Träger von Kindertageseinrichtungen weiterleiten.

Zu Absatz 3
Absatz 3 stärkt ebenfalls die Ausbildung, indem ausbildende Einrichtungen eine fi¬
nanzielle Unterstützung erhalten. Für Praktikumspl tze für das Anerkennungsjahr
von Schülerinnen und Schülern im letzten Jahr ihrer Ausbildung zur staatlich aner¬
kannten Erzieherin oder zum staatlich anerkannten Erzieher oder für Schülerinnen
und Schüler im zweiten oder dritten Ausbildungsjahr der piA wird e n Zuschuss in
Höhe von 4 000 Euro gewährt.

Zu Absatz 4
Mit der Regelung wird im Hinblick auf den Koalitionsvertrag NRW die kompetenzori¬
entierte Qualifizierung nach dem QHB sichergestellt. Um die QHB-Qualifizierung in
NRW zu implementieren und diese perspektivisch allen Kindertagespflegepersonen
zu ermöglichen, gewährt das Land den Jugendämtern einen Zuschuss. Mit  er Un¬
terstützung einer kompetenzorientierten Qualifizierung wird die Qualität in der Kinder¬
tagespflege weiterentwickelt und erhöht. In den vergangen Jahren sind die Anforde¬
ungen an Kindertagespflegepersonen stetig gestiegen, insbesondere mit Inkrafttre¬

ten des Rechtsanspruchs für unterdreijährige Kinder. Denn über dreißig Prozent der
Kinder unter drei Jahren werden im Rahmen von Kindertagespflege betreut. Die
frühkindliche Bildung nimmt in NRW einen immer höheren Stellenwert ein. Daher
kommt auch der Qualifizierung der Kindertagespflege eine besondere Bedeutung zu.
De entsprechend soll diese ko petenzorientiert erfolgen. Die Jugendämter ha en
die Mittel demzufolge für die Finanzierung einer QHB-Qualifizierung einzusetzen.
Satz 4 stellt sicher, dass die Mittel zweckentsprechend eingesetzt werden.

Zu Absatz 5
Mit Absatz 5 wird der Landeszuschuss zur Unterstützung der Qualifizierung des pä¬
dagogischen Personals festgeschrieben. Die Förderung von Qualifizierung für das
pädagogische Personal ist von entscheidender Bedeutung für die Qualität in der Kin¬
dertagesbetreuung. Mit den zur Verfügung gestellten Mitteln beabsichtigt das Land
daher einen Beitrag zu einer nachhaltigen Qualitätsentwicklung in Kindertagesein¬
richtungen und Kindertagespflege zu leisten. Vorhandene Kompetenzen sollen ver¬
tieft, die Professionalität gesichert und die pädagogische Arbeit unterstützt werden.
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Für eine kontinuierliche Qualifizierung werden neun Millionen Euro im Rahmen der
Fortbildungsvereinbarung für den Elementarbereich im Land Nordrhein-Westfaien
nach § 54 Absatz 3 Nummer 2 gewährt. Besonders im Fokus stehen dabei die The¬
men alltagsintegrierte Sprachbildung sowie Beobachtung und Dokumentation und die
frühkindliche Bildung im Hinblick auf die Bildungsgrundsätze. Die Fachkräfte sollen
daher im Rahmen der Sprachbildung- und  örderung qualifiziert werden. Vor diesem
Hintergrund sind Qualifizierungen zu träger- und einrichtungsübergreifenden Sprach-
fachberaterinnen und Sprachfachberatern, für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren
sowie von Kindertagespflegepersonen umfasst. Satz 6 ermöglicht die Förderung im
Hinblick auf die Qualitätsentwicklung und die wissenschaftliche Weiterentwicklung
der Inhalte und Methoden.

Zu § 47
Zu Absatz 1
Die Regelung dient der Stärkung von Fachberatung und hebt ihre besondere Funkti¬
on hervor. In den letzten Jahren hat sich die frühkindliche Bildung enorm weiterent¬
wickelt. Die Qualit t in der Kindertagesbetreuung ist gestiegen und damit auch die
Anforderungen an die Fachberatung. In der Kindertagesbetreuung nimmt die Fach¬
beratung mithin eine Schlüsselfunktion bei der Weiterentwicklung und Sicherung der
Qualität ein. Die Fachberatung ist eine pflichtige Aufgabe nach dem SGB VIII (u.a.
§§22a, 23 Absätze 1 und 4). Sie unterstützt die Förderung von Kindern im Hinblick
auf Bildung, Erziehung und Betreuung. Der Bedarf der Kinder und Eltern muss dabei
genauso Beachtung finden wie die einrichtungs- oder kindertagespflegespezifische
pädagogische Konzeption. Um den Anforderungen gerecht werden zu können, ist
neben einer hohen fachlichen Qualifikation auch eine strukturelle Verankerung wich¬
tig. Vor diesem Hintergrund ist der Abschluss einer Qualitätsentwicklungsvereinba¬
rung vorgesehen, in der festgelegt wird, wie die fachliche Arbeit in der Kindertages¬
betreuung gesichert und welche Maßnahmen getroffen werden, um sie regelmäßig
zu überprüfen und kontinuierlich weiterzuentwickeln. Damit wird ein einheitliches
Verständnis von Fachberatung und deren Aufgaben hergestelit und die Qualität der
Fachberatung gewährleistet. Im Hinblick auf die Weiterentwicklung der Qualität sind
zum Beispiel auch die unterschiedlichen Aufgabenprofile (Sprachförderung etc.) zü
entwickeln und auszugestalten.

Zu Absatz 2
Absatz 2 benennt die Berechnung des Jugendamtsanteils. Der Zuschuss wird an¬
hand der Anzahl von KiBiz-geförderten Kindertageseinrichtungen und Kindertages¬
pflegepersonen im Jugendamtsbezirk nach dem insoweit verbindlichen Anmelde¬
stand zum 15.3. eines jeden Kalenderjahres für das viereinhalb Monate später be¬
ginnende Kindergartenjahr berechnet und entsprechend ausgezahlt. Näheres wird in
der Durchführungsverordnung geregelt.

Zu Absatz 3
Absatz 3 benennt die Höhe des Zuschusses pro Kindertageseinrichtung oder Kinder¬
tagespflegeperson und macht deutlich, dass die Jugendämter diesen Zuschuss an
die Träger von Kindertageseinrichtungen oder bei Fachberatung im Bereich Kinder¬
tagespflege an die zuständige Fachberatungsstelle weiterleiten. Bei Trägern nach
§ 25, die in die öffentliche Jugendhilfeplanung aufgenommen sind, verbleibt der Zu¬
schuss beim Jugendamt. Das Jugendamt hat eine zweckentsprechende Verwendung
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der Mittel nachzuweisen. Bei einer nicht zweckentsprechenden Verwendung, sind die
Mittel zurückzuzahlen.

Zu §48
Zu Absatz 1
Die Regelung stärkt die Flexibilisierung der Kindertagesbetreuung und die Verein¬
barkeit von Familie und Beruf. Eltern sollen dabei unterstützt werden, ihrem Erzie-
hungs-, Betreuungs- und Bildungsauftrag nachkommen und dabei gleichzeitig beruf¬
liche Ziele weiterverfolgen zu können. Eine verlässliche Betreuung ist hierfür uner¬
lässlich. Vor diesem Hintergrund gewährt das Land den Jugendämtern einen Zu¬
schuss zu flexiblen Angeboten, die den Bedarfen der Eltern Rechnung tragen. Insbe¬
sondere sollen mit diesem Zuschuss Angebote nach den Nummern 1 bis 6 unter¬
stütztwerden.

Nummer 1 umfasst verlängerte Öffnungszeiten. Kindertageseinrichtungen, die wö¬
chentlich länger als 50 Stunden geöffnet haben, können eine finanzielle Förderung
erhalten. Das Gros der Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen öffnet 45
Stunden oder länger pro Woche. Mit dem Zuschuss kann sichergestellt werden, dass
bei Bedarf eine längere Öffnungszeit, insbesondere mit einem den qualitativen An¬
forderungen entsprechenden Personaleinsatz, vorgehalten werden kann.

In der Regel haben Kindertageseinrichtungen Öffnungszeiten von montags bis frei¬
tags. Nach Nummer 2 werden Öffnungszeiten an Wochenenden und Feiertagen un¬
terstützt. Beispielsweise Elte n, besonders Alleinerziehende, die i  Schichtdienst
arbeiten, benötigen unter Umständen eine Betreuung ihrer Kinder zu besonderen
Zeiten, insbesondere an Wochenenden. Die Eltern können mit einem Betreuungsan¬
gebot in Kindertageseinrichtungen zu diesen Zeiten eine bessere Unterstützung bei
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf erfahren.

it Nummer 3 werden Öffnungszeiten und Betreuungsangebote nach 17 Uhr und vor
7 Uhr unterstützt. Damit können auch Einrichtungen, die im Bedarfsfall eine Betreu¬
ung über Nacht anbieten, oder Kindertagespflegeangebote zu diesen Zeiten finanzi¬
ell gefördert werden.

Mit Nummer 4 können Kindertageseinrichtungen gefördert werden, die eine geringe
Anzahl an Schließtagen vorweisen. Insbesondere über einen längeren Zeitraum an¬
dauernde Schließtage stellen Eltern oftmals vor besondere Herausforderungen, da
die Schließzeiten nicht immer mit ihren U laubstagen kompatibel sind. Insoweit kön¬
nen Eitern mit geringeren Schließtagen unterstützt werden.

Mit Nummer 5 wird Flexibilität ermöglicht, indem Betreuungsangebote zum Beispiel
aufgrund eines Notfalls kurzfristig wahrgenommen werden können.

Mit Nummer 6 können Angebote im Rahmen von ergänzender Kindertagespflege
gefördert wer en.. Die Finanzierung soll hier auf Basis  er erbrachten Betreuungs¬
stunden erfolgen. Insbesondere für die Betreuung von Kindern unter drei Jahren bie¬
tet die Kindertagespflege aufgrund ihres familiennahen Settings ein attraktives Ange¬
bot. Ein zusätzliches Angebot im Rahmen von Kindertagespflege hilft den Eltern,
Familie und Beruf miteinander zu vereinbaren.
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Zu Absatz 2
Absatz 2 benennt den Betrag, der vom Land für Angebote zur Flexibilisierung ge¬
währt wird. Dieser Betrag wird durch einen kommunalen Zuschuss nach Absatz 3
ergänzt. Darüber hinaus wird die Berechnung des Anteils, der dem Jugendamt zur
Verfügung gestellt wird, geregelt. Dabei wird auf die Meldedaten zum 15.3.2019 ab¬
gestellt, um den Jugendämtern zu einem möglichst frühen Zeitpunkt Planungssicher-
heät für die künftigen  aßnahmen zu eröffnen.

Zu Absatz 3
Im Rahmen der Vereinbarung über Eckpunkte für eine Reform des Kinderbildungs¬
gesetzes KiBiz vom 8. Januar 2019 haben sich die Vereinbarungspartner, die kom¬
munalen Spitzenverbände und der Minister für Kinder, Familie, Flüchtlinge und In¬
tegration, darauf verständigt, das Ziel einer bedarfsgerechten Erweiterun  der Be¬
treuungsangebote in Raridzeiten und der Öffnungszeiten zu verfolgen. Für die Stär¬
kung der bedarfsgerechten Ausrichtung der Kindertagesbetreuungsangebote sollen
künftig, von 50 Millionen Euro ab 2020/2021 aufwachsend bis 2022/2023, insgesamt
100 Millionen Euro jährlich zusätzlich zur Verfügung gestellt werden. Die Ko munen
übernehmen hiervon jeweils ein Fünftel, das heißt, ab 2022/2023 20 Millionen Euro.
Absatz 3 regelt die entsprechende Umsetzung dieser Verabredung bei der Weiterlei¬
tung der Landesmittel an die Träger von Kindertageseinrichtungen, Kindertagespfle¬
gepersonen und Ansteilungsträger von Kindertagespflegepersonen. Die Jugendäm¬
ter haben die Landesmittel um einen kommunalen Anteil in Höhe von 25 % zu er¬
gänzen und entsprechend weiterzuleiten. Ab 2023/2024 sollen diese Mittel entspre¬
chend dem in § 37 gesetzlich verankerten Index jährlich steigen. Bei nicht zweckent¬
sprechender Verwendung sind die Mittel zurück zu zahlen, sie sind nicht rücklagefä¬
hig. Über die Verwendung der Mittel ist ein vereinfachter Verwendungsnachweis vor¬
zulegen.

Zu Absatz 4
Absatz 4 hebt ausdrücklich hervor, dass bei der Ausgestaltung flexibler Angebote
immer die Kinder und ihre Bedürfnisse im Vordergrund stehen. Die Angebote sind
deshalb im Hinblick auf das A|ter und den Entwicklungsstand des Kindes auszuge¬
stalten und auch wenn sie in besonderem Maße die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf unterstützen, primär auf die Förderung der Entwicklung des Kindes auszurich¬
ten. Kinder brauchen Kontinuität und Verlässlichkeit sowohl in Bezug auf die Betreu¬
ungspersonen als auch in Bezug auf die jeweiligen Betreuungssettings. Klargestellt
wird zudem, dass im Bereich der Kindertagespflege auch bei flexiblen Angeboten
das Gebot, dass höchstens fünf Kinder gleichzeitig von einer pädagogischen Kraft
betreut werden dürfen, zu beachten ist.

Zu Absatz 5
Die Regelung stellt die Qualität in der Kindertagesbetreuung auch im Rahmen flexib¬
ler Angebote sicher. Kinder lernen und nehmen Wissen nicht zu festen Zeiten auf,
sondern beispielsweise auch in den frühen Morgenstunden oder in den späten
Abendstunden. Vor diesem Hintergrund sollte das Betreuungsangebot auch inner¬
halb der flexiblen Betreuungszeit pädagogischen Mindestanforderungen entsprechen
und insoweit auch vergütet werden. Für diese Angebote ist daher eine Vergütung
mindestens als Beschäftige in der Tätigkeit von Kinderpflegerinnen und Kinderpfle¬
gern mit staatlicher Anerkennung vorzusehen.
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Zu Teil 5
In diesem Teil werden zur erleichterten Rechtsanwendung die Verfahrens-, Über¬
gangs- und Schlussvorschriften zusammengeführt.

Zu § 49
Zu Absatz 1
Mit der Regelung werden Möglichkeiten des interkommunalen Ausgleichs für die Be¬
treuung von Kindern, die außerhalb des Jugendamtsbezirks betreut werden, in dem
sie wohnen, benannt. Die finanzielle Belastung bei der Betreuung gemeindefremder
Kinder kann im Rahmen der Bestimmung abgefedert werden. Nimmt ein Jugendamt
im Rahmen der örtlichen Jugehdhilfeplanung. gemeindefremde Kinder auf, so kann
es von dem Jugendamt, in dem das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, einen
Ausgleich verlangen. Mit der Regelung in Satz 1 wird sichergestellt, dass die Gel¬
tendmachung des Kostenausgleichs zugunsten der Eltern zeitlich begrenzt ist  it
Satz 2 soll ver ieden werden, dass niedrige Elternbeiträge einen Anreiz für die Wahl
eines Betreuungsplatzes au erhalb des eigenen Jugendamtsbezirks darstellen.

Zu Absatz 2
it der Festlegung eines pauschalen Ausgleichs wird der bürokratische Aufwan  re¬

duziert.

Zu Absatz 3
Die Regelung dient der Entbürokratisierung und Vereinfachung im Hinblick auf die
Übernah e von Beiträgen nach § 23 Absatz 2 Nummern 3 und 4 SGB VIII. Sozi l¬
versicherungsbeiträge für die Kindertagespflegeperson sollen nicht mehr nach Be¬
treuungsstunden pro Kind monatlich unterschiedlich gequotelt, sondern pauschal
geleistet werden. Damit wird eine mitunter, komplizierte Stückelung der sozial- und
versicherungsrechtlichen Leistungen an die Kindertagespflegeperson, die Kinder aus
ve schiedenen Jugenda tsbezirken betreut, vermieden. Eine  onatliche Neube¬
rechnung äst wie ein regelmäßiger Wechsel der Stückelung nicht mehr notwendig.
Das Wohnsitzjugendamt leistet pauschal ein Drittel der Beiträge nach § 23 Absatz 2
Nummern 3 und 4 SGB VIII an das Jugendamt, das die Aufwendungen an die Kin¬
dertages flegeperson erstattet und in dessen Bezirk das Kind von einer Kinderta¬
gespflegeperson betreut wird.

Zu §50
Zu Absatz 1
Die Bestimmung zur Elternbeitragsfreiheit wird in einem eigenen Paragrafen gere¬
gelt, um die hohe Bedeutung hervorzuheben und für mehr Klarheit zu sorgen. Mit der
Regelung wird ein weiteres Kindergartenjahr und damit in der Regel die letzten bei¬
den Jahre vor der Einschulung beitragsfrei. Dies führt zu einer spürbaren Entlastung
der Eltern. Werden Kinder aus erheblichen gesundheitlichen Gründen nach § 35 Ab¬
satz 3 des Schulgesetzes NRW für ein Jahr zurückgestellt, so kann die Elternbei¬
tragsfreiheit nach Satz 1 ausnahmsweise auch drei Jahre betragen.

Zu Absatz 2
Die Einführung eines weiteren beitragsfreien Kindergartenjahres führt bei den Kom¬
munen zu Einnahmeausfällen. Im Hinblick auf eine bestehende Konnexitätsrelevanz
gleicht das Lan  die entfallenden Einnahmen nunmehr für beide beitragsfreien Kin¬
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dergartenjahre aus: Die kommunalen Spitzenverbände und das Land haben sich auf
eine Erhöhung des bestehenden Belastungsausgleichs für die Elternbeitragsfreiheit,
der bisher in § 21 Absatz 10 geregelt war, verständigt. Die Berechnung erfolgt, wie
bisher, auf der Grundlage des im KiBiz rechnerisch hinterlegten Anteils der Elternbei¬
träge an der Finanzierung der Kindertageseinrichtungen (bis 31.07.2020 19 Prozent,
ab Inkrafttreten  er R for  16,4 Prozent) bezogen auf u terstellte 3,5 Jahre, die
überdreijährige Kinder bis zur Einschulung in Kindertageseinrichtungen verbringen.
Im Einvernehmen mit den kommunalen Spitzenverbänden beträgt der Belastungs¬
ausgleich für zwei Kindergartenjahre 8,62 Prozent der Summe der Kindpauschalen
für in Tageseinrichtungen betreute Kinder im Alter von drei Jahren bis zur Einschu¬
lung; bei der Herleitung des Ausgleichssatzes wurden im Einverständnis mit den
kommunalen Spitzen e bänden bei den Kommunen für die beiden Kindergartenjahre
ersparte Verwaltungskosten in Höhe von 8 Prozent am Erstattungssatz in Ansatz
gebracht. Das heißt, bei den Pauschalen, die das Land als Belastungsausgleich ge¬
w hrt, wird eine Entlastung von 0,75 Prozentpunkten angerechnet, die die Kommu¬
nen aufgrund der Einsparung von Verwaltungsressourcen bei der Elternbeitragser¬
hebung und -einziehung in den beiden letzten Kindergartenjahren haben.

Zu §51
Zu Absatz 1
Absatz 1 macht deutlich, dass Teilnahme- oder Kostenbeiträge (Elternbeiträge) aus¬
schließlich vom Jugendamt festgesetzt werden können. Eltern dürfen nicht zur Zah¬
lung weiterer Teilnahmebeträge,  it Ausnahme von Ent elten zu Mahlzeiten, heran¬
gezogen werden. Insoweit wird klargestellt, dass in Kindertagespflege gemäß § 23
SGB VIII und nach diesem Gesetz geförderten Kindertageseinrichtungen ein Zuzah-
lungsverbot gilt. Das Zuzahlungsverbot im  Rahmen von Kindertagespflege gilt aus¬
drücklich auch im Verhältnis zu Ansteliungsträgern.

Zu Absatz 2
Absatz 2 regelt die Erhebung und Weitergabe personenbezogener Daten vom Träger
an das Jugendamt und stellt insoweit die Ermächtigungsgrundlage dar.

Zu Absatz 3
bsatz 3 er ächtigt e tsprechend der bisherigen Regelung des § 23 Absatz 4 die

Träger von Kindertageseinrichtungen, von den Eltern ein Entgelt für die angebotenen
Mahlzeiten zu verlangen.

Zu Absatz 4
it der Regelung in Satz 1 wir , sofern ein Jugendamt Elternbeiträge erhebt, dafür

Sorge getragen, dass diese sozial gestaffelt und entsprechend der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit der Eltern und Betreuungszeiten erhoben werden.
Um den gestiegenen Ansprüchen von Eltern an  obilität und Flexibilität gerecht zu
werden und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu stärken, wird mit Satz 2 deut¬
lich gemacht, dass Jugendämter ermäßigte Beiträge oder eine Beitragsfreiheit für
Geschwisterkinder unabh ngig vom Jugendamtsbezirk, in dem die Kinder betreut
werden, vorsehen können. Eltern sollen Angebote in anderen Jugendamtsbezirken
als ihrem Wohnsitzjugendamtsbezirk wahrnehmen können. In den F llen der Sätze 3
und 4 muss sich der Ausgleich des Einnahmeausfalls durch das Land gem ß § 51
Absatz 2 in einer Entlastung der betroffenen Familien niederschlagen. Mit Satz 5 wird
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hervorgehoben, dass die Betreuung in Kindertagespflege und Kindertageseinrichtun¬
gen gleichwertige Angebote darstellen und insoweit die Höhe und Staffelung der El¬
ternbeiträge einander entsprechen sollen.

Zu Absatz 5
Dieser Absatz entspricht im Wesentlichen dem bisherigen § 5 Absatz 2. Die Ergän¬
zung in Satz 4 macht deutlich, dass auch bei der Regelung nach Absatz 5 der Be¬
treuungsort unerheblich ist

Zu Absatz 6
Absatz 6 entspricht dem bisherigen § 23 Absatz 6.

Zu §52
Der bisherige § 24 wird im Hinblick auf die Überschrift und die Aufnahme der Kinder¬
tagespflege redaktionell geändert. Auch für die Schaffung neuer Betreuungsplätze in
Kindertagespflege gewährt das Land dem Jugendamt eine Investitionskostenförde¬
rung.

Zu § 53
Die Regelung ermöglicht die Förderung und Erprobung von pädagogischen oder an¬
deren - zum Beispiel auch strukturverändernden - Modellen und stellt sicher, dass
insbesondere für besondere Betreuungsbedarfe Abweichungen von den getroffenen
gesetzlichen Regelungen möglich sind.

Zu § 54
Zu Absatz 1
Dieser Absatz entspricht dem bisherigen § 26 Absatz 1.

Zu Absatz 2
Die Regelung ermächtigt die Oberste Landesjugendbehörde, die Fortschreibungsrate
festzusetzen, das Verhältnis von Personal- zu Sachkosten neu festzulegen, Mietpau¬
schalen festzusetzen, Regelungen zum Verwaltungsverfahren zur Gewährung der
Landeszuschüsse und zum Gütesiegel für Familienzentren zu treffen, die Verteilung
der Mittel für plusKITAs und zur Flexibilität ab dem Kindergartenjahr  025/2026 neu
festzusetzen, den Satz nach § 38 Absatz oder entsprechende Einmalzahlungen fest¬
zulegen, das Nähere über die Qualitätssicherung- und -entwicklung (soweit im Wege
einer Vereinbarung auch Rahmenbedingungen verabre et werden, die einer gesetz¬
lichen Grundlage bedürfen) und über die Qualifikation und den Personalschlüssel
festzulegen.
Die haushaltsrelevanten Rechtsverordnungen (Nummern 1 bis 5) werden unter den
Zustimmungsvorbehalt des Finanzministeriums gestellt.

Zu Absatz 3
Unter Beachtung der Grundsätze der Pluralität, der Trägerautonomie und der Kon¬
zeptionsvielfalt trifft die Oberste Landesjugendbehörde in vertrauens oller und part¬
nerschaftlicher Zusammenarbeit zu den in Nummern 1 bis 4 aufgeführten Themen
mit den kommunalen Spitzenverbänden, den Spitzenverbänden der Freien Wohl¬
fahrtspflege und den Ki chen jeweils eine Vereinbarung. Gemeinsam werden inso¬
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weit Rahmenbedingungen ausgestaltet, die die Qualität in der Kindertagesbetreuung
stärken und weiterentwickeln.

Mit der neuen Nummer 3 wird beson ers auch die Grundlage  afür gelegt, eventuelle
Vorgaben für eine trägerübergreifende und flächendeckende Weiterentwicklung der
Qualität und das Nähere für die Fachb ratung gemeinsam mit den Trägern auszuge¬
stalten, zum Beispiel mittel- oder langfristig mit diesen gemeinsam Vorgaben zu de¬
ren erforderlichen Qualifikation von Fachberatung oder Einzelbereichen ihrer Aufga¬
ben zu entwickeln. Dies kann auch eine Weiterentwicklung der Fortbildungsvereinba¬
rung beinhalten, wenn in einer neuen Vereinbarung Ausbildung, Fortbildung und
Qualifizierung zusammengeführt werden.

Zu § 55
Zu Absatz 1
Dieser Absatz regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes sowie das Außerkrafttreten
des bisherigen Kinderbildungsgesetzes. In Satz 3 wird eine Berichtspflicht der Lan¬
desregierung gegenüber dem Parlament nach Ablauf von drei Kindergartenjahren
normiert.

Zu Absatz 2
Satz 1 entspricht ohne Änderung dem bisherigen § 27 Absatz 1. Die Regelung in
Satz 2 soll den Jugend mtern und Trägern mehr Flexibilität in der Bele un sstruktur
ermöglichen. In den vergangenen Jahren wurden zur Umsetzung des Rechtsan¬
spruchs der ein- und zweijährigen Kinder auf einen Betreuungsplatz in der Kinderta¬
gesbetreuung über 100 000 neue Plätze für unterdreijährige Kinder geschaffen. Zum
Kindergartenjahr 2018/2019 stehen insgesamt rd. 190 000 Plätze für die Betreuung
unterdreijähriger Kinder zur Verfügung. Insbesondere die demografischen Entwick¬
lungen und gestiegene Betreuungsbedarfe der Eltern tragen dazu bei, dass inzwi¬
schen auch wieder ein zunehmender Bedarf an Plätzen für überdreijährige Kinder
besteht. Deshalb ist in den nächsten Jahren ein weiterer erheblicher Ausbau der Be¬
treuungsplätze zu erwarten. Die Landesregierung unterstützt diesen Ausbau mit ei¬
ner Platzausbaugarantie und wird in den nächsten Jahren umfang eich i  den Aus¬
bau der Betreuungsplätze investieren.

Auch in den  ergangenen Jahren wurde der Ausbau mit Investitäonsmitteln des Bun¬
des und des Landes gefördert. Die ausschließlich auf den U3-Ausbau gerichteten
Programme sind inzwischen soweit abgeschlossen und die Plätze entsprechend ge¬
schaffen. Um Jugendämtern und Trägern mehr Flexibilität in der Belegungsstruktur
von Plätzen in Kindertageseinrichtungen zu ermöglichen, sollen diese Plätze künftig
im Einzelfall auch mit überdreijährigen Kindern belegt werden können. Dies ist im
Rahmen der örtlichen Jugendhilfeplanung zu entscheiden und unterliegt damit der
Steuerungs- und weiteren Planungsverantwortung der örtlichen Jugendämter.

Zu Absatz 3
Mit dieser Übergangsregelung wird klargestellt, dass für die bisherigen Fördertatbe¬
stände der finanziellen Förderung von Kindertageseinrichtungen und den Landeszu¬
schuss für Kinder in Kindertagespflege bis zum Kindergartenjahr 2019/2020 das Kin¬
derbildungsgesetz in der bis zum 31. Juli 2020 geltenden Fassung gilt.

Zu Absatz 4
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Die Absatznummerierung ist eine redaktionelle Folgeänderung. Inhaltlich entspricht
die Regelung dem § 27 Absatz 2, wie sie seit dem Kindergartenjahr 2019/2020 gültig
ist; sie sichert die Abwic lung un  Endabrechnung der pauschalierten Lan eszu¬
schüsse des Kita-Träger-Rettungsprogramms.

Zu Absatz 5
Mit der Evaluationsklausei sind eine fortlaufende umfassende Prüfung der Finanzie¬
rung und deren Auswirkungen unter Mitwirkung der genannten Akteure gesetzlich
erankert. In den Prozess sind die genannten weiteren Akteure einzubeziehen. Die

Auswirkungen dieses Gesetzes sollen insbesondere unter Berücksichtigung der ein¬
heitlichen Fortschreibungsrate einschließlich des Verhältnisses zwischen Personal-
und Sachkosten nach § 37 überprüft werden. Dabei wird zum jetzigen Zeitpunkt nicht
davon ausgegangen, dass dabei personenbezogene Daten erhoben und verarbeitet
werden. Die Bestimmung entspricht Ziffer 8 der mit den kommunalen Spitzenverbän¬
den am 8. Januar 2019 getroffenen Vereinbarung.

Zu Artikel 2
it Arti el 2 wird das Schulgesetz im Hinblick auf die Neunummerierungen der §§ 18

und 19 in Artikel 1 redaktionell angepasst.

Zu Artikel 3
Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten des Gesetzes.
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KiBiz a. F.
(ab 1.8.2019 gültige Fassung)

Referentenentwurf „Gesetz zur frühen Förde¬
rung und Bildung von Kindern (Kinderbil¬

dungsgesetz - KiBiz) 
Entwurf für 1.8.2020

Erstes Kapitel
Allgemeine Bestimmungen

Teil 1
Allgemeine Bestimmungen

§1
Geltungsbereich und Begriffsbestimmung

§1
Geltungsbereich und Begriffsbestimmun¬

gen
(1) Das Gesetz gilt für die Bildung, Erziehung
und Betreuung von Kindern in Kindertages¬
einrichtungen und in der Kindertagespflege.
Es findet keine Anwendung auf heilpädago¬
gische Einrichtungen.

(1) Dieses Gesetz gilt für die Bildung, Erzie¬
hung und Betreuung von Kindern in Kinder¬
tageseinrichtungen und in der Kindertages¬
pflege. Es findet keine Anwendung auf heil¬
pädagogische Einrichtungen.

(2) Das Gesetz gilt für Kinder, die einen
Platz in einer Kindertageseinrichtung oder
in der Kindertagespflege in Nordrhein-
Westfalen in Anspruch nehmen.
(3) Für die Inanspruchnahme von Kinderta¬
geseinrichtungen und Kindertagespflege so¬
wie für die Planungsverantwortung gelten die
Vorschriften des Achten Buches Sozialge¬
setzbuch - Kinder- und Jugendhilfe - in der
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Sep¬
tember 2012 (BGBl. I S. 2022) in der jeweils
geltenden Fassung (SGB VIII) unmittelbar.

(2) Dieses Gesetz gilt für Kinder, die einen
Platz in einer Kindertageseinrichtung oder in
der Kindertagespflege in Nordrhein-
Westfalen in Anspruch nehmen.

(4) Eltern im Sinne des Gesetzes sind die
jeweiligen Erziehungsberechtigten; §§ 5 und
23 bleiben unberührt.

(3) Eltern im Sinne dieses Gesetzes sind die
jeweiligen Erziehungsberechtigten. Ein Kin¬
dergartenjahr entspricht dem Schuljahr, es
beginnt am 1. August und endet am 31. Juli
des folgenden Jahres.

§2
Allgemeine Grundsätze

§2
Allgemeine Grundsätze

Jedes Kind hat einen Anspruch auf Bildung
und auf Förderung seiner Persönlichkeit.
Seine Erziehung liegt in der vorrangigen Ver¬
antwortung seiner Eltern. Die Familie ist der
erste und bleibt ein wichtiger Lern- und Bil¬
dungsort des Kindes. Die Bildungs- und Er¬
ziehungsarbeit in den Tageseinrichtungen
und in der Kindertagespflege ergänzt die
Förderung des Kindes in der Familie und
steht damit in der Kontinuität des kindlichen
Bildungsprozesses. Sie orientiert sich am
Wohl des Kindes. Ziel ist es, jedes Kind indi¬
viduell zu fördern.

(1) Jedes Kind hat einen Anspruch auf Bil¬
dung und auf Förderung seiner Persönlich¬
keit. Seine Erziehung liegt in der vorrangigen
Verantwortung seiner Eltern. Die Familie ist
der erste und bleibt ein wichtiger Lern- und
Bildungsort des Kindes. Die Bildungs- und
Erziehungsarbeit in den Tageseinrichtungen
und in der Kindertagespflege ergänzt die
Förderung des Kindes in der Familie und
steht damit in der Kontinuität des kindlichen
Bildungsprozesses. Sie orientiert sich am
Wohl des Kindes. Ziel ist es, jedes Kind indi¬
viduell zu fördern.

§3
Aufgaben und Ziele
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(1) Kindertageseinrichtungen und Kinderta¬
gespflege haben einen eigenständigen Bil-
dungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag.

(2) Kindertageseinrichtungen und Kinderta¬
gespflege haben einen eigenständigen Bil¬
dungs-, Erziehungs- und Betreuungsauftrag.

(2) Die Förderung des Kindes in der Entwick¬
lung seiner Persönlichkeit und die Beratung
und Information der Eltern insbesondere in
Fragen der Bildung und Erziehung sind
Kernaufgaben der Kindertageseinrichtungen
und der Kindertagespflege. Das pädagogi¬
sche Personal in den Kindertageseinrichtun¬
gen und die Tagespflegepersonen haben den
Bildungs- und Erziehungsauftrag im regel¬
mäßigen Dialog mit den Eltern durch¬
zuführen und deren erzieherische Entschei¬
dungen zu achten.

(3) Die Förderung des Kindes in der Entwick¬
lung seiner Persönlichkeit und die Beratung
und Information der Eltern insbesondere in
Fragen der Bildung und Erziehung sind
Kernaufgaben der Kindertageseinrichtungen
und der Kindertagespflege. Das pädagogi¬
sche Personal in den Kindertageseinrichtun¬
gen und die Kindertagespflegepersonen ha¬
ben den Bildungs- und Erziehungsauftrag im
regelmäßigen Dialog mit den Eltern durchzu¬
führen und deren erzieherische Entscheidun¬
gen zu achten.

§ 3a
Wunsch- und Wahlrecht

§3
Wunsch- und Wahlrecht

(1) Eltern haben das Recht, für die Betreuung
ihrer Kinder zwischen den im Rahmen der
örtlichen Jugendhilfeplanungen zur Verfü¬
gung stehenden Tagesbetreuungsangeboten 
zu wählen.

(1) Eltern haben das Recht, für die Betreuung
ihrer Kinder zwischen den im Rahmen der
örtlichen Jugendhilfeplanungen zur Verfü¬
gung stehenden Tagesbetreuungsangeboten
zu wählen.

(2) Der Wahl nach Absatz 1 soll am Ort des
gewöhnlichen Aufenthaltes und auch an ei¬
nem anderen Ort entsprochen werden, so¬
fern dies nicht mit unverhältnismäßigen
Mehrkosten verbunden ist. Dabei sind die
Bedürfnisse von Kindern mit oder mit dro¬
hender Behinderung an einer wohnortnahen
Betreuung in einer Kindertageseinrichtung
oder in Kindertagespflege zu berücksichti¬
gen. Bei der Feststellung der Verhältnismä¬
ßigkeit der Mehrkosten sind alle für die Wahl
maßgeblichen Gründe angemessen zu be¬
rücksichtigen.

(2) Der Wahl nach Absatz 1 soll am Ort des
gewöhnlichen Aufenthaltes und auch an ei¬
nem anderen Ort entsprochen werden, so¬
fern dies nicht mit unverhältnismäßigen
Mehrkosten verbunden ist. Dabei sind die
Bedürfnisse von Kindern mit oder mit dro¬
hender Behinderung an einer wohnortnahen
Betreuung in einer Kindertageseinrichtung
oder in Kindertagespflege zu berücksichti¬
gen. Bei der Feststellung der Verhältnismä¬
ßigkeit der Mehrkosten sind alle für die Wahl
maßgeblichen Gründe angemessen zu be¬
rücksichtigen, insbesondere der Wunsch
nach einem Betreuungsangebot mit beson¬
deren Öffnungszeiten oder besonderer Lage
zum Arbeits- oder Ausbildungsplatz eines
Elternteiles.

(3) Der zeitliche Umfang des Betreuungsan¬
spruchs' richtet sich nach dem individuellen
Bedarf. Die Eltern haben das Recht, die Be¬
treuungszeit für ihre Kinder entsprechend
ihrem Bedarf und im Rahmen dieses Geset¬
zes zu wählen. Die Träger der Tageseinrich¬
tungen und die Träger der öffentlichen Ju¬
gendhilfe (Jugendämter) sollen das Angebot
an den Bedarfen der Familien ausrichten und
den Wünschen für den Betreuungsumfang in
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege
entsprechen.

(3) Der zeitliche Umfang des Betreuungsan¬
spruchs richtet sich nach dem individuellen
Bedarf. Die Eltern haben das Recht, die Be¬
treuungszeit für ihre Kinder entsprechend
ihrem Bedarf und im Rahmen dieses Geset¬
zes zu wählen.
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§4
Bedarfsplanung und Bedarfsermittlung
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe
(Jugendämter) sind im Rahmen ihrer Ju¬
gendhilfeplanung unter Einbeziehung der
Träger der freien Jugendhilfe zur Entwicklung
eines bedarfsgerechten Betreuungsangebo¬
tes in Tageseinrichtungen und Kindertages¬
pflege verpflichtet. Dabei ist der Vorrang der
Trägerschaft anerkannter Träger der freien
Jugendhilfe gemäß § 4 Absatz 2 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch - Kinder- und Ju¬
gendhilfe - in der Fassung der Bekanntma¬
chung vom 11. September 2012 (BGBl. I S.
2022), in der jeweils geltenden Fassung, so¬
weit möglich zu berücksichtigen. Die Bedarfe
für eine gemeinsame Förderung von behin¬
derten oder von Behinderung bedrohten und
nicht behinderten Kindern sind zu beachten.

(2) Die Jugendämter erstellen für ihren Bezirk
einen Bedarfsplan zur Kindertagesbetreuung
in Tageseinrichtungen und in Kindertages¬
pflege und schreiben diesen jährlich fort. Der
Bedarfsplan weist die im Jugendamtsbezirk
zur Bedarfsdeckung betriebsgenehmigten
Plätze in Tageseinrichtungen und in Kinder¬
tagespflege aus. Er enthält die zur Realisie¬
rung eines bedarfsgerechten Angebotes vo¬
raussehbare Entwicklung mit der Beschrei¬
bung erforderlicher Maßnahmen unter Be¬
rücksichtigung besonderer sozialräumlicher
und zielgruppenorientierter Belange für die
nächsten fünf Jahre.

§ 3 a Absatz 3 S. 3 aF
Die Träger der Tageseinrichtungen und die
Träger der öffentlichen Jugendhilfe (Jugend¬
ämter) sollen das Angebot an den Bedarfen
der Familien ausrichten und den Wünschen
für den Betreuungsumfang in Tageseinrich¬
tungen und in Kindertagespflege entspre¬
chen.

§ 18 Absatz 2 S. 6
Die kommunale Jugendhilfeplanung stellt
sicher, dass in ihrem Bezirk alle Betreuungs¬
zeiten in bedarfsgerechtem Umfang vorge¬
halten werden.

(3) Die Jugendämter sollen das Angebot an
den Bedarfen der Familien ausrichten und
den Wünschen für den Betreuungsumfang in
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege
entsprechen. Sie stellen sicher, dass in ihrem
Bezirk alle Betreuungszeiten in bedarfsge¬
rechtem Umfang und verlässliche Angebote
in der Kindertagespflege vorgehalten werden.
Bei der Planung sind auch Betreuungsbedar-
fe in den Morgen- oder Abendstunden sowie
an Wochenend- und Feiertagen und in Feri¬
enzeiten zu berücksichtigen. Sozialräumliche
Besonderheiten, wie die adäquate Versor¬
gung von sozial oder wirtschaftlich benachtei¬
ligten Bevölkerungskreisen, und besondere
Angebote, wie Familienzentren gemäß §§ 42
und 43 oder plusKITAs gemäß §§ 44 und 45,
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sind zu berücksichtigen. In Ansehung der
Anliegen erwerbstätiger und in Ausbildung
stehender Eltern ist auch einem Bedarf an
Plätzen für wohnsitzfremde Kinder Rechnung
zu tragen.

(4) Um den örtlichen Bedarf an Plätzen nach
Zahl, Art und Ausgestaltung unter Berück¬
sichtigung der Wünsche, Bedürfnisse und
Interessen zu ermitteln, sollen neben demo¬
grafischen Modellrechnungen oder anderen
Verfahren, auch gerade im Hinblick auf benö¬
tigte Öffnungs- und Betreuungszeiten, min¬
destens alle drei Jahre Befragungen der El¬
tern und ihrer Kinder erfolgen.
(5) Bedarfspläne sollen in Abhängigkeit der
örtlichen Erfordernisse und zur Erleichterung
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf mit
den benachbarten Jugendämtern abgestimmt
werden, besonders sofern Plätze notwendig
sind,' um den Bedarf aus verschiedenen Ju¬
gendamtsbezirken zu decken.

§ 5 Absatz 1
Das Jugendamt kann die Verpflichtung nach
§ 24 SGB VIII, für Kinder im schulpflichtigen
Alter nach Bedarf Plätze in Tageseinrichtun¬
gen vorzuhalten, auch durch entsprechende
Angebote in Schulen erfüllen. Dies gilt nach
Ende des Kindergartenjahres auch für Kin¬
der, die im selben Kalenderjahr eingeschult
werden. Hierbei soll es mit den Trägern der
freien Jugendhilfe Zusammenwirken.

(6) Die Jugendämter können die Verpflich¬
tung nach § 24 des Achten Buches Sozialge¬
setzbuch, für Kinder im schulpflichtigen Alter
nach Bedarf Plätze in Tageseinrichtungen
vorzuhalten, auch durch entsprechende An¬
gebote in Schulen erfüllen. Dies gilt nach En¬
de des Kindergartenjahres auch für Kinder,
die im selben Kalenderjahr eingeschult wer¬
den. Hierbei sollen die Jugendämter mit den
Trägern der freien Jugendhilfe Zusammen¬
wirken. Die Eltern von Kindern im letzten Jahr
vor der Einschulung sind zu Beginn des Kin¬
dergartenjahres auf die Betreuungsmöglich¬
keiten für schulpflichtige Kinder bis zum
Schuleintritt hinzuweisen.

§ 3b
Bedarfsanzeige und Anmeldung

§5
Bedarfsanzeige und Anmeldung

(1) Die Inanspruchnahme eines Betreuungs¬
platzes setzt grundsätzlich voraus, dass El¬
tern dem Jugendamt spätestens sechs Mo¬
nate vor Inanspruchnahme den für ihr Kind
gewünschten Betreuungsbedarf, den ge¬
wünschten Betreuungsumfang und die Be¬
treuungsart schriftlich angezeigt haben. Die
Anzeige kann auch über elektronische Sys¬
teme, über die Tageseinrichtungen oder über
die örtlichen Fachvermittlungsstellen für Kin¬
dertagespflege erfolgen.

(1) Die Inanspruchnahme eines Betreuungs¬
platzes setzt grundsätzlich voraus, dass El¬
tern dem Jugendamt spätestens sechs Mo¬
nate vor Inanspruchnahme den für ihr Kind
gewünschten Betreuungsbedarf, den ge¬
wünschten Betreuungsumfang und die Be¬
treuungsart schriftlich oder elektronisch an¬
gezeigt haben. Die Anzeige kann auch über
die Tageseinrichtungen oder über die örtli¬
chen Fachvermittlungsstellen für Kinderta¬
gespflege erfolgen. Soweit elektronische Be¬
darfsanzeigeverfahren eingesetzt werden,
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sind die Fachvermittlungsstellen für Kinderta¬
gespflege in geeigneterWeise aufzunehmen.

(2) Eltern, bei denen kurzfristig Bedarf für
einen Betreuungsplatz entsteht, haben die¬
sen gegenüber dem Jugendamt unverzüglich
anzuzeigen. Die Jugendämter sollen im
Rahmen ihrer Planung auch für Fälle Vorkeh¬
rungen treffen, in denen die Eltern aus be¬
sonderen Gründen ausnahmsweise schneller
als in der Sechsmonatsfrist nach Absatz 1
einen Betreuungsplatz benötigen.

(2) Eltern, bei denen kurzfristig Bedarf für
einen Betreuungsplatz entsteht, haben die¬
sen gegenüber dem Jugendamt unverzüglich
anzuzeigen. Die Jugendämter sollen im
Rahmen ihrer Planung auch dafür Vorkeh¬
rungen treffen, wenn Eltern im Laufe des
Kindergartenjahres oder aus besonderen
Gründen ausnahmsweise schneller als in der
Sechsmonatsfrist nach Absatz 1 einen Be¬
treuungsplatz benöti en.

(3) Die Jugendämter müssen den Eltern den
Eingang der Bedarfsanzeige spätestens nach
einem Monat bestätigen und sie gleichzeitig
über die örtlichen Kostenbeiträge nach § 90
SGB VIII informieren. Wenn nicht bereits ein
Betreuungsvertrag abgeschlossen wurde,
erhalten in den Fällen des Absatzes 1 die
Eltern vom Jugendamt in der Regel bis acht
Wochen, spätestens aber sechs Wochen vor
dem Zeitpunkt, für den der Bedarf angemel¬
det wurde, eine Benachrichtigung über die
Zuweisung des Betreuungsplatzes.

(3) Die Jugendämter müssen den Eltern den
Eingang der Bedarfsanzeige spätestens nach
einem Monat bestätigen und sie gleichzeitig
über die örtlichen Kostenbeiträge nach § 90
des Achten Buches Sozialgesetzbuch infor¬
mieren. Wenn nicht bereits ein Betreuungs¬
vertrag abgeschlossen wurde, erhalten in
den Fällen des Absatzes 1 die Eltern vom
Jugendamt in der Regel bis acht Wochen,
spätestens aber sechs Wochen vor dem
Zeitpunkt, für den der Bedarf angemeldet
wurde, eine Benachrichtigung über die Zu¬
weisung des Betreuungsplatzes.

(4) Wenn und soweit die vor Ort eingesetzten
Bedarfsanzeigeverfahren auch vorsehen,
dass die Eltern den Betreuungsbedarf ihres
Kindes in den Tageseinrichtungen oder bei
den örtlichen Fachvermittlungsstellen für Kin¬
dertagespflege persönlich anzeigen können,
sind die Träger verpflichtet, an den Bedarfs¬
anzeigeverfahren mitzuwirken. Die Rechte
der Träger in Zusammenhang mit der Gestal¬
tung der Anmeldung in der Einrichtung und
der Aufnahmeentscheidung bleiben unbe¬
rührt.

(4) Wenn und soweit die vor Ort eingesetzten
Bedarfsanzeigeverfahren auch vorsehen,
dass die Eltern den Betreuungsbedarf ihres
Kindes in den Tageseinrichtungen oder bei
den örtlichen Fachvermittlungsstellen für Kin¬
dertagespflege persönlich anzeigen können,
sind die Träger von Kindertageseinrichtungen
und die der örtlichen Fachvermittlungsstellen
für Kindertagespflege verpflichtet, an den
Bedarfsanzeigeverfahren mitzuwirken. Die
Rechte der Träger in Zusammenhang mit der
Gestaltung der Anmeldung in der Einrichtung
und der Aufnahmeentscheidung bleiben un¬
berührt.

(5) In Ergänzung des Bedarfsanzeigeverfah¬
rens nach den Absätzen 1 bis 3 können die
Jugendämter nach Absprache mit den be¬
troffenen Trägern von Kindertageseinrichtun¬
gen auch Verfahren vorsehen, die eine Be¬
darfsanzeige in den Kindertageseinrichtun¬
gen bereits neun Monate vor Inanspruch¬
nahme eines Tageseinrichtungsplatzes vor¬
sehen. Die Sechsmonatsfrist des Absatzes 1
bleibt unberührt.

(5) In Ergänzung des Bedarfsanzeigeverfah¬
rens nach den Absätzen 1 bis 3 können die
Jugendämter nach Absprache mit den be¬
troffenen Trägern von Kindertageseinrichtun¬
gen auch Verfahren vorsehen, die eine Be¬
darfsanzeige in den Kindertageseinrichtun¬
gen bereits neun Monate vor Inanspruch¬
nahme eines Tageseinrichtungsplatzes vor¬
sehen. Die Sechsmonatsfrist des Absatzes 1
bleibt unberührt.

§6
Fachberatung
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(1) Die Tageseinrichtungen und die Kinderta¬
gespflegepersonen sollen durch die örtlichen
Träger der öffentlichen Jugendhilfe fachlich
beraten werden. Zu den Aufgaben der Fach¬
beratung gehören insbesondere:
1. die Sicherstellung und Weiterentwicklung

des Leistungsangebotes der Tagesein¬
richtungen und der Kindertagespflege,

2. die Unterstützung bei der Organisation
und Planung eines notwendigen Platz-
ausbaus,

3. die Beratung und Unterstützung der Trä¬
ger bei der Konzeptentwicklung, Quali¬
tätssicherung und -entwicklung,

4. die Qualifizierung der pädagogischen Ar¬
beit auch durch Fort- und Weiterbildungen
zu übergreifenden pädagogischen und
organisatorischen Fragestellungen,

5. die Organisation eines angebots-, einrich-
tungs- beziehungsweise trägerübergrei-
fenden fachlichen Austauschs,

6. die Information der Träger und Kinderta¬
gespflegepersonen über fachpolitische
Entwicklungen und Regelungsänderun¬
gen,

7. die Bereitstellung von angebots- und trä-
gerübergreifenden Arbeitshilfen und

8. die Mitwirkung an überörtlichen Evaluati¬
onen, überörtlicher Qualitätssicherung
und -entwicklung.

(2) Die Träger bieten den von ihnen betrie¬
benen Tageseinrichtungen in angemesse¬
nem Umfang Fachberatung an. Diese unter¬
stützt und berät das pädagogische Personal
der Tageseinrichtung in allen für die Qualität
der Arbeit bedeutsamen Fragen einschließ¬
lich der konzeptionellen und strukturellen
Weiterentwicklung.
(3) Die Jugendämter sind verpflichtet, eine
den Aufgaben nach § 23 Absatz 1, Absatz 4
Satz 1 und § 43 Absatz 4 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch angemessene Fachbera¬
tung und -Vermittlung vorzuhalten, vor allem
um die Kindertagespflege als verlässliches
und qualifiziertes Kindertagesbetreuungsan¬
gebot zu erhalten und weiter zu entwickeln.
Soweit die im Jugendamtsbezirk tätigen Kin¬
dertagespflegepersonen im Rahmen des §
23 Absatz 4 Satz 3 des Achten Buches Sozi¬
algesetzbuch eine gewählte Vertretung ihrer
Interessen im Jugendamtsbezirk anstreben,
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umfasst die Fachberatung auch die Unter¬
stützung bei dieser Wahl.

§ 
Diskriminierungsverbot

§7
Diskriminierungsverbot

Die Aufnahme eines Kindes in eine Kinderta-
geseinrichtung darf nicht aus Gründen seiner
Rasse oder ethnischen Herkunft, seiner Nati¬
onalität, seines Geschlechtes, seiner Behin¬
derung, seiner Religion oder seiner Weltan¬
schauung verweigert werden. Die verfas¬
sungsmäßigen Rechte der Kirchen bleiben
unberührt.

Die Aufnahme eines Kindes in eine Kinderta¬
geseinrichtung darf nicht aus Gründen seiner
Rasse oder ethnischen Herkunft, seiner Nati¬
onalität, seines Geschlechtes, seiner Behin¬
derung, seiner Religion oder seiner Weltan¬
schauung verweigert werden. Die verfas¬
sungsmäßigen Rechte der Kirchen bleiben
unberührt.

§8
Gemeinsame Förderung aller Kinder

§8
Gemeinsame Förderung aller Kinder

Kinder mit Behinderungen und Kinder, die
von einer Behinderung bedroht sind, sollen
gemeinsam mit Kindern ohne Behinderung
gefördert werden. Die besonderen Bedürfnis¬
se von Kindern mit Behinderungen und von
Kindern, die von einer Behinderung bedroht
sind, sind bei der pädagogischen Arbeit zu
berücksichtigen.

Kinder mit Behinderungen und Kinder, die
von einer Behinderung bedroht sind, sollen
gemeinsam mit Kindern ohne Behinderung
gefördert werden. Die besonderen Bedürfnis¬
se von Kindern mit Behinderungen und von
Kindern, die von einer Behinderung bedroht
sind, sind bei der pädagogischen Arbeit zu
berücksichtigen.

§9
Zusammenarbeit mit den Elte  

§9
Zusammenarbeit mit den Eltern

(1) Das Personal der Kindertageseinrichtun¬
gen und Tagespflegepersonen arbeiten mit
den Eltern bei der Förderung der Kinder
partnerschaftlich und vertrauensvoll zusam¬
men. Die Eltern haben einen Anspruch auf
eine regelmäßige Information über den Stand
des Bildungs- und Entwicklungsprozesses
ihres Kindes. Dazu ist den Eltern mindestens
einmal im Kindergartenjahr ein Gespräch
über die Entwicklung ihres Kin-des, seine
besonderen Interessen und Fähigkeiten so¬
wie geplante Maßnahmen zur gezielten För¬
derung des Kindes anzubieten. Eltern, die
Kommunikationsunterstützung benötigen und
deren Kinder in einer Kindertageseinrichtung
oder in der Kindertages-pflege betreut wer¬
den, haben die Rechte aus § 8 Absatz 1 Satz
2 des Behindertengleichstellungsgesetzes
Nordrhein-Westfalen vom1 16. Dezember
2003 (GV. NRW. S. 766) in der jeweils gel¬
tenden Fassung in Verbindung mit der Kom¬
munikationsunterstützungsverordnung Nord¬
rhein-Westfalen vom 15, Juni 2004 (GV.
NRW. S. 336) in der jeweils geltenden Fas¬
sung.

(1) Das Personal der Kindertageseinrichtun¬
gen und die Kindertagespflegepersonen ar¬
beiten mit den Eltern bei der Förderung der
Kinder partnerschaftlich und vertrauensvoll
zusammen. Die Eltern haben einen Anspruch
auf eine regelmäßige Information über den
Stand des Bildungs- und Entwicklungspro¬
zesses ihres Kindes. Dazu ist den Eltern
mindestens einmal im Kindergartenjahr ein
Gespräch über die Entwicklung ihres Kindes,
seine besonderen Interessen und Fähigkei¬
ten sowie geplante Maßnahmen zur gezielten
Förderung des Kindes anzubieten. Eltern, die
Kommunikationsunterstützung benötigen und
deren Kinder in einer Kindertageseinrichtung
oder in der Kindertagespflege betreut wer¬
den, haben die Rechte aus § 8 Absatz 1 Satz
2 des Behindertengleichstellungsgesetzes
Nordrhein-Westfalen vom 16. Dezember
2003 (GV. NRW. S. 766) in Verbindung mit
der Kommunikationsunterstützungsverord¬
nung Nordrhein-Westfalen vom 15. Juni 2004
(GV. NRW. S. 336) jeweils in der jeweils gel¬
tenden Fassung.

(2) Das pädagogische Personal berät und (2) Das pädagogische Personal berät und
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unterstützt die Eltern und Familien im Rah¬
men seiner Kompetenzen zu wichtigen Fra¬
gen der Bildung, Erziehung und Betreuung
des Kindes.

unterstützt die Eltern und Familien im Rah¬
men seiner Kompetenzen zu wichtigen Fra¬
gen der Bildung, Erziehung und Betreuung
des Kindes.

§ 9a
Elternmitwirkung in der Kindertage-

sein-richtung

§10
Elternmitwirkung in der Kindertagesein¬

richtung
(1) In jeder Kindertageseinrichtung werden
zur Förderung der Zusammenarbeit von El¬
tern, Personal und Trägern die Elternver¬
sammlung, der Elternbeirat und der Rat der
Kindertageseinrichtung gebildet. Das Verfah¬
ren über die Zusammensetzung der Gremien
in der Tageseinrichtung und die Geschäfts¬
ordnung werden vom Träger im Einverneh¬
men mit den Eltern festgelegt, soweit in die¬
sem Gesetz nicht etwas anderes bestimmt
ist. Bei Wahlen und Abstimmungen haben
Eltern eine Stimme je Kind. Die Mitwirkungs¬
gremien sollen die Zusammenarbeit zwi¬
schen den Eltern, dem Träger und dem pä¬
dagogischen Personal sowie das Interesse
der Eltern für die Arbeit der Einrichtung för¬
dern.

(1) In jeder Kindertageseinrichtung werden
zur Förderung der Zusammenarbeit von El¬
tern, Personal und Trägern die Elternver¬
sammlung, der Elternbeirat und der-Rat der
Kindertageseinrichtung gebildet. Regelungen
über die Zusammensetzung der Gremien in
der Tageseinrichtung und Geschäftsordnun¬
gen dieser Gremien werden vom Träger im
Einvernehmen mit den Eltern festgelegt, so¬
weit in diesem Gesetz nicht etwas anderes
bestimmt ist. Bei Wahlen und Abstimmungen
haben Eltern eine Stimme je Kind. Die Mit¬
wirkungsgremien sollen die Zusammenarbeit
zwischen den Eltern, dem Träger und dem
pädagogischen Personal sowie das Interesse
der Eltern für die Arbeit der Einrichtung för¬
dern.

(2) Die Eltern der die Einrichtung besuchen¬
den Kinder bilden die Elternversammlung.
Diese wird mindestens einmal im Kindergar¬
tenjahr von dem Träger der Kindertagesein¬
richtung bis spätestens 10. Oktober einberu¬
fen. Eine Einberufung hat außerdem zu er¬
folgen, wenn mindestens ein Drittel der Elte n
dies verlangt. In der Elternversammlung in¬
formiert der Träger über personelle Verände¬
rungen sowie pädagogische und konzeptio¬
nelle Angelegenheiten sowie die angebote¬
nen Öffnungs- und Betreuungszeiten. Zu den
Aufgaben der Elternversammlung gehört die
Wahl der Mitglieder des Elternbeirates. Die
Elternversammlung soll auch für Angebote
zur Stärkung der Bildungs- und Erziehungs¬
kompetenz der Eltern genutzt werden.

(2) Die Eltern der die Einrichtung besuchen¬
den Kinder bilden die Elternversammlung.
Diese wird mindestens einmal im Kindergar¬
tenjahr von dem Träger der Kindertagesein¬
richtung bis spätestens 10. Oktober einberu¬
fen. Eine Einberufung hat außerdem zu er¬
folgen, wenn mindestens ein Drittel der Eltern
dies verlangt. In der Elternversammlung in¬
formiert der Träger über personelle Verände¬
rungen sowie pädagogische und konzeptio¬
nelle Angelegenheiten sowie die angebote¬
nen Öffnungs- und Betreuungszeiten. Zu den
Aufgaben der Elternversammlung gehört die
Wahl der Mitglieder des Elternbeirates. Die
Elternversammlung soll auch für Angebote
zur Stärkung der Bildungs- und Erziehungs¬
kompetenz der Eltern genutzt werden.

(3) Der Elternbeirat vertritt die Interessen der
Elternschaft gegenüber dem Träger und der
Leitung der Einrichtung. Dabei hat er auch
die besonderen Interessen von Kindern mit
Behinderungen in der Einrichtung und deren
Eltern angemessen zu berücksichtigen. Das
Mandat des Elternbeirates gilt über das Ende
eines Kindergartenjahres hinaus und endet
mit der Wahl eines neuen Elternbeirates,
wenn in den Verfahrensregeln und Ge-

(3) Der Elternbeirat vertritt die Interessen der
Elternschaft des aktuellen Kindergartenjahres
gegenüber dem Träger und der Leitung der
Einrichtung. Dabei hat er auch die besonde¬
ren Interessen von Kindern mit Behinderun¬
gen in der Einrichtung und deren Eltern an¬
gemessen zu berücksichtigen. Das Mandat
des Elternbeirates gilt über das Ende eines
Kindergartenjahres hinaus und endet mit der
Wahl eines neuen Elternbeirates, wenn in
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schäftsordnungen nach Absatz 1 Satz 2 kei¬
ne andere Regelung getroffen wurde.

den Verfahrensregeln und Geschäftsordnun¬
gen nach Absatz 1 Satz 2 keine andere Re¬
gelung getroffen wurde. Bei einem Mandat
über das Ende eines Kindergartenjahres hin¬
aus, beraten und entscheiden die Mitglieder
des Elternbeirates im Interesse der neuen
Elternschaft, wie die Eltern im aktuellen Kin¬
dergartenjahr, beispielsweise in der Ver¬
sammlung der Elternbeiräte, vertreten wer-.
den. Wenn die Betreuung der Kinder in der
Einrichtung endet, scheiden ihre Eltern aus
dem Elternbeirat aus.

(4) Der Elternbeirat ist vom Träger und der
Leitung der Einrichtung rechtzeitig und um¬
fassend über wesentliche Entscheidungen in
Bezug auf die Einrichtung zu informieren und
insbesondere vor Entscheidungen über die
pädagogische Konzeption der Einrichtung,
über die personelle Besetzung, die räumliche
und sachliche Ausstattung, die Hausordnung,
die Öffnungszeiten, einen Trägerwechsel
sowie die Aufnahmekriterien anzuhören. Ge¬
staltungshinweise hat der Träger angemes¬
sen zu berücksichtigen.

(4) Der Elternbeirat ist vom Träger und der
Leitung der Einrichtung rechtzeitig und um¬
fassend über wesentliche Entscheidungen in
Bezug auf die Einrichtung zu informieren und
insbesondere vor Entscheidungen über die
pädagogische Konzeption der Einrichtung,
über die personelle Besetzung, die räumliche
und sachliche Ausstattung, die Hausordnung,
die Öffnungszeiten, einen Trägerwechsel
sowie die Aufnahmekriterien anzuhören. Ge¬
staltungshinweise hat der Träger angemes¬
sen zu berücksichtigen.

(5) Entscheidungen, die die Eltern in finanzi¬
eller Hinsicht berühren, bedürfen grundsätz¬
lich der Zustimmung durch den Elternbeirat.
Hierzu zählen vor allem die Planung und Ge¬
staltung von Veranstaltungen für Kinder und
Eltern sowie die Verpflegung in der Einrich¬
tung, soweit es sich dabei zum Beispiel nicht
nur um geringfügige Preissteigerungen im
Rahmen allgemeinüblicher Teuerungsraten
handelt.

(5) Entscheidungen, die die Eltern in finanzi¬
eller Hinsicht berühren, bedürfen grundsätz¬
lich der Zustimmung durch den Elternbeirat.
Hierzu zählen vor allem die Planung und Ge¬
staltung von Veranstaltungen für Kinder und
Eltern sowie die Verpflegung in der Einrich¬
tung, soweit es sich dabei zum Beispiel nicht
nur um geringfügige Preissteigerungen im
Rahmen allgemeinüblicher Teuerungsraten
handelt.

(6) Der Rat der Kindertageseinrichtung be¬
steht aus Vertreterinnen und Vertretern des
Trägers, des Personals  nd des Elternbeira¬
tes. Aufgaben sind insbesondere die Bera¬
tung der Grundsätze der Erziehungs- und
Bildungsarbeit, die räumliche, sachliche und
personelle Ausstattung sowie die Vereinba¬
rung von Kriterien für die Aufnahme von Kin¬
dern in die Einrichtung. Der Rat der Kinder¬
tageseinrichtung tagt mindestens einmal jähr¬
lich.

(6) Der Rat der Kindertageseinrichtung be¬
steht aus Vertreterinnen und Vertretern des
Trägers, des Personals und des Elternbeira¬
tes. Aufgaben sind insbesondere die Bera¬
tung der Grundsätze der Erziehungs- und
Bildungsarbeit, die räumliche, sachliche und
personelle Ausstattung sowie die Vereinba¬
rung von Kriterien für die Aufnahme von Kin¬
dern in die Einrichtung. Der Rat der Kinder¬
tageseinrichtung tagt mindestens einmal jähr¬
lich.

§ 9b
Elternmitwirkung auf Jugendamtsbezirks¬
und Landesebene

§11
Elternmitwirkung auf Jugendamtsbezirks¬
und Landesebene
(1) Zur Wahrnehmung der Interessen von
Eltern, deren Kinder in Kindertagespflege
betreut werden, ist im Sinne eines gemein-
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samen integrierten Förderangebots anzu¬
streben, dass zur Vertretung dieser Eltern in
der „Versammlung der Elternbeiräte  bis zum
10. Oktober eine Wahl im Jugendämtsbezirk
ermöglicht wird.

(1) Die Elternbeiräte der Tageseinrichtungen
für Kinder können sich auf örtlicher Ebene zu
der Versammlung von Elternbei räten zu¬
sammenschließen und ihre Interessen ge¬
genüber den Trägern der Jugendhilfe vertre¬
ten. § 9a Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend.
Sie werden dabei von den örtlichen und
überörtlichen öffentlichen Trägern der Ju¬
gendhilfe unterstützt. Die Versammlung der
Elternbeiräte wählt in der Zeit zwischen dem
11. Oktober und dem 10. November einen
Jugendamtselternbeirat. Die Gültig-keit der
Wahl des Jugendamtselternbeirates setzt
voraus, dass sich 15 Prozent aller Elternbei¬
räte im Jugendamtsbezirk an der Wahl betei¬
ligt haben. Das Mandat der Mitglieder des
Jugendamtselternbeirates gilt über das Ende
eines Kindergartenjahres hinaus und endet
mit der Wahl eines neuen Jugendamtseltern¬
beirates, wenn in den Verfahrensregeln und
Geschäftsordnungen nach Absatz 3 keine
andere Regelung getroffen wurde. Dem Ju¬
gendamtselternbeirat ist vom Jugendamt bei
wesentlichen die Kindertageseinrichtungen
betreffenden Fragen die Möglichkeit der Mit¬
wirkung zu geben.

(2) Die Elternbeiräte der Tageseinrichtungen
für Kinder und gegebenenfalls eine Elternver¬
tretung von Eltern, deren Kinder in Kinderta¬
gespflege betreut werden, können sich auf
örtlicher Ebene zu der Versammlung von El¬
ternbeiräten zusammenschließen und ihre
Interessen gegenüber den Trägern der Ju¬
gendhilfe vertreten. § 10 Absatz 3 Satz 2 gilt
entsprechend. Sie werden dabei von den ört¬
lichen und überörtlichen öffentlichen Trägern
der Jugendhilfe unterstützt. Die Versamm¬
lung der Elternbeiräte wählt in der Zeit zwi¬
schen dem 11. Oktober und dem 10. No¬
vember aus ihrer Mitte einen Jugendamtsel¬
ternbeirat. Die Gültigkeit der Wahl des Ju¬
gendamtselternbeirates setzt voraus, dass
sich 15 Prozent aller. Elternbeiräte im Ju¬
gendamtsbezirk an der Wahl beteiligt haben.
Das Mandat der Mitglieder des Jugendamt¬
selternbeirates gilt über das Ende eines Kin¬
dergartenjahres hinaus und endet mit der
Wahl eines neuen Jugendamtselternbeirates,
wenn in den Verfahrensregeln und Ge¬
schäftsordnungen nach Absatz 4 keine ande¬
re Regelung getroffen wurde. Wenn keine
andere Regelung getroffen worden ist, endet
es mit der Wahl, auch wenn kein neuer Ju¬
gendamtselternbeirat zustande kommt, in der
Regel spätestens mit Ablauf des 10. Novem¬
ber. In den Verfahrensregeln und Geschäfts¬
ordnungen kann geregelt werden, dass der
Jugendamtselternbeirat für zwei Kindergar¬
tenjahre gewählt wird. Wenn ihre Kinder nicht
mehr in der Kindertagesbetreuung sind,
scheiden Eltern aus dem Jugendamtseltern¬
beirat aus. Dem Jugendamtselternbeirat ist
vom Jugendamt bei wesentlichen die Kinder¬
tagesbetreuung betreffenden Fragen die
Möglichkeit der Mitwirkung zu geben.

(2) Die J.ugendamtselternbeiräte können sich
auf Landesebene in der Versammlung der
Jugendamtselternbeiräte zusammen¬
schließen. Die Jugendamtselternbeiräte wäh¬
len bis zum 30. November eines jeden Jah¬
res aus ihrer Mitte den Landeselternbei-rat.
Die Gültigkeit der Wahl des Landeselternbei-

(3) Die Jugendamtselternbeiräte können sich
auf Landesebene in der Versammlung der
Jugendamtselternbeiräte zusammenschlie¬
ßen. Die Jugendamtselternbeiräte wählen bis
zum 30, November eines jeden Jahres aus
ihrer Mitte den Landeselternbeirat. Die Gül¬
tigkeit der Wahl des Landeselternbeirates
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rates setzt voraus, dass sich Jugendamtsel¬
ternbeiräte aus 15 Prozent aller Jugend¬
amtsbezirke an der Wahl beteiligt haben.
Dem Landeselternbeirat ist von der Obersten
Landesjugendbehörde bei wesentlichen die
Kindertageseinrichtungen betreffenden Fra¬
gen die Möglichkeit der Mitwirkung zu geben.

setzt voraus, dass sich Jugendamtselternbei¬
räte aus 15 Prozent aller Jugendamtsbezirke
an der Wahl beteiligt haben. In den Verfah¬
rensregeln und der Geschäftsordnung kann
geregelt werden, dass der Landeselternbeirat
für zwei Kindergartenjahre gewählt wird.
Wenn ihre Kinder nicht mehr in der Kinderta¬
gesbetreuung sind, scheiden Eltern aus dem
Landeselternbeirat aus. Dem Landeseltern¬
beirat ist von der Obersten Landesjugendbe¬
hörde bei wesentlichen die Kindertagesbe¬
treuung betreffenden Fragen die Möglichkeit
der Mitwirkung zu geben.

(3) Näheres zum Verfahren und über die Zu¬
sammensetzung der Gremien auf Jugend¬
amts- und Landesebene regeln die Ver¬
sammlungen der Elternbeiräte und der Ju¬
gendamtselternbeiräte in einer Geschäfts¬
ordnung. Der Landeselternbeirat erhält für
die mit der Wahrnehmung der Aufgaben ver¬
bundenen Ausgaben bis zu 15 000 Euro jähr¬
lich. Die Auszahlung des Betrages für die
Wahlperiode des Landeselternbeirats (1. De¬
zember bis 30. November des Folgejahres)
erfolgt ab Januar nach der Wahl. Die Ausga¬
ben einer Wahlperiode sind dem überörtli¬
chen Träger der Jugendhilfe (Landesjugend-
am't) beim Landschaftsverband Rheinland
jährlich spätestens bis zum 31. Januar des
Folgejahres nachzuweisen. Abschlagszah¬
lungen sind zu verrechnen.

(4) Näheres zum Verfahren und über die Zu¬
sammensetzung der Gremien auf Jugend¬
amts- und Landesebene regeln die Ver¬
sammlungen der Elternbeiräte und der Ju¬
gendamtselternbeiräte in einer Geschäfts¬
ordnung. Der Landeselternbeirät erhält für
die mit der Wahrnehmung der Aufgaben ver¬
bundenen Ausgaben bis zu 25 000 Euro jähr¬
lich. Die Auszahlung des Betrages für die
Wahlperiode des Landeselternbeirats, also
vom 1. Dezember bis 30. November des
Folgejahres, erfolgt ab Januar nach der
Wahl. Die Ausgaben einer Wahlperiode sind
dem überörtlichen Träger der Jugendhilfe
(Landesjugendamt) beim Land Schafts ver¬
band Rheinland jährlich spätestens bis zum
31. Januar des Folgejahres nachzuweisen.
Abschlagszahlungen sind zu verrechnen.

§10
Gesundheitsvorsorge

§12
Gesundheitsvorsorge

(1) Bei der Aufnahme in die Tageseinrichtung
ist der Nachweis über eine altersentspre¬
chend durchgeführte Gesundheitsvorsorge¬
untersuchung des Kindes durch Vorlage des
Vorsorgeuntersuchungsheftes für Kinder o-
der einer entsprechenden ärztlichen Be¬
scheinigung zu erbringen.

(1) Bei der Aufnahme in die Tageseinrichtung
ist der Nachweis über eine altersentspre¬
chend durchgeführte Gesundheitsuntersu¬
chung des Kindes nach § 26 des Fünften Bu¬
ches Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Kran¬
kenversicherung - (Artikel 1 des Gesetzes
vom 20. Dezember 1988, BGBl. I S. 2477,
2482) in der jeweils geltenden Fassung durch
Vorlage des Kinderuntersuchungsheftes oder
einer entsprechenden ärztlichen Bescheini¬
gung zu erbringen.

(2) In den Kindertageseinrichtungen und in
der Kindertagespflege ist die gesundheitliche
Entwicklung der Kinder zu fördern. Bei Vor¬
liegen gewichtiger Anhaltspunkte für eine
Beeinträchtigung sind die Eltern früh-zeitig zu
informieren und geeignete Hilfen zu vermit¬
teln; bei fortbestehender Gefährdung ist das

(2) In den Kindertageseinrichtungen und in
der Kindertagespflege ist die gesundheitliche
Entwicklung der Kinder zu fördern. Bei Vor¬
liegen gewichtiger Anhaltspunkte für eine
Beeinträchtigung sind die Eltern frühzeitig zu
informieren und geeignete Hilfen zu vermit¬
teln, bei fortbestehender Gefährdung ist das
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Jugendamt entsprechend § 8a SGB VIII zu
informieren.

Jugendamt entsprechend § 8a des Achten
Sozial esetzbuch zu informieren.

(3) Das Jugendamt arbeitet mit den für die
Durchführung ärztlicher und zahnärztlicher
Vorsorgeuntersuchungen zuständigen Stel¬
len zusammen und hat für jährliche ärztliche
und zahnärztliche Untersuchungen der Kin¬
der in den Tageseinrichtungen Sorge zu tra¬
gen. Diese können nur entfallen, wenn sicher
gestellt ist, dass diese jährlichen Untersu¬
chungen für jedes Kind anderweitig erfolgen.

(3) Das Jugendamt arbeitet mit den für die
Durchführung ärztlicher und zahnärztlicher
Vorsorgeuntersuchungen zuständigen Stel¬
len zusammen und hat für jährliche ärztliche
und zahnärztliche Untersuchungen der Kin¬
der in den Tageseinrichtungen Sorge zu tra¬
gen. Diese können nur entfallen, wenn si¬
chergestellt ist, dass diese jährlichen Unter¬
suchungen für jedes Kind anderweitig erfol¬
gen.

(4) In Kindertageseinrichtungen darf nicht
geraucht werden. Auch in Räumen, die für
die Betreuung von Kindern in Kindertages¬
pflege bestimmt sind, ist das Rauchen nicht
gestattet.

(4) In Kindertageseinrichtungen und in Räu¬
men, die für die Betreuung von Kindern in
Kindertagespflege bestimmt sind, ist das
Rauchen nicht gestattet.

§14
Kooperationen und Übergänge

§13
Kooperationen und Übergänge .

(1) Zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem
Gesetz und zur Sicherung eines beständigen
Bildungs- und Erziehungsprozesses des Kin¬
des sollen insbesondere das pädagogische
Personal in den Tageseinrichtungen und die
Tagespflegepersonen unter Berücksichtigung
kleinräumiger Gebiets- und Sozialstrukturen
miteinander, aber auch mit anderen Einrich¬
tungen und Diensten, die ihren Aufgabenbe¬
reich berühren, Zusammenarbeiten. Diese
Zusammenarbeit soll zum Wohl des Kindes,
in einem gleichberechtigten, partnerschaftli¬
chen Verhältnis und unter Beachtung des
Rechts auf informationeile Selbstbestimmung
der Kinder und ihrer Eltern erfolgen.

(1) Zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem
Gesetz und zur Sicherung eines beständigen
Bildungs- und Erziehungsprozesses des Kin¬
des sollen Träger von Kindertageseinrichtun¬
gen und Anstellungsträger im Bereich Kinder¬
tagespflege, insbesondere das pädagogische
Personal in den Tageseinrichtungen und die
Kindertagespflegepersonen, unter Berück¬
sichtigung kleinräumiger Gebiets- und Sozi¬
alstrukturen miteinander, aber auch mit ande¬
ren Einrichtungen und Diensten, die ihren
Aufgabenbereich berühren, Zusammenarbei¬
ten. Diese Zusammenarbeit soll zum Wohl
des Kindes in einem gleichberechtigten,
partnerschaftlichen Verhältnis und unter Be¬
achtung des Rechts auf informationelle
Selbstbestimmung der Kinder und ihrer  ltern
erfolgen.

(2) Zur Ausgestaltung der örtlichen Koopera¬
tion zwischen Tageseinrichtungen und Ta-
gespfiegepersonen sollen Kooperationsver¬
einbarungen geschlossen werden, die bei¬
spielsweise regelmäßigen Informationsaus¬
tausch sichern oder gemeinsame Fort- und
Weiterbildungsmaßnahmen und Veranstal¬
tungen im Sozialraum enthalten. Das Ju¬
gendamt fördert die Zusammenarbeit zwi¬
schen Kindertageseinrichtungen und Kinder¬
tagespflege.

(2) Zur Ausgestaltung der örtlichen Koopera¬
tion zwischen Tageseinrichtungen und Kin¬
dertagespflegepersonen sollen Kooperati¬
onsvereinbarungen geschlossen werden, die
beispielsweise regelmäßigen Informations¬
austausch sichern oder gemeinsame Fort-
und Weiterbildungsmaßnahmen und Veran¬
staltungen im Sozialraum enthalten. Das Ju¬
gendamt fördert die Zusammenarbeit zwi¬
schen Kindertageseinrichtungen und Kinder¬
tagespflege.

§ 14a
Zusammenarbeit zur F ühförderung und
Komplexleistung

§14
Zusammenarbeit zur Frühförderung und
Komplexleistung
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Zur Unterstützung der Förderung von Kindern
mit Behinderung oder von Behinderung be¬
drohter Kinder arbeiten diejenigen Tagesein¬
richtungen für Kinder und Kindertagespflege¬
stellen, die Kinder mit und ohne Behinderung
gemeinsam betreuen, unter regelmäßiger
Einbeziehung der Eltern mit den Sozialhilfe-,
den ahderen Rehabilitationsträgern und den
Leistungserbringern zusammen. Die Leistun¬
gen der Frühförderung und Komplexleistung
können auch in den Räumlichkeiten der Ta¬
geseinrichtungen erbracht werden, soweit
hierfür Vereinbarungen getroffen wurden und
die Voraussetzungen für die Leistungserbrin¬
gung in der Kindertageseinrichtung gegeben
sind.

Zur Unterstützung der Förderung von Kindern
mit oder mit drohender Behinderung arbeiten
diejenigen Tageseinrichtungen für Kinder und
Kindertagespflegestellen, die Kinder mit und
ohne Behinderung gemeinsam betreuen, un¬
ter regelmäßiger Einbeziehung der Eltern mit
den Sozialhilfe-, den anderen Rehabilitations¬
trägern und den Leistungserbringern zu¬
sammen. Die Leistungen der Frühförderung
und Komplexleistung können auch in den
Räumlichkeiten der Tageseinrichtungen er¬
bracht werden, soweit hierfür Vereinbarun¬
gen getroffen wurden und die Voraussetzun¬
gen für die Leistungserbringung in der Kin¬
dertageseinrichtung gegeben sind.

§13
Frühkindliche Bildung

§15
Frühkindliche Bildung

(1) Bildung ist die aktive Auseinandersetzung
des Kindes mit seiner Umgebung auf der
Grundlage seiner bisherigen Lebenserfah¬
rung. Sie ist ein konstruktiver Prozess, bei
dem Selbstbildung durch unmittelbare Wahr¬
nehmung und aktives, experimentierendes
Handeln e nerseits und Einfluss der Umge¬
bung andererseits im wechselseitigen Ver¬
hältnis zueinander stehen. Bildung wirkt da¬
rauf hin, die Entwicklung des Kindes zu einer
eigenständigen Persönlichkeit und den Er¬
werb seiner sozialen Kompetenz unter Be¬
achtung der in Artikel 6 und 7 der Verfassung
des Landes Nordrhein-Westfalen genannten
Grundsätze zu fördern.

(1) Bildung ist die aktive Auseinandersetzung
des Kindes mit seiner Umgebung auf der
Grundlage seiner bisherigen Lebenserfah¬
rung. Sie ist ein konstruktiver Prozess, bei
dem Selbstbildung durch unmittelbare Wahr¬
nehmung und aktives, experimentierendes
Handeln einerseits und Einfluss der Umge¬
bung andererseits im wechselseitigen Ver¬
hältnis zueinander stehen. Bildung wirkt da¬
rauf hin, die Entwicklung des Kindes zu einer
eigenständigen Persönlichkeit und den Er¬
werb seiner sozialen Kompetenz unter Be¬
achtung der in Artikel 6 und 7 der Verfassung
für das Land Nordrhein-Westfalen genannten
Grundsätze zu fördern.

(2) Die Kindertageseinrichtungen Und die
Kindertagespflege gestalten ihre Bildungs¬
angebote so, dass die individuellen Belange
und die unterschiedlichen Lebenslagen der
Kinder und ihrer Familien Berücksichtigung
finden. Die Bildungsgelegenheiten sind so zu
gestalten, dass die Kinder neben Wissen und
Kompetenzen auch Bereitschaften und Ein¬
stellungen (weiter-)entwickeln. Das pädago¬
gische Personal in Kindertageseinrichtungen
und in Kindertagespflege beachtet, was die
Kinder in ihren Bildungs- und Entwicklungs¬
prozess einbringen, welche Möglichkeiten sie
besitzen, welche Zeit sie benötigen, welche
Initiative sie zeigen und stimmt sein pädago¬
gisches Handeln darauf ab. Es schafft eine
anregungsreiche Umgebung, die jedem Kind
Freiräume, Muße und Zeit gibt, um mit neuen

(2) Die Kindertageseinrichtungen und die
Kindertagespflege gestalten ihre Bildungsan¬
gebote so, dass die individuellen Belange
und die unterschiedlichen Lebenslagen der
Kinder und ihrer Familien Berücksichtigung
finden. Die Bildungsgelegenheiten sind so zu
gestalten, dass die Kinder neben Wissen und
Kompetenzen auch Bereitschaften und Ein¬
stellungen entwickeln beziehungsweise wei¬
terentwickeln. Das pädagogische Personal in
Kindertageseinrichtungen und in Kinderta¬
gespflege beachtet, was die Kinder in ihren
Bildungsr und Entwicklungsprozess einbrin¬
gen, welche Möglichkeiten sie besitzen, wel¬
che Zeit sie benötigen, welche Initiative sie
zeigen und stimmt sein pädagogisches Han¬
deln darauf ab. Es schafft eine anregungsrei¬
che Umgebung, die jedem Kind Freiräume,
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Erfahrungen und Lerngelegenheiten auf sei¬
ne Weise umzugehen. Das Personal beach¬
tet dabei auch, dass verlässliche Bindung,
Vertrauen und emotionale Sicherheit den Bil¬
dungsprozess des Kindes besonders unter¬
stützen.

Muße und Zeit gibt, um mit neuen Erfahrun¬
gen und Lerngelegenheiten auf seine Weise
umzugehen. Es trägt Verantwortung für die
Gestaltung von freien und altersgerechten
Spielerfahrungen, die Kinder in ihrer Lern¬
freude und Lernmotivation unterstützen, sich
aktiv und intensiv mit sich selbst und ihrer
Umwelt auseinanderzu setzen. Das Personal
beachtet dabei, dass verlässliche Bindung,
Vertrauen und emotionale Sicherheit den Bil¬
dungsprozess des Kindes besonders unter¬
stützen.

(3) Die Kindertageseinrichtungen und die
Kindertagespflege bieten auf Basis der Ei¬
genaktivität des Kindes und orientiert an sei¬
nem Alltag vielfältige Bildungsmöglichkeiten,
die die motorische, sensorische, emotionale,
ästhetische, kognitive, kreative, soziale und
sprachliche Entwicklung des Kindes ganz¬
heitlich fördern und die Begegnung und Aus¬
einandersetzung mit anderen Menschen ein¬
schließen. Wesentlicher Ausgangspunkt für
die Gestaltung der pädagogischen Arbeit
sind die Stärken, Interessen und Bedürfnisse
des Kindes.

(3) Die Kindertageseinrichtungen und die
Kindertagespflege bieten auf Basis der Ei¬
genaktivität des Kindes und orientiert an sei¬
nem Alltag vielfältige Bildungsmöglichkeiten,
die die motorische, sensorische, emotionale,
ästhetische, kognitive, kreative, soziale und
sprachliche Entwicklung des Kindes ganz¬
heitlich fördern und die Begegnung und Aus¬
einandersetzung mit anderen Menschen ein¬
schließen. Wesentlicher Ausgangspunkt für
die Gestaltung der pädagogischen Arbeit
sind die Stärken, Interessen und Bedürfnisse
des Kindes.

(4) Das pädagogische Personal in der Kin-
dertagesbetreuung verbindet gemeinsame
Bildung und Erziehung aller Kinder mit indivi¬
dueller Förderung. Es leistet einen Beitrag zu
mehr Chancengleichheit der Kinder, unab¬
hängig von Geschlecht, sozialer oder ethni¬
scher Herkunft u d zum Ausgleich individuel¬
ler und sozialer Benachteiligungen.

(4) Das pädagogische Personal in der Kin¬
dertagesbetreuung verbindet gemeinsame
Bildung und Erziehung aller Kinder mit indivi¬
dueller Förderung. Es leistet einen Beitrag zu
mehr Chancengleichheit der Kinder, unab¬
hängig von Geschlecht, sozialer oder ethni¬
scher Herkunft und zum Ausgleich individuel¬
ler und sozialer Benachteiligungen.

(5) Bildung und Erziehung sollen dazu bei¬
tragen, dass alle Kinder sich in ihren unter¬
schiedlichen Fähigkeiten und Lebenssituatio¬
nen anerkennen, positive Beziehungen auf¬
bauen, sich gegenseitig unterstützen, zu
Gemeinsinn und Toleranz befähigt und in
ihrer interkulturellen Kompetenz gestärkt
werden.

(5) Bildung und Erziehung sollen dazu bei¬
tragen, dass alle Kinder sich in ihren unter¬
schiedlichen Fähigkeiten und Lebenssituatio¬
nen anerkennen, positive Beziehungen auf¬
bauen, sich gegenseitig unterstützen, zu
Gemeinsinn und Toleranz befähigt und in
ihrer interkulturellen Kompetenz gestärkt
werden.

§16
Partizipation

§ 13 Absatzes. 1-3
Die Bildungs- und Erziehungsarbeit wirkt da¬
rauf hin, Kinder zur gleichberechtigten ge¬
sellschaftlichen Teilhabe zu befähigen. Daher
sollen Kinder ihrem Alter, ihrem Entwick¬
lungsstand und ihren Bedürfnissen entspre¬
chend bei der Gestaltung des Alltags in der
Kindertageseinrichtung oder in der Kinderta-

(1) Die Bildungs- und Erziehungsarbeit wirkt
darauf hin, Kinder zur gleichberechtigten ge¬
sellschaftlichen Teilhabe zu befähigen und
damit ein demokratisches Grundverständnis
zu entwickeln. Daher sollen Kinder ihrem Al¬
ter, ihrem Entwicklungsstand und ihren Be¬
dürfnissen entsprechend bei der Gestaltung
des Alltags in der Kindertageseinrichtung o-
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gespflege mitwirken. Sie sind vom pädagogi¬
schen Personal bei allen sie betreffenden
Angelegenheiten alters- und entwicklungsge¬
recht zu beteiligen.

der in der Kindertagespflege mitwirken. Sie
sind vom pädagogischen Personal bei allen
sie betreffenden Angelegenheiten alters- und
entwicklungsgerecht zu beteiligen.

§ 13 Absatzes. 4
Zum Wohl der Kinder und zur Sicherung ihrer
Rechte sind in Tageseinrichtungen geeignete
Verfahren der Beteiligung und die Möglichkeit
der Beschwerde in persönlichen Angelegen¬
heiten vorzusehen und zu praktizieren

(2) Zum Wohl der Kinder und zur Sicherung
ihrer Rechte sind in Kindertageseinrichtun¬
gen geeignete Verfahren der Beteiligung und
Mitbestimmung sowie die Möglichkeit der
Beschwerde in persönlichen Angelegenhei¬
ten vorzusehen und zu praktizieren.

§ 13a
Pädagogische Konzeption

§17
Pädagogische Konze tion

(1) Die Tageseinrichtungen führen die Bil¬
dung, Erziehung und Betreuung nach einer
eigenen träger- oder einrichtungsspezifi¬
schen pädagogischen Konzeption durch.
Diese Konzeption muss Ausführungen zur
Eingewöhnungsphase, zur Bildungsförde¬
rung, insbesondere zur sprachlichen und mo¬
torischen Förderung, zur Sicherung der
Rechte der Kinder, zu Maßnahmen der Quali¬
tätsentwicklung und -Sicherung und zur Er¬
ziehungspartnerschaft mit den Eltern enthal¬
ten. Wenn in der Kindertageseinrichtung
auch unter Dreijährige betreut werden, muss
die pädagogische Konzeption auch auf dies¬
bezügliche Besonderheiten eingehen.

(1) Die Tageseinrichtungen und die Kinderta¬
gespflege führen die Bildung, Erziehung und
Betreuung nach einer eigenen pädagogi¬
schen Konzeption durch. Diese Konzeption
muss Ausführungen zur Eingewöhnungspha¬
se, zur Bildungsförderung, insbesondere zur
sprachlichen und motorischen Förderung, zur
Sicherung der Rechte der Kinder, zu Maß¬
nahmen der Qualitätsentwicklung und -
Sicherung und zur Erziehungspartnerschaft
mit den Eltern enthalten.

(2) Die pädagogische Arbeit in Kindertages¬
einrichtungen orientiert sich dabei an den
Grundsätzen zur Bildungsförderung für Kin¬
der.

(2) Die pädagogische Arbeit orientiert sich an
den Grundsätzen zur Bildungsförderung für
Kinder.

(3) Absätze 1 und 2 sollen in der Kinderta¬
gespflege entsprechend angewendet wer¬
den.

§ 13b
Beobachtung und Dokumentation

§18
Beobachtung und Dokumentation

(1) Grundlage der Erfüllung des Bildungs¬
und Erziehungsauftrages, insbesondere der
individuellen stärkenorientierten ganzheitli¬
chen Förderung eines jeden Kindes ist eine
regelmäßige alltagsintegrierte wahrnehmen¬
de Beobachtung des Kindes, Diese ist auch
auf seine Möglichkeiten und auf die individu¬
elle Vielfalt seiner Handlungen, Vorstellun¬
gen, Ideen, Werke und Problemlösungen ge¬
richtet. Die Beobachtung und Auswertung
mündet in die regelmäßige Dokumentation
des Entwicklungs- und Bildungsprozesses
des Kindes (Bildungsdokumentation). Nach
einem umfassenden Aufnahmegespräch mit

(1) Grundlage der Erfüllung des Bildungs¬
und Erziehungsauftrages, insbesondere der
individuellen stärkenorientierten ganzheitli¬
chen Förderung eines jeden Kindes ist eine
regelmäßige alltagsintegrierte wahrnehmen¬
de Beobachtung des Kindes. Diese ist auch
aufseine Möglichkeiten und auf die individu¬
elle Vielfalt seiner Handlungen, Vorstellun¬
gen, Ideen, Werke und Problemlösungen ge¬
richtet. Die Beobachtung und Auswertung
mündet in die regelmäßige Dokumentation
des Entwicklungs- und Bildungsprozesses
des Kindes (Entwicklungs- und Bildungsdo¬
kumentation). Nach einem umfassenden
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den Eltern und einer Eingewöhnungsphase,
spätestens aber sechs Monate nach Auf¬
nahme des Kindes in die Kindertageseinrich¬
tung, erfolgt eine erste Dokumentation. Entr
sprechendes ist für die Förderung in Kinder¬
tagespflege an-zustreben. Die Bildungsdo¬
kumentation setzt die schriftliche Zustimmung
der Eltern voraus.

Aufnahmegespräch mit den Eltern und einer
Eingewöhnungsphase, spätestens aber
sechs Monate nach Aufnahme des Kindes in
die Kindertageseinrichtung, erfolgt eine erste
Dokumentation. Entsprechendes ist für die
Förderung in Kindertagespflege anzustreben.
Die Entwicklungs- und Bildungsdokumentati¬
on setzt die schriftliche Zustimmung der El¬
tern voraus.

(2) Die Bildungsdokumentation ist auch Ge¬
genstand von Entwicklungsgesprächen mit
den Eltern. Wenn die Eltern in zeitlicher Nähe
zur Informationsweitergabe schriftlich zuge¬
stimmt haben, wird sie den Grundschulen zur
Einsichtnahme zur Verfügung gestellt und
von den Lehrkräften des Primarbereichs in
die weitere individuelle Förderung einbezo¬
gen. Die Eltern sind dabei auf ihre Wider¬
spruchsmöglichkeit hinzuweisen. Endet die
Betreuung des Kindes in der Tageseinrich¬
tung, wird die Bildungsdokumentation den
Eltern ausgehändigt.

(2) Die Entwicklungs- und Bildungsdokumen¬
tation ist auch Gegenstand von Entwick¬
lungsgesprächen mit den Eltern. Wenn die
Eltern in zeitlicher Nähe zur Informationswei¬
tergabe schriftlich zugestimmt haben, wird sie
den Grundschulen zur Einsichtnahme zur
Verfügung gestellt und von den Lehrkräften
des Primarbereichs in die weitere individuelle
Förderung einbezogen. Die Eltern sind dabei
darauf hinzuweisen, dass sie ihre Einwilli¬
gung zur Weiterleitung der Dokumentation an
eine Grundschule datenschutzrechtlich je¬
derzeit widerrufen können. Endet die Betreu¬
ung des Kindes, wird die Entwicklungs- und
Bildungsdokumentation den Eltern ausge¬
händigt.

§ 13c
Sprachliche Bildung

§19
Sprachliche Bildung

(1)S. 1-3
Zur Erfüllung des Bildungs- und Erziehungs¬
auftrages gehört die kontinuierliche Förde¬
rung der sprachlichen Entwicklung. Sprach-
bildung ist ein alltagsintegrierter, wesentlicher
Bestandteil der frühkindlichen Bildung. Spra¬
che ist schon in den ersten Lebensjahren das
wichtigste Denk- und Verständigungswerk¬
zeug.

(1) Zur Erfüllung des Bildungs- und Erzie¬
hungsauftrages gehört die kontinuierliche
Förderung der sprachlichen Entwicklung.
Sprachbildung ist ein alltagsintegrierter, we¬
sentlicher Bestandteil der frühkindlichen Bil¬
dung. Sprache ist schon in den ersten Le¬
bensjahren das wichtigste Denk- und Ver¬
ständigungswerkzeug.

(2) Die sprachliche Entwicklung ist im Rah¬
men dieses kontinuierlichen Prozesses re¬
gelmäßig und beginnend mit der Beobach¬
tung nach § 13b Absatz 1 Satz 4 unter Ver¬
wendung geeigneter Verfahren zu beobach¬
ten und zu dokumentieren. Die Sprachent¬
wicklung soll im Rahmen der bestehenden ,
Mögl chkeiten auch in anderen Mutterspra¬
chen beobachtet und gefördert werden.

(2) Die sprachliche Entwicklung ist  m Rah¬
men dieses kontinuierlichen Prozesses re¬
gelmäßig und beginnend mit der Beobach¬
tung nach § 18 Absatz 1 Satz 4 unter Ver¬
wendung geeigneter Verfahren zu beobach¬
ten und zu dokumentieren. Die Beobach-
tungs- und Dokumentationsergebnisse die¬
nen der Förderplanung im pädagogischen
Alltag. Sie sind maßgebliche Grundlage für
die individuelle alltagsintegrierte Sprachbil¬
dung und  örderung. Wird bei der Beobach¬
tung und Dokumentation eines Kindes ein
spezifischer Förderbedarf festgestellt, so ist
abgeleitet aus diesen Ergebnissen eine ge¬
zielte individuelle Förderung und Lernanre-
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gun  zu gewährleisten.
(3) Die pädagogische Konzeption nach § 13a
muss Ausführungen zur alltagsintegrierten
kontinuierlichen Begleitung und Förderung
der sprachlichen Bildung der Kinder und zur
gezielten individuellen Sprachförderung ent¬
halten.

(3) Die pädagogische Konzeption nach § 17
muss Ausführungen zur alltagsintegrierten
kontinuierlichen Begleitung und Förderung
der sprachlichen Bildung der Kinder und zur
gezielten individuellen Sprachförderung ent¬
halten.

Absatz 1 S. 4-5
Die Mehrsprachigkeit von Kindern ist anzuer¬
kennen und zu fördern. Sie kann auch durch
die Förderung in bilingualen Kindertagesein¬
richtungen oder bilingualer Kindertagespflege
unterstützt werden.

(4) Die Mehrsprachigkeit von Kindern ist an¬
zuerkennen und zu fördern. Sie kann auch
durch die Förderung in bilingualen Kinderta¬
geseinrichtungen oder bilingualer Kinderta¬
gespflege unterstützt werden. Die Sprach¬
entwicklung soll im Rahmen der bestehenden
Möglichkeiten auch in anderen Familienspra¬
chen beobachtet und gefördert werden.

(4) Für jedes Kind, das eine besondere Un¬
terstützung in der deutschen Sprache benö¬
tigt, ist eine gezielte Sprachförderung nach
dem individuellen Bedarf zu gewährleisten.

5) In den pädagogischen Konzeptionen der
Tageseinrichtungen sollen über Absatz 3
hinaus der Prozess von der strukturierten
Beobachtung zur zielgerichteten Planung
individueller Unterstützungsangebote und die
Umsetzung sprachlicher Bildungs- und Inter¬
aktionsangebote im pädagogischen Alltag
beschrieben werden. Außerdem sollen die
Aufgaben der pädagogischen Fachkräfte im
Rahmen einer qualitativ hochwertigen Inter¬
aktionsbegleitung und sprachlichen Lernan¬
regung der Kinder aufgeführt werden. Der
Träger der Tageseinrichtung hat im Rahmen
einer kontinuierlichen Qualitätsentwicklung
dafür Sorge zu tragen, dass die alltagsinte¬
grierte Sprachbildung aller Kinder und die
Förderung der Kinder mit sprachlichem Un¬
terstützungsbedarf verbindlich sichergestellt
werden.

§12
Datenerhebung und -Verarbeitung

§20
Datenerhebung und
-Verarbeitung

(1) Die Eltern sind verpflichtet, dem Träger
der Tageseinrichtung für Kinder zur Erfüllung
von Aufgaben nach diesem Gesetz folgende
Daten mitzuteilen:
1. Name und Vorname des Kindes
2. Geburtsdatum
3. Geschlecht
4. Staatsangehörigkeit
5. Familiensprache
6. Namen, Vornamen und Anschriften der
Eltern.
Der Träger hat die Eltern auf diese Mittei-
lungspflichten hinzuweisen.

(1) Die Eltern sind verpflichtet, je nach Be¬
treuungsangebot, dem Träger der Tagesein¬
richtung für Kinder oder der Fachberatungs¬
und Vermittlungsstelle für Kindertagespflege
zur Erfüllung von Aufgaben nach diesem Ge¬
setz folgende Daten mitzuteilen:
1. Name und Vorname des Kindes,
2. Geburtsdatum,
3. Geschlecht,
4. Staatsangehörigkeit,
5. vorrangige Familiensprache sowie
6. Namen, Vornamen und Anschriften der
Eltern.

(2) Der Träger ist berechtigt und verpflichtet, (2) Die Träger der Tageseinrichtungen und
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die Daten nach Absatz 1 sowie die weiteren
kindbezogenen Daten, die zur Erfüllung sei¬
ner Aufgaben nach diesem Gesetz erforder¬
lich sind, zu erheben und zu speichern. Ge¬
speicherte Daten dürfen nur denjenigen Per¬
sonen zugänglich gemacht werden, die diese
zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Ge¬
setz benötigen.

die Fachberatungs- und Vermittlungsstellen
für Kindertagespflege haben die Eltern auf
diese Mitteilungspflichten .nach Absatz 1 hin¬
zuweisen. Sie sind berechtigt und verpflich¬
tet, die Daten nach Absatz 1 sowie die weite¬
r n kindbezogenen Daten, die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz erforder¬
lich sind, zu verarbeiten. Gespeicherte Daten
dürfen nur denjenigen Personen zugänglich
gemacht werden, die diese zur Erfüllung der
Aufgaben nach diesem Gesetz benötigen.
Die Träger von Tageseinrichtungen sind ver¬
pflichtet, dem Jugendamt die Zahl der Kinder,
die in der Familie vorrangig nicht Deutsch
sprechen, zu Zwecken der Planung und
Steuerung in anonymisierter Form mitzutei¬
len.

(3) Für Zwecke der Planung und Statistik im
Bereich der Tageseinrichtungen für Kinder
dürfen anonymisierte Daten nach diesem
Gesetz sowie nach § 47 und §§ 98 ff SGB
VIII an den Landesbetrieb Information und
Technik Nordrhein-Westfalen, an die oberste
Landesjugendbehörde und an den überörtli¬
chen Träger der öffentlichen Jugendhilfe
übermittelt sowie für Maßnahmen der Quali¬
tätsentwicklung und Qualitätssicherung ver¬
arbeitetwerden.

(3) Für Zwecke der Planung und Statistik im
Bereich der Kindertagesbetreuung dürfen
anonymisierte Daten nach diesem Gesetz
sowie nach § 47 und §§ 98 ff des Achten Bu¬
ches Sozialgesetzbuch an den Landesbetrieb
Information und Technik Nordrhein-
Westfalen, an die Oberste Landesjugendbe¬
hörde und an den überörtlichen Träger der
öffentlichen Jugendhilfe (Landschaftsverband
Rheinland und Landschaftsverband Westfa¬
len-Lippe) übermittelt sowie für Maßnahmen
der Qualitätsentwicklung und Qualitätssiche¬
rung verarbeitet werden.

(4) Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses
Gesetzes und zu seiner Fortentwicklung sind
jährliche Erhebungen über die Einrichtung,
die Belegung und die Zuordnung des päda¬
gogischen Personals zu Gruppenbereichen
in den Tageseinrichtungen durchzuführen.
Erhebungsmerkmale sind

1. die Einrichtung, gegliedert nach Art des
Trägers, Status als Familienzentrum, Status
als Einrichtung gemäß § 16a oder § 16b und
tatsächlicher Öffnungszeit,
2. die Belegung (Zahl der aufgenommenen
Kinder) zum 1. März, gegliedert nach Ge¬
schlecht, Alter nach Monat und Jahr, Über¬
mittagbetreuung, jeweiligem Betreuungsum¬
fang und Anzahl der Kinder, die in der Fami¬
lie vorrangig nicht deutsch sprechen,
3. die pädagogischen Gruppenbereiche, ge¬
gliedert nach Anzahl und mit Zuordnung der
Fach- und Ergänzungskraftstunden sowie der

(4) Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses
Gesetzes und zu seiner Fortentwicklung sind
jährliche Erhebungen über die Einrichtung,
die Belegung, die Leitungsstunden und die
Zuordnung des pädagogischen Personals zu
Gruppenbereichen in den Tageseinrichtun¬
gen durchzuführen. Erhebungsmerkmale
sind
1. die Einrichtung, gegliedert nach Art des
Trägers, Status als Familienzentrum (§ 42),
Status als plusKITA (§ 44) und Umfang und
Lage der tatsächlichen Öffnungszeit,
2. die Belegung (Zahl der aufgenommenen
Kinder) zum 1. März, gegliedert nach Ge¬
schlecht, Alter nach Monat und Jahr, jeweili¬
gem Betreuungsumfang und Zahl der Kinder,
die in der Familie vorrangig nicht Deutsch
sprechen,
3. die Leitungsstunden je Einrichtung sowie
4. die pädagogischen Gruppenbereiche, ge¬
gliedert nach Anzahl und mit Zuordnung der
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Personalkraftstunden im Anerkennungsjahr,
Leitungsstunden und zusätzlichen Fachkraft¬
stunden im Bereich der Betreuung von Kin¬
dern mit Behinderungen.

Fach- und Ergänzungskraftstunden sowie der
Personalkraftstunden in der Ausbildung und
zusätzlichen Personalkraftstunden im Bereich
der Betreuung von Kindern mit Behinderun¬
gen.
Teil 2
Förderung in Kinderta espflege

§17
Förderung in der Kindertagespflege

§21
Qualifikationsanforderungen

(1) Für die individuelle Förderung der Kinder
in der Kindertagespflege gilt § 13 entspre¬
chend.
(2) Zur Kindertagespflege geeignete Perso¬
nen sollen über vertiefte Kenntnisse zu den
besonderen Anforderungen der Kindertages¬
pflege verfügen. Sofern Tagespflegeperso¬
nen nicht sozialpädagogische Fachkräfte mit
Praxiserfahrung in der Betreuung von Kin¬
dern sind, sollen sie über eine Qualifikation
auf der Grundlage eines wissenschaftlich
entwickelten Lehrplans verfügen, der inhalt¬
lich und nach dem zeitlichen Umfang dem
Standard des vom Deutschen Jugendinstitut
entwickelten Lehrplans zur Kindertagespflege
entspricht. Diese Qualifikation soll in der Re¬
gel spätestens ab der Betreuung eines zwei¬
ten Kindes begonnen worden sein. Wegen
der Besonderheiten des Tätigkeitsfeldes
können die Jugendämter bestimmen, dass
auch sozialpädagogische Fachkräfte mit Pra¬
xiserfahrung über eine Qualifikation zur Kin¬
dertagespflege verfügen müssen. In diesen
Fällen sollten die Qualifikationsanforderun¬
gen im Stundenumfang der Hälfte des Stan¬
dards des Deutschen Jugendinstituts ent¬
sprechen.

(1) Zur Kindertagespflege geeignete Perso¬
nen sollen über vertiefte Kenntnisse zu den
besonderen Anforderungen der Kindertages¬
pflege verfügen. Sofern Kindertagespflege¬
personen nicht sozialpädagogische Fachkräf¬
te mit Praxiserfahrung in der Betreuung von
Kindern sind, sollen sie übereine Qualifikati¬
on auf der Grundlage eines wissenschaftlich
entwickelten Lehrplans verfügen, der inhalt¬
lich und nach dem zeitlichen Umfang dem
Standard des vom Deutschen Jugendinstitut
entwickelten Lehrplans zur Kindertagespflege
(im Folgenden DJI-Curriculum genannt) ent¬
spricht. Mit dieser Qualifizierung soll spätes¬
tens ab der Betreuung eines zweiten Kindes
begonnen worden sein. Wegen der Beson¬
derheiten des Tätigkeitsfeldes können die
Jugendämter bestimmen, dass auch sozial¬
pädagogische Fachkräfte mit Praxiserfahrung
über eine Qualifikation zur Kindertagespflege
verfügen müssen. In diesen Fällen sollten die
Qualifikationsanforderungen im Stundenum¬
fang der Hälfte des DJI-Curriculums entspre¬
chen.

(2) Die zuständigen Räte können in den Sat¬
zungen regeln, dass in ihrem Jugendamtsbe¬
zirk tätige Kindertagespflegepersonem zum
Nachweis der persönlichen Eignung über
eine Qualifikation auf der Grundlage eines
wissenschaftlich entwickelten Lehrplans ver¬
fügen müssen, der inhaltlich und nach zeitli¬
chem Umfang dem Standard des vom Deut¬
schen Jugendinstitut entwickelten Kompe¬
tenzorientierten Qualifizierungshandbuch
Kindertagespflege (im Folgenden QHB ge¬
nannt) entspricht. Ab dem Kindergartenjahr
2022/2023 sollen alle Kindertagespflegeper¬
sonen, die erstmalig diese Tätigkeit aufneh¬
men, über eine QHB-Qualifikation nach Satz
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1 verfügen.
(3) Zur Sicherung und Weiterentwicklung der
pädagogischen Qualität in Kindertagespflege
sind Kindertagespflegepersonen verpflichtet,
mindestens fünf Stunden jährlich Fortbil¬
dungsangebote wahrzunehmen. Die zustän¬
digen Räte können in den Satzungen regeln,
dass in ihrem Jugendamtsbezirk tätige Kin¬
dertagespflegepersonen sich in höherem
Umfang regelmäßig fortbilden müssen.

§4
Kindertagespflege

§ 22
Erlaubnis zur Kindertagespflege

(3) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege ist
schriftlich beim Jugendamt zu beantragen.

(1) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege ist
schriftlich beim Jugendamt zu beantragen.

(1) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege be¬
fugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig
anwesenden Kindern. Die Erlaubnis kann im
Einzelfall zur Betreuung von maximal acht
fremden Kindern erteilt werden. Sollen sechs
oder mehr Kinder gleichzeitig oder insgesamt
mehr als acht fremde Kinder von einer Ta¬
gespflegeperson betreut werden, so findet §
45 SGB VIII Anwendung.

(2) Die Erlaubnis zur Kindertagespflege be¬
fugt zur Betreuung von bis zu fünf gleichzeitig
anwesenden Kindern. Die Erlaubnis kann im
Einzelfall zur Betreuung von maximal acht
fremden Kindern erteilt werden. Abweichend
von Satz 2 kann die Erlaubnis für bis zu zehn
fremde Kinder erteilt werden, wenn die Kin¬
dertagespflegeperson regelmäßig mehrere
Kinder unter 15 Stunden wöchentlich betreut,
gewährleistet ist, dass die betreuten Kinder
immer in denselben Gruppenzusammenset¬
zungen betreut werden und
1. die Kindertagespflegeperson eine kompe¬
tenzorientierte Qualifizierung zur Kinderta¬
gespflege nach dem QHB absolviert hat
oder
2. sie sozialpädagogische Fachkraft im Sinne
der „Vereinbarung zu den Grundsätzen über
die Qualifikation und den Personalschlüsse! 
(Personälvereinbarung) mit einer Qualifikati¬
on zur Kindertagespflege auf der Grundlage
eines wissenschaftlich entwickelten Lehr¬
plans entsprechend mindestens der Flälfte
des Standards des DJI-Curriculums ist. Sol¬
len sechs oder mehr Kinder gleichzeitig oder
insgesamt mehr als acht beziehungsweise
zehn fremde Kinder über die Woche von ei¬
ner Kindertagespfiegeperson betreut werden,
so findet § 45 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch Anwendung.

(2) Wenn sich Tagespflegepersonen in einem
Verbund zusammenschließen (Großtages¬
pflege), so können höchstens neun Kinder
gleichzeitig und insgesamt durch höchstens
drei Tagespflegepersonen betreut werden.
Jede dieser Tagespflegepersonen bedarf
einer eigenständigen Erlaubnis zur Kinderta-

(3) Wenn sich Kindertagespflegepersonen in
einem Verbund zu einer Gro.ßtagespflege
zusammenschließen, so können höchstens
neun Kinder gleichzeitig und insgesamt,
durch höchstens drei Kindertagespflegeper¬
sonen betreut werden. Jede dieser Kinderta¬
gespflegepersonen bedarf einer eigenständi-
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gespflege. gen Erlaubnis zur Kindertagespflege. Abwei¬
chend von Satz 1 können in der Großtages¬
pflege insgesamt bis zu 15 Betreuungsver¬
träge abgeschlossen werden, wenn die Vo¬
raussetzungen des § 22 Absatz 2 Satz 3 er¬
füllt werden.

§ 4 Absatz 2 Satz 3 aF
Ist die vertragliche und pädagogische Zuord¬
nung des einzelnen Kindes zu einer be¬
stimmten Tagespflegeperson nicht gewähr¬
leistet oder sollen zehn oder mehr Kinder
gleichzeitig oder insgesamt betreut werden,
so handelt es sich um eine Tageseinrichtung
und § 45 SGB VIII findet Anwendung.

(4) Ist die vertragliche und pädagogische Zu¬
ordnung des einzelnen Kindes zu einer be¬
stimmten Kindertagespflegeperson nicht ge¬
währleistet oder sollen in der Großtagespfle¬
ge zehn oder mehr Kinder gleichzeitig betreut
werden, so handelt es sich um eine Tages¬
einrichtung und § 45 des Achten Buches So¬
zialgesetzbuch findet Anwendun .

(4) Kindertagespfiege kann auch in geeigne¬
ten Räumen geleistet werden, die weder zum
Haushalt der Tagespflegeperson noch zu
dem der Eltern gehören. Sie kann ebenfalls
in Räumen von Kindertageseinrichtungen
durchgeführt werden.

(5) Kindertagespflege kann auch in geeigne¬
ten Räumen geleistet werden, die weder zum
Haushalt der Kindertagespflegeperson noch
zu dem der Eltern gehören. Sie kann eben¬
falls in Räumen von Kindertageseinrichtun¬
gen durchgeführt werden.
(6) Kindertagespflege kann in Einzelfällen
auch mit angestellten Kindertagespflegeper¬
sonen angeboten werden. Voraussetzung ist,
dass der Anstellungsträgej ein anerkannter
Träger der Jugendhilfe ist, dass bei freien
anerkannten Trägern der Jugendhilfe ein Ko¬
operationsvertrag mit dem Jugendamt be¬
steht und dass die vertragliche und pädago¬
gische Zuordnung des einzelnen Kindes zu
einer bestimmten Kindertagespflegeperson
gewährleistet wird. In besonders begründe¬
ten Ausnahmefällen kann Anstellungsträger
auch sein, wer die Qualifikationsvorausset¬
zungen des Absatzes 2 Satz 3 Nummer 1
oder Nummer 2 erfüllt. Weitere Vorausset¬
zungen sind in diesen Fällen, dass ein Ko¬
operationsvertrag mit dem Jugendamt be¬
steht, der auch die Vorgaben des § 8a Ab¬
satz 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch
erfüllt, und dass die vertragliche und päda¬
gogische Zuordnung des einzelnen Kindes
zu einer bestimmten Kindertagespflegeper¬
son gewährleistet wird.

(5) Tagespflegepersonen haben den Be¬
schäftigten sowie den Beauftragten des Ju¬
gendamtes Auskunft über die Räume und die
betreuten Kinder zu erteilen. Den Beschäftig¬
ten und den Beauftragten des Jugendamtes
ist der Zutritt zu den betreuten Kindern und
den Räumen, die zu ihrem Aufenthalt dienen,
zu gestatten. Das Grundrecht der Unverletz-

(7) Kindertagespflegepersonen und Anstel¬
lungsträger haben den Beschäftigten sowie
den Beauftragten des Jugendamtes Auskunft
über die Räume und die betreuten Kinder zu
erteilen. Den Beschäftigten und den Beauf¬
tragten des Jugendamtes ist der Zutritt zu
den betreuten Kindern und den Räumen, die
zu ihrem Aufenthalt dienen, zu gestatten.
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lichkeit der Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 des
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt.

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der
Wohnung gemäß Artikel 13 Absatz 1 des
Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt.

(6) Werden Kinder in Kindertagespflege be¬
treut, ohne dass die Tagespflegeperson über
die erforderliche Erlaubnis zur Kindertages¬
pflege verfügt oder im Sinne des § 23 Absatz
3 SGB VIII geeignet ist, so hat das Jugend¬
amt die weitere Betreuung der Kinder zu un¬
tersagen. Die §§17 und 18 des Ersten Ge¬
setzes zur Ausführung des Kinder7 und Ju¬
gendhilfegesetzes - AG-KJHG - gelten ent¬
sprechend. §§ 104 f. SGB VIII bleiben unbe¬
rührt.

(8) Werden Kinder in Kindertagespflege be¬
treut, ohne dass die Kindertagespflegeperson
über die erforderliche Erlaubnis zur Kinderta¬
gespflege verfügt oder im Sinne des § 23
Absatz 3 des Achten Buches Sozialgesetz¬
buch geeignet ist, so hat das Jugendamt die
weitere Betreuung der Kinder zu untersagen.
Die §§ 17 und 18 des Ersten Gesetzes zur
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfege¬
setzes - AG-KJHG - gelten entsprechend. §§
104 f. des Achten Buches Sozialgesetzbuch
bleiben unberührt.
§23
Angebotsstruktur in der Kindertagespfle¬
ge
(1) Liegt der Betreuungsbedarf eines Kindes
aus familiären Gründen regelmäßig um mehr
als eine Stunde außerhalb der Öffnungszeit
der öffentlich geförderten Kindertageseinrich¬
tung oder der Kindertagespflege, in der es
regelmäßig betreut wird, kann ergänzende
Kindertagespflege gewährt werden (ergän¬
zende Kindertagespflege). Voraussetzung ist
die Bewilligung des Wohnsitzjugendamtes
nach Bedarfsfeststellung auf Antrag der El¬
tern. Erfolgt die ergänzende Kindertagespfle¬
ge in Tageseinrichtungen mit verlängerter
Öffnungszeit, kann die Kindertagespflege¬
person über die Woche betrachtet mehr als
zehn fremde Kindern betreuen, es dürfen
jedoch auch in diesen Zeiten von einer Kin¬
dertagespflegeperson nicht mehr als fünf
fremde Kinder  leichzeitig betreut werden.
(2) Für Ausfallzeiten der Kindertagespflege¬
person hat das Jugendamt entsprechend §
23 Absatz 4 Satz 2 des Achten Buches Sozi¬
algesetzbuch rechtzeitig eine andere Betreu¬
ungsmöglichkeit für das Kind sicherzustellen.
Im Interesse des Kindeswohls sollten Kinder¬
tagespflegeperson und Eltern Urlaub und
anderweitig abzusehende Ausfallzeiten in der
Betreuung rechtzeitig miteinander abstim¬
men, um Anlässe zur Ersatzbetreuung gering
zu halten.

§ 22
Landeszuschuss für Kinder in Kinderta¬
gespflege

§24
Landeszuschuss für Kinder in Kinderta¬
gespflege
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(1) Das Land zahlt dem Jugendamt für jedes
Kind bis zum Schuleintritt in der Kindertages¬
pflege einen jährlichen Zuschuss in Höhe von
781 Euro, soweit nicht für dieses Kind ein
Landeszuschuss nach § 21 gewährt wird.

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt auf
der Grundlage einer zum 15. März für das im
gleichen Kalenderjahr beginnende Kindergar¬
tenjahr vorzulegenden verbindlichen Mittei¬
lung jährliche Kindertagespflegepauschalen.
Diese Kindertagespflegepauschalen werden
für jedesT in öffentlich finanzierter Kinderta-
gespflegeT vor dem Schuleintritt betreute
Kind geleistet, soweit nicht für dieses Kind im
selben Kindergartenjahr ein Landeszuschuss
nach § 38 gewährt wird.

§ 22 Absatz 1 Satz 2
Für Kinder mit Behinderung oder Kinder, die
von einer wesentlichen Behinderung bedroht
sind, und bei denen dies von einem Träger
der Eingliederungshilfe festgestellt wurde,
erhält das Jugendamt die 3,5fache Pauscha¬
le nach Satz 1.

(2) Der jährliche Zuschuss nach Absatz 1
beträgt im Kindergartenjahr 2020/2021 1 109
Euro pro Kind. Für Kinder mit Behinderung
oder Kinder, die von einer wesentlichen Be¬
hinderung bedroht sind, und bei denen dies
von einem Träger der Eingliederungshilfe
festgestellt wurde, erhält das Jugendamt 3
182 Euro pro Kind. § 37 gilt entsprechend.

(2) Der Landeszuschuss nach Absatz 1 Satz
1 setzt bei Kindern, die außerhalb des Haus¬
halts der Eltern betreut werden, ein  Bestäti¬
gung des Jugendamtes voraus, dass
1. die Tagespflegeperson über eine Erlaubnis
zur Kindertagespflege nach § 43 SGB VIII
verfügt,
2. die Tagespflegeperson das Kind regelmä¬
ßig mindestens 15 Stunden wöchentlich und
länger als drei Monate betreuen will,
3. die Tagespflegeperson eine Qualifikation
im Sinne des § 17 Absatz 1 und 2 nachwei-
sen kann,
4. für Ausfallzeiten der Tagespflegeperson
eine gleichermaßen geeignete Betreuung
durch transparente Regelung des Jugend¬
amtes sichergestellt wird,
5. die laufende Geldleistung nach § 23 Ab¬
satz 2 und Absatz 2a SGB VIII erfolgt.
Der Landeszuschuss nach Absatz 1 Satz 1
setzt bei Kindern, die im Haushalt der Eltern
betreut werden, eine Bestätigung des Ju¬
gendamtes zu Absatz 2 Nummer 2 bis 5 vo¬
raus.

(3) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz
1 setzt bei Kindern, die außerhalb des Haus¬
halts der Eltern betreut werden, eine Bestäti¬
gung des Jugendamtes voraus, dass
1. die Kindertagespflegeperson über eine
Erlaubnis zur Kindertagespflege nach § 43
des Achten Buches Sozialgesetzbuch ver¬
fügt,
2. die Kindertagespflegeperson ein Kind oder
mehrere Kinder regelmäßig mindestens 15
Stunden wöchentlich und länger als drei Mo¬
nate betreuen will,
3. die Kindertagespflegeperson mindestens
eine Qualifikation im Sinne des § 21 Absatz 1
oder 2 nachweisen kann,
4. die Kindertagespflegeperson jährlich Fort¬
bildungsangebote mit mindestens fünf Stun¬
den wahrnimmt,
5. für Ausfallzeiten der Kindertagespflege¬
person eine gleichermaßen geeignete Be¬
treuung durch transparente Regelung des
Jugendamtes sichergestellt wird,
6. die laufende Geldleistung nach § 23 Ab¬
satz 2 und Absatz 2a des Achten Buches
Sozialgesetzbuch erfolgt und jeder Tages¬
pflegeperson im Rahmen von § 23 Absatz 2
Nummer 2 SGB VIII für jedes ihr zugeordnete
Kind ein Betrag für mindestens eine Stunde
pro Betreuungswoche für mittelbare Bil-
dungs- und Betreuungsarbeit geleistet wird,
7. die laufende Geldleistung bereits während
der Eingewöhnungsphase des Kindes ge-
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währt wird,
8. die laufende Geldleistung auf Grundlage
des Betreuungsvertrages mit den Eltern und
beispielsweise auch bei vorübergehender
Krankheit beziehungsweise Abwesenheit des
Kindes weitergewährt wird und
9. die Höhe der laufenden Geldleistung jähr¬
lich angepasst wird.
Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz 1
setzt bei Kindern, die im Haushalt der Eltern
betreut werden, eine Bestätigung des Ju¬
gendamtes zu Satz 1 Nummer 2 bis 9 vo¬
raus.

(3) Der Landeszuschuss nach Absatz 1 Satz
2 setzt darüber hinaus voraus, dass die Ta¬
gespflegeperson über eine zusätzliche Quali¬
fikation zur Betreuung von Kindern mit Be¬
hinderung oder drohender Behinderung ver¬
fügt oder mit einer solchen im Zeitpunkt der
Übernahme der Betreuung begonnen hat.

(4) Der Landeszuschuss nach Absatz 2 Satz
2 setzt darüber hinaus voraus, dass die Kin¬
dertagespflegeperson über eine zusätzliche
Qualifikation zur Betreuung von Kindern mit
Behinderung oder drohender Behinderung
verfügt oder mit einer solchen im Zeitpunkt
der Übernahme der Betreuung begonnen
hat.
(5) Abweichungen zwischen der aufgrund der
Ergebnisse der Jugendhilfeplanung zum 15.
März angemeldeten Anzahl jährlicher Pau¬
schalen und der Inanspruchnahme sind bei
der Festsetzung der endgültigen Zahlungen
zu berücksichtigen. Das Jugendamt stellt für
das am 31. Juli endende Kindergartenjahr die
Ergebnisse der Abweichungen fest und mel¬
det sie dem Landesjugendamt bis zum 30.
November desselben Kalenderjahres.
(6) Die in diesem Rahmen gezahlten Mittel
sind Jahrespauschalen und zur Erfüllung von
Aufgaben nach § 23 des Achten Buches So¬
zialgesetzbuch in Verbindung mit diesem
Gesetz zu verwenden. Das Jugendamt er¬
klärt die entsprechende Mittelverwendung
und legt diese über hierfür eingerichtete
elektronische Systeme durch einen verein¬
fachten Verwendungsnachweis bis zum 30.
Juni des auf das Ende des Kindergartenjah¬
res folgenden Kalenderjahres dar. Dieser
umfa st
1. die Zahl der Kindertagespflegepersonen,
die Kinder bis zum Schuleintritt betreuen,
differenziert nach Tätigkeit in Einzel- und
Großtagespflege, und die Zahl der Großta¬
gespflegestellen, in denen Kinder bis zum
Schuleintritt betreut werden,
2. die Art der Qualifikation der Kindertages¬
pflegeperson,
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3. den Umfang des wahrgenommenen Fort¬
bildungsangebotes der Kindertagespflege¬
person,
4. die Art der Regelung für Ausfallzeiten so¬
wie
5. in den Fällen des Landeszuschusses nach
Absatz 2 Satz 2 die Bestätigung zur (mindes¬
tens begonnenen) zusätzlichen Qualifikation
zur Betreuung von Kindern mit Behinderung
oder drohender Behinderung.
Teil 3
Förderung in Kindertageseinrichtungen
Kapitel 1
Rahmenbestimmungen

§6
Träger von Kindertageseinrichtungen

§25
Träger von Kindertageseinrichtungen

(1) Träger einer Kindertageseinrichtung sind
die anerkannten Träger der freien Jugendhil¬
fe, Jugendämter und die sonstigen kreisan¬
gehörigen Gemeinden sowie Gemeindever¬
bände.

(1) Träger einer Kindertageseinrichtung sind
die anerkannten Träger der freien Jugendhil¬
fe, Jugendämter und die sonstigen kreisan¬
gehörigen Gemeinden sowie Gemeindever¬
bände.

(2) Träger einer Kindertageseinrichtung kön¬
nen auch andere Träger, z. B. Unternehmen,
privatgewerbliche Träger und nicht anerkann¬
te Träger der freien Jugendhilfe, sein.

(2) Träger einer Kindertageseinrichtung kön¬
nen auch andere Träger, zum Beispiel Un¬
ternehmen, privatgewerbliche Träger und
nicht anerkannte Träger der freien Jugendhil¬
fe, sein.

§ 13d
Angebotsstruktur

§26
Angebotsstruktur in Kindertageseinrich¬
tungen

(1) Der Träger einer Tageseinrichtung kann
die pädagogische Angebotsstruktur und
Gruppenbildung nach seiner Konzeption
festsetzen.

(1) Der Träger einer Tageseinrichtung kann ,
die pädagogische Angebotsstruktur und
Gruppenbildung nach seiner Konzeption
festsetzen.

(2) S. 1: Auch wenn in einer Einrichtung
Gruppen gebildet werden, die sich aus ver¬
schiedenen oder aus Anteilen der Gruppen¬
formen nach der Anlage zu § 19 Absatz 1
zusammensetzen, hat der Träger die Anzahl
der in einer Gruppe betreuten Kinder so fest¬
zulegen, dass jedes entsprechend seinem
Alter und seiner Entwicklung gefördert wer¬
den kann.

(2) Auch wenn in einer Einrichtung Gruppen
gebildet werden, die sich aus verschiedenen
oder aus Anteilen der Gruppenformen nach
der Anlage zu § 33 Absatz 1 zusämmenset-
zen, hat der Träger die Anzahl der in einer
Gruppe betreuten Kinder so festzulegen,
dass jedes entsprechend seinem Alter und
seiner Entwicklung gefördert werden kann.

§ 13 d Abs. 2 S. 2
Werden in einer Einrichtung auch Kinder mit
Behinderungen betreut, so ist der besondere
Bedarf für die gemeinsame Förderung von
Kindern mit und ohne Behinderungen bei der
Personalbemessung oder der Festlegung der
Gruppengröße zu berücksichtigen.

(3) Werden in einer Einrichtung auch Kinder
mit Behinderungen betreut, so ist der beson¬
dere Bedarf für die gemeinsame Förderung
von Kindern mit und ohne Behinderungen bei
der Personalbemessung oder der Festlegung
der Gruppengröße zu berücksichtigen.

(3) Für die bestmögliche Förderung der Kin-
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der, zur Erweiterung des Handlungsspiel¬
raums in den Einrichtungen und der Perspek¬
tiven auf das einzelne Kind kann sich das
pädagogische Personal in Tageseinrichtun¬
gen für Kinder, vor allem in Familienzentren
und plusKITA-Einrichtungen im Sinne des §
16a, aus multiprofessionellen Teams zu¬
sammensetzen, bei denen sich die Fähigkei¬
ten und Kenntnisse der Teammitglieder er¬
gänzen. Dies setzt voraus, dass die Stan¬
dards an die Besetzung der Personalkraft¬
stunden nach der Anlage zu § 19 eingehalten
werden.

(4) Wird in der Tageseinrichtung Mittagessen
angeboten, so ist jedenfalls jedem Kind mit
einer  öchentlichen Betreuungszeit ab 35
Stunden grundsätzlich die Teilnahme zu er¬
möglichen.

(4) Wird in der Tageseinrichtung Mittagessen
angeboten, so ist jedenfalls jedem Kind mit
einer wöchentlichen Betreuungszeit ab 35
Stunden grundsätzlich die Teilnahme zu er¬
möglichen.

(5) Der Träger hat das pädagogische Ange¬
bot so zu gestalten, dass grundsätzlich alle
Kinder unabhängig von der wöchentlichen
Betreuungszeit an besonderen Angeboten zu
ausgewählten Anlässen, beispielsweise zur
Förderung der Erziehungspartnerschaft zwi¬
schen Eltern und pädagogischem Personal
oder in Zusammenhang mit dem Übergang in
die Grundschule, Festen und Veranstaltun¬
gen teilnehmen können.

(5) Der Träger hat das pädagogische Ange¬
bot so zu gestalten, dass grundsätzlich alle
Kinder unabhängig von der wöchentlichen
Betreuungszeit an besonderen Angeboten zu
ausgewählten Anlässen, beispielsweise zur
Förderung der Erziehungspartnerschaft zwi¬
schen Eltern und pädagogischem Personal
oder in Zusammenhang mit dem Übergang in
die Grundschule, Festen und Veranstaltun¬
en teilnehmen können.

§.13e
Öffnungszeiten und Schließtage

§ 27
Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtun¬
gen

(1) Jede Kindertageseinrichtüng soll bedarfs¬
gerechte Öffnungs- und Betreuungszeiten
unter Berücksichtigung des Kindeswohls und
der Elternwünsche anbieten.

(1) Jede Kindertageseinrichtung soll bedarfs¬
gerechte Öffnungs- und Betreuungszeiten
unter Berücksichtigung des Kindeswohls und
der Elternwünsche anbieten. Unabhängig
von den regelmäßigen Öffnungs- und Be¬
treuungszeiten einer Tageseinrichtung soll
die Verweildauer der einzelnen Kinder ihrem
Entwicklungsstand und den jeweiligen famili¬
ären Bedarfen entsprechen.

Grundlage für die angebotenen Betreuungs¬
zeiten ist die örtliche Jugendhilfeplanung. In
der Regel ist eine durchgehende Betreuung
über Mittag anzubieten. Die Tageseinrichtung
kann nach Anhörung des Elternbeirates zur
Sicherung ihres Bildungs- und Erziehungs¬
auftrages Kernzeiten festlegen. Die wöchent¬
liche Betreuungszeit eines Kindes ergibt sich
aus der Summe der regelmäßigen Betreu¬
ungszeiten je Wochentag.

(2) Grundlage für die angebotenen Betreu¬
ungszeiten ist die örtliche Jugendhilfepla¬
nung. In der Regel ist eine durchgehende
Betreuung über Mittag anzubieten. Die Ta¬
geseinrichtung kann nach Anhörung des El¬
ternbeirates zur Sicherung ihres Bildungs¬
und Erziehungsauftrages Kernzeiten festle¬
gen. Die wöchentliche Betreuungszeit eines
Kindes ergibt sich aus der Summe der re¬
gelmäßigen Betreuungszeiten je Wochentag,
die unterschiedlich auf die Wochentage ver-
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teilt sein können. Unregelmäßige Bedarfe
und unterjährige Änderungsbedarfe der Fa¬
milien sollen soweit möglich berücksichtigt
werden.

(2) Kindertageseinrichtungen sind verpflich¬
tet, ganzjährig eine regelmäßige Betreuung
und Förderung aller aufgenommenen Kinder
zu gewährleisten. Die Anzahl der jährlichen
Schließtage (ohne Samstage, Sonn- und
Feiertage) soll zwanzig und darf dreißig Öff¬
nungstage nicht überschreiten.

(3) Kindertageseinrichtungen sind verpflich¬
tet, ganzjährig eine regelmäßige Betreuung
und Förderung aller aufgenommenen Kinder
zu gewährleisten. Die Anzahl der Schließta¬
ge, ohne Wochenend- und Feiertage, soll 20
und darf 25 Öffnungstage nicht überschrei¬
ten. Schließzeiten bis zur Hälfte der täglichen
Öffnungszeit zählen grundsätzlich als halbe
Schließtage und darüber hinausgehende
Schließzeiten zählen grundsätzlich als gan¬
zer Schließtag.

(3) Kindertageseinrichtungen in Betrieben
oder an Ausbildungsstätten bieten Öffnungs¬
und Betreuungszeiten, die sich unter beson¬
derer Beachtung des Kindeswohls an den
Arbeits- und Ausbildungszeiten der Eltern
orientieren.

(4) Kindertageseinrichtungen in Betrieben
oder an Ausbildungsstätten bieten Öffnungs¬
und Betreuungszeiten, die sich unter beson¬
derer Beachtung des Kindeswohls an den
Arbeits- und Ausbildungszeiten der Eltern
orientieren.

(4) Kindertageseinrichtungen sind verpflich¬
tet, Eltern von Kindern, die bei Schließung
der Einrichtungen an Ferientagen weder von
ihren Eltern noch auf andere Weise ange¬
messen betreut und gefördert werden kön¬
nen, auf § 22a Absatz 3 Satz 2 SGB VIII hin¬
zuweisen und die Sicherstellung einer an¬
derweitigen Betreuungsmöglichkeit soweit
möglich zu unterstüt en.

(5) Kindertageseinrichtungen sind verpflich¬
tet, Eltern von Kindern, die bei Schließung
der Einrichtungen an Ferientagen weder von
ihren Eltern noch auf andere Weise ange¬
messen betreut und gefördert werden kön¬
nen, auf die Pflicht der Jugendämter hinzu¬
weisen, eine anderweitige Betreuungsmög¬
lichkeit sicherzustellen und diese dabei so¬
weit möglich zu unterstützen.
§28
Personal
(1) Als pädagogische Kräfte in den Tagesein¬
richtungen sollen sozialpädagogische Fach¬
kräfte und Ergänzungskräfte im Sinne der
Personalvereinbarung eingesetzt werden.
Die pädagogische Arbeit muss vom Einsatz
sozialpädagogischer Fachkräfte geprägt sein.
Während der Betreuungszeiten sollen den
Gruppen regelmäßig zwei pädagogische
Kräfte zugeordnet sein. In den Gruppenfor¬
men I und II sollen diese in der Regel sozial¬
pädagogische Fachkräfte, in der Gruppen¬
form III eine sozialpädagogische Fachkraft
und eine Ergänzungskraft im Sinne der Per¬
sonalvereinbarung sein. Im Rahmen der Per¬
sonalbemessung auf der Grundlage der in
der Anlage zu § 33 Absatz 1 ausgewiesenen
Gesamtstundenzahl hat der Träger sicherzu¬
stellen, dass auch in Ausfallzeiten die Beset¬
zung nach Satz 3 und 4 erfüllt werden kann.
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§ 18 Absatz 3 Nummer 5

(3) Die finanzielle Förderung der Kinderta¬
geseinrichtung setzt weiterhin voraus, dass

5. sich die Zahl der Kinder pro Gruppe und
der Personaleinsatz im Übrigen an den Be¬
schreibungen der Gruppenformen in der An¬
lage zu § 19 Absatz 1 orientiert und Grundla¬
ge für die Personalbemessung ist. Diese Ori¬
entierung ist in der Regel dann gegeben,
wenn mindestens die vorgesehenen Perso¬
nalkraftstunden des ersten Wertes der Anla¬
ge zu § 19 Absatz 1 vorgehalten werden.

§ 18 Absatz 4:

(4) Eine Überschreitung der in der Anlage zu
§ 19 Absatz 1 genannten Zahl der Kinder pro
Gruppe soll nicht mehr als zwei Kinder betra¬
gen

(2) Die Zahl der Kinder pro Gruppe und der
Personaleinsatz haben sich an den Vorgaben
der Anlage zu § 33 zu orientieren. Eine
Überschreitung der in der Anlage zu § 33
Absatz 1 genannten Zahl der Kinder pro
Gruppe soll nicht mehr als zwei Kinder betra¬
gen, die zur Betreuung erforderlichen Perso¬
nalkraftstunden sollen vorgehalten werden.
Eine nicht nur vorübergehende Überschrei¬
tung ohne Anpassung des Personalschlüs¬
sels ist dem Jugendamt und dem Landesju¬
gendamt unverzüglich anzuzeigen.

(3) Das Kindpauschalenbudget ermöglicht
die in der Anlage je Gruppenform ausgewie¬
sene Leitungszeit im Umfang von § 29 Ab¬
satz 2, die Besetzung nach Absatz 1 ein¬
schließlich der ausgewiesenen Mindeststun¬
denzahl für sozialpädagogische Fachkräfte
im Sinne der Personalvereinbarung, in Grup¬
pen, in denen Kinder unter drei Jahren be-,
treut werden, zusätzliche Personalkraftstun¬
den für Ergänzungskräfte im Sinne der Per¬
sonalvereinbarung, eine Verfügungszeit von
mindestens zehn Prozent der Betreuungszeit
pro Gruppe für Aufgaben nach Absatz 4 und
die Finanzierung sonstiger Personalkosten.
Das Kindpauschalenbudget ist hinsichtlich
der vorgesehenen Gesamtpersonalkraftstun¬
denzahl nach Maßgabe von Satz 1 einzuset¬
zen.

(

(4) Die Finanzierung aus dem Kindpauscha¬
lenbudget sichert auch die erforderlichen
Personalkraftstunden für die individuelle Vor-
und Nachbereitungszeit, einschließlich Bil-
dungs- und Entwicklungsdokumentationen,
für die Erziehungspartnerschaft mit den El¬
tern, für die Praxisanleitung und für Koopera¬
tionen mit Frühförderung, Kindertagespflege,
Schule und in den Sozialraum, für die Teil¬
nahme an Dienstbesprechungen, Fachbera¬
tungen und Qualifikationsmaßnahmen.
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§ 13 d Absatz 3 Satz 1
(3) Für die bestmögliche Förderung der Kin¬
der, zur Erweiterung des Handlungsspiel¬
raums in den Einrichtungen und der Perspek¬
tiven auf das einzelne Kind kann sich das
pädagogische Personal in Tageseinrichtun¬
gen für Kinder, vor allem in Familienzentren
und plusKITA-Einrichtungen im Sinne des
§ 16a, aus multiprofessionellen Teams zu¬
sammensetzen, bei denen sich die Fähigkei¬
ten und Kenntnisse der Teammitglieder er¬
gänzen. Dies setzt voraus, dass die Stan¬
dards an die Besetzung der Personalkraft¬
stunden nach der Anlage zu § 19 eingehalten
werden.

(5) Für die bestmögliche Förderung der Kin¬
der, zur Erweiterung des Handlungsspiel¬
raums in den Einrichtungen und der Perspek¬
tiven auf das einzelne Kind kann sich das
pädagogische Personal in Tageseinrichtun¬
gen für Kinder, vor allem in Familienzentren
und plusKITAs, aus multiprofessionellen
Teams zusammensetzen, bei denen sich die
Fähigkeiten und Kenntnisse der Teammit¬
glieder ergänzen. Dies setzt voraus, dass die
Standards an die Besetzung der Personal¬
kraftstunden nach den Absätzen 1 bis 3 und
der Anlage zu § 33 Absatz 1 eingehalten
werden.

§29
Leitung
(1) Die Leitung der Tageseinrichtung ist er¬
fahrenen und besonders qualifizierten sozial-
pädagogischen Fachkräften zu übertragen.
Für die Übertragung der Leitung ist eine min¬
destens zweijährige einschlägige pädagogi¬
sche Berufserfahrung erforderlich, die in der
Regel in einer Tageseinrichtung für Kinder
oder einem vergleichbaren Arbeitsfeld erwor¬
ben sein soll. Praktische Ausbildungszeiten
bleiben unberücksichtigt. Als besonders qua¬
lifizierte Fachkräfte gelten insbesondere die¬
jenigen, die über einen einschlägigen Hoch¬
schulabschluss, wie den der Kindheitspäda¬
gogik oder der sozialen Arbeit verfügen und
diejenigen staatlich anerkannten Erzieherin¬
nen und Erzieher, die eine Fortbildung für
Leitungsaufgaben absolviert haben.
(2) Die Leitung einer Tageseinrichtung für
Kinder soll anteilig oder vollständig von der
unmittelbaren pädagogischen Arbeit mit den
Kindern frei gestellt sein. Der Einrichtungslei¬
tung stehen je Gruppe mindestens fünf Stun¬
den Leitungszeit wöchentlich zur Verfügung.
Bei einer regelmäßigen Betreuungszeit Von
35 Stunden erhöht sich die Leitungszeit auf
mindestens sieben Stunden und bei einer
regelmäßigen Betreuungszeit von 45 Stun¬
den auf mindestens neun Stunden je Gruppe.

§ 14b
Zusammenarbeit mit der Grundschule

§30
Zusammenarbeit mit der Grundschule

(1) Kindertageseinrichtungen arbeiten mit der
Schule in Wahrnehmung einer gemeinsamen
Verantwortung für die beständige Förderung

(1) Kindertageseinrichtungen arbeiten mit der
Schule in Wahrnehmung einer gemeinsamen
Verantwortung für die beständige Förderung
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des Kindes und seinen Übergang in die
Grundschule zusammen.

des Kindes und seinen Übergang in die
Grundschule zusammen.

(2) Zur Sicherung gelingender Zusammenar¬
beit und zur Gestaltung des Übergangs vom
Elementar- in den Primarbereich gehören
insbesondere
1. eine kontinuierliche gegenseitige Informa¬
tion über die Bildungsinhalte, -methoden und
- onzepte,
2. die Kontinuität bei der Förderung der Ent¬
wicklung der Kinder,
3. regelmäßige gegenseitige Hospitationen,
4. die für alle Beteiligten erkennbare Benen¬
nung fester Ansprechpersonen in bei-den
Institutionen,
5. gemeinsame (Informations-) Veranstaltun¬
gen für die Eltern und Familien der Kin-der,
6. gemeinsame Konferenzen zur Gestaltung
des Übergangs in die Grundschule und
7. gemeinsame Fort- und Weiterbildungs¬
maßnahmen der Fach- und Lehrkräfte.

(2) Zur Sicherung gelingender Zusammenar¬
beit und zur Gestaltung des Übergangs vom
Elementar- in den Primarbereich gehören
insbesondere
1. eine kontinuierliche gegenseitige Informa¬
tion über die Bildungsinhalte, -methoden und
-Konzepte,
2. die Kontinuität bei der Förderung der Ent¬
wicklung der Kinder,
3. regelmäßige gegenseitige Hospitationen,
4. die für alle Beteiligten erkennbare Benen¬
nung fester Ansprechpersonen in beiden In¬
stitutionen,
5. gemeinsame (Informations-
)Veranstaltungen für die Eltern und Familien
der Kinder,
6. gemeinsame Konferenzen zur Gestaltung
des Übergangs in die Grundschule und
7. gemeinsame Fort- und Weiterbildungs¬
maßnahmen der Fach- und Lehrkräfte.

(3) Der Schulträger lädt gemeinsam mit den
Leiterinnen und Leitern der Tageseinrichtun¬
gen für Kinder und der Grundschulen die El¬
tern, deren Kinder in zwei Jahren eingeschult .
werden, zu einer Informationsveranstaltung
ein, in der die Eltern über Fördermöglichkei¬
ten im Elementarbereich und Primarbereich
insbesondere auch über die Bedeutung kon¬
tinuierlich aufeinander aufbauender Bil¬
dungsprozesse beraten werden.

(3) Der Schulträger lädt gemeinsam mit den
Leiterinnen und Leitern der Tageseinrichtun¬
gen für Kinder und der Grundschulen die El¬
tern, deren Kinder in zwei Jahren eingeschult
werden, zu einer Informationsveranstaltung
ein, in der die Eltern über Fördermöglichkei¬
ten im Elementarbereich und Primarbereich,
insbesondere auch über die Bedeutung kon¬
tinuierlich aufeinander aufbäuender Bil¬
dungsprozesse beraten werden.

(4) Zur Durchführung der Feststellung des
Sprachstandes nach § 36 Absatz 2 des
Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005
(GV. NRW. S. 102), das zuletzt durch Artikel
1 des Gesetzes vom 10. April 2014 (GV.
NRW. S. 268) geändert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung erhebt der Träger
der Tageseinrichtung, die nach diesem Ge¬
setz gefördert wird oder die der Obersten
Landesjugendbehörde oder einer von ihr be¬
auftragten Stelle eine den Anforderungen des
§ 13c entsprechende Sprachstandsbeobach-
tung, -dokumentation und -förderung nach¬
weist, bei den Eltern, deren Kinder zur Teil¬
nahme an der Sprachstandsfeststellung ver¬
pflichtet sind, die folgenden Daten und über¬
mittelt sie an das zuständige Schulamt:
1. Name und Vorname des Kindes;
2. Geburtsdatum;

(4) Zur Durchführung der Feststellung des
Sprachstandes nach § 36 Absatz 2 des
Schulgesetzes NRW vom 15. Februar 2005
(GV. NRW. S. 102) in der jeweils geltenden
Fassung erhebt der Träger der Tageseinrich¬
tung, die nach diesem Gesetz gefördert wird
oder die der Obersten Landesjugendbehörde
oder einer von ihr beauftragten Stelle eine
den Anforderungen des § 19 entsprechende
Sprachstandsbeobachtung, -dokumentation
und -förderung nachweist, bei den Eltern,
deren Kinder zur Teilnahme an der Sprach¬
standsfeststellung verpflichtet sind, die fol¬
genden Daten und übermittelt sie an das zu¬
ständige Schulamt:
1. Name und Vorname des Kindes;
2. Geburtsdatum;
3. Geschlecht;
4. vorrangige Familiensprache;
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3. Geschlecht;
4. Familiensprache;
5. Aufnahmedatum in der Kindertageseinrich¬
tung;
6. Namen, Vornamen und Anschriften der
Eltern;
7. Vorliegen der Zustimmung nach § 13b Ab¬
satz 1 Satz 6.
Soweit Kinder im Rahmen der Pflichten nach
§ 36 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW in
einer Kindertageseinrichtung zusätzlich
sprachlich gefördert werden, ist der Träger
der Einrichtung verpflichtet, Angaben über
die Teilnahme der Kinder an dieser zusätzli¬
chen Sprachförderung dem zuständigen
Schulamt mitzuteilen.

5. Aufnahmedatum in der Kindertageseinrich¬
tung;
6. Namen, Vornamen und Anschriften der
Eltern;
7. Vorliegen der Zustimmung nach § 18 Ab¬
satz 1 Satz 6.
Soweit Kinder im Rahmen der Pflichten nach
§ 36 Absatz 2 des Schulgesetzes NRW in
einer Kindertageseinrichtung zusätzlich
sprachlich gefördert werden, ist der Träger
der Einrichtung verpflichtet, Angaben über ,
die Teilnahme der Kinder an  ieser zusätzli¬
chen Sprachförderung dem zuständigen
Schulamt mitzuteilen.

§11
Fortbildung und Evaluierung

§31
Evaluation

(1) Die Umsetzung des Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrages erfordert
eine ständige Fortbildung der mit dem Auf¬
trag betrauten Personen.
(2) Zur Sicherung und Weiterentwicklung der
pädagogischen Arbeit in den Kindertagesein¬
richtungen ist eine kontinuierliche Evaluie¬
rung erforderlich. Dafür sollen von den Trä¬
gern Qualitätskriterien entwickelt werden, die
Aussagen über die Begleitung, Förderung
und Flerausforderung frühkindlicher Bil¬
dungsprozesse enthalten. Qualitätsentwick¬
lungsmaßnahmen werden von den Trägern
der Kindertageseinrichtungen in eigener Ver¬
antwortung durchgeführt. Zur Grundlage für
die Evaluierung gehören insbesondere:
1. eine schriftliche Konzeption der Arbeit der
Kindertageseinrichtung, in der Leitlinien für
die Arbeit und ein eigenes Profil formuliert
sind,
2. ein träger- oder einrichtungsspezifisches
pädagogisches Konzept und
3. eine Darstellung über die Durchführung
des Qualitätsentwicklungsprozesses in der
Kindertageseinrichtung.

(1) Zur Sicherung und Weiterentwicklung der
pädagogischen Arbeit in den Kindertagesein¬
richtungen ist eine kontinuierliche Evaluation
erforderlich. Dafür sollen von den Trägern
Qualitätskriterien entwickelt werden, die Aus¬
sagen über die Begleitung, Förderung und
Herausforderung frühkindlicher Bildungspro¬
zesse insbesondere auch im Bereich der
Sprachbildung und -förderung enthalten.
Qualitätsentwicklungsmaßnahmen werden
von den Trägern der Kindertageseinrichtun¬
gen in eigener Verantwortung durchgeführt.
Zur Grundlage für die Evaluation gehören
insbesondere:
1. eine schriftliche Konzeption der Arbeit der
Kindertageseinrichtung, in der Leitlinien für
die Arbeit und ein eigenes Profil formuliert
sind,
2. ein träger- oder einrichtungsspezifisches
pädagogisches Konzept und
3. eine Darstellung über die Durchführung
des Qualitätsentwicklungsprozesses in der
Kindertageseinrichtung.

(3) Die oberste Landesjugendbehörde oder
eine von ihr beauftragte Stelle kann mit Zu¬
stimmung des Trägers der Einrichtung eine
externe Evaluierung in der Kindertagesein¬
richtung durchführen.

(2) Die Oberste Landesjugendbehörde oder
eine von ihr beauftragte Stelle kann mit Zu¬
stimmung des Trägers der Einrichtung eine
externe Evaluation in der Kindertageseinrich¬
tung durchführen.
Kapitel 2
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§18
Allgemeine Voraussetzungen

§32
Allgemeine Voraussetzungen der Finan¬
zierung

(1) Das Land beteiligt sich an den Kosten der
Kindertagesbetreuung (Kindertageseinrich¬
tungen, Kindertagespflege) nach Maßgabe
dieses Gesetzes.

(2) Sätze 1 und 2
Die finanzielle Förderung der Kindertagesein¬
richtungen erfolgt pro Kindergartenjahr. Sie
setzt eine Betriebserlaubnis nach § 45 SGB
VIII und die Bedarfsfeststellung auf der
Grundlage der örtlichen Jugendhilfeplanung
voraus.

(1) Das Land beteiligt sich an den Kosten der
Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-
Westfalen nach Maßgabe dieses Gesetzes.
Die finanzielle Förderung der Kindertagesein¬
richtungen erfolgt pro Kindergartenjahr. Sie
setzt eine Betriebserlaubnis nach § 45 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch und die
Bedarfsfeststellung auf der Grundlage der
örtlichen Jugendhilfeplanung voraus.

(2) Sätze 4 ff.
Grundlage für die Berechnung der finanziel¬
len Förderung ist der Betreuungsvertrag zwi¬
schen Träger und Eltern. Eltern können beim
Abschluss des Vertrages zwischen den in der
Anlage zu § 19 Absatz 1 genannten wöchent¬
lichen Betreuungszeiten wählen, soweit diese
als Ergebnis der kommunalen Jugendhilfe¬
planung von der Einrichtung als bedarfsge¬
recht angeboten werden. Die kommunale
Jugendhilfeplanung stellt sicher, dass in ih¬
rem Bezirk alle Betreuungszeiten in bedarfs¬
gerechtem Umfang vorgehalten werden. Die
Träger sollen ermöglichen, dass Eltern Be¬
treuungsverträge für ihre Kinder abschließen
können, die ihrem tatsächlichen Bedarf ent¬
sprechen.

(2) Grundlage für die Berechnung der finan¬
ziellen Förderung ist der Betreuungsvertrag
zwischen Träger und Eltern. Eltern können
beim Abschluss des Vertrages zwischen den
in der Anlage zu § 33 Absatz 1 genannten
wöchentlichen Betreuungszeiten wählen, so¬
weit diese als Ergebnis der kommunalen Ju¬
gendhilfeplanung von der Einrichtung als be¬
darfsgerecht angeboten werden. Die Träger
sollen ermöglichen, dass Eltern Betreuungs¬
verträge für ihre Kinder abschließen können,
die ihrem tatsächlichen Bedarf entsprechen.
Sie sollen .unter Wahrung des Grundsatzes
der Trägerautonomie alle in die kommunale
Jugendhilfeplanung eingeflossenen Plätze
belegen.

(3) Die finanzielle Förderung der Kinderta¬
geseinrichtung setzt weiterhin voraus, dass

(3) Die finanzielle Förderung der Kinderta¬
geseinrichtun  setzt voraus, dass

1. die Einrichtung die Aufgaben nach diesem
Gesetz und auf der Grundlage der örtlichen
Jugendhilfeplanung wahrnimmt,

1. die Einrichtung die Aufgaben nach diesem
Gesetz und auf der Grundlage der örtlichen
Ju endhilfeplanung wahrnimmt,

2. der Träger die Regelungen dieses Geset¬
zes und die auf Grund dieses Gesetzes er¬
lassenen Rechtsvorschriften beachtet,

2. der Träger die Regelungen dieses Geset¬
zes und die auf Grund dieses Gesetzes er¬
lassenen Rechtsvorschriften beachtet,

3. die Anzahl der Schließtage dreißig Öff¬
nungstage nicht überschreitet,

3. die Anzahl der Schließtage 25 Öffnungsta¬
ge nicht überschreitet,

4. die Leitung der Einrichtung und die Leitung
jeder Gruppe einer sozialpädagogischen
Fachkraft übertragen sind

4. die Leitung der Einrichtung und die Leitung
jeder Gruppe einer sozialpädagogischen
Fachkraft im Sinne der Personalvereinbarung
übertragen sind und

5. sich die Zahl der Kinder pro Gruppe und
der Personaleinsatz im Übrigen an den Be¬
schreibungen der Gruppenformen in der An-

5. § 28 Absatz 1 bis 3 und § 29 Absatz 2 als
Grundlage für die Personalbemessung ein¬
gehalten werden.
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läge zu § 19 Absatz 1 orientiert und Grundla¬
ge für die Personalbemessung ist. Diese Ori¬
entierung ist in der Regel dann gegeben,
wenn mindestens die vorgesehenen Perso¬
nalkraftstunden des ersten Wertes der Anla¬
ge zu § 19 Absatz 1 vorgehalten werden.
(4) Eine Überschreitung der in der Anlage zu
§ 19 Absatz 1 genannten Zahl der Kinder pro
Gruppe soll nicht mehr als zwei Kinder betra¬
gen.

¦

§19
Berechnungsgrundlage für die Finanzie¬
rung
der Kindertageseinrichtung n

§33
Kindpauschalenbudget

(1) Die finanzielle Förderung der Kinderta¬
geseinrichtungen wird in Form von Pauscha¬
len für jedes in einer Kindertageseinrichtung
aufgenommene Kind (Kindpauschalen) ge¬
zahlt. Die Kindpauschalen ergeben sich aus
der Anlage zu diesem Gesetz. Nimmt ein
Kind den Platz in einer Einrichtung nach dem
Betreuungsvertrag nicht während des ge¬
samten Kindergartenjahres in Anspruch, er¬
hält der Träger eine anteilige Pauschale.
Hierzu erfolgt eine monatliche Erfassung
durch den Träger der Einrichtung auf der
Grundlage des Betreuungsvertrages bis spä- .
testens zum Ende des übernächsten Monats.

(1) Die finanzielle Basisförderung der Kinder¬
tageseinrichtungen wird in Form von Pau¬
schalen für jedes in einer Kindertageseinrich¬
tung aufgenommene Kind (Kindpauschalen)
gezahlt. Die Kindpauschalen ergeben sich
aus der Anlage. Nimmt ein Kind den Platz in
einer Einrichtung nach dem Betreuungsver¬
trag nicht während des gesamten Kindergar¬
tenjahres in Anspruch, erhält der Träger eine
anteilige Pauschale. Hierzu erfolgt eine mo¬
natliche Erfassung durch den Träger der Ein¬
richtung auf der Grundlage des Betreuungs¬
vertrages bis spätestens zum Ende des
übernächsten Monats.

(2) Die Kindpauschalen erhöhen sich jährlich
um 1,5 Prozent. Abweichend von Satz 1 er¬
höhen sich die Kindpauschalen in den Kin¬
dergartenjahren 2016/2017 bis 2019/2020
jeweils um 3 Prozent.
(3) Sätze 1 und 2
Im Rahmen der Jugendhilfeplanung wird ent¬
schieden, welche der in der Anlage zu § 19
Abs. 1 genannten Gruppenformen mit wel¬
cher Betreuungszeit in den Einrichtungen
angeboten werden. Soweit erforderlich, kön¬
nen grundsätzlich Gruppenformen und Be¬
treuungszeiten dabei kombiniert werden.

(2) Im Rahmen der Jugendhilfeplanung wird
entschieden, welche der in der Anlage ge¬
nannten Gruppenformen mit welcher Betreu¬
ungszeit in den Einrichtungen angeboten
werden. Gruppenformen und Betreuungszei¬
ten können kombiniert werden. Das Jugend¬
amt hat zu gewährleisten, dass ein bedarfs¬
entsprechendes Angebot auch für die Kinder
zur Verfügung steht, deren Eltern von einem
Elternbeitrag befreit sind.

(3) Sätze 3 und 4
Die Jugendhilfeplanung hat sicher zu stellen,
dass der Anteil der Pauschalen für über drei¬
jährige Kinder, die in den Gruppenformen I
und III nach der Anlage zu § 19 mit 45 Stun¬
den wöchentlicher Betreuüngszeit betreut
werden, den Anteil, den das Jugendamt in
der verbindlichen Mitteilung zum 15. März

(3) Die Jugendhilfeplanung hat sicher zu stel¬
len, dass der Anteil der Pauschalen für über
dreijährige Kinder, die in den Gruppenformen
I und III nach der Anlage mit 45 Stunden wö¬
chentlicher Betreuungszeit betreut werden,
den Anteil, den das Jugendamt in der ver¬
bindlichen Mitteilung zum 15. März des Vor¬
jahres angemeldet hat, nicht um mehr als vier
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des Vorjahres angemeldet hat, nicht um mehr
als vier Prozentpunkte übersteigt. Darüber
hinausgehende Überschreitungen kann die
Oberste Landesjugendbehörde nur in beson¬
ders begründeten Einzelfällen zulassen.

Prozentpunkte übersteigt. Darüber hinausge¬
hende Überschreitungen kann die Oberste
Landesjugendbehörde nur in besonders be¬
gründeten Einzelfällen zulassen.

(4) Sätze 1 und 2
Aus der Entscheidung der Jugendhilfepla¬
nung nach Absatz 3 ergeben sich bis zum
15. März Höhe und Anzahl der auf eine Ein¬
richtung entfallenden Kindpauschalen (Kind¬
pauschalenbudget). Das Jugendamt ist be¬
rechtigt, bereits bewilligte Kindpauschalen
zwischen dem 15. März und dem Beginn des
Kindergartenjahres im Einvernehmen mit den
Trägern im Bedarfsfall auf andere Einrichtun¬
gen zu übertragen, wenn dies nicht zu einer
Erhöhung des Zuschusses nach § 21 Absatz
1 führt.

(4) Aus der Entscheidung der Jugendhilfe¬
planung ergeben sich bis zum 15. März Höhe
und Anzahl der auf eine Einrichtung entfal¬
lenden Kindpauschalen (Kindpauschalen¬
budget). Das Jugendamt ist berechtigt, be¬
reits bewilligte Kindpauschalen zwischen
dem 15. März und dem Beginn des Kinder¬
gartenjahres im Einvernehmen mit den Trä¬
gern im Bedarfsfall auf andere Einrichtungen
zu übertragen, wenn dies nicht zu einer Er¬
höhung des Zuschusses nach § 38 Absatz 1
führt.

§ 19 Absatz 4 Sätze 3-7
Bis zum 31. Juli 2015 sind Abweichungen
zwischen den Ergebnissen der Jugendhilfe¬
planung und der tatsächlichen Inanspruch¬
nahme bei der Festsetzung der endgültigen
Zahlungen nur zu berücksichtigen, wenn sie
bezogen auf die Einrichtung über zehn Pro¬
zent der jeweiligen Fördersumme hinausge¬
hen. Satz 3 gilt nicht für Überschreitungen
aufgrund von Kindpauschalen für Kinder mit
Behinderung oder Kinder, die von einer we¬
sentlichen Behinderung bedroht sind, und bei
denen dies von einem Träger der Eingliede¬
rungshilfe festgestellt wurde. Ab dem 1. Au¬
gust 2015 werden Abweichungen im Sinne
von Satz 3 bei der Festsetzung der endgülti¬
gen Zahlungen berücksichtigt; dabei ist die
endgültige Zahlung bei Unterschreitungen
mindestens in Höhe der Planungsgarantie
gemäß des am 1. August 2015 in Kraft tre¬
tenden § 21 e festzusetzen. Das Jugendamt
stellt für das am 31. Juli endende Kindergar¬
tenjahr die Ergebnisse nach Satz 3 und 4 fest
und meldet sie dem Landesjugendamt bis
zum 15. Oktober desselben Kalenderjahres.
Die Pflichten aus Satz 6 gelten ab dem 1.
August 2015 für die Ergebnisse nach Satz 5
entsprechend.

(5) Abweichungen zwischen den Ergebnis¬
sen der Jugendhilfeplanung und der tatsäch¬
lichen Inanspruchnahme sind bei der Fest¬
setzung der endgültigen Zahlungen zu be¬
rücksichtigen. Bei Unterschreitungen ist die
endgültige Zahlung mindestens in Höhe der
Planungsgarantie gemäß § 41 festzusetzen.
Das Jugendamt stellt für das am 31. Juli en¬
dende Kindergartenjahr die Ergebnisse der
Abweichungen zu den Anmeldungen zum 15.
März fest und meldet sie dem Landesju¬
gendamt bis zum 30. November desselben
Kalenderjahres.

(5) Bei der Zuordnung der Kinder zu den
Gruppenformen und der Berechnung der
Pauschalen ist für das gesamte Kindergar¬
tenjahr das Alter zu Grunde zu legen, wel¬
ches die Kinder bis zum 1. November des

(6) Bei der Zuordnung der Kinder zu den
Gruppenformen und der Berechnung der
Pauschalen ist für das gesamte Kindergar¬
tenjahr das Alter zu Grunde zu legen, das die
Kinder bis zum 1. November des begönne-
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begonnenen Kindergartenjahres erreicht ha¬
ben werden.

nen Kindergartenjahres erreicht haben wer¬
den.

(6) Für die Betreuung von Kindern nach
Schuleintritt werden Kindpauschalen nur bei
Betreuung in einer bestehenden Gruppe mit
ausschließlich Kindern im schulpflichtigen
Alter (Horte) gezahlt. Für die Betreuung von
Kindern in Horten werden nur Kindpauscha¬
len für 25 oder 35 Stunden wöchentliche Be¬
treuungszeit gezahlt.

(7) Bis Schuleintritt werden die Kindpauscha¬
len für eine Betreuung von schulpflichtigen
Kindern auf Grundlage der vereinbarten wö¬
chentlichen Betreuungszeit geleistet. Nach
Schuleintritt werden die Kindpauschalen für
die Betreuung von Kindern nur bei Betreuung
in einer bestehenden Gruppe mit ausschließ¬
lich Kindern im schulpflichtigen Alter (Horte)
gezahlt. Für die Betreuung von Kindern in
Horten werden nur Kindpauschalen für 25
oder 35 Stunden wöchentliche Betreuungs¬
zeit gezahlt.

§20
Zuschuss des Jugendamtes

§34
Mietzuschuss

Abs. 1 s.u. bei § 36 n.F.

(2) Trägern, denen nicht das Eigentum oder .
das Erbbaurecht am Gebäude der Einrich¬
tung zusteht und die nicht wirtschaftlich dem
Eigentümer gleichgestellt sind, soll neben
dem Zuschuss nach Absatz 1 ein zusätzli¬
cher Zuschuss auf der Grundlage der zu zah¬
lenden Kaltmiete geleistet werden (Mietzu¬
schuss), soweit eine aus Landesmitteln er¬
folgte Investitionsförderung dem nicht entge¬
gensteht. Voraussetzung ist, dass das Miet¬
verhältnis am 28. Februar 2007 bestand. Von
diesem Mietzuschuss sind ein Betrag von 2
798,13 Euro für jede Gruppe in der Tagesein¬
richtung und der in Absatz 1 zugrunde lie¬
gende Eigenanteil des Trägers abzuziehen,
soweit der Mietzuschuss diese Summe über¬
steigt. Für den Betrag in Satz 3 gilt § 19 Ab¬
satz 2 Satz 1 entsprechend. Für Mietverhält¬
nisse, die nach dem in Satz 2 genannten
Zeitpunkt begründet werden, ist der Zu¬
schuss nach Satz 1 auf der Grundlage von
Pauschalen zu leisten.

(1) Trägern gemäß § 25 Absatz 1, denen
nicht das Eigentum am Gebäude der Einrich¬
tung zusteht und die nicht wirtschaftlich dem
Eigentümer gleichgestellt sind, soll ein Miet¬
zuschuss geleistet werden, soweit eine aus
Landesmitteln erfolgte Investitionsförderung
dem nicht entgegensteht. Von diesem Miet¬
zuschuss sind ein Betrag von 3 059,60 Euro
für jede Gruppe in der Tageseinrichtung und
der zugrundliegende Finanzierungsanteil des
Trägers (Trägeranteil) nach § 36 Absatz 2
abzuziehen, soweit der Mietzuschuss diese
Summe übersteigt. Für den Betrag m gemäß
Satz 2 gilt § 37 entsprechend. Wenn das
Mietverhältnis am 28. Februar 2007 bestand,
soll der Mietzuschuss auf Grundlage der zu
zahlenden Kaltmiete geleistet werden. Für
Mietverhältnisse, die nach diesem Zeitpunkt
begründet werden, ist der Zuschuss auf der
Grundlage von Pauschalen zu leisten.

Abweichend davon kann, wenn nach Ab¬
schluss der Verwaltungsvereinbarung zum
Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfi¬
nanzierurig 2008 - 2013  am 18. Oktober
2007 neue Plätze für unterdreijährige Kinder
geschaffen worden sind, auch bei Einrichtun¬
gen, die im Eigentum einer juristischen Per¬
son stehen, an der der Träger mehrheitlich
beteiligt ist, ein Zuschuss zur Kaltmiete ge¬
währt werden. Näheres wird durch Rechts-
verordnunq geregelt.

(2) Abweichend davon kann, wenn nach dem
18. Oktober 2007 im Rahmen des Investiti¬
onsprogramms „Kinderbetreuungsfinanzie¬
rung 2008 - 2013  oder den Folgeprogram¬
men neue Plätze für unterdfeijährige Kinder
geschaffen worden sind, auch bei Einrichtun¬
gen, die im Eigentum einer juristischen Per¬
son stehen, an der der Träger mehrheitlich
beteiligt ist, ein Zuschuss zur Kaltmiete ge¬
währt werden.

§20 §35
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Zuschuss des Jugendamtes Eingruppige Einrichtungen und Waldkin¬
dergartengruppen

(3) Bei eingruppigen Einrichtungen, die am
28. Februar 2007 in Betrieb waren, kann un¬
ter Berücksichtigung des in Absatz 1 zugrun¬
de liegenden Eigenanteils des Trägers ein
weiterer Pauschalbetrag von bis zu 15 000
Euro geleistet werden, wenn der Träger ohne
diesen zusätzlichen Betrag die Einrichtung
nicht ausreichend finanzieren kann.

(1) Bei eingruppigen Einrichtungen, die am
28. Februar 2007 in Betrieb waren, kann un¬
ter Berücksichtigung des Trägeranteils ge¬
mäß § 36 Absatz 2 ein weiterer Pauschalbe¬
trag von bis zu 15 000 Euro geleistet werden,
wenn der Träger ohne diesen zusätzlichen
Betrag die Einrichtung nicht ausreichend fi¬
nanzieren kann.

Waldkindergartengruppen können unter Be¬
rücksichtigung des in Absatz 1 zugrunde lie¬
genden Eigenanteils des Trägers ebenfalls
einen weiteren Pauschalbetrag von bis zu 15
000 Euro je Waldkindergartengruppe erhal¬
ten, wenn der Träger ohne diesen zusätzli¬
chen Betrag die Einrichtung nicht ausrei¬
chend finanzieren kann.

(2) Waldkindergartengruppen können unter
Berücksichtigung des Trägeranteils gemäß §
36 Absatz 2 einen weiteren Pauschalbetrag
von bis zu 15 000 Euro je Waldkindergarten¬
gruppe erhalten, wenn ein Träger im Sinne
des § 25 Absatz 1 ohne diesen zusätzlichen
Betrag die Einrichtung nicht ausreichend fi¬
nanzieren kann.

Soweit die Voraussetzungen vorliegen, kön¬
nen für eine Einrichtung Pauschalbeträge
nach Satz 1 und Satz 2 auch nebeneinander
geleistet werden. Über die Gewährung des
Betrages entscheidet das Jugendamt im Be¬
nehmen mit dem Träger der Einrichtung.

(3) Soweit die Voraussetzungen vorliegen,
können für eine Einrichtung Pauschalbeträge
nach den Absätzen 1 und 2 auch nebenei¬
nander geleistet werden. Über die Gewäh¬
rung des Betrages entscheidet das Jugend¬
amt im Benehmen mit dem Träger der Ein¬
richtung.

§ 20 §36
Jugendamtszuschuss und Trägeranteil

(1) Das Jugendamt gewährt dem Träger der
Einrichtung einen Zuschuss für die Aufgaben
nach diesem Gesetz, wenn der Finanzie¬
rungsanteil des Trägers an den Kindpau¬
schalen nach § 19 geleistet wird.

(1) Das Jugendamt gewährt dem Träger der
Einrichtung einen Zuschuss für die Aufgaben
nach diesem Gesetz, wenn der Finanzie¬
rungsanteil des Trägers an den Kindpau¬
schalen gemäß § 33, an dem Mietzuschuss
gemäß § 34, an dem Zuschuss für eingruppi¬
ge Einrichtungen gemäß § 35 Absatz 1 und
an dem Zuschuss für Waldkindergartengrup¬
pen gemäß § 35 Absatz 2 erbracht wird.
(2) Der Finanzierungsanteil des Trägers be¬
trägt:
1. wenn es sich um eine Kirche oder Religi¬
onsgemeinschaft des öffentlichen Rechts
handelt (kirchliche Trägerschaft) 10,3 Pro¬
zent,
2. wenn es sich um einen anerkannten Trä¬
ger der freien Jugendhilfe nach § 25 Absatz 1
handelt, der nicht zugleich in kirchlicher Trä¬
gerschaft ist (andere freie Trägerschaft) 7,8
Prozent,
3. wenn es sich beim Träger um einen Verein
handelt, dem Erziehungsberechtigte von
mindestens 90 Prozent der die Einrichtung
besuchenden Kinder angehören, die nach
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ihrer Zahl oder der Satzung sowohl die für
die laufende Beschlussfassung als auch die
für die Änderung der Satzung erforderliche
Mehrheit haben (Elterninitiativen) 3,4 Prozent
und
4. wenn es sich beim Träger der Einrichtung
um den örtlichen Träger der öffentlichen Ju¬
gendhilfe, eine sonstige kreisangehörige
Gemeinde oder einen sonstigen Gemeinde¬
verband (kommunale Trägerschaft) handelt
12,5 Prozent.

Dieser Zuschuss beträgt 88 Prozent der
Kindpauschalen nach § 19, wenn es sich um
eine Kirche oder Religionsgemeinschaft des
öffentlichen Rechts handelt (kirchliche Trä¬
gerschaft). Wenn es sich um einen anerkann¬
ten Träger der freien Jugendhilfe nach § 6
Absatz 1 handelt, der nicht zugleich in kirchli¬
cher Trägerschaft ist (andere freie Träger-
schaft), erhöht sich der Zuschuss auf 91 Pro¬
zent. Soweit es sich beim Träger um einen
Verein handelt, dem Erziehungsberechtigte
von mindestens 90 Prozent der die Einrich¬
tung besuchenden Kinder angehören, die
nach ihrer Zahl oder der Satzung sowohl die
für die laufende Beschlussfassung als auch
die für die Änderung der Satzung erforderli¬
che Mehrheit haben (Elterninitiati en), erhöht
sich der Zuschuss auf 96 Prozent. Der Zu¬
schuss beträgt 79 Prozent, wenn es sich
beim Träger der Einrichtung um den örtlichen
Träger der öffentlichen Jugendhilfe, eine
sonstige kreisangehörige Gemeinde oder
einen sonstigen Gemeindeverband (kommu¬
nale Trägerschaft) handelt. Führt der Wech¬
sel der Trägerschaft zu einer Erhöhung des
Zuschusses, so erhält der neue Träger den
bisherigen Zuschuss. Ausnahmen von Satz 6
bedürfen der Zustimmung der obersten Lan¬
desju endbehörde.

(3) Der Zuschuss des Jugendamtes beträgt
bei einer Trägerschaft nach Absatz 2 Num¬
mer 1 89,7 Prozent, nach Absatz 2 Nummer
2 92,2 Prozent, nach Absatz 2 Nummer 3
96,6 Prozent und nach Absatz 2 Nummer 4
87,5 Prozent. Führt der Wechsel der Träger¬
schaft zu einer Erhöhung des Zuschusses
nach Satz 1, so erhält der neue Träger den
bisherigen Zuschuss. Ausnahmen von Satz 2
bedürfen der Zustimmung der Obersten Lan¬
desjugendbehörde.

§ 20 a. F.
(5) Eine nicht zweckentsprechende oder eine
nicht an den Vorgaben der in der Anlage zu §
19 Absatz 1 genannten Standards (Perso¬
nalausstattung und Gruppenstärken) ausge¬
richtete Verwendung der Mittel berechtigt das
Jugendamt zur Rückforderung der Zuschüs¬
se.

(4) Eine nicht zweckentsprechende oder eine
nicht an den Vorgaben der in §§ 28 und 29
und in der Anlage zu § 33 Absatz 1 genann¬
ten Standards (Personalausstattung und
Gruppenstärken) ausgerichtete Verwendung
der Mittel berechtigt das Jugendamt zur
Rückforderung der Zuschüsse.

§37
Anpassung der Finanzierung

§ 19 a. F. (1) Die Kindpauschalen gemäß § 33 werden
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(2) Die Kindpauschalen erhöhen sich jährlich,
erstmals zum Kindergartenjahr 2015/2016
um 1,5 Prozent. Die Kindpauschalen erhöhen
sich abweichend von Satz 1 in den Kinder¬
gartenjahren 2016/2017, 2017/2018 und
2018/2019 jährlich um 3 Prozent.

jährlich unter Berücksichtigung der tatsächli¬
chen Kostenentwicklungen angepasst. Die
Anpassung erfolgt erstmals zum Kindergar¬
tenjahr 2021/2022.

(2) Für die Anpassung veröffentlicht die
Oberste Landesjugendbehörde jährlich im
März unter Berücksichtigung der Entwicklung
von Personal- und Sachkosten eine einheitli¬
che Fortschreibungsrate. Die Fortschrei¬
bungsrate wird auf Basis von Vorjahreswer¬
ten für das jeweils im folgenden Kalenderjahr
beginnende Kindergartenjahr bestimmt und
ausgewiesen.
(3) Die Fortschreibungsrate setzt sich zu
neun Teilen aus der Kostenentwicklung für
pädagogisches Personal nach dem Tarifver¬
trag für den öffentlichen Dienst, Sozial- und
Erziehungsdienst (TVöD - SuE) auf Grundla¬
ge der Berichte zu Kosten eines Arbeitsplat¬
zes der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für
Verwaltungsmanagement und zu einem Teil
aus der Steigerung der Kosten des allgemei¬
nen Verbraucherpreisindex für Deutschland
des Statistischen Bundesamtes zusammen.

§21
Landeszuschuss für Kindertageseinrich¬
tungen

§38
Landeszuschüsse für Kindertageseinrich¬
tungen

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt auf
der Grundlage einer zum 15. März für das im
gleichen Kalenderjahr beginnende Kindergar¬
tenjahr vorzulegenden verbindlichen Mittei¬
lung für jedes Kind, das in einer im Bezirk
des Jugendamtes nach diesem Gesetz ge¬
förderten Kindertageseinrichtung eines Trä¬
gers nach § 6 Abs. 1 betreut werden soll, ei¬
nen pauschalierten Zuschuss.

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt auf
der Grundlage einer zum 15. März für das im
gleichen Kalenderjahr beginnende Kindergar¬
tenjahr vorzulegenden verbindlichen Mittei¬
lung für jedes Kind, das in einer im Bezirk
des Jugendamtes nach diesem Gesetz ge¬
förderten Kindertageseinrichtung eines Trä¬
gers nach § 25 Absatz 1 betreut werden soll,
einen pauschalierten Zuschuss. Vorausset¬
zung ist, dass das Jugendamt den Zuschuss
an die Träger der Einrichtungen seines Be¬
zirks weiterleitet.

Der Zuschuss beträgt im Fall des
1. § 20 Absatz 1 Satz 2: 36,5 Prozent,
2. § 20 Absatz 1 Satz 3: 36,0 Prozent,
3. § 20 Absatz 1 Satz 4: 38,5 Prozent,
4. § 20 Absatz 1 Satz 5: 30,0 Prozent
der gemäß § 19 gezahlten Kindpauschale,
außer in den Fällen des § 20 Absatz 1  atz
6.

(2) Der Landeszuschuss beträgt im Fall des
1. § 36 Absatz 2 Nummer 1: 40,3 Prozent,
2. § 36 Absatz 2 Nummer 2: 40,0 Prozent,
3. § 36 Absatz 2 Nummer 3: 42,3 Prozent
und
4. § 36 Absatz 2 Nummer 4: 40,2 Prozent.

Die Vom-Hundert-Sätze in Satz 2 erhöhen
sich um 22,46 für nach Satz 1 zu berücksich-

(3) Die Prozentsätze gemäß Absatz 2 erhö¬
hen sich um 19,01 Prozentpunkte für nach
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tigende Kindpauschalen für Kinder im Alter
von unter drei Jahren zum Ausgleich des
aufgrund der Änderung des Sozialgesetzbu¬
ches, Achtes Buch, durch das Gesetz zur
Förderung von Kindern unter drei Jahren in
Tageseinrichtungen und in Kindertagespflege
vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2403)
notwendigen Ausbaus der Kindertagesbe¬
treuung.

Absatz 1 zu berücksichtigende Kindpauscha¬
len für Kinder im Alter von unter drei Jahren
zum Ausgleich des aufgrund der Änderung
des Achten Buches Sozialgesetzbuch durch
das Gesetz vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I
S. 2403) notwendigen Ausbaus der Kinderta¬
gesbetreuung.

(4) Das Land gewährt dem Jugendamt für
Einrichtungen im Sinne von § 25 Absatz 1 die
den §§ 34 und 35 entsprechenden anteiligen
Zuschüsse zu den Mietzuschüssen und den
Zuschüssen für eingruppige Einrichtungen
und Waldkindergartengruppen. § 38 Absatz 1
Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Das Land gewährt dem Jugendamt in den
Kindergartenjahren 2016/2017, 2017/2018
und 2018/2019 für jedes Kind einen zusätzli¬
chen Zuschuss zu den Kindpauschalen pro
Kindergartenjahr, dessen Höhe sich je nach
Gruppenform und Betreuungszeit aus Anlage
3 zu dieser Vorschrift ergibt. Voraussetzung
ist, dass das Jugendamt den Zuschuss an
die Träger der E nrichtungen seines Bezirks
weiterleitet.
(3) Das Land gewährt dem Jugendamt für
jede Einrichtung einen zusätzlichen Zu¬
schuss pro Kindergartenjahr zur Unterstüt¬
zung des Personals (Verfügungspauschale),
dessen Höhe sich aus der Anlage 1 zu dieser
Vorschrift ergibt. Absatz 2 Satz 2 gilt entspre¬
chend. Weitere Voraussetzung für diesen
Zuschuss ist, dass die nach diesem Absatz
und der Anlage 1 zu dieser Vorschrift auf ei¬
ne Tageseinrichtung entfallende Verfügungs¬
pauschale vollständig zur Finanzierung zu¬
sätzlicher Personalkraftstunden oder ande¬
rer, das pädagogische Personal unterstüt¬
zende Kräfte, die über den 1. Wert der Tabel¬
le in der Anlage zu § 19 Absatz 1 hinausge¬
hen, eingesetzt wird. Zuschüsse, die nicht
zweckentsprechend verwendet werden, sind
zurück zu zahlen, sie sind nicht rücklagefä¬
hig. Das Jugendamt erklärt gegenüber dem
Land die zweckentsprechende Verwendung
der nach diesem Absatz an die Träger geleis¬
teten Zuschüsse und legt diese durch verein¬
fachten Verwendungsnachweis spätestens
bis zum 30. April des auf das Ende des Kin¬
dergartenjahres folgenden Kalenderjahres
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dar.

(4) Das Land gewährt dem Jugendamt für
jedes unterdreijährige Kind einen zusätzli¬
chen Zuschuss pro Kindergartenjahr (zusätz¬
liche U3-Pauschale). Die Höhe der zusätzli¬
chen U3-Pauschale ergibt sich aus der Anla¬
ge 2 zu dieser Vorschrift. Abweichend von
§ 19 Absatz 5 ist bei der Alterszuordnung für
das gesamte Kindergartenjahr das Alter zu¬
grunde zu legen, welches die Kinder zum
Stichtag des § 101 Absatz 2 Nummer 10
SGB VIII erreicht haben. Absatz 2 Satz 2 gilt
entsprechend. Weitere Voraussetzung für
diesen Zuschuss ist, dass die nach diesem
Absatz und der Anlage 2 zu dieser Vorschrift
auf eine Tageseinrichtung entfallenden zu¬
sätzlichen U3-Pauschalen vollständig zur
Finanzierung zusätzlicher Personalkraftstun¬
den oder anderer, das pädagogische Perso¬
nal unterstützende Kräfte, die über den 1.
Wert der Tabelle in der Anlage zu § 19 Ab¬
satz 1 hinausgehen, eingesetzt werden. Das
zusätzliche Personal muss mindestens über
eine Qualifikation im Sinne von § 2 Absatz 1
der Vereinbarung nach § 26 Absatz 3 Num¬
mer 3 vom 26. Mai 2008 in der Fassung vom
13. März 2013 verfügen. Absatz 3 Satz 4 und
Satz 5 gelten entsprechend.

(5) Von den Landeszuschüssen an das Ju¬
gendamt werden drei Prozent der Summe
aller Beträge abgezogen, die im Jugend¬
amtsbezirk zur Finanzierung der Kindpau¬
schalen, Mietzuschüsse, eingruppigen Ein¬
richtungen und Waldkindergartengruppen in
allen Einrichtungen kommunaler Trägerschaft
nach diesem Gesetz geleistet werden müs¬
sen.

(11) Kommt das Jugendamt seinen Verpflich¬
tungen aus § 19 Absatz 4, § 20 Absatz 5, §
21 Absatz 3 Satz 5, Absatz 4 Satz 7, § 21a
Absatz 2 oder § 21b Absatz 2 nicht innerhalb
der vorgegebenen Fristen nach, kann das
Land die Zuschüsse für die folgenden Mona¬
te zurückhalten. Kommt das Jugendamt sei¬
ner Verpflichtung nach, werden die Zuschüs¬
se für höchstens sechs Monate nachträglich
ausqezahlt.

(6) Kommt das Jugendamt seinen Verpflich¬
tungen aus § 33 Absatz 5, § 39 Absatz 3, §
45 Absatz 2, § 46 Absatz 2, 3 und 4, § 47
Absatz 3 oder § 48 Absatz 3 nicht innerhalb
der vorgegebenen Fristen nach, kann das
Land die Zuschüsse für die folgenden Mona¬
te zurückhalten. Kommt das Jugendamt sei¬
ner Verpflichtung nach, werden die Zuschüs¬
se für höchstens sechs Monate nachträglich
ausgezahlt.

§20 §39
Verwendungsnachweis
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(4) Die im Rahmen dieses Gesetzes gezahl¬
ten Mittel einschließlich des sich aus Absatz
1 ergebenden Trägeranteils sind zur Erfül¬
lung von Aufgaben nach diesem Gesetz zu
erwenden. Der Träger der Einrichtung er¬

klärt gegenüber dem Jugendamt die entspre¬
chende Mittelverwendung und legt diese
durch einen vereinfachten Verwendungs¬
nachweis bis zum 28. Februar des auf das
Ende des Kindergartenjahres folgenden Ka¬
lenderjahres dar. Dieser umfasst
a) die Erträge einschließlich des Trägeran¬
teils,
b) die Zuführung von anderen Einrichtungen,
c) die Zuführung aus Rücklagen,
d) die Aufwendungen, unterteilt in Personal¬
kosten, Investitionen, Mieten, Sachkosten
und sonstige Aufwendungen,
e) die Zuführung an andere Einrichtungen,
f) die Zuführung zur Rücklage,
g) die Höhe der Rücklage,
h) die Verfügungspauschale nach § 21 Ab¬
satz 3,
i) die zusätzliche U3-Pauschale nach § 21
Absatz 4,
j) den Einsatz des Landeszuschusses für
plusKITA-Einrichtungen nach § 21a und
k) den Landeszuschuss für zusätzlichen
Sprachförderbedarf nach § 21b in Verbin¬
dung mit § 16b.

§ 20 Abs. 4S. 4 s.u.

(1) Die im Rahmen dieses Gesetzes gezahl¬
ten Mittel einschließlich des sich aus § 36
Absatz 2 ergebenden Trägeranteils sind zur
Erfüllung von Aufgaben nach diesem Gesetz
zu verwenden. Der Träger der Einrichtung
erklärt gegenüber dem Jugendamt die ent¬
sprechende Mittelverwendung und legt diese
über hierfür eingerichtete elektronische Sys¬
teme durch einen vereinfachten Verwen¬
dungsnachweis bis zum 31. März des auf das
Ende des Kindergartenjahres folgenden Ka¬
lenderjahres dar. Dieser umfasst
1. die Erträge einschließlich des Träger-
anteils,
2. die Zuführung von anderen Einrich¬
tungen,
3. die Zuführung aus Rücklagen,
4. die Aufwendungen, unterteilt in Perso¬
nalkosten, Investitionen, Mieten, Sachkosten,
Verwaltungskosten in Höhe von maximal 3
Prozent der Gesamtjahres-Basisförderung
und sonstige Aufwendungen,
5. die Zuführung an andere Einrichtun¬
gen,
6. die Zuführung zu Rücklagen,
7. die Höhe der Rücklagen,
8. den Einsatz des Landeszuschusses
für plusKITAs und für zusätzlichen Sprach¬
förderbedarf nach § 44
9. den Einsatz der Zuschüsse nach § 46
Absatz 1 bis 3 für Praktikumsplätze von Aus-
zubildendenj differenziert nach piÄ1-, piA2/3-
und BP-Zuschuss, vergleiche § 46 Absatz 2
und 3,
10. den Einsatz des Zuschusses für Fach¬
beratung gemäß § 47 und gegebenenfalls
seine Weiterleitung und
11. den Einsatz des Zuschusses zur Fle¬
xibilisierung der Betreuungszeiten, differen¬
ziert nach den Einsatzarten und gegebenen¬
falls der Kombination von Einsatzarten im
Sinne des § 48 Absatz 1.
In den Fällen von Satz 3 Nummer 3, 6 und 7
ist bei Trägern, die zugleich Eigentümer der
Einrichtung oder diesen wirtschaftlich gleich¬
gestellt sind, nach Art der Rücklage zu diffe¬
renzieren.

§20 Abs. 4S. 4:
Er weist dem Jugendamt den Einsatz des
Personals nach Art der Pauschale nach. Die
dem Verwendungsnachweis zugrunde lie-

(2) Der Träger weist dem Jugendamt den
Einsatz des Personals nach Leitungsstunden
und Gruppenzuordnung nach. Die dem Ver¬
wendungsnachweis zugrunde liegenden Be-
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genden Belege sind drei Jahre nach Ab¬
schluss des Kassenjahres aufzubewahren.
Das Jugendamt und das Landesjugendamt
sind zur stichprobenhaften und anlassbezo¬
genen Prüfung der Nachweise im Hinblick auf
die ordnungsgemäße Verwendung nach Satz
1 berechtigt.

lege sind drei Jahre nach Abschluss des
Kassenjahres aufzubewahren. Das Jugend¬
amt und das Landesjugendamt sind zur
stichprobenhaften und anlassbezogenen Prü¬
fung der Nachweise im Hinblick auf die ord¬
nungsgemäße Verwendu g nach Satz 1 be¬
rechtigt und verpflichtet.

(5) Eine nicht zweckentsprechende oder eine
nicht an den Vorgaben der in der Anlage zu §
19 Absatz 1 genannten Standards (Perso¬
nalausstattung und Gruppenstärken) ausge¬
richtete Verwendung der Mittel berechtigt das
Jugendamt zur Rückforderung der Zuschüs¬
se. Das Jugendamt stellt für das am 31. Juli
endende Kindergartenjahr die Summe der
nach Satz 1 zurückgeforderten Mittel fest und
meldet dem Landesjugendamt das Ergebnis
bis zum Ende des auf die Feststellung fol¬
genden Monats, spätestens jedoch bis zum
30. April des Folgejahres. Das Jugendamt
erstattet dem Land den sich aus § 21 Absatz
1 ergebenden prozentualen Anteil des zu¬
rückgeforderten Betrages.

(3) Das Jugendamt stellt für das am 31. Juli
endende Kindergartenjahr die Summe der
nach § 36 Absatz 4 zurückgeforderten Mittel
fest und meldet dem Landesjugendamt das
Ergebnis bis zum Ende des auf die Feststel¬
lung folgenden Monats, spätestens jedoch
bis zum 30. Juni des Folgejahres. Das Ju¬
gendamt erstattet dem Land den sich aus §
38 Absatz 2 ergebenden prozentualen Anteil
des zurückgeforderten Betrages.

(6) Kommt der Träger seinen Verpflichtungen
aus § 19 Absatz 1 Satz 4 oder aus § 20 Ab¬
satz 4 nicht innerhalb den vorgegebenen
Fristen nach, kann das Jugendamt die Zu¬
schüsse für die folgenden Monate zurückhal¬
ten. Kommt der Träger seiner Verpflichtung
nach, werden die Zuschüsse für höchstens
sechs Monate nachträglich ausgezahlt.

(4) Kommt der Träger seinen Verpflichtungen
aus § 33 Absatz 1 Satz 4 oder aus § 39 Ab¬
satz 1 nicht innerhalb den vorgegebenen
Fristen nach, kann das Jugendamt die Zu¬
schüsse für die folgenden Monate zurückhal¬
ten. Kommt der Träger seiner Verpflichtung
nach, werden die Zuschüsse für höchstens
sechs Monate nachträglich ausgezahlt.

(7) Der Landesrechnungshof prüft das Vor¬
liegen der Voraussetzungen für die Gewäh¬
rung der Landesmittel und deren ordnungs¬
gemäße Verwendung. Zu diesem Zweck ist
er berechtigt, auch örtliche Erhebungen bei
dem Jugendamt und den übrigen Leistungs¬
empfängern vorzunehmen.

(5) Der Landesrechnungshof prüft das Vor¬
liegen der Voraussetzungen für die Gewäh¬
rung der Landesmittel und deren ordnungs¬
gemäße Verwendung. Zu diesem Zweck ist
er berechtigt, auch örtliche Erhebungen bei
dem Jugendamt und den übrigen Leistungs¬
empfängern vorzunehmen.

§ 20a
Rücklagen

§40
Rücklagen

(1) In einem Kindergartenjahr nicht veraus¬
gabte Mittel sind einschließlich des sich aus §
19 Absatz 1 ergebenden Trägeranteils einer
Rücklage zuzuführen, wenn in der einzelnen
Einrichtung mindestens die vorgesehenen
Personalkraftstunden des ersten Wertes der
Anlage zu § 19 Absatz 1 vorgehalten werden.
Die Rücklage des Trägers ist nachweislich in
den Folgejahren zur Erfüllung von Aufgaben
nach diesem Gesetz zu nutzen. Sie ist an¬
gemessen zu verzinsen. Die Berechnung der

(1) In einem Kindergartenjahr nicht veraus¬
gabte Mittel sind einschließlich des Trägeran¬
teils gemäß § 36 Absatz 2 einer Betriebskos¬
tenrücklage oder bei Trägern, die Eigentümer
oder diesen wirtschaftlich gleichgestellt sind,
einer Investitionsrücklage zuzuführen. Die
Rücklagen des Trägers sind nachweislich in
den Folgejahren zur Erfüllung von Aufgaben
nach diesem Gesetz zu nutzen. Sie sind an¬
gemessen zu verzinsen. Die Berechnung der
zulässigen Rücklagenhöhe erfolgt einrich-
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zulässigen Rücklagenhöhe erfolgt einrich¬
tungsbezogen, die Verwendung kann träger¬
bezogen erfolgen.

tungsbezogen, die Verwendung kann träger¬
bezogen erfolgen.

(2) Ab dem Kindergartenjahr 2015/2016 darf
die Rücklage den Betrag von zehn Prozent
des Kindpauschalenbudgets nach § 19 Ab¬
satz 4 je Einrichtung des Trägers nicht über¬
schreiten. Sie darf bis zu fünfzehn Prozent
des Kindpauschalenbudgets betragen, wenn
in der Einrichtung Personal in vollem Umfang
des zweiten Personalkraftstundenwertes
nach der Tabelle der Anlage zu § 19 vorge¬
halten wird.

(2) Die Betriebskostenrücklage darf den Be¬
trag von 10 Prozent der Einnahmen nach
diesem Gesetz je Einrichtung des Trägers
nicht überschreiten. Einnahmen auf Grundla¬
ge von § 34 bleiben unberücksichtigt.

(3) Abweichend von Absatz 2 darf für die Ein¬
richtung, die im Eigentum des Trägers steht
oder bei der dem Träger das Erbbaurecht am
Gebäude der Einrichtung zusteht oder bei
der der Träger wirtschaftlich dem Eigentümer
gleichgestellt ist, der Höchstbetrag der Rück¬
lage um das Sechsfache des Betrages nach
§ 20 Absatz 2 Satz 3 überschritten werden.

(3) Ergänzend zu Absatz 2 darf für die Ein¬
richtung, die im Eigentum des Trägers steht
oder bei der der Träger wirtschaftlich dem
Eigentümer gleichgestellt ist, eine Rücklage
für Investitionen (Investitionsrücklage) bis zu
einer Höhe von 3 000 Euro pro in der Be¬
triebserlaubnis ausgewiesenem Platz gebil¬
det werden.

(4) Der Bestand der Rücklage ist jährlich zum
Stichtag 31. Juli nachzuweisen. Beträge, die
den zulässigen Höchstbetrag der Rücklage
übersteigen, sind dem Jugendamt in Höhe
des prozentualen Anteils nach § 20 Absatz 1
zu erstatten. Das Jugendamt erstattet dem
Land den sich aus § 21 Absatz 1 ergebenden
prozentualen Anteil des überschießenden
Betrages.

(4) Der Bestand der Rücklagen ist jährlich
zum Stichtag 31. Juli, differenziert nach Art
der Rücklage, nachzuweisen. Beträge, die
den zulässigen Höchstbetrag der Rücklagen
übersteigen, sind dem Jugendamt in Höhe
des prozentualen Anteils nach § 36 Absatz 2
zu erstatten. Das Jugendamt erstattet dem
Land den sich aus § 38 Absatz 2 ergebenden
prozentualen Anteil des überschießenden
Betrages.

(5) Abweichend von Absatz 2 bis 4 gelten in
den Kindergartenjahren 2017/2018,
2018/2019 und 2019/2020 die Rücklagen-
höchstbeträqe nicht.
§21e
Planungsgarantie

§41
Planungsgarantie

(1) Jedem Träger wird zur Finanzierung der
Tageseinrichtung grundsätzlich mindestens
die Summe der Kindpauschalen abzüglich
des Trägeranteils gezahlt, die sich nach der
Istbelegung des Vorjahres zuzüglich einer
Erhöhung nach § 19 Absatz 2 ergibt (Pla¬
nungsgarantie). Sinkt die Summe der Kind¬
pauschalen, die eine Kindertageseinrichtung
nach dem Anmeldestand zum 15. März für
die Monate August bis Januar des im selben
Kalenderjahr beginnenden Kindergartenjah¬
res zu erwarten hat, unter den Wert der
Summe der Kindpauschalen aufgrund der bis
Januar erreichten Istbelegung, so gewährt

(1) Jedem Träger wird zur Finanzierung der
Tageseinrichtung grundsätzlich mindestens
die Summe der Kindpauschalen abzüglich
des Trägeranteils gezahlt, die sich nach der
Istbelegung des Vorjahres zuzüglich einer
Erhöhung nach § 37 ergibt (Planungsgaran¬
tie). Sinkt die Summe der Kindpauschalen,
die eine Kindertageseinrichtung nach dem
Anmeldestand zum 15. März für die Monate
August bis Januar des im selben Kalender¬
jahr beginnenden Kindergartenjahres zu er¬
warten hat, unter den Wert der Summe der
Kindpauschalen aufgrund der bis Januar er¬
reichten Istbelegung  so gewährt das Ju-
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das Jugendamt dem Träger der Einrichtung
zunächst Abschläge auf die Zuschüsse zu
den Kindpauschalen in gleicher Höhe wie im
zurückliegenden Kindergartenjahr. Sobald
die Summe der tatsächlichen Istbelegung
des zurückliegenden Kindergartenjahres
festgestellt wurde, werden die Abschlagszah¬
lungen entsprechend der Höhe der Pla¬
nungsgarantie angepasst.

gendamt dem Träger der Einrichtung zu¬
nächst Abschläge auf die Zuschüsse zu den
Kindpauschalen in gleicher Höhe  ie im zu¬
rückliegenden Kindergartenjahr. Sobald die
Summe der tatsächlichen Istbelegung des
zurückliegenden Kindergartenjahres festge¬
stellt wurde, werden die Abschlagszahlungen
entsprechend der Höhe der Planungsgaran¬
tie angepasst.

(2) Wird im Laufe des Kindergartenjahres ein
zusätzliches Kind in einer Einrichtung ange¬
meldet, bei der die Planungsgarantie Anwen¬
dung findet, und ist ein dem Bedarf entspre¬
chender Betreuungsplatz verfügbar, so ist
dieses Kind unter Wahrung des Grundsatzes
der Trägerautonomie grundsätzlich aufzu¬
nehmen. Steigt die Summe der Kindpauscha¬
len aus diesem oder einem anderem Grund,
so erhöht sich der Zu-schuss des Jugendam¬
tes erst wenn die Planungsgarantie über¬
schritten wird.

(2) Wird im Laufe des Kindergartenjahres ein
zusätzliches Kind in einer Einrichtung ange¬
meldet, bei der die Planungsgarantie Anwen¬
dung findet, und ist ein dem Bedarf entspre¬
chender Betreuungsplatz verfügbar, so ist
dieses Kind unter Wahrung des Grundsatzes
der Trägerautonomie grundsätzlich aufzu¬
nehmen. Steigt die Summe der Kindpauscha¬
len aus diesem oder einem anderem Grund,
so erhöht sich der Zuschuss des Jugendam¬
tes erst wenn die Planungsgarantie über¬
schritten wird.

(3) Die Planungsgarantie findet keine An¬
wendung bei Einrichtungs- oder Gruppen¬
schließungen. Die Planungsgarantie ist auch
insoweit ausgeschlossen, als der Träger der
Einrichtung einzelne Gruppen oder zehn
Plätze oder mehr auf eine andere Einrichtung
überträgt. Dies gilt auch für Plätze, die nach
einer Vereinbarung zwischen dem Träger
und dem Jugendamt nur vorübergehend be¬
legt und dann von einer Einrichtung auf an¬
dere Einrichtungen übertragen wurden. Für
die Berechnung der Planungsgarantie bei der
Inbetriebnahme von neuen Einrichtungen
kann die Oberste Landesjugendbehörde ab¬
weichende Regelun en treffen.

(3) Die Planungsgarantie findet keine An¬
wendung bei Einrichtungs- oder Gruppen¬
schließungen. Die Planungsgarantie ist auch
insoweit ausgeschlossen, als der Träger der
Einrichtung einzelne Gruppen oder zehn
Plätze oder mehr auf eine andere Einrichtung
überträgt. Dies gilt auch für Plätze, die nach
einer Vereinbarung zwischen dem Träger
und dem Jugendamt nur vorübergehend be¬
legt und dann von einer Einrichtung auf an¬
dere Einrichtungen übertragen wurden. Für
die Berechnung der Planungsgarantie bei der
Inbetriebnahme von neuen Einrichtungen
kann die Oberste Landesjugendbehörde ab¬
weichende Re elungen treffen.

(4) Bei mehrmaliger Abrechnung auf Grund¬
lage der Planungsgarantie innerhalb von vier
aufei-nander folgenden Kindergartenjahren,
erhält der Träger der Tageseinrichtung die
Planungsgarantie nur in Höhe der niedrigsten
Summe der Kindpauschalen dieser Jahre
zuzüglich der Er-höhung nach § 19 Absatz 2.
Auf Antrag kann die Oberste Landesjugend¬
behörde in begründeten Einzelfällen Aus¬
nahmen zulassen.

'

Teil 4
Landesförderungen zur Qualitätsentwick-
lung

§16
Familienzentren

§42
Familienzentren
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(1) Familienzentren sind Kindertageseinrich¬
tungen, die über die Aufgaben nach diesem
Gesetz hinaus insbesondere
1. Informations- und Beratungsangebote zur
Unterstützung der Eltern bei der Förderung
ihrer Kinder Vorhalten oder leicht zugänglich
vermitteln, und Beratungs- und Hilfsangebote
für Eltern und Familien bündeln und mitei¬
nander vernetzen,
2. Unterstützung bei der Vermittlung, Bera¬
tung oder Qualifizierung von Tagespflege¬
personen in Absprache mit dem Jugendamt
bieten,
3. die Betreuung von unter dreijährigen Kin¬
dern und Kindergartenkindern außerhalb üb¬
licher Öffnungszeiten von Kindertageseinrich¬
tungen gewährleisten oder vermitteln,
4. Sprachförderung für Kinder und ihre Fami¬
lien anbieten, auch solche die über § 13c
hinausgeht; insbesondere sind dies Sprach-
fördermaßnahmen für Kinder im Alter zwi¬
schen vier Jahren und Schuleintritt mit zu¬
sätzlichem Sprachförderbedarf, die keine
Kindertageseinrichtung besuchen
und als Familienzentrum in die örtliche Ju¬
gendhilfeplanung aufgenommen sind sowie
ein vom Land anerkanntes Gütesiegel „Fami¬
lienzentrum NRW  haben.

(1) Familienzentren sind Kindertageseinrich¬
tungen, die über die Aufgaben nach diesem
Gesetz hinaus insbesondere leicht zugängli¬
che und am Bedarf des Sozialraums orien¬
tierte Angebote für die Beratung, Unterstüt¬
zung und Bildung von Familien verhalten o-
der  ermitteln. Die Familienzentren haben in
besondererWeise die Aufgabe,
1. Eltern bei der Förderung ihrer Kinder um¬
fassend zu unterstützen und die unterschied¬
lichen Lebenslagen und Bedarfe der Familien
im Einzugsgebiet zu berücksichtigen,
2. mit verschiedenen Partnern zu kooperie¬
ren und familienunterstützende Angebote zu
bündeln und zu vernetzen,
3. Angebote für Familien im Sozialraum zu
öffnen, deren Kinder nicht in der Tagesein¬
richtung des Familienzentrums betreut wer¬
den,
4. Sprachförderung für Kinder und ihre Fami¬
lien anzubieten, auch solche, die über § 19
hinausgeht, insbesondere sind dies Sprach-
fördermaßnahmen für Kinder im Alter zwi¬
schen vier Jahren und Schuleintritt mit zu¬
sätzlichem Sprachförderbedarf, die keine
Kindertageseinrichtung besuchen,
5. an Präventionsangeboten mitzuwirken, die
vor allem auf der Grundlage, von Konzepten
der örtlichen Jugendhilfeplanung umgesetzt
werden.
Familienzentren müssen als solche in die
örtliche Jugendhilfeplanung aufgenommen
worden sein und ein vom Land anerkanntes
Gütesiegel „Familienzentrum NRW  haben.

(2) Familienzentren können auch auf der
Grundlage eines sozialräumlichen Gesamt¬
konzeptes als Verbund unter Einbeziehung
mehrerer Kindertageseinrichtungen oder
auch anderer kinder- und familienorientierter
Einrichtungen tätig sein.

(2) Familienzentren können auf der Grundla¬
ge eines sozialräumlichen Gesamtkonzeptes
auch als Verbund unter Einbeziehung mehre¬
rer Kindertageseinrichtungen oder auch an¬
derer kinder- und familienorientierter Einrich¬
tungen tätig sein.

§21 Absatz 5 und 7 §43
Finanzielle Förderung der Familienzentren

(5) Für jedes Familienzentrum im Sinne des §
16 Abs. 1 gewährt das Land dem Jugendamt
einen zusätzlichen Zuschuss von 13.000
EUR pro Kindergartenjahr. Im Einzelfall kön¬
nen auch Einrichtungen von Verbünden nach
§ 16 Abs. 2 die Förderung nach Satz 1 erhal¬
ten, auch wenn sie keine Tageseinrichtung
für Kinder sind. Absatz 2 Satz 2 gilt entspre¬
chend.

(1) Für jedes Familienzentrum im Sinne des §
42 Absatz 1 gewährt das Land dem Jugend¬
amt einen zusätzlichen Zuschuss von 20 000
Euro pro Kindergartenjahr. Im Einzelfall kön¬
nen auch Einrichtungen von Verbünden nach
§ 42 Absatz 2 die Förderung nach Satz 1 er¬
halten, auch wenn sie keine Tageseinrich¬
tung für Kinder sind. §§ 37 und 38 Absatz 1
Satz 2  elten entsprechend.
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(7) Kindertageseinrichtungen, die im Rahmen
der örtlichen Jugendhilfeplanung auf Vor¬
schlag des Jugendamtes und der jährlich
durch das Haushaltsgesetz festgelegten
Höchstgrenzen an dem Verfahren für das
vom Land anerkannte Gütesiegel „Familien¬
zentrum NRW  teilnehmen, erhalten einen
zusätzlichen Zuschuss von 13.000 EUR pro
Kindergartenjahr. Die Landesregierung legt
die Verteilung der in das Verfahren aufzu¬
nehmenden Einrichtungen auf die Jugend¬
ämter fest. Die Verteilung kann sich nach der
Zahl der Kinder im Jugendamtsbezirk im
Verhältnis zur Gesamtzahl der Kinder in der
gewählten Altersgruppe in Nordrhein-
Westfalen oder nach der sozialen Belastung
im Jugendamtsbezirk richten. Im Einzelfall
kann der Zuschuss ein weiteres Kindergar¬
tenjahr gewährt werden. Absatz 2 Satz 2 und
Absatz 6 gelten entsprechend.

(2) Kindertageseinrichtungen, die im Rahmen
der örtlichen Jugendhilfeplanung auf Vor¬
schlag des Jugendamtes und der jährlich
durch das Haushaltsgesetz festgelegten
Höchstgrenzen an dem Verfahren für das
vom Land anerkannte Gütesiegel „Familien¬
zentrum NRW  teilnehmen, erhalten einen
zusätzlichen Zuschuss von 20 000 Euro pro
Kindergartenjahr. Die Landesregierung legt
die Verteilung der in das Verfahren aufzu¬
nehmenden Einrichtungen auf die Jugend¬
ämter fest. Die Verteilung kann sich nach der
Zahl der Kinder im Jugendamtsbezirk im
Verhältnis zur Gesamtzahl der Kinder in der
gewählten Altersgruppe in Nordrhein-
Westfalen oder nach der sozialen Belastung
im Jugendamtsbezirk richten. Im Einzelfall
kann der Zuschuss ein weiteres Kindergar¬
tenjahr gewährt werden. §§ 37 und 38 Absatz
1 Satz 2 gelten entsprechend.

§16a
plusKITA

§44
plusKITAs

(1) Die plusKITA ist eine Kindörtageseinrich-
tung mit einem hohen Anteil von Kindern mit
besonderem Unterstützungsbedarf des Bil¬
dungsprozesses. Sie muss als plusKITA in
die örtliche Jugendhilfeplanung aufgenom¬
men worden sein.

(1) Die plusKITA ist eine Kindertageseinrich¬
tung mit einem hohen Anteil von Kindern mit
besonderem Unterstützungsbedarf des Bil¬
dungsprozesses, insbesondere mit sprachli¬
chem Förderbedarf. Sie muss als plusKITA in
die örtliche Jugendhilfeplanung aufgenom¬
men worden sein.

(2) Die plusKITA hat in besondererWeise die
Aufgabe,
1. bei der individuellen Förderung der Kinder
deren Potenziale zu stärken, die alltagskultu¬
relle Perspektive zu berücksichtigen und sich
an den lebensweltlichen Motiv- und Problem¬
lagen der Familien zu orientieren,
2. zur Stärkung der Bildungschancen auf die
Lebenswelt und das Wohnumfeld der Kinder
abgestimmte pädagogische Konzepte und
Handlungsformen zu entwickeln,
3. zur Stärkung der Bildungschancen und zur
Steigerung der Nachhaltigkeit, die Eltern
durch adressatengerechte Elternarbeit und -
Stärkung regelmäßig in die Bildungsförderung
einzubeziehen,
4. sich über die Pflichten nach § 14 hinaus in
die lokalen Netzwerkstrukturen durch jeweils
eine feste Ansprechperson aus der Kinderta¬
geseinrichtung einzubringen,
5. sich zur Weiterentwicklung der individuel¬
len zusätzlichen Sprachförderung, über die

(2) Die plusKITA hat in besonderer Weise die
Aufgabe,
1. bei der individuellen Förderung der Kinder
deren Potenziale zu stärken, die alltagskultu¬
relle Perspektive zu berücksichtigen und sich
an den lebensweltlichen Motiv- und Problem¬
lagen der Familien zu orientieren,
2. zur Stärkung der Bildungschancen auf die
Lebenswelt und das Wohnumfeld der Kinder
abgestimmte pädagogische Konzepte und
Handlungsformen zu entwickeln,
3. auf Grundlage der Beobachtungsergebnis¬
se individuelle Bildungs- und Förderangebote
zur gezielten Unterstützung der sprachlichen
Bildung zu entwickeln und alltagsintegriert
durchzuführen,
4. im Team regelmäßig und mit Unterstüt¬
zung der Fachkraft nach Absatz 3 die päda¬
gogische Arbeit zu reflektieren und weiterzu¬
entwickeln,
5. zur Stärkung der Bildungschancen und zur
Steigerung der Nachhaltigkeit, die Eltern
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Pflichten nach § 13c hinaus, zum Beispiel
durch die regelmäßige Teilnahme an Fort-
und Weiterbildungsmaßnahmen zu qualifizie¬
ren und die Bildungs- und Erziehungsarbeit
den speziellen Anforderungen anzupassen,
6. die Ressourcen ihres pädagogischen Per¬
sonals durch konkrete Maßnahmen bei¬
spielsweise regelmäßige Supervision, Schu¬
lung und Beratung, Fort- und Weiterbildung
oder größere Multiprofessionalität im Team
zu stärken.

durch adressatengerechte Elternarbeit, -
beratung und -Stärkung regelmäßig in die
Bildungsförderung einzubeziehen,
6. sich über die Pflichten nach § 13 hinaus in
die lokalen Netzwerkstrukturen durch jeweils
eine feste Ansprechperson aus der Kinderta¬
geseinrichtung einzubringen,
7. sich zur Weiterentwicklung der individuel¬
len zusätzlichen Sprachförderung, über die
Pflichten nach § 19 hinaus, zum Beispiel
durch die regelmäßige Teilnahme an Fort-
und Weiterbildungsmaßnahmen zu qualifizie¬
ren und die Bildungs- und Erziehungsarbeit
den speziellen Anforderungen anzupassen
und
8. die Ressourcen ihres pädagogischen Per¬
sonals durch konkrete Maßnahmen, bei¬
spielsweise regelmäßige Supervision, Schu¬
lung und Beratung, Fort- und Weiterbildung
oder größere Multiprofessionalität im Team
zu stärken.

(Im Rahmen Landeszuschuss) Zusätzlicher
Sprachförderbedarf (§ 16b)
Soweit die Kindertageseinrichtungen Mittel
für zusätzlichen Sprachförderbedarf erhalten,
haben sie im Team eine sozialpädagogische
Fachkraft, die in der Regel über nachgewie¬
sene besondere Erfahrungen und Kenntnisse
in der Sprachförderung verfügt, zu beschäfti¬
gen. Der Träger stellt sicher, dass die vom
Jugendamt zur Verfügung gestellten Landes¬
zuschüsse zur Finanzierung zusätzlicher
Fachkraftstunden eingesetzt werden, die
über den 1. Wert der Tabelle in der Anlage
zu § 19 Absatz 1 hinausgehen. Er sorgt au¬
ßerdem dafür, dass diese Fachkraft durch die
regelmäßige Teilnahme an Fort- und Weiter¬
bildungsmaßnahmen die speziellen Anforde¬
rungen dieser Tageseinrichtung sichert und
weiter entwickelt.

(3) Jede plusKITA soll im Team eine sozial¬
pädagogische Fachkraft mit einem Umfang
von mindestens einer halben Stelle beschäf¬
tigen. Diese Fachkraft verfügt in der Regel
über nachgewiesene besondere Erfahrungen
und Kenntnisse im Bereich der Umsetzung
alltagsintegrierter Sprachbildung und -
förderung. Der Träger stellt sicher, dass die¬
se Fachkraft durch die regelmäßige Teilnah¬
me an Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen
und regelmäßigen Austausch mit der Fach¬
beratung die speziellen Anforderungen dieser
Tageseinrichtung systematisch sichert und
weiter entwickelt. Alle in einer plusKITA täti¬
gen sozialpädagogischen Fachkräfte und,
soweit möglich, auch die übrigen pädagogi¬
schen Kräfte im Team sollen auf der Basis
des Curriculums zur „Alltagsintegrierten
Sprachbildung und Beobachtung im Elemen¬
tarbereich - Grundlagen für Nordrhein-
Westfalen  fortgebildet sein und sich kontinu¬
ierlich weiter qualifizieren.
(4) Sofern Kindertageseinrichtungen in Ein¬
zelfällen 5 000 Euro für zusätzliche Sprach¬
förderung erhalten, stellt der Träger sicher,
dass eine sozialpädagogische Fachkraft
gruppenübergreifend für die Umsetzung der
Anforderungen zur „Alltagsintegrierten
Sprachbildung und Beobachtung im Elemen¬
tarbereich  besonders durch engen Aus-
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tausch mit der Fachberatung und regelmäßi¬
ge Teilnahme an Fort- und Weiterbildungs¬
maßnahmen Sorge trägt.

§ 21a
Landeszuschuss für plusKITA-
Einrichtungen

§45
Landeszuschuss für plusKITAs und ande¬
re Einrichtungen mit zusätzlichem Sprach-
förderbedarf

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt einen
Zuschuss für plusKITA-Einrichtungen im
Sinne von § 16a. Das Land stellt hierfür ei¬
nen Betrag von 45 Millionen Euro je Kinder¬
gartenjahr lan-desweit zur Verfügung. Der
Anteil des Jugendamts ergibt sich aus der
Anzahl der Kinder unter sieben Jahren in
Familien mit Leistungsbezug zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch - Grundsicherung für
Arbeitsuchende - in der Fassung der Be¬
kanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S.
850, 2094), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 7. Mai 2013 (BGBl. I S. 1167)
geändert worden ist (SGB II), im Jugend¬
amtsbezirk im Verhältnis zur landesweiten
Gesamtzahl der Kinder unter sieben Jahren
in Familien mit SGB-Il-Leistungsbezug. Der
Zuschuss an das Jugendamt ist auf einen
durch 25 000 Euro teilbaren Betrag festzu¬
setzen; er beträgt mindestens 25 000 Euro.

(1) Das Land gewährt dem Jugendamt einen
Zuschuss für plusKITAs und andere Einrich¬
tungen mit zusätzlichem Sprachförderbedarf.
Das Land stellt hierfür im Kindergartenjahr
2020/2021 einen Betrag von 100 Millionen
Euro landesweit zur Verfügung. Der Anteil
des Jugendamts ergibt sich
1. zu 75 Prozent aus der Anzahl der Kinder
im Jugendamtsbezirk unter sechs Jahren in
Familien mit Leistungsbezug zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) - Grundsi¬
cherung für Arbeitssuchende - in der Fas¬
sung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011
(BGBl. I S. 850, 2094) in der jeweils gelten¬
den Fassung, im Verhältnis zur landesweiten
Gesamtzahl der Kinder unter sechs Jahren in
Familien mit SGB-Il-Leistungsbezug und
2. zu 25 Prozent aus der Anzahl der Kinder
unter sechs Jahren im Jugendamtsbezirk in
Kindertageseinrichtungen, in deren Familien
vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird im
Verhältnis zur landesweiten Gesamtzahl der
Kinder unter sechs Jahren in Kindertagesein¬
richtungen, in deren Familien vorrangig nicht
Deutsch gesprochen wird.
Der Zuschuss beträgt je Jugendamt mindes¬
tens 30 000 Euro. Grundlagen der Berech¬
nung für jeweils fünf Jahre sind
1. für die Anzahl der Kinder unter sechs Jah¬
ren in Familien mit Leistungsbezug zur Siche¬
rung des Lebensunterhalts nach dem Zwei¬
ten Buch Sozialgesetzbuch, die Angaben der
Bundesagentur für Arbeit für den Berichts¬
monat März des dem Fünfjahreszeitraum
vorausgegangenen Kalenderjahres und
2. für die Anzahl der Kinder, in deren Familie
vorrangig nicht Deutsch gesprochen wird, die
Daten nach § 99 Absatz 7 des Achten Bu¬
ches Sozialgesetzbuch zum Stichtag 1. März
des dem fünfjahreszeitraum vorausgegange¬
nen Kalenderjahres.

(2) Voraussetzung für diesen Zuschuss ist,
dass das Ju endamt je Einrichtung im Sinne

(2) Voraussetzung für diesen Zuschuss ist,
dass das Ju endamt die Mittel als Zuschüsse
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des § 16a (plusKITA) einen Zuschuss von
mindestens 25 000 Euro weiter leitet.

Zuschüsse für plusKITA-Einrichtungen sind
für pädagogisches Personal einzusetzen.
Zuschüsse, die nicht zweckentsprechend
verwendet werden, sind zurück zu zahlen, sie
sind nicht rücklagefähig. Die Aufnahme in
diese Förderung erfolgt in der Regel für fünf
Jahre. § 21 Absatz 3 Satz 5 gilt entspre¬
chend. Im Kindergartenjahr 2019/2020 wird
die Verteilungsgrundlage nach Absatz 1 Satz
3 für den jährlichen Zuschuss für die Förde¬
rungen von plusKITA-Einrichtungen um ein
Jahr verlängert. Damit soll grundsätzlich die
laufende Förderung als plusKITA fortgesetzt
werden.

in Höhe von mindestens 30 000 Euro an
plusKITAs im Sinne des § 44 weiterleitet.
Soweit es innerhalb eines Jugendamtsbezir¬
kes zur kontinuierlichen Sicherung der päda¬
gogischen Arbeit bei einzelnen Tageseinrich¬
tungen auf Basis früherer Landeszuschüsse
für zusätzlichen Sprachförderbedarf erforder¬
lich ist, kann in Ausnahmefällen ein Teil der
auf das Jugendamt entfallenden Mittel an
Einrichtungen als Zuschuss für zusätzlichen
Sprachförderbedarf in Höhe von mindestens
5 000 Euro weiter geleitet werden. Die jewei¬
ligen Tageseinrichtungen müssen als solche
in die Jugendhilfeplanung aufgenommen
worden sein. Die Zuschüsse sind für päda¬
gogisches Personal einzusetzen. Zuschüsse,
die nicht zweckentsprechend verwendet wer¬
den, sind zurück zu zahlen, sie sind nicht
rücklagefähig. Die Aufnahme in diese Förde¬
rung erfolgt in der Regel unbefristet, grund¬
sätzlich aber mindestens für fünf Jahre. Das
Jugendamt erklärt gegenüber dem Land die
zweckentsprechende Verwendung der nach
diesem Absatz an die Träger geleisteten Zu¬
schüsse und legt diese durch vereinfachten
Verwendungsnachweis spätestens zum 30.
Juni des auf das Ende des Kindergartenjah¬
res folgenden Kalenderjahres vor. § 37 und §
38 Absatz 1 Satz 2 gelten entsprechend.

§ 21b Absatz 2 Satz 4
Das Jugendamt stellt sicher, dass mit diesen
Zuschüssen auch die Kinder gefördert wer¬
den, bei denen nach § 36 Absatz 2 oder Ab¬
satz 3 Schulgesetz NRW ein zusätzlicher
Sprachförderbedarf bescheinigt worden ist. §
21 Absatz 3 Satz 4 und Satz 5 gelten ent¬
sprechend.

(3) Das Jugendamt stellt sicher, dass mit die¬
sen Zuschüssen auch die Kinder gefördert
werden, bei denen nach § 36 Absatz 2 oder 3
des Schulgesetzes NRW ein zusätzlicher
Sprachförderbedarf bescheinigt worden ist.

§ 21c
Landeszuschuss für Qualifizierung

§46
Landesförderung der Qualifizierung
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt für
jedes im Sinne der Absätze 2 bis 4 vorgehal¬
tene Qualifizierungsangebot, das im Bezirk
des Jugendamtes tatsächlich umgesetzt wird,
pauschalierte Zuschüsse auf der Grundlage
einer zum 15. März für das im gleichen Ka¬
lenderjahr beginnende Kindergartenjahr vor¬
zulegenden Mitteilung.
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(2) Das Land gewährt dem Jugendamt Zu¬
schüsse für die Praktikumsplätze von Auszu¬
bildenden in Kindertageseinrichtungen. Einen
Zuschuss in Höhe von 8 000 Euro jährlich
pro belegtem Praktikumsplatz (piA1-
Zuschuss) erhält jedes Jugendamt für dieje¬
nigen Tageseinrichtungen, die Schülerinnen
und Schüler im ersten Jahr ihrer praxisinte¬
grierten Ausbildung zur staatlich anerkannten
Erzieherin beziehungsweise zum staatlich
anerkannten Erzieher ausbilden. Vorausset¬
zung für diesen Zuschuss ist, dass diese
Schülerinnen und Schüler in ihrer praxisinte¬
grierten Ausbildung von dem Träger der Kin¬
dertageseinrichtung tariflich oder entspre¬
chend vergütet werden. § 38 Absatz 1 Satz 2
und § 45 Absatz 2 Satz 5 und 7 gelten ent¬
sprechend.
(3) Einen Zuschuss in Höhe von 4 000 Euro
jährlich pro belegtem Praktikumsplatz (BP-
Zuschuss) erhält jedes Jugendamt für dieje¬
nigen Kindertageseinrichtungen, die Prakti¬
kumsplätze für das Anerkennungsjahr von
Schülerinnen und Schülern im letzten Jahr
ihrer Ausbildung zur staatlich anerkannten
Erzieherin beziehungsweise zum staatlich
anerkannten Erzieher bereitstellen und für
jeden Praktikumsplatz von Schülerinnen und
Schülern im zweiten oder dritten Ausbil¬
dungsjahr der praxisintegrierten Ausbildung
(piA2/3-Zuschuss). Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt
entsprechend.

'

(4) Das Land gewährt jedem Jugendamt ei¬
nen Zuschuss in Höhe von 2 000 Euro für
jede angehende Kindertagespflegeperson,
die die Qualifikation nach dem kompetenz¬
orientieren Qualifizierungshandbuch Kinder¬
tagespflege (QHB-Zuschuss) vollumfänglich
absolviert. Voraussetzung ist, dass die Mittel
zur Finanzierung einer QHB-Qualifizierung
eingesetzt werden. Zuschüsse, die nicht
zweckentsprechend verwendet werden, sind
zurück zu zahlen. Das Jugendamt erklärt ge¬
genüber dem Land die zweckentsprechende
Verwendung der nach diesem Absatz geleis¬
teten Zuschüsse und legt diese durch verein¬
fachten Verwendungsnachweis spätestens
zum 30. Juni des auf das Ende des Kinder¬
gartenjahres folgenden Kalenderjahres vor.

Das Land unterstützt die Qualifizierung des
pädagogischen Personals in den Tagesein-

(5) Die Umsetzung des Bildungs-, Erzie-
hungs- und Betreuungsauftrages erfordert
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richtungen und in der Kindertagespflege mit
einem jährlichen Betrag von insgesamt fünf
Millionen Euro und strebt den Abschluss ei¬
ner Vereinbarung nach § 26 Absatz 3 Num¬
mer 2 an.

eine ständige Fortbildung der mit dem Auf¬
trag betrauten Personen. Das Land unter¬
stützt diese kontinuierliche Qualifizierung des
pädagogischen Personals in den Tagesein¬
richtungen und in der Kindertagespflege mit
einem jährlichen Betrag von insgesamt zehn
Millionen Euro im Rahmen der Fortbildungs¬
vereinbarung für den Elementarbereich im
Land Nordrhein-Westfalen nach § 54 Absatz
3 Satz 1 Nummer 2. In diesem Rahmen för¬
dert die Oberste Landesjugendbehörde auch
die Qualitätsentwicklung und die wissen¬
schaftliche Weiterentwicklung der Inhalte und
Methoden.
§47
Landesförderung der Fachberatung
(1) Das Land gewährt dem Jugendamt einen
Zuschuss zur Förderung der qualifizierten
Fachberatung von Kindertageseinrichtungen
und Kindertagespflege. Z el ist die fachliche
und systematische Begleitung der Qualitäts¬
sicherung und -entwicklung in der Kinderta¬
gesbetreuung. Hierzu und zur Durchführung
von Evaluationen im Sinne einer prozessori¬
entierten Unterstützung aller Träger wird eine
Qualitätsentwicklungsvereinbarung getroffen.
In dieser wird fest gelegt, wie die Träger von
Tageseinrichtungen und die Fachberatungs¬
stellen für Kindertagespflege die fachliche
Arbeit in der Kindertagesbetreuung sichern,
welche Maßnahmen getroffen werden, um
sie regelmäßig zu überprüfen und kontinuier¬
lich weiterzuentwickeln. Soweit bei den Trä¬
gern Verfahren zur Qualitätssicherung und -
entwicklung vorhanden sind, wird davon aus¬
gegangen, dass hierdurch in der Regel eine
entsprechende fachliche Leistungserbringung
sichergestellt wird, die in diesen Prozess ein¬
bezogen werden kann.
(2) Der Anteil des Jugendamtes ergibt sich
aus der Anzahl von nach diesem Gesetz ge¬
förderten Kindertageseinrichtungen im Ju¬
gendamtsbezirk und der Anzahl der Kinder¬
tagespflegepersonen, die Kinder unter sechs
Jahren betreuen und hierfür öffentlich geför¬
dert werden, im Jugendamtsbezirk, auf der
Grundlage einer zum 15. März für das im
gleichen Kalenderjahr beginnende Kindergar¬
tenjahr vorzulegenden verbindlichen Mittei¬
lung.
(3) Das Jugendamt leistet aus diesen Mitteln
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einen jährlichen Zuschuss von 1 000 Euro je
Tageseinrichtung an den Träger der Tages¬
einrichtung. Soweit bei Trägern in freier Trä¬
gerschaft die Aufgabe der Fachberatung und
Qualitätssicherung überwiegend auf Ebene
ihrer regionalen Zusammenschlüsse oder
überörtlichen Verbände erfolgt, leiten die
Träger die Zuschüsse an diese weiter. Für
die Fachberatung im Bereich Kindertages¬
pflege leitet das Jugendamt 500 Euro je Kin¬
dertagespflegeperson, die Kinder unter sechs
Jahren betreut, an die zuständige Fachbera¬
tungsstelle weiter. § 38 Absatz 1 Satz 2 und
§ 45 Absatz 2 Satz 5 und Satz 7 gelten ent¬
sprechend.
§48
Zuschuss zur Flexibilisierung der Betreu¬
ungszeiten

-

(1) Das Land gewährt jedem Jugendamt ei¬
nen pauschalierten Zuschuss für die Flexibili¬
sierung der Kindertagesbetreuung. Die Be¬
zuschussung dient der finanziellen Förderung
von kind- und bedarfsgerechten, familienun¬
terstützenden Angeboten in der Kindertages¬
betreuung, wie
1. Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtun¬
gen, die über eine Öffnungszeit von wöchent¬
lich 50 Stunden hinausgehen,
2. Öffnungszeiten in Kindertageseinrichtun¬
gen an Wochenend- und Feiertagen,
3. Öffnungszeiten und Betreuungsangebote
nach 17 Uhr und vor 7 Uhr,
4. bis zu 15 der Öffnungstage im Kindergar¬
tenjahr für Kindertageseinrichtungen, die nur
15 Öffnungstage oder weniger jährlich
schließen,
5. zusätzliche Betreuungsangebote bei unre¬
gelmäßigem Bedarf oder für ausnahmsweise
kurzfristig erhöhten Bedarf der Familien und
Notfallangebote,
6. ergänzende Kindertagespflege gemäß §
23 Absatz 1.
(2) Das Land stellt hierfür im Kindergartenjahr
2020/2021 einen Betrag von 40 Millionen Eu¬
ro, im Kindergartenjahr 2021/2022 von 60
Millionen Euro und ab dem Kindergartenjahr
2022/2023 von 80 Millionen jährlich landes¬
weit zur Verfügung. Der Anteil des Jugend¬
amtes ergibt sich in den Kindergartenjahren
2020/2021 bis 2024/2025 aus der Anzahl der
im Jugendamtsbezirk nach der verbindlichen
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Jugendhilfeplanung gemäß § 19 Absatz 3
Kinderbildungsgesetz vom 30. Oktober 2007
(GV. NRW. S. 462) in der am 31.07.2020
geltenden Fassung, bis zum 15. März 2019
für das Kindergartenjahr 2019/2020 bean¬
tragten Kindpauschalen für in Tageseinrich¬
tungen betreute Kinder im Verhältnis zur lan¬
desweiten Anzahl der beantragten Kindpau¬
schalen für in Tageseinrichtungen betreute
Kinder.
(3) Voraussetzung für den Zuschuss nach
Absatz 1 ist, dass das Jugendamt diesen Zu¬
schuss mit einer Erhöhung des Betrages um
25 Prozent für zeitlich flexible Angebotsfor¬
men der Kindertagesbetreuung einsetzt und
an Träger von Tageseinrichtungen, Kinderta¬
gespflegepersonen oder Anstellungsträger
von Kindertagespflegepersonen weiterleitet.
§ 45 Absatz 2 Satz 5 und Satz 7 gilt entspre¬
chend. § 37 gilt ab dem Kindergartenjahr
2023/2024 entsprechend.
(4) Bei der Konzeptionierung und Inan¬
spruchnahme der flexiblen Angebotsformen
ist den alters- und entwicklungsbezogenen
Bedürfnissen der Kinder nach Kontinuität und
Verlässlichkeit sowie den Bindungs- und Bil¬
dungsprozessen der einzelnen K nder Rech¬
nung zu tragen. Werden im Rahmen der fle¬
xiblen Angebotsformen Kinder betreut, die
das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet
haben oder erfolgt die Betreuung im Rahmen
von Kindertagespflege, dürfen nicht mehr als
fünf Kinder gleichzeitig von einer pädagogi¬
schen Kraft betreut werden.
(5) Die im Rahmen flexibler Angebotsformen
eingesetzten Personen sind mindestens als
Beschäftige in der Tätigkeit von Kinderpflege¬
rinnen und Kinderpflegern mit staatlicher An¬
erkennung zu vergüten 
Teil 5
Verfahrens-, Übergangs- und Schlussvor¬
schriften

§ 21d
Interkommunaler Ausgleich

§49
Interkommunaler Ausgleich

(1) Werden Kinder in einer Kindertagesein¬
richtung betreut, die nicht im Jugendamtsbe¬
zirk des Wohnsitzes des Kindes gelegen ist,
so kann das Jugendamt der aufnehmenden
Kommune einen Kostenausgleich von dem
Jugendamt des Wohnsitzes verlangen. In
diesen Fällen erfolgt die Kostenbeitragserhe-

(1) Werden Kinder in einer Kindertagesein¬
richtung betreut, die nicht im Jugendamtsbe¬
zirk des Wohnsitzes des Kindes gelegen ist,
so kann das Jugendamt der aufnehmenden
Kommune spätestens bis sechs Monate nach
Aufnahme in die wohnsitzfremde Kinderta¬
geseinrichtung einen Kostenausgleich von
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bung nach § 23 im Jugendamt des Wohnsit¬
zes.

dem Jugendamt des Wohnsitzes verlangen.
In diesen Fällen erfolgt die Kostenbeitragser¬
hebung nach § 51 im Jugendamt des Wohn¬
sitzes.

(2) Der Ausgleich nach Absatz 1 beträgt 40
Prozent der Kindpauschale, sofern die Ju¬
gendämter keine andere Vereinbarung tref¬
fen.

(2) Der Ausgleich nach Absatz 1 beträgt 40
Prozent der Kindpauschale, sofern die Ju¬
gendämter keine andere Vereinbarung tref¬
fen.
(3) Wird ein Kind bei einer Kindertagespfle¬
geperson außerhalb des Jugendamtsbezirk
seines Wohnsitzes betreut, so leistet das Ju¬
gendamt seines Wohnsitzes pauschal ein
Drittel der nach § 23 Absatz 2 Nummer 3 und
4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch mo¬
natlich erstatteten Versicherungsbeiträge an
das Jugendamt, das diese Aufwendungen an
die Kindertagespflegeperson erstattet und in
dessen Bezirk das Kind von einer Kinderta¬
gespflegeperson betreut wird, soweit die be¬
troffenen Jugendämter nichts Abweichendes
vereinbaren. Die Zuständigkeit für die Kos¬
tenbeitragserhebung gegenüber den Eltern
bleibt davon unberührt.

§23
Elternbeiträge und Elternbeitragsfreiheit

§50
Elternbeitragsfreiheit

(3) Die Inanspruchnahme von Angeboten in
Kindertageseinrichtungen oder Kindertages¬
pflege durch Kinder, die am 1. August des
Folgejahres schulpflichtig werden, ist in dem
Kindergartenjahr, das der Einschulung vo¬
rausgeht, beitragsfrei. Abweichend von Satz
1 ist für Kinder, die ab dem Schuljahr
2012/2013 vorzeitig in die Schule aufge¬
nommen werden, die Inanspruchnahme von
Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder
Kindertagespflege ab dem 1. Dezember für
maximal zwölf Monate beitragsfrei. Werden
Kinder aus erheblichen gesundheitlichen
Gründen nach § 35 Absatz 3 Schulgesetz
NRW für ein Jahr zurückgestellt, so beträgt
die Elternbeitragsfreiheit nach Satz 1 aus¬
nahmsweise zwei Jahre.

(1) Die Inanspruchnahme von Angeboten in
Kindertageseinrichtungen oder Kindertages¬
pflege durch Kinder, die bis zum 30. Sep¬
tember das vierte Lebensjahr vollendet ha¬
ben werden, ist ab Beginn des im selben Ka¬
lenderjahr beginnenden Kindergartenjahres
bis zur Einschulung beitragsfrei.

§21 Abs. 10:
(10) Zum Ausgleich des Einnahmeausfalls
nach § 23 Absatz 3 gewährt das Land dem
Jugendamt pro Kindergartenjahr einen pau¬
schalen Zuschuss in Höhe von 5,1 Prozent
der Summe der Kindpauschalen für in Ta¬
geseinrichtungen betreute Kinder im Alter
von drei Jahren bis zur Einschulung, die sich
auf der Basis der verbindlichen Jugendhilfe-

(2) Zum Ausgleich des Einnahmeausfalls
nach Absatz 1 gewährt das Land dem Ju¬
gendamt pro Kindergartenjahr einen pau¬
schalen Zuschuss in Höhe von 8,62 Prozent
der Summe der Kindpauschalen für in Ta¬
geseinrichtungen betreute Kinder im Alter
von drei Jahren bis zur Einschulung, die sich
auf der Basis der verbindlichen Jugendhilfe¬
planun  nach § 33 Absatz 2 bis zum 15.
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Planung nach § 19 Absatz 3 bis zum 15.
März für das in dem gleichen Kalenderjahr
beginnende Kindergartenjahr ergibt.

März für das in dem gleichen Kalenderjahr
beginnende Kindergartenjahr ergibt.

§23
Elternbeiträge und Elternbeitragsfreiheit

§51
Elternbeiträge

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten
in Kindertageseinrichtungen oder Kinderta¬
gespflege können Teilnahme- oder Kosten¬
beiträge (Elternbeiträge) nach § 90 Abs. 1
SGB VIII vom Jugendamt festgesetzt werden.
In den Fällen des § 21d können die Elternbei¬
träge nur durch das Jugendamt des Wohnsit¬
zes erhoben werden. Soweit die Förderung in
Kindertagespflege gemäß § 23 SGB VIII er¬
folgt, sind weitere Kostenbeiträge der Eltern
an die Tagespflegeperson ausgeschlossen.
Das Jugendamt kann die Zahlung eines an¬
gemessenen Entgelts für Mahlzeiten an die
Tagespflegepersonen zulassen.

(1) Soweit die Inanspruchnahme von Ange¬
boten in Kindertageseinrichtungen oder Kin¬
dertagespflege nicht gemäß § 50 beitragsfrei
ist, können Teilnahme- oder Kostenbeiträge
(Elternbeiträge) nach § 90 Absatz 1 des Ach¬
ten Buches Sozialgesetzbuch ausschließlich
vom Jugendamt festgesetzt werden. In den
Fällen des § 49 Absatz 1 und 2 können die
Elternbeiträge nur durch das Jugendamt des
Wohnsitzes erhoben werden. Für die Betreu¬
ung in Kindertageseinrichtungen, die nach
diesem Gesetz finanziell bezuschusst werden
und soweit die Förderung in Kindertagespfle¬
ge gemäß § 23 des Achten Buches Sozial¬
gesetzbuch erfolgt, sind mit Ausnahme von
möglichen Entgelten für Mahlzeiten weitere
Teilnahmebeiträge der Eltern ausgeschlos¬
sen. Dies gilt auch im Verhältnis zu Anstel¬
lungsträgern im Sinne des § 22 Absatz 6.
Das Jugendamt kann die Zahlung eines an¬
gemessenen Entgelts für Mahlzeiten an die
Kindertagespflegepersonen oder einen An¬
stellungsträger zulassen.

(2) Zu diesem Zweck teilt der Träger der Kin¬
dertageseinrichtung oder der Träger, der die
Kindertagespflege vermittelt hat, dem Ju¬
gendamt die Namen, Anschriften, Geburtsda¬
ten, bei Kindertageseinrichtungen die Be¬
treuungszeiten sowie die Aufnahme- und
Abmeldedaten der Kinder sowie die entspre¬
chenden Angaben der Eltern oder der nach
kommunalem Satzungsrecht gleichgestellten
Personen unverzüglich mit. In den Fällen des
§ 21d leitet das Jugendamt der aufnehmen¬
den Kommune das die Daten nach Satz 1
erhält, diese an aas Jugendamt der Wohn¬
sitzkommune weiter.

(2) Zu dem Zweck gemäß Absatz 1 teilt der
Träger der Kindertageseinrichtung oder der
Träger, der die Kindertagespflege vermittelt
hat, dem Jugendamt die Namen, Anschriften,
Geburtsdaten, die Betreuungszeiten sowie
die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder
sowie die entsprechenden Angaben der El¬
tern oder der nach kommunalem Satzungs¬
recht gleichgestellten Personen unverzüglich
mit. In den Fällen des § 49 leitet das Jugend¬
amt der aufnehmenden Kommune, das die
Daten nach Satz 1 erhält, diese an das Ju¬
gendamt der Wohnsitzkommune weiter.

(4) Der Träger der Kindertageseinrichtung
kann ein Entgelt für Mahlzeiten verlangen.

(3) Der Träger der Kindertageseinrichtung
kann ein Entgelt für Mahlzeiten verlangen.

(5) Erhebt das Jugendamt Elternbeiträge für
die Inanspruchnahme von Kindertagesein¬
richtungen oder Kindertagespflege, hat es
eine soziale Staffelung vorzusehen und die
wirtschaftliche Leis-tungsfähigkeit der Eltern
sowie die Betreuungs-zeit zu berücksichti¬
gen. Es kann ermäßigte Bei-träge oder eine

(4) Erhebt das Jugendamt Elternbeiträge für
die Inanspruchnahme von Kindertagesein¬
richtungen oder Kindertagespflege, hat es
eine soziale Staffelung vorzusehen und die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Eltern
sowie die Betreuungszeit zu berücksichtigen.
Es kann ermäßigte Beiträ e oder eine Bei-
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Beitragsfreiheit für Geschwister-kinder, auch
wenn sie eine Ganztagsschule im Primarbe¬
reich besuchen, vorsehen. Bei Geschwister¬
regelungen sind Kinder, deren Tages¬
betreuung nach Absatz 3 elternbeitragsfrei
ist, so zu berücksichtigen, als ob für sie ein
Elternbei-trag zu leisten wäre.

tragsfreiheit für Geschwisterkinder, unabhän¬
gig vom Jugendamtsbezirk in dem sie betreut
werden und auch wenn sie eine Ganztags¬
schule im Primarbereich besuchen, vorse¬
hen. Bei Geschwisterregelungen sind Kinder,
deren Tagesbetreuung gemäß § 50 Absatz 1
elternbeitragsfrei ist, so zu berücksichtigen,
als ob für sie ein Elternbeitrag zu leisten wä¬
re. Bei Ermäßigungsregelungen für Ge¬
schwister ist sicherzustellen, dass die Familie
sowohl in vollem Umfang von diesen Ermä¬
ßigungen als auch von der Elternbeitragsbe¬
freiung nach § 50 profitiert. Die Höhe und
Staffelung der Elternbeiträge für Kinderta¬
geseinrichtungen und für Kindertagespflege
sollten einander entsprechen.

§ 5 Abs. 2 a.F.

(2) Der Schulträger oder das Jugendamt
können für außerunterrichtliche Angebote im
Rahmen offener Ganztagsschulen und für
andere außerunterrichtliche Ganztags- und
Betreuungsangebote in Schulen Beiträge von
den Eltern oder den nach kommunalem Sat¬
zungsrecht gleichgestellten Personen erhe¬
ben. Der Schulträger oder das Jugendamt
sollen eine soziale Staffelung der Beiträge
vorsehen. Beiträge für Geschwisterkinder
können ermäßigt werden. Dies gilt auch für
Kinder, deren Geschwister in einer Kinderta¬
geseinrichtung oder in Kindertagespflege be¬
treut werden.

(5) Der Schulträger oder das Jugendamt
können für außerunterrichtliche Angebote im
Rahmen offener Ganztagsschulen und für
andere außerunterrichtliche Ganztags- und
Betreuungsangebote in Schulen Beiträge von
den Eltern oder den nach kommunalem Sat¬
zungsrecht gleichgestellten Personen erhe¬
ben. Der Schulträger oder das Jugendamt
sollen eine soziale Staffelung der Beiträge
vorsehen. Beiträge für Geschwisterkinder
können ermäßigt werden. Dies gilt auch für
Kinder, deren Geschwister in einer Kinderta¬
geseinrichtung oder in Kindertagespflege be¬
treut werden, unabhängig von ihrem Wohn¬
sitz und von dem Jugendamtsbezirk.

(6) Kreise als örtliche Träger der öffentlichen
Jugendhilfe können durch Satzung oder öf¬
fentlich-rechtliche Vereinbarung Gemeinden,
für die sie die Aufgaben der öffentlichen Ju¬
gendhilfe wahrnehmen, mit der Durchführun 
von Aufgaben nach den Absätzen 1 und 4
beauftragen.

(6) Kreise als örtliche Träger der öffentlichen
Jugendhilfe können durch Satzung oder öf¬
fentlich-rechtliche Vereinbarung Gemeinden,
für die sie die Aufgaben der öffentlichen Ju¬
gendhilfe wahrnehmen, mit der Durchführung
von Aufgaben nach den Absätzen 1 und 3
beauftragen.

§24
Investitionskostenförderung

§ 52
Investitionen

Das Land gewährt dem Jugendamt nach
Maßgabe des Haushaltsgesetzes Zuwen¬
dungen zu den Investitionskosten der Kinder¬
tageseinrichtungen.

Das Land gewährt dem Jugendamt nach
Maßgabe des Haushaltsgesetzes Zuwen¬
dungen zu den Investitionskosten für Kinder¬
tageseinrichtungen und Kindertagespflege.

§25
Erprobung

§53
Erprobungen

Die Oberste Landesjugendbehörde kann zur
Erprobung innovativer pädagogischer oder
anderer Modelle Abweichungen von den Re¬
gelungen dieses Gesetzes zulassen.

Die Oberste Landesjugendbehörde kann für
besondere Betreuungsbedarfe, zur Erpro¬
bung innovativer pädagogischer oder anderer
Modelle Abweichungen von den Regelungen
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dieses Gesetzes zulassen.
§26
Verwaltungsverfahren und Durchfüh¬
rungsvorschriften

§54
Verwaltungsverfahren und Verordnungs¬
ermächtigungen, Vereinbarungen

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes be¬
stimmt, gelten die Vorschriften des Sozialge¬
setzbuches - Verwaltungsverfahren - (SGB
X) entsprechend.

(1) Soweit dieses Gesetz nichts anderes be¬
stimmt, gelten die Vorschriften des Zehnten
Buches Sozialgesetzbuch - Sozialverwal¬
tungsverfahren und Sozialdatenschutz - in
der Fassung der Bekanntmachung vom 18.
Januar 2001 (BGBl. I S. 130), in der jeweils
eltenden Fassung entsprechend.

(2) Die Oberste Landesjugendbehörde wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung
1. Art und Höhe zu den Mietzuschüssen so¬
wie Ausnahmen zur Gewährung festzuset¬
zen,

3. das Nähere zum Verfahren zur Gewährung
der Landeszuschüsse zu regeln,

4. den Prozentsatz nach § 21 Absatz 10 für
die Kindergartenjahre ab 1. August 2015 neu
festzulegen, wenn er sich im Zuge einer
Überprüfung des Belastungsausgleichs nach
§ 28 Absatz 2 verändert,
5. Kriterien für das Gütesiegel „Familienzent¬
rum NRW  und das Verfahren zu seiner Ver¬
leihung festzulegen und
6. auf der Grundlage der Vereinbarung nach
Absatz 3 Nummer 3 das Nähere über die
Qualifikation und den Personalschlüssel fest¬
zulegen.

Für die Rechtsverordnungen nach den
Nummern 1. bis 4. ist die Zustimmung des
Finanzministeriums erforderlich.

Für die Rechtsverordnung nach Nummer 6 ist
die Zustimmung des für Kommunales zu¬
ständigen Ministeriums erforderlich.

(2) Die Oberste Landesjugendbehörde wird
ermächtigt, durch Rechtsverordnung
1. die Fortschreibungsrate nach § 37 Absatz
2 festzusetzen, sowie das Verhältnis von
Personal- zu Sachkosten gemäß § 37 Absatz
3 neu festzulegen, wenn eine Anpassung im
Zuge der Überprüfung gemäß § 56 erforder¬
lich wird,
2. Art und Höhe zu den Mietzuschüssen so¬
wie Ausnahmen zur Gewährung festzuset¬
zen,

3. das Nähere zum Verfahren zur Gewährung
der Landeszuschüsse zu regeln,
4. die Verteilung der Mittel nach § 45 Absatz
1 und § 48 Absatz 2 ab dem Kindergartenjahr
2025/2026 neu festzusetzen,
5. den Prozentsatz nach § 38 Absatz 3 neu
oder entsprechende Einmalzahlungen festzu¬
legen, wenn sich, nach einer Überprüfung
des Belastungsausgleichs nach § 3 Absatz 2
des Belastungsausgleichsgesetzes Jugend¬
hilfe vom 13. November 2012 (GV. NRW. S.
510) in der jeweils geltenden Fassung oder
einer Überprüfung der gesamten Auswirkun¬
gen des Gesetzes in Abstimmung mit den
kommunalen Spitzenverbänden, das Erfor¬
dernis einer Anpassung des Kostenaus¬
gleichs ergibt,
6. Kriterien für das Gütesiegel „Familienzent¬
rum NRW  und das Verfahren zu seiner Ver-,
leihung weiter zu entwickeln und neu festzu¬
legen,
7. auf der Grundlage der Vereinbarung nach
Absatz 3 Nummer 3 das Nähere über die
Qualitätssicherung und -entwicklung ein¬
schließlich Qualifizierung und Fachberatung
festzulegen und
8. auf der Grundlage der Vereinbarung nach
Absatz 3 Nummer 4 das Nähere über die
Qualifikation und den Personalschlüssel fest-

163



Stand 6.5.2019

zulegen.
Für die Rechtsverordnungen nach Satz 1
Nummer 1 bis 5 ist die Zustimmung des Fi¬
nanzministeriums erforderlich. Für die
Rechtsverordnungen nach Satz 1 Nummer 5
und 8 ist die Zustimmung des für Kommuna¬
les zuständigen Ministeriums erforderlich.

(3) Die Oberste Landesjugendbehörde trifft
mit den kommunalen Spitzenverbänden, den
Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspfle¬
ge und den Kirchen
1. eine Vereinbarung über die Bildungs- und
Erziehungsarbeit der Kindertageseinrichtun¬
gen (Bildungsvereinbarung), insbesondere
zur sprachlichen Bildung einschließlich der
Erfassung und Mitteilung summarischer Er¬
gebnisse zu § 13c Absatz 4 an das Jugend¬
amt,
2. eine Vereinbarung über die Fort- und Wei¬
terbildung der pädagogischen Kräfte (Fortbil¬
dungsvereinbarung),
3. eine Vereinbarung über die Qualifikation 
und, bei den Kindertageseinrichtungen, den
Personalschlüssel (Personalvereinbarung).
Dabei sind die Prinzipien der Pluralität, der
Trägerautonomie und der Konzeptionsvielfalt
zu berücksichtigen.

(3) Die Oberste Landesjugendbehörde trifft
mit den kommunalen Spitzenverbänden, den
Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspfle¬
ge und den Kirchen
1. eine Vereinbarung über die Bildungs- und
Erziehungsarbeit der Kindertageseinrichtun¬
gen (Bildungsvereinbarung),
2. eine Vereinbarung über die Fort- und Wei¬
terbildung der pädagogischen Kräfte (Fortbil¬
dungsvereinbarung),
3. eine Vereinbarung über die Qualitätssiche¬
rung und -entwicklung in der Kindertagesbe¬
treuung einschließlich Qualifizierung und
Fachberatung (Qualitätsentwicklungsverein¬
barung) und
4. eine Vereinbarung über die Qualifikation
und, bei den Kindertageseinrichtungen, den
Personalschlüssel (Personalvereinbarung).
Dabei sind die Prinzipien der Pluralität, der
Trägerautonomie und der Konzeptionsvielfalt
zu berücksichtigen.

§ 27
Aufhebungs- und Übergangsvorschriften

§ 55
Inkrafttreten, Außerkrafttreten, Über¬

gangsvorschriften

(1) Die Träger von Kindertageseinrichtungen
werden von allen Zweckbindungen aus einer
Investitionsförderung nach dem Gesetz über
Tageseinrichtungen für Kinder und dem Kin¬
dergartengesetz befreit, wenn die mit den
Landesmitteln geförderten Einrichtungen wei¬
terhin für Kindertageseinrichtungen, Kinder¬
tagespflege oder Familienzentren nach die¬
sem Gesetz überwiegend genutzt werden.

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. August 2020 in
Kraft. Zugleich tritt das Kinderbildungsgesetz
vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 462),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
21. November 2017 (GV. NRW. S. 834) ge¬
ändert worden ist, außer Kraft. Die Landes¬
regierung berichtet dem Landtag bis zum 31.
Dezember 2023 über die Erfahrungen mit
diesem Gesetz.
(2) Die Träger von Kindertageseinrichtungen
werden von allen Zweckbindungen aus einer
Investitionsförderung nach dem Gesetz über
Tageseinrichtungen für Kinder und dem Kin¬
dergartengesetz befreit, wenn die mit den
Landesmitteln geförderten Einrichtungen wei¬
terhin für Kindertageseinrichtungen, Kinder¬
tagespflege oder Familienzentren nach die¬
sem Gesetz überwiegend genutzt werden.
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Zweckbindungen für Plätze, die seit 2008 im
Rahmen der U3-lnvestitionsprogramme ge¬
schaffen wurden, laufen über den ausge¬
sprochenen Zeitraum weiter und gelten als
erfüllt, wenn im Rahmen der örtlichen Ju¬
gendhilfeplanung entschieden wird, dass sie
vorrangig mit Kindern unter drei Jahren be¬
legt werden.
(3) Für die finanzielle Förderung von Kinder¬
tageseinrichtungen (Kindpauschalen, Mietzu¬
schüsse, Verfügungspauschale, zusätzliche
U3-Pauschale, eingruppige, Waldkindergar¬
tengruppen, Familienzentren, plusKITA-
Einrichtungen, zusätzlichen Sprachförderbe-
darf und Qualifizierung sowie die zusätzli¬
chen Zuschüsse) und den Landeszuschuss
für Kinder in Kindertagespflege bis zum Kin¬
dergartenjahr 2019/2020 gilt das Kinderbil¬
dungsgesetz in der bis zum 31 . Juli 2020 gel¬
tenden Fassung.

(2) Für pauschalierte Landeszuschüsse zum
Erhalt der Trägervielfalt für die Jahre
2017/2018 und 2018/2019 ist § 21f in der bis
zum 31. Juli 2019 geltenden Fassung anzu¬
wenden.

(4) Für pauschalierte L ndeszuschüsse zum
Erhalt der Trägervielfalt für die Jahre
2017/2018 und 2018/2019 ist§21f in der bis
zum 31. Juli 2019 geltenden Fassung anzu¬
wenden.

§28
Schlussbestimmung
(1) Die Landesregierung überprüft in einem

weiteren Schritt unter Einbeziehung der
Kommunalen Spitzenverbände, der Spitzen¬
verbände der Freien Wohlfahrtspflege, der
Kirchen, der Eltern, der Beschäftigten und
ihrer Verbände weitere Punkte, insbesondere
die Bedarfsgerechtigkeit der Angebotsstruk¬
tur, das Finanzierungssystem, die Auskömm-
lichkeit der Pauschalen, den Betreuungs¬
schlüssel und die zusätzliche Sprachförde-
rung.

(5) Die Landesregierung überprüft die Finan¬
zierung der Kindertagesbetreuung und deren
Auswirkungen unter Mitwirkung der Kommu¬
nalen Spitzenverbände, der Spitzenverbände
der Freien Wohlfahrtspflege sowie der Kir¬
chen auf der Basis vorliegender Daten und
weiterer Datenerhebungen fortlaufend. Bei
der Evaluation werden darüber hinaus auch
die Eltern, die Beschäftigten und ihre Ver¬
bände sowie der Landesverband für Kinder¬
tagespflege NRW einbezogen. Im Zuge die¬
ser Überprüfung werden auch die Entwick¬
lung und Wirkung der Fortschreibungsrate
nach § 37 einschließlich des Verhältnisses
zwischen Personal- und Sachkosten gemäß
§ 37 Absatz 3 evaluiert. Die Landesregierung
bezieht die Ergebnisse dieser Überprüfung in
den gemäß Absatz 1 Satz 3 zu erstellenden
Bericht ein.

(2) Die Oberste Landesjugendbehörde über¬
prüft die dem Belastungsausgleich nach § 21
Absatz 10 zugrundeliegende Kostenfolgeab¬
schätzung spätestens zum 31. Dezember
2014.
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